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Dorwort 


Am 21. Februar 1935 waren 50 Jahre vergangen feit dem Tage, an dem zum erften 
Male Vertreter ſchleſiſcher Spatkaffen fih verſammelten, um gemeinfame Angelegen- 
heiten der Sparkaffen miteinander zu beraten und für die Jukunft ihren Beratungen 
eine fefte form in Geftalt eines ſchleſiſchen Sparkaffenverbandes zu geben. Nun find 
50 Jahre für die mit großen Jeiträumen rechnende kommunale Selbſtverwaltung 
keine lange Spanne zeit, doch fällt in diefe 50 Jahre bei den öffentlichen Sparkaffen 
ein glänzender Aufftieg, ein jäher Abfturz bis zu faſt völliger Lähmung und ein mühe- 
voller und doch erſtaunlich ſchneller Wiederaufbau des Jerſtörten in den letzten 
Jahren; und es fällt in dieſe 50 Jahre die Entwicklung des Gedankens übergemeind- 
licher Juſammenarbeit der Sparkaſſen von kleinen, zögernden Anfängen bis zur fjer— 
ſtellung einer Derbandsorganiſation, die aus dem heutigen Aufbau der Gefamtwirt- 
ſchaft nicht mehr wegzudenken ift. Es war daher wohl angebracht, an dieſem Jeit— 
punkte einmal einen Rückblick auf die Entftehung und die bisherige Arbeit dieſes 
Teils der ſchleſiſchen Selbftverwaltung zu tun. Der kommillariſche Dorfteher des 
niederſchleſiſchen Sparkaffenverbandes, Polizeipräſident i. e. R. Wackerzapp, gab dem 
Derfaffer, der ſelbſt über 20 Jahre der Verbandsarbeit leitend nahegeſtanden hat, 
die Anregung zu der vorliegenden Arbeit. Der Jeitpunßt des krſcheinens wurde etwas 
hinausgeſchoben dadurch, daß gerade in den Jahren 1935/36 die tiefgreifende Um- 
geftaltung des ſchleſiſchen Sparkaffen- und öffentlichen Bankwefens vor ſich ging, die 
als SchluBpunkt und zugleich als neuer Ausgangspunkt der Derbandsarbeit noch in 
diefer Darftellung berückfichtigt werden follte. 
Als Quellen der Darftellung kamen in der баир афе die Akten und Druckfachen des 
Niederſchleſiſchen Sparkaffen- und Giroverbandes und des Oberſchleſiſchen Spar- 
kaffenverbandes, die einfchlägige Sparkaffenliteratur und die Fachzeitſchriften in Frage. 
Für die erſten 25 Jahre lag in dem 1910 von Dr. 0. Schwarzer verfaßten „General- 
bericht über die Tätigkeit des ſchleſiſchen Sparkaffenverbandes in den erften 25 Jahren 
ſeines Beſtehens“ eine wertvolle Grundlage vor. Eine befondere Förderung verdankt 
der Derfaffer auch der freundlichen Huskunfterteilung des Derbandsvorftehers, der 
Leitung der Schleſiſchen Landesbank, der Leitung der beſchäftsſtelle und der Reviſion 
des Verbandes auf einzelnen Gebieten der Darſtellung, die im übrigen keine amtliche 
Auslaffung des Derbandes ift, ſondern überall die Anfichten des Derfaffers wieder- 
gibt. Der ſtatiſtiſche Teil ift in mühevoller Arbeit von der Derbandsgeſchäftsſtelle aus- 
gearbeitet worden, der hierfür beſonderer Dank gebührt. 

би! Preſcher. 


Breslau, im Oktober 1936. 
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Einleitung 


Diefelben ſozialpolitiſchen und wirtfchaftlichen Erwägungen, die um die Wende des 
18. zum 19. Jahrhundert in Deutfchland zur Errichtung von gemeinnütſigen Spar- 
kaffen führten, ſtanden auch an der Wiege des ſchleſiſchen Sparkaffenwefens. Die 
ftatke Junahme der Bevölkerung, die auch von einer fih ſchnell entwickelnden In- 
duſtrie nicht aufgenommen werden konnte, ſchuf immer neue Arbeiterfcharen, die, je 
nach den Wechſelfällen der Wirtſchaftsentwicklung, auch immer neu von der Gefahr 
der Arbeitslofigkeit und des Derſinkens in Ailfsbedürftigkeit und Armut bedroht 
waren. Das hauptſächlichſte Abwehrmittel gegen diefe Gefahr [ah das von den Ge- 
danken der kapitaliftifchen Arbeitsweife und der Aufklärung beherrſchte Zeitalter in 
der Stärkung der Selbfthilfe der Einzelperfönlichkeit, im Willen zur Arbeit und vor 
allem zum Sparen. Die Sparkaſſe als Träger der Spartätigkeit wurde bewußt als 
eine Anftalt zur Förderung der wirtſchaftlichen Selbfthilfe eingefchaltet. Rennzeichnend 
für dieſe Einftellung zum Sparkaffenproblem ift die Begründung, die der Magiftrat 
Breslau 1821 feinem Antrage an die Stadtverordnetenverſammlung gab, eine ftädtifche 
Sparkaffe zu errichten fwobei an die Ausdrucsweife der Begründung nicht heutige 
Maßftäbe anzulegen find): „Wenn auch die Stadt fidh einer großen Anzahl mildtätiger 
Stiftungen erfreue, [o würden doch die milden Gaben, wie weit fie auch reichen mögen, 
nie das Elend und die Armut aus der bürgerlichen Geſellſchaft ganz entfernen, und 
keine vorſichtige Maßregel reiche aus, um den Ansprüchen auf öffentliche Wohltätig- 
keit, welche verſchuldet oder unverſchuldet ins Unglück Geratene erheben, in gerechter 
Weife zu genügen. Wichtiger als die Armenpflege fei daher, auf Mittel und Wege zu 
denken, der fo häufigen Derarmung vorzubeugen. In erſter Linie fei notwendig 
Arbeitfamkeit, Mäßigkeit und Sparfamkeit. Aber diefen Tugenden bei dem großen 
haufen Eingang zu verſchaffen, fei felt ſchwierig. Ein anderer Weg fei einzuſchlagen, 
nämlich eine Sparkaſſe zu gründen, um dadurch dem großen Maufen, der bloß von 
feiner fjünde Arbeit lebe und leicht verſucht werde, die nach Befriedigung der not- 
wendigen Bedürfniffe übrigbleibenden Überſchüſſe des Derdienftes dem Dergnügen 
und dem Wohlleben zu opfern, Gelegenheit zu geben, dieſen Überfluß фес und zins- 
bar anzulegen und ſich dadurch nach und nach ein бариа! für die Not zu ſammeln, 
ſomit auf diefe Weife auf Arbeitfamkeit, Mäßigkeit und Sparfamkeit hinzuwirken.” 
Diefe ſozialpolitiſche Einftellung, welche die Sparkaffen als Anftalten der vorbeugen- 
den Armenpflege betrachtete, beſtimmte auch in den nächſten Jahrzehnten in wefent- 
lichen Punkten die Einftellung der Sparkaffen zu ihren Aufgaben. 

Die erſten Sparkaſſen entftanden naturgemäß in den Städten, wo die Jufammen- 
drüngung der Bevölkerung und die oben erwähnten Folgen der Induſtrialiſierung am 
eheften zu Frmutserſcheinungen führen mußten. Die Städte Brieg und Schweidnitz 
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machten 1819 den Anfang; ihnen folgten in den zwanziger Jahren die Städte Dels, 
Breslau, Glat, Frankenſtein, Reichenbach, Neiffe, бїс есд, Löwenberg und Freultadt. 
1830 wurde die Oberlauſitzer Provinzialſparkaſſe von den Ständen des Markgrafen- 
tums der preußiſchen Oberlaufit; für deren Bezirk errichtet. 

In den ländlichen Gebieten, wo die Notwendigkeit und der Gedanke der vorbeugen- 
den Armenpflege weniger in Frage kam, wurden erft in den fünfziger Jahren häufiger 
Sparkaffen gegründet, beſonders, nachdem die preußifche Regierung durch Erlaß vom 
14. Juli 1854 auf die Errichtung von Areisfparkaffen hingewirkt hatte. Hier ſtand von 
vornherein nicht jener ſozialpolitiſche zweck der vorbeugenden Armenpflege, ſondern 
der wirtſchaftliche Gefichtspunkt im Dordergrunde, die zu ſammelnden Einlagen zur 
Freditverſorgung des eigenen Bezirks zu verwenden und befonders dem Aredit- 
bedürfnis der kleineren Beſitzer, des gewerblichen und kaufmänniſchen Mittelſtandes 
zu genügen. Auf die Pflege des Perfonalkredits wurden die Sparkaffen durch die 
Preußiſche Regierung 1856 beſonders hingewiefen. Mit der Зипайте des Dolkswohl- 
ftandes und des Dolkseinkommens in Deutſchland wurden die Sparkaffen, getragen 
von dem allgemeinen Dertrauen in ihre Sicherheit, in immer fteigendem Maße auch 
die Träger der Spartätigkeit des Mittelſtandes. Jugleich ſchwanden mit der Entwick- 
lung der Geldwirtfchaft auch die Schwierigkeiten der Anlage der Sparkapitalien, die 
den Sparkaffen in den erſten Jahrzehnten ihrer Tätigkeit manche Sorge bereitet 
hatten. Ein großer Teil der ſozialpolitiſchen Aufgaben, die einſt zur Gründung der 
Sparkaffen geführt hatten, wurde ihnen durch die Sozialverficherungs-Gefetgebung 
des Reiches abgenommen. Für die von dieſer betreuten Bevölkerungsſchichten hatten 
die Sparkaffen nunmehr die Bildung von zufätlichen Rücklagen aufzunehmen. Je 
mehr die Einlagen zunahmen und der ßreis der ſparenden Bevölkerungsſchichten ſich 
erweiterte, deſto mehr rückte die Gefamtheit der Sparkaffen in die Stelle eines allge- 
mein bedeutfamen Wirtfchaftsfaktors, der zu einer organiſatoriſchen Juſammen— 
faſſung drängte. 


Teil I: 
Geſchichte des Derbandes 


Abſchnitt I: 
Derbandsbeſtrebungen in Deutſchland vor 1885 


Mehr als ein halbes Jahrhundert arbeiteten die deutſchen Sparkaſſen ohne jeden 
organiſatoriſchen Juſammenhang. Ihre Entftehung aus ſozialpolitiſchen Erwägungen, 
zunächſt beſchränkt auf die ärmeren Teile der Bevölkerung, trug dazu bei, daß die 
Sparkaffen lange nur als ein Teil der örtlichen Wohlfahrtspflege betrachtet wurden. 
Dieſen charakter verloren fie auch dann noch nicht, als ihre Arbeit im Spargebiet 
(Alters-, Jugend-, Schulſparen) und ihre Anlagemöglichkeiten fih vergrößerten; in der 
Gewährung örtlichen Real- und Perfonalkredits und in der Befriedigung des ört— 
lichen Finanz- und fireditbedarfs des Bewährs verbandes [chien fih ihre Aufgabe im 
Aktivgefchäft zu erſchöpfen. Dieſe Beſchränkung auf örtliche Belange trug dazu bei, 
die Entwicklung zu verlangfamen, aus Mangel an krfahrungsaustauſch die möglich— 
keiten nicht auszuſchöpfen, die in der immerhin doch nicht unerheblichen бариа!- 
anſammlung in den öffentlichen Sparkaſſen lagen. Es fehlte auch nicht an öffentlicher 
Rritik, daß die Sparkaffen ſtehengeblieben feien, während ringsum die Welt fidh) ver- 
änderte. Denn ſchon feit 1859 hatten die Genoffenfchaften begonnen, fic) Zentral- 
einrichtungen zu ſchaffen; die namentlich feit den ſiegreichen Kriegen einſetzende Ent- 
wicklung der Wirtſchaft und des Derkehrs, beſonders der Induſtrie, führte auf immer 
mehr Wirtſchaftsgebieten zu Juſammenſchlüſſen der Produzenten, auf dem Bank- 
gebiete zur Gründung der großen Aktienbanken. Die Induſtrialiſierung Deutſch— 
lands ſchuf ſtändig neue kinkommensträger, die als Sparer in Frage kamen; die 
kreditwirtſchaftliche Derſorgung auch anderer als der ärmeren, früher in den Dorder- 
grund der Sparkaſſenfürſorge geftellten Schichten hätte einer gemeinfamen Erörterung 
und Cöſung bedurft. Auf der anderen Seite boten für die Sparkaſſen Anlaß zu ernſter 
Sorge der Wettbewerb der Senoſſenſchaften und die durch die kaiſerliche Botſchaft 
vom 17. November 1881 angekündigte Sozialverfiherung, die als eine Art zwangs- 
ſpareinrichtung für den größten Teil der Sparkaffenkundfchaft die früher von den Spat- 
kaffen als Sozialfürforgeanftalten gepflegten Spareintichtungen zu erſetzen (chien. 

Der Anftoß zur Moderniſierung und beſſeren Organiſation der Sparkaſſen ging in 
Deutſchland aus vom Jentralverein für das Wohl der arbeitenden Flaſſe, der feit 
Jahrzehnten die Sparkaffenftage unter ſozialpolitiſchen Gefichtspunkten behandelte. 
Rus feinen бсеі[еп kam gelegentlich des erſten deutſchen Armenpflegerkongreffes in 
Berlin 1881 die Anregung zu einem deutſchen Sparkaffentag, der in Derbindung mit 
dem Armenpflegerkongreß am 7. Oktober 1882 in Darmftadt [tattfand. Dem vor- 
bereitenden Aomitee und ſpäteren Dorftande gehörte aus Schleſien der Stadt- 
verordnetenvorfteher Jordan aus Glogau an. Der Sparkaffentag forderte u. a. für 
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den Fall der Errichtung einer Poftfparkaffe die Wahrung der Rechte der beftehenden 
Spareintichtungen. Auf dem zweiten Sparkaffentage in Dresden am 4. Oktober 1883 
empfahl der Deutſche Sparkaffentag die Organiſation von engeren Sparkaffen- 
verbänden, die für Mittel-, Nord-, Oſt-, Süd- und Weſtdeutſchland oder auch je nach 
den Derhältniffen in anderer Ausdehnung errichtet werden und in dem Deutſchen 
Sparkaffentag ihren Mittelpunkt finden ſollten. 

Ein Antrag des Oberbürgermeifters Runtje, Plauen, in den einzelnen Ländern und 
Gauen Deutſchlands Sparkaffenverbände und einen, sämtliche Verbände umfaffenden, 
Deutſchen Sparkaffenverband zu bilden, wurde abgelehnt. Die tatſächliche Entwicklung 
aber ging den von dieſem Antrage bezeichneten Weg. Annähernd gleichzeitig kamen 
Derbandsbeftrebungen unmittelbar aus den Sparkaffen- und Sparkaffenbeamten- 
kreifen des Weftens. Schon 1872 hatte fih ein Derein der Sparkaffen bzw. der Spar- 
kaffenbeamten zur förderung der Sparkaffen im Regierungsbezirk Arnsberg gebildet, 
der aber keine größere Wirkfamkeit entfaltete. Am 28. September 1881 wurde der 
erfte Sparkaffenverband in Deutſchland, und zwar für Rheinland und Weſtfalen, ge- 
gründet, der 1882 (іф als Derband der Sparkaffen in Deſtdeutſchland erklärte und, 
getrieben insbeſondere auch durch das drohende Projekt einer Poftfparkaffe, am 
6. Dezember 1884 in Dortmund ſich auf das Deutſche Reich auszudehnen beſchloß. 
Dieſem Verbande traten auch einige ſchleſiſche Sparkaffen bei. Als Aufgaben ſtellte fidh 
der Derband, den Poftfparkaffenplan zu verhindern und das Sparkaſſenweſen durch 
Schaffung befferer Spargelegenheiten auszugeſtalten. 

Ний im übrigen Deutſchland entftanden in dieſer Zeit unter dem Druck der Poft- 
ſparkaſſenfrage weitere Sparkaffenverbände, 1883 in Sachſen, 1884 in Brandenburg. 
Die zwiſchen dem Deutſchen Derbande und dem Deutſchen Sparkaffentage einſetzenden 
Meinungsverſchiedenheiten und Rivalitäten können hier übergangen werden, da das 
Komitee für den Deutſchen Sparkaffentag nach einigen Jahren feine Tätigkeit ein- 
ſtellte. Schwerer zu überwinden waren die Streitigkeiten über die Jufammenfetung 
des Deutſchen Sparkaffenverbandes zwiſchen dieſem und dem Brandenburgiſchen Der- 
bande. Der Deutſche Sparkaffenverband von 1884 war ein Derband von Einzelfpar- 
kaffen, während Brandenburg einen Aufbau auf Landes- und Provinzialverbänden 
wünſchte. Ruch die Frage des Sitzes des Derbandes war eine Quelle von kämpfen, da 
das Rheinland aus Prioritätsgründen den Sitz im Weſten, andere ihn in Berlin fehen 
wollten. Dieſe Streitfragen, die 1888 in einer auch von Schleſien beſchichten, von 
Brandenburg veranlaßten Aonferenz faft zu einer Gegengründung geführt hatten, 
wurden erſt 1892 beendet durch eine neue Satzung, die den Deutſchen Sparkaffen- 
verband auf Landes- und Provinzialverbänden aufbaute, denen die einzelnen Spar- 
kaffen angehörten. 


Abſchnitt II: 
Die Gründung des Schlefifchen Sparkaſſenverbandes 


Den unmittelbaren Anftoß zu der Gründung gab auch in Schlefien der drohende Plan 
einer Poſtſparkaſſe. Die Sparkaffen hatten allen Grund, die Errichtung einer poft- 
fparkaffe zu fürchten, denn der von der Regierung 1882 vorgelegte Entwurf enthielt 
zweifellos in techniſcher Ainficht gegenüber den damaligen Einrichtungen der Spar- 
kaffen eine bedeutende Überlegenheit. Nach einer für 1878 aufgeſtellten Statiftik waren 
von 1886 in Deutſchland beftehenden öffentlichen Sparkaſſen nur 230 täglich und 831 
an jedem Wochentage geöffnet. 1880 waren in Schleſien 159 Orte mit Sparſtellen 
öffentlicher oder privater Sparkaſſen befett, d. h. je eine für 254 Quadratkilometer: 
noch 1888 hatten von 101 öffentlichen Sparkaffen 10 nicht täglich geöffnet, ſondern 
nur ein bis vier Tage in der Woche. Nach dem Poſtſparkaſſenplan aber follten über 
10 000 Poftämter faft den ganzen Tag dem Sparer zur Derfügung ftehen, wozu noch 
die 20 000 Landbriefträger kämen, die ebenfalls zur Annahme von Spareinlagen er- 
mächtigt werden könnten. Die Sparkaſſenbücher ſollten im ganzen Reiche gültig fein, 
alfo eine Freizügigkeit befitien, wie fie auch der befte Übertragbarkeitsverkehr unter 
Sparkaffen nicht herftellen konnte. Eine Schädigung der kommunalen Sparkaffen 
glaubte die Poſtverwaltung nicht befürchten zu müffen, weil die Poftfparkaffe fih nur 
an die kleinſten Sparer wenden wollte, der Höchftbetrag der Einlagen auf 800 Mk. und 
die Derzinfung nur auf 3 Prozent feftgefett werden follte. Die Begründung des Gefet- 
entwurfes erhob den Dorwurf, daß die Sparkaffen den berechtigten Anfprühen 
namentlich der kleinen Spater nicht mehr genügten, ein Dorwurf, der um [o beffer 
faß, als feine Berechtigung im ftillen von fo mancher Sparkaffe zugegeben werden 
mußte. Es kam darauf an, nicht nur den negativen Willen auf Bekämpfung der Poft- 
fparkaffe zu zeigen, ſondern auch den pofitiven auf Einführung der Reformen, deren 
Notwendigkeit man nicht leugnen konnte. 

In Schleſien brauchte es allerdings geraume Jeit, ehe der Gedanke ſich bei den Spar- 
kaffen durchrang, in gemeinſamem Dorgehen ihre Betriebsverhältniſſe zu verbeffern. 
Eine technifthe Einrichtung, welche der Poftfparkaffenplan vorfah, bildete damals einen 
fjauptgegenſtand der Erörterungen in Sparkaffenkreifen: die Übertragung von Spar- 
guthaben von einer Sparkaffe zur anderen, wenn der Sparer feinen Wohnfit; wechſelte 
[[. u. S. 93). Aus dieſer Richtung kamen die erſten Anregungen zur Gründung eines 
Schleſiſchen Sparkaſſenverbandes, Anregungen, die bezeichnenderweiſe nicht von den 
ſchleſiſchen Sparkaſſen ſelbſt, ſondern von der Rufſichtsbehörde ausgingen. Der Re- 
gierungspräfident von Oppeln wies in einer Rundverfügung an die oberſchleſiſchen 
Sparkaffen vom 8. Januar 1883 darauf hin, daß der jetzige Geſchäftsbetrieb der 
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Sparkaffen der Einrichtung entbehre, das Guthaben eines Sparers auf eine andere 

Sparkaffe zu übertragen, und bemerkte: 
„Dazu kommt, daß die Sparkaffen noch immer keine allgemeinen Provinzial- oder 
Landesverbände zur Beratung und Befdjlußfaffung der in das Sparkaffenwefen 
einſchlagenden wichtigen Fragen bilden. Bis zu dieſem Jeitpunkte und um im 
hiefigen Regierungsbezirk den Anfang zu einer demnächſtigen Organiſation zu 
machen, will ich anregen, daß ſich die Sparkaffen wenigſtens zur Behebung des 
oben angegebenen Mangels zu einem Berbande vereinigen und, wenn dies gelingt, 
weitere Schritte tun, um die Organifation auf andere Regierungsdezirke aus- 
zudehnen, falls nicht im Wege der Selbſtverwaltung, was vorzuziehen wäre, ge- 
eignete Schritte von den Sparkaſſen felbft geſchehen ...“ 


Die Selbſtverwaltung erwies fih leider zunächſt weniger weitblichend als der Re- 
gierungspräfident, Es kam zwar durch ſchriftliche Erklärungen der oberſchleſiſchen 
Sparkaffen eine Dereinbarung zuſtande, wonach die Sparkaffen fic) verpflichteten, den 
angeregten Übertragbarkeitsverkeht einzuführen; dies war aber vorerſt auch alles. 
Ahnlich verlief zunächſt die Behandlung dieſer Frage im Regierungsbezirk Breslau. 
Auf eine Anfrage des Regierungspräſidenten an die Städtiſche Sparkaffe Breslau er- 
Hlürte fih zwar der Magiſtrat im Mai 1883 bereit, einem Derbande zwecks Über- 
tragung von Sparguthaben beizutreten; im übrigen wurde Wiedervorlegung nach 
[е5 und weiteren ſechs Monaten verfügt. Der Magiftrat der Stadt Oels hat das 
Derdienſt, die Derbandsgründungsfrage in Fluß gebracht zu haben, durch eine An- 
frage vom 22. Dezember 1884, welche Schritte getan worden ſeien, um die ſtädtiſchen 
Sparkaffen unter eine mehr einheitliche Derwaltung zu bringen, und fo die befahren 
der Einführung von Poſtſparkaſſen zu befeitigen. Der Oberbürgermeifter von Breslau, 
Dr. Friedensburg, nahm ſich der Sache an und veranlaßte die Städtiſche Sparkaffe, 
Abgeordnete aller (nicht nur der ſtädtiſchen) ſchleſiſchen Sparkaffen einzuladen, um 
über die Bildung eines Verbandes zu beraten. 

Don den 101 damals in Schleſien beftehenden Sparkaffen (28 fireis-, 70 Stadt-, 
2 Landgemeindefparkaffen und Oberlaufitier Provinzialfparkaffe) entfandten 65 ihre 
Dertreter in die Derfammlung, die am 21. Februar 1885 im fürftenfaal des Breslauer 
Rathaufes ftattfand. Den Dorfit führte Stadtrat und Rommerjienrat Rülow. Diefer 
begründete die Notwendigkeit der Derbandsgründung mit dem Poftfparkaffengefet- 
entwurf, der ein Weckruf für ſämtliche Sparkaffen fei, energiſch an Beſſerungen heran- 
zugehen. 

Als wünſchenswerte Reformen wurden bezeichnet: 

Einrichtungen für bequemere Einzahlung von Spareinlagen lpraktiſche Gefdhäfts- 
ſtunden vor- und nachmittags, an einzelnen Tagen auch nach Schluß der Arbeits- 
zeit, um den Arbeitern die Einzahlung von Lohnerfparniffen zu ermöglichen), 

Dermehrung der Annahmeftellen, 
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Einführung der ſogenannten Pfennigſparmarken, 
Übertragbarkeitsverkehtr, 


Sperrung von Sparbüchern [zweckſpareinrichtungen für Invalidität, Arankheit, 
Mietzins), 


Sparprämien, 
Schaffung einer Muſterſatzung für alle Sparkaffen und von einheitlichen Be- 


ſtimmungen über die Anlagen, kündigung, Derwendung der Überfchüffe ſowie 
die Einrichtung einer einheitlichen Buchführung bei den Sparkaffen. 


Der Gedanke der Derbandsgründung wurde allgemein gebilligt. Die Satzung (An- 
lage 1} wurde nach den üblichen langen Satzungsberatungen gebilligt, wobei die 


Frage des Derbandsfities und der Derteilung der Derbandskaften eine erhebliche 
Rolle ſpielte. 


Als erſter Dorftand wurde gewählt: 
Bülow, als Dorfitender, 
Kämmerer von Uffelftein, Breslau, 
Landrat von fjeydebrand und der Lafa, Breslau, 
Oberbürgermeiſter Oertei, Ciegnitß, 
fümmerer Cauriſch, Görlitz, 
Oberbürgermeiſter Schramm, Ratibor, 
Landrat Dr. von Wittenburg, Neuſtadt. 


Abfchnitt Ш: 


Gefchichte des Schlefifchen Sparkaffenverbandes 
bis zur Gründung des Giroverbandes 


Der Poſtſparkaſſengeſetzentwurf wurde zurückgezogen, weil die gegen die Zentrali- 
ſierung der Spargelder vom Standpunkt der Allgemeinwirtfchaft zu erhebenden Be- 
denken feine techniſchen Dorzüge doch erheblich überwogen. Mit dem Schwinden der 
gegenwärtigen Gefahr für die Sparkaffen ſchwand aber zunächſt auch der Taten- 
drang des jungen Sparkaſſenverbandes. Erft am 23. Oktober 1886 kam die erfte 
konftituierende Dorftandsfittung zuſtande. Obwohl die Sarung jährliche Mitglieder- 
verſammlungen vorfah, fanden in den nächſten fünf Jahren nur zwei Derſammlungen, 
1887 und 1890, ftatt, die nur von 32 und 24 Sparkaffen beſchickt waren. Begründet 
wurde der Ausfall der Derſammlungen teils mit formalen Gründen, beſonders aber 
mit Mangel an Beratungsftoff, obwohl allein der in der Gründungsverfammlung 
gezeichnete Aufgabenkreis wohl genügend Derbandstätigkeit hätte hervorrufen können. 
Die Einführung der Altersfparkaffe, der geſperrten fd. h. Jweck-] Sparbücher, der Über- 
tragbarkeitsverkeht wurden erörtert und eine dankenswerte, (ehr eingehende Statiftik 
über die Derhältniffe der ſchleſiſchen Sparkaffen verarbeitet. 1890 trat der Derband 
dem Deutſchen Sparkaſſenverbande bei. 

Regere Derbandsarbeit begann, nachdem an Stelle des 1890 verftorbenen Stadtrats 
Bülow Stadtrat Peterfon, Breslau, zum Dorſitzenden gewählt wurde. Die Mitglieder- 
verſammlung 1891 beſchloß, die Reoiſion der Sparkaſſen durch den Verband ein- 
zuführen, nachdem (don 1887 der fjannoverſche Sparkaffenverband damit voran- 
gegangen war. Damit wurde dasjenige Arbeitsgebiet geſchaffen, das in den nächſten 
Jahrzehnten der Schwerpunkt der Derbandstätigkeit werden follte. Der Ausbau der 
Reviſion von einer bloß buchmäßigen zur fachlichen Prüfung des geſamten Spar- 
kaffenbetriebes ſowie der Übergang von der gelegentlichen zur periodiſch wieder- 
kehrenden Reviſion aller Sparkaffen wurde zum Teil gegen große Widerſtände durch 
geſetzt. 

Mit der Herausgabe des Entwurfs einer Gefchäftsanweifung für kleinere Sparkaffen 
1894 begann der Derband die Einwirkung auf den techniſchen Betrieb, insbefondere 
auf die Buchführung der Sparkaffen, die ebenfalls im Laufe der Jeit ein großes 
Arbeitsgebiet werden follte. Daneben trat in den letzten Jahren vor dem Weltkriege 
die ſuſtematiſche fürforge für die Fortbildung der Sparkaffenbeamten und -angeftellten. 
Die Erörterung der ſozialpolitiſchen Aufgaben der Sparkaffen trat im Laufe der Jeit 
zurück hinter die Behandlung der immer brennender werdenden Fragen der Anlegung 
der Spargelder und der hierbei auftauchenden Rechtsfragen (fiypotheken und Wert- 
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papieranlage, Wechſelanlage, Goldklaufel, Rriegs- und Krifenfürforge, Reſervefonds 
ufw.). Der 1895 vorgelegte Entwurf eines preußiſchen Sparkaffengefetes, befonders 
aber der Entwurf des Derlegers Scherl für ein neues Sparkaſſenſuſtem (feit 1891), 
griff wieder an die Grundlagen des Sparkaſſenweſens. Beide Entwürfe find nach 
leidenſchaftlicher Erörterung verfunken. In allen diefen, befonders in den Derbands- 
verfammlungen erörterten Fragen hat unter der ftändigen Anregung des Derbands- 
vorfitienden eine große Anzahl von kommunalen und ſparkaſſentechniſchen fadh- 
männern fehr folide Arbeit geleiftet. Zugleich vollzog fih in dieſen Jahren die Um- 
ſtellung der Sparkaſſen auf die geldwirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Mittelftandes; 
die bewußtere Pflege des Perſonalkredits, die Einführung des Fontokorrentverkehrs 
bildeten die Grundlage für die Entwicklung des bargeldlofen Verkehrs, der Giro- 
bewegung, die der Sparkaſſenentwicklung der nächſten Jahrzehnte das Gepräge geben 
ſollte. 

Die Arbeit des Verbandes auf dieſen Gebieten ift in Teil III dieſer Schrift dargeſtellt. 
Die Würdigung der Verbandsarbeit bei den Sparkaſſen drückte (10) in der Jahl der 
Derbandsmitglieder aus: Ende 1913 gehörten von 187 Sparkaſſen Schleſiens 177 
dem Derbande an. 

Am 1. Oktober 1913 ſchied Stadtrat Peterfon aus feinem Amte als Stadtrat und da- 
mit nach den Grundfäten des Derbandes auch aus feinem Amte als Dorfitiender des 
Sparkaffenverbandes, den er 23 Jahre geleitet hatte. In zäher und zielbewußter 
Arbeit, nicht als Stürmer und Dränger, ſondern jeden Schritt mit Bedacht und Über- 
legung, aber dann auch mit Feſtigkeit vorwärtsgehend, brachte er der Sparkaſſenſache 
die Liebe zu der ihm anvertrauten Aufgabe und das felbftlofe Aufgehen in ihren 
Jielen entgegen. Seine treue und erfolgreiche Arbeit, feine gefchloffene Perſönlichkeit, 
feine von Wohlwollen getragene Gerechtigkeit und Objektivität ſicherten ihm das all- 
gemeine Andenken, das in der Verleihung der khrenmitgliedſchaft im Dorftande feinen 
Ausdruck fand. 

jum Dorfitienden des Derbandes wurde an feiner Stelle der Stadtrat und Bämmerer 


Matthes, Breslau, gewählt (zum Derbandsvorſteher des Giroverbandes der Stadtrat 
Preſcher, Breslau). 
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Abfchnitt IV: 


Die Gründung des Giroverbandes 


Für die Sparkaffen ſollte der Girogedanke der Ausweg aus einer Sackgaſſe werden, 
in die fie durch die Entwicklung des Geldverkehts und des Bankweſens geraten waren. 
Die Ronzentration der Großbanken, die gegen Ende des Jahrhunderts das Netz ihrer 
Filialen und Depofitenkaffen immer engmaſchiger geftalteten, ſchuf damit einen groß- 
artigen Saugapparat, der die Geldmittel aus dem ganzen Lande bis in die kleinften 
Städtchen hinein an fic) zu ziehen begann '). Die Gefahr lag nahe, daß diefe Mittel 
zum großen Teil nicht wieder in die Provinz in form von Arediten zurückwandern, 
fondern an den großen Geldpläten Deutſchlands zur Finanzierung der Großinduftrie 
und des fjandels hängen bleiben würden. Gleichzeitig ließ das beginnende Abfterben 
des Standes der Provinzbankiers, der neben den Sparkaſſen und Genoſſenſchaften 
für das Areditbedürfnis des provinziellen Mittelſtandes geforgt hatte, die Befürch⸗ 
tungen um die Areditverforgung des Mittelftandes fih vergrößern. Auch vom Poft- 
ſcheckverkehr wurde befürchtet, daß die in ihm fih ſammelnden großen Guthaben den 
gleichen Anlegungsweg gehen würden wie die Depofitenmittel der Großbanken. Für 
die Sparkaffen beftand alfo die doppelte Gefahr der Austrocknung ihrer Spareinlagen- 
zuflüffe und der Unmöglichkeit, dem Mittelftande, der von jeher ihrer wirtſchaftlichen 
Fürſorge anvertraut war, mit Perfonalkredit auszuhelfen. 

Den Ausweg aus diefer ſchwierigen Lage follte die Einführung des bargeldlofen Der- 
kehrs [Scheck- und Giroverkehrs] den Sparkaffen bringen. Der bargeldloſe Derkeht 
follte den Sparkaſſen helfen, die jeweils flüffigen Gelder des Mittelftandes im örtlichen 
Bereiche zu halten und dadurch wiederum den kurzfristigen Perſonalßredit für diefe 
Bevölkerungskreiſe zu nähren. Auf weitere Sicht hin bedeutete der Gitoverkehr eine 
Mitarbeit an der Erhaltung der bodenſtändigen Rleinwirtfchaft in der Provinz gegen- 
über der drohenden Überwältigung durch die Ronzernwirtfcaft, eine Mitarbeit alfo 
an der Gefunderhaltung des Wurzelbodens der Dolkswirtfchaft und des Volkes über- 
haupt —, Juſammenhänge, die damals allerdings nut wenigen deutlicher ins Be- 
wußtſein traten. 

Der Gedanke, für die Pflege des Überweifungsverkehts eine eigene Organifation der 
Sparkaffen zu errichten, lag nicht von Anfang an in der Abficht des Schlefifchen Spar- 


bei den Sparkaffen bei den Großbanken 
°) Die Einlagen betrugen 1890 5,1 Milllarden 1,28 Milliarden 
1906 13,4 A 6,3 
1914 20,5 ? 12 1 


Der Juwachs der Bankeinlagen war alfo um ein Mehrfadhes größer als der der Sparkaffeneinlagen. 
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kaffenverbandes. Jwar war ſchon bei der Beratung des Poſtſcheckgeſetzes im Jahre 
1907 der Dorſitzende, Stadtrat Peterfon, ſtark für die Julaſſung der Sparkaffen zum 
paſſiven Scheckverkehr eingetreten; aber als Jentralſtelle für den zwiſchenärtlichen 
Uberweiſungsverkehr wurde zunächſt an die Preußiſche jentral-Genoffenfhaftskaffe 
gedacht, nicht an eine eigene Zentrale der Sparkaſſen. Ruch als der Ausfchuf des 
Deutſchen Sparkaffenverbandes am 15. April 1908 auf Dorfchlag von Bürgermeiſter 
Dr. Eberle eine Entſchließung angenommen hatte, daß der Giroverkeht ſowohl im 
Intereſſe der Dolkswirtfcaft, namentlich des Mittelftandes, als auch im Intereſſe 
der Sparkaffen dringend erwünſcht und mit aller Beſchleunigung einzuführen fei, ver- 
hielt fich der Dorftand des Schleſiſchen Sparkaffenverbandes noch abwartend, be- 
ſonders weil er die Errichtung eines Giroverbandes der deutſchen Sparkaſſen zunächſt 
vom Deutſchen Sparkaffenverbande geklärt wiſſen wollte. Die Frage des Scheck-, 
Giro- und fontokorrentverkehrs wurde jedoch weiter bearbeitet und zunächſt den 
Sparkaſſen nähergebracht in der mitgliederverſammlung 1909; in ihr wurde der 
Gito-, Scheck- und fontokorrentverkehr im allgemeinen, der Poſtſcheckverkehr und der 
Gito-, Scheck- und Kontokorrentverkehr in Beziehung auf die Sparkaffen von drei 
Berichterſtattern eingehend erläutert. Биг vorher waren die preußiſchen Ausführungs- 
vorſchriſten über die Einführung des Scheck-, Giro- und Fontokorrentverkehrs bei den 
Sparkaſſen vom 20. April 1909 erſchienen. Der Berichterſtatter über die Einführung 
diefes Detkehts bei den Sparkaffen, Geheimrat Rietzſch, kam in feinem Dortrage zu 
dem krgebnis, daß die kinführung erwünſcht ſei, daß man ſich nunmehr aber mit dem 
іп dem krlaß vom 20. April 1909 Erreichten begnügen und fich vor allen Dingen hüten 
möge, dem Derlangen der „Stürmer“ nach bankmäßiger Betätigung der Sparkaffen 
nachzugeben. Der weitblickende Oberpräſident von Jedlitz-Trützſchler dagegen bekannte 
fidh in der Rusſprache als Anhänger jener „Stürmer“ und als Freund der Weiter- 


entwicklung der Sparkaffen. Er hielt die Beſchränzungen des neuen krlaſſes für zu 
einengend und fagte: 


„Laffen Sie nach dem bisherigen буйет die Sparkaſſen als eine Jelle auffaffen, die 
in ihrer Weiterentwicklung fich an die wirklichen Bedürfniffe des Lebens anſchließt, 
und daß dann auch möglich gemacht wird, mal ein bißchen hinüberzugreifen in Ge- 
ſchäfte, die nach ihrer urſprünglichen Begründung nicht als ihre Aufgaben bezeichnet 
worden find. Wer dieſes verhindert, der muß ſich klar fein, daß er die rückläufige 


Bewegung fördert, die unſere Sparkaffen leider in den letſten Jahren angenommen 
haben.“ 


Diefe Aus(prache bereitete den Boden dafür, die Aufgabe felbftändig zu bearbeiten 
und nicht auf den Deutſchen Sparkaffenverband und feine ſehr zurückhaltend arbeitende 
Gitokommiffion zu warten. Jetzt wurde auch die bisher zurückgeſtellte Frage an- 
gegangen, ein eigenes Sparkaffen-Zentralinftitut für den Überweifungsverkehr zu 
errichten. Die Einrichtungen des Sächſiſchen Giroverbandes wurden in Dresden ftu- 
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diert. Beſonders die Landkreife wurden durch den Landrat Freiherrn von Schuck 
mann, Steinau, dafür intereffiert, den Gitoverkehr nach ſächſiſchem Mufter einzuführen 
und für ihn ein eigenes ſchleſiſches Jentralinſtitut zu errichten. Eine Ende 1909 vom 
Dorſtand eingefette kommilfion, beftehend aus Stadtrat Peterſon, Landrat Freiherr 
von Schuckmann und Geheimrat Rietzſch, kam zu dem Ergebnis, der nächſten Mit- 
gliederverſammlung vorzuſchlagen, einen Schleſiſchen Giroverband zu errichten nach 
dem Satzungsentwurfe, den Freiherr v. Schuckmann ausgearbeitet hatte. Laut dieſem 
Entwurfe follten Mitglieder des „Siroverbandes der kommunalen Derbände der Pro- 
vinz Schleſien“ alle bommunalverbände fein können einſchließlich der ſtändiſchen und 
landſchaftlichen Derbände und des Provinzialverbandes. Der Derband follte Rechts- 
fähigkeit durch ſtaatliche Verleihung erhalten. Die Mitgliederverſammlung ſtimmte 
der Satjung am 21. Mai 1910 zu. Dagegen trat der Breslauer Stadtrat Faber auf als 
Mitglied des Auratoriums der Stadtfparkaffe, der das Bedürfnis für den Giroverkehr 
verneinte, vor allem aber in der geplanten Gründung nach den dafür vorgebrachten 
Gründen eine handelsfeindliche Stellungnahme gegen die Privatbanken und die Börfe 
erblickte. Wenn auch der Dorwurf der fjandelsfeindlichkeit ſchief war, ſo lag doch 
feiner Stellungnahme der an ſich nicht unrichtige Inftinkt zugrunde, daß hier etwas 
im Entftehen ſei, das zu dem herrſchenden Privatkapitalismus zum mindeſten nicht 
paffe, wenn nicht gar dazu in Gegenfat zu treten geeignet fei. Die Verleihung der 
Rechtsfähigkeit wurde bei der Staatsregierung beantragt. Bis zum Inslebentreten 
des Giroverbandes der kommunalen Derbände war urſprünglich eine Jwiſchenlöſung 
geplant worden, einen Giroverband der ſchleſiſchen Sparkaffen zu errichten, wo- 
zu die Mitgliederverſammlung den Dorftand ermächtigt hatte. Dieſe Jwiſchenlöſung 
wurde ſpäter fallen gelaffen. Die Verleihung der Rechtsfähigkeit für den neuen Der- 
band verzögerte fih aber ſehr; inzwiſchen erging das Preußiſche Jwechverbandsgeſetz 
vom 19. Juli 1911, das eine weſentlich ſchnellere und leichtere Derbandsgründung er- 
möglichte. Allerdings mußte der Nachteil in Rauf genommen werden, daß nach dem 
zweckverbandsgeſetz die ſtändiſchen und landſchaftlichen Derbände ſowie die Pro- 
vinzialverwaltung nicht Mitglieder werden konnten, ſo daß gerade die Oberlauſitzer 
Provinzialſtände, welche die größte Sparkaffe der Provinz betreuten, nicht dem Giro- 
verbande beitreten konnten. Trotzdem beſchloß der Dorftand, den Derband als zwe- 
verband zu errichten, und der Bezirksausſchuß genehmigte die Satzung am 6. Juni 1912. 
Am 17. Januar 1913 konftituierte fih der Verband mit ſechs Mitgliedern: 

Städte: Königshütte, Oppeln, Trebnit, Greiffenberg; 

Landkreis: Ratibor; 

Landgemeinde: Deutſch Ciffa. 
zum Derbandsvorfteher wählte der Dorftand den Stadtrat Peterſon, zu feinem 
Stellvertreter den Kämmerer Matthes, Breslau. Inzwiſchen hatte man verſucht, zu- 
nächſt für die oben erwähnte Zwifchenlöfung eines Giroverbandes der Sparkaſſen eine 
Abrechnungsſtelle für die Abwicklung des zwiſchenörtlichen Uberweiſungsverkehrs zu 
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gewinnen; eine eigene Gefchäftsftelle zu errichten ſcheute man fih, weil der junge 
Verband ſich nicht fo ſchnell entwickeln würde, daß er eine eigene beſchäftsſtelle tragen 
könnte. Es mußte alſo Anlehnung an ein vorhandenes Inſtitut geſucht werden. kin 
Antrag vom 24. Mai 1910 an den Magiſtrat Breslau, daß die Stadtfparkaffe Breslau 
die geplante Abrechnungsftelle für den Siroverkehr übernehme, wurde im Januar 
1911 abgelehnt, wobei die 1910 von Stadtrat Haber angeführten Gegengründe mit- 
wirkten; auch die Breslauer Bankiervereinigung hatte beim Magiftrat gegen die 
Übernahme der Beſchäftsſtelle als gegen eine Schädigung des heimiſchen Bankgewerbes 
kinſpruch erhoben. Erft im Juli 1913 gelang es, die Widerſtände zu überwinden; die 
Heſchäftsſtelle wurde aber nicht der Stadtſparkaſſe Breslau, ſondern der Städtiſchen 
Bank angegliedert. 

Damit waren aber nur die formellen Schwierigkeiten überwunden; materiell machte 
der neueGiroverband nur ſehr kümmerliche Fortſchritte. Zwar traten ſchon im Jahre 1913 
12 Kreife und 16 Städte hinzu. Aber der am 21. Juli 1913 eröffnete zwiſchenörtliche 
Giroverkehr war ſchwach; der Gefamtumfat in den erſten fünf Monaten betrug 
598 000 Mk., woran aber einige rührige Sparkaffen, 5. B. Greiffenberg, den Löwen- 
anteil hatten. Ein örtlicher Giroverkehr fand nur bei zehn ſchleſiſchen Sparkaffen ftatt, 
die zuſammen einen Umfat von nur 1 677 000 Mk. erzielten; mehr als 90 Prozent 
dieſes Umſatzes entfielen aber auf die beiden Stadt[parkaffen Greiffenberg und Sörlitz. 
Die Behörden verhielten ſich abwartend, ebenfo die Städtiſche Sparkaffe und die 
Rreisfparkaffe Breslau; dies war von großem Nachteil, da die Überweifungen пай 
Breslau zu ein Diertel in bar abgewickelt werden mußten. kntſprechend niedrig waren 
auch die Durchſchnittsguthaben der Girokaffen finsgefamt 1913: 30 000 Mk., 1914: 
53000 Mk., 1915: 53000 Mk., 1916: 107000 Mk. ]). Aus diefen Guthaben Aommunat- 
kredit zu geben, worauf man gehofft hatte, kam alfo noch nicht in Frage. 

Der Gitoverkehr nach anderen Landesteilen wurde bis zur Errichtung der Deutfchen 
Girozentrale (1917) durch Dereinbarung mit den einzelnen Provinz- und Landesgito- 
verbänden über Dalutierung, Derzinfung uſw. geregelt. Der Gefamtumfat; der Giro- 
zentrale betrug 1914: 2 381 000 Mk., 1915: 5 500 000 Mk. und 1916: 8 095 000 Mk. 
Die Girozentrale wurde von der Städtifchen Bank mehr als unbeguemer Nebenbetrieb 
betrachtet, namentlich als Anfang 1917 das Ariegsfpargefchäft eine ungeheure Arbeits- 
vermehrung brachte (1917 wurden 4 000 000 Mk. in kleinften Teilbeträgen an die 
ſchleſiſchen Sparkaffen weitergeleitet). Die unbefriedigende Entwicklung der Giro- 
zentrale veranlaßte nunmehr den Derband, eine eigene Derbandsgirozentrale zu er- 
richten. Dieſe wurde am 1. Mai 1917 in gemieteten Räumen des Aaufes Graupen- 
ſtraße 12 in Breslau eröffnet mit ſechs Kräften unter Leitung von Direktor Böfel, 
ſpäter von Direktor fjermaneck. 

Die weitere Entwicklung der Girozentrale kann in dieſer, der Gefcichte des брас - 
h a {f e n verbandes gewidmeten Schrift nur in großen Zügen dargeftellt werden. Die 
Errichtung der eigenen Gefhäftsftelle erwies fih als ein mächtiger Antrieb für die 
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Entwicklung. Der Umfat; in den 8 Monaten des erſten Seſchäftsſahres [ед auf 
771 Mill. Mk., die Angeftelltenfchaft auf 57 Köpfe. Aiecbei ift allerdings zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die bisherige Girozentrale bei der Städtiſchen Bank fih auf die Ab- 
wicklung des Girovetkehrs be[dirünht hatte, während die felbftändig gewordene Giro- 
zentrale zur Gewinnung von Mitteln für den Areditbedarf der Mitgliedsverbände in 
großem Umfange fremde Gelder hereinnahm und weitergab, befonders zur Bezahlung 
der friegsanleihezeichnung und zur Finanzierung der von den kommunalverbänden 
zu verauslagenden Ariegsunterftüungen und der Lebensmittelverforgung. Die zuerſt 
ablehnende Front der Privatbanken wurde bald durchbrochen. Don den Breslauer 
Banken trat zuerſt das Bankhaus E. ћеітапп, von den Großbanken befonders die 
Direktion der Discontogeſellſchaſt Berlin mit der Girozentrale in lebhafte Seſchäfts— 
verbindung. Die Rührigkeit der Girozentrale hatte zur Folge, daß der Giroverband 
raſch anwuchs; 1917 von 50 auf 101 und 1918 auf 147 Mitglieder. Ruch der Giro- 
verkehr erhielt einen Auftrieb, wenn auch die Gefamtbeteiligung der Sparkaſſen daran 
noch ſehr viel zu wünſchen übrig ließ. 

Der Juſammenſchluß bewährte fih auch in den Stürmen des Juſammenbruchs 1918, 
da die Girozentrale allen Anforderungen an kurzfriſtigen Aredit genügen konnte, ob- 
wohl die Angftabhebungen bei den Sparkaſſen die Anfpannung der Jahlungsmittel 
vermehrten. Der Fnſchluß an die 1918 eröffnete Deutſche Girozentrale gab den Rück 
halt an der Gefamtorganifation. Die engere und lebhaftere Verbindung mit den Spar- 
kaffen und fommunalkaffen ermöglichte es der Girozentrale in der nächſten Feit, von 
der fjereinnahme organiſationsfremder Leihgelder faft ganz abzuſehen und den kurz- 
friſtigen Rommunalkredit aus kommunalen Juflüſſen zu decken. Um den Rommunal- 
verbänden zu ermöglichen, die kurzfriſtigen kredite, beſonders für die Dorſchüſſe an 
das Reich, in Tilgungsdarlehen umzuwandeln, erhielt der Giroverband 1919 die Ge- 
nehmigung einer 4prozentigen „Schleſiſchen kommunalanleihe”, die mit 50 Millionen 
Mark leicht untergebracht werden konnte. 1921 und 1922 wurden weitere 50 Mil- 
lionen Mark einer 4% prozentigen Anleihe untergebracht; die fortſchreitende Inflation 
beendete jede weitere Emiſſionstätigkeit. Das Bedürfnis der Kommunen nach kurz- 
friſtigem теді konnte bei dem inflatoriſchen Juſtrom der noch „Mark = Mark“ um- 
laufenden Papiermark leicht befriedigt werden, mit Ausnahme ооп Oberſchleſien. Der 
Friedensvertrag von Derſailles machte Oberſchleſien zum Abftimmungsgebiet, das 
überdies von polniſchen Banden bedroht wurde. Der Privatbankkredit zog ſich von 
den oberſchleſiſchen Rommunalverbinden faſt vollſtändig zurück. Der Girozentrale ge- 
lang es mit hilfe einer Bürgſchaftserklärung des Reichsfinanzminiſteriums, wenigſtens 
den kurzfriſtigen kredit für die Lebensmittelverforgung der oberſchleſiſchen Städte 
und Induſtriekreiſe zu gewähren. Um dauernd engfte Fühlung mit dem befetiten Ober- 
ſchleſien zu halten, wurde am 1. Mai 1920 eine Seſchäftsſtelle in Beuthen OS. errichtet. 
Der Gitovetkehr kam mit dem Fortſchreiten der Inflation zum Erliegen. Die in- 
flatoriſche Aufblähung des Seſchäftsbetriebes nötigte die Girozentrale, welche 1919 
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mündelſichere öffentliche Bankanſtalt geworden war, und feit 1922 „fommunalbank 
für Schleſien, öffentliche Bankanſtalt“ firmierte, größere Räume zu ſuchen. 1921 
wurden die Grundftüke Jwingerftraße 6/8 erworben und 1922 bis 1923 durch die 
Firma баг! Tuchſcherer A.-G. in ein modernen Anfprüchen genügendes Bankgebäude 
umgebaut, das 1923 den auf 400 Föpfe angeſchwollenen Bankbetrieb ſowie die Ge- 
ſchäftsſtelle des Sparkaſſen- und Giroverbandes aufnahm. 

In der Zeit der fjochinflation konnte die Rommunalbank für Schleſien noch einmal der 
ſchleſiſchen Wirtſchaft einen großen Dienſt erweiſen, indem ſie gemeinſam mit der 
Provinz Schleſien ein wertbeſtändiges Jahlungsmittel, das ſchleſiſche Notgeld, ſchuf, 
das Ende Oktober 1923 mit ſtaatlicher Genehmigung im Gefamtbetrage von etwa 
22 Millionen Goldmark ausgegeben wurde und die drückende Not an wertbeftändigen 
Jahlungsmitteln in Schlefien einigermaßen milderte. 

Seit 1922 ſuchte die Rommunalbank an den hauptſächlichſten Plätzen des ſchleſiſchen 
Wirtſchaftsgebietes in engerer fühlung mit den Kommunalverbänden Fuß zu faffen 
durch ihr Syftem von Jweiganſtalten. Dieſe zweiganſtalten wurden unter Mithaftung 
des fireiſes oder der Stadt oder beider in der Form errichtet, daß die betreffende 
Sparkaffe auf das reine Sparkaffengefchäft beſchränkt, der bankmäßige Teil des Ge- 
ſchäftskreiſes aber in die Jweiganftalt eingebracht wurde, an der der Fommunal— 
verband mit 50 Prozent und mehr am Gewinn und Derluft beteiligt war. Die Ge- 
ſchäftsführung ſteht unter Rufſicht eines örtlichen Derwaltungsrats, dem ein oder 
mehrere Dertreter des Giroverbandes angebören, und wird im übrigen durch die 
allgemeinen und beſonderen Heſchäftsanweiſungen der Zentrale geleitet. Die oberſte 
Staatsaufſichtsbehörde, die zuerſt ſolcher Filialgründung freundlich gegenüberftand, 
hat ſpäter in ihr eine Aushöhlung der örtlichen Sparkaſſe zu fehen geglaubt und auf 
die kinſchränkung der Jweiganſtalten hingewirkt. Trotzdem darf vom Standpunkt der 
örtlichen und provinziellen Wirtſchaft der Segen dieſer Einrichtung nicht verkannt 
werden, befonders in Gebieten, die bei dem Schwinden der Provinzbankiers in den 
Jweiganftalten der Rommunalbank eine Freditförderung erhielten, wie fie die örtlichen 
Sparkaffen allein, ohne die geſchäftliche Mitwirkung der Rommunalbank, nicht hätten 
geben können. jweiganftalten wurden errichtet 1922 in Liegnih, Görlit;, Hirſchberg 
(mit Zweigftellen Schreiberhau, Warmbrunn und Schmiedeberg), Neurode, Glat; (mit 
Rudowa und Altheide), Groß Strehlitz, 1923 in Glogau, Ohlau, 1924 in Neumarkt (mit 
zweigſtelle Maltſch), Freiburg, Reichenbach, Cangenbielau, Peterswaldau, 1925 in 
Waldenburg (mit Altwaffer) und Schweidnitz (mit Saarau). 

Don dieſen Jweiganſtalten wurden die in Groß Strehlitz 1927 an die Provinzialbank 
Oberſchleſien abgetreten, die Jweiganſtalten in Neurode, Peterswaldau, Waldenburg, 
Neumarkt, Freiburg, Glas, Ohlau im Einvernehmen mit den kommunalverbänden 
[pater wieder aufgelöft. 1922 übernahm die kommunalbank die unter der Inflation 
zum Erliegen gekommene Breslauer Diehmarktsbank R.-6. und führte fie als Zweig- 
ſtelle bis 1934 fort. 
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Die faſt völlige Jerſtörung des Sparkapitals durch die Inflation führte zunächſt das 
Arbeitsgebiet der Rommunalbank in einen beſcheidenen Rahmen zurück. Das 1922 
aufgenommene Privatkreditgefchäft brachte im Endergebnis nicht den erwarteten Er- 
folg; feit 1925 wurden neue Privatkredite von der Jentrale nicht mehr gegeben. 

Der mühfame Aufbau des Sparkapitals und die Wiederherſtellung des der Inflation 
erlegenen Giroverkehrs nahmen die Fräfte der Sparkaffen und der feit Ende 1925 unter 
der Leitung der Direktoren Rath und Propach ſtehenden fommunalbank voll in An- 
ſpruch. Für das Aommunal-Areditgefchäft mußten die zunächſt beſcheidenen Mittel 
ſtreng rationiert werden. An die Aufnahme eigener Anleihen für Schleſien war zu- 
nächſt nicht zu denken. Cangfriſtige Mittel konnten nur in Form von Anleihen des 
Deutſchen Sparkaffen- und Giroverbandes beſchafft werden, die erſtmals Ende 1925 
und Anfang 1926 in der erſten deutſchen Aommunalanleihe und der erſten Ruslands- 
onleihe zuftande kamen. Daneben betätigte fic) die Rommunalbank in der Weitergabe 
der verſchiedenen Sonderkredite befonders für die Tandwirtſchaft und den Mittelſtand. 
Nachdem der Giroverband ſchon durch die oberſchleſiſche Abftimmung 1921 Oftober- 
ſchleſien verloren hatte, ſchied die ganze Reſtprovinz 1927 aus dem Gefchäftsgebiet aus. 
Die fonjunkturbeſſerung der Jahre 1926 und 1927 ermöglichte es, wenn auch mit 
großen Schwankungen, den fommunalkredit annähernd zu befriedigen. Die Spar- 
einlagen ftiegen; der Gitoverkeht konnte namentlich infolge der 1927 eingeführten 
techniſchen Derbefferungen erheblich geſteigert werden. Die Jahre 1929 bis 1950 
brachten den Abftieg der Aonjunktur, unter dem Schleſien beſonders zu leiden hatte 
mit feiner verſchuldeten Tandwirtſchaft, mit feiner ungünſtigen Grenzlage, dem Joll- 
krieg mit Polen und der Abſchnürung der früheren öſtlichen und ſüdöſtlichen Abſatz- 
gebiete feiner Induſtrie und feines Handels. Die Erwerbslofigkeit ſtieg weit über den 
Reichsdurchſchnitt, dementſprechend die Wohlfahrtslaften und die kurzfriſtige Derfchul- 
dung der Kommunen. Der Spareinlagenzuwachs verlangfamte fih und verwandelte 
fich in Schlefien im Dezember 1930 erftmalig in eine Mehrauszahlung. Die kommunale 
Umfcduldungsaktion mit Ailfe der Sparkaffen, an der fich die niederſchleſiſchen Spar- 
kaffen mit regem Opferwillen beteiligten, ermöglichte 1929 bis 1930, den größten Teil 
der kurzftiftigen Derfchuldung der Landkreife, der kleineren und mittleren Städte und 
der Landgemeinden längerfriſtig umzuſchulden. Neue Aufgaben erwuchſen der om- 
munalbank durch die ihr angegliederte „öffentliche Bauſparkaſſe für Niederfchlefien”, 
die am 1. Januar 1930 ihren Betrieb eröffnen konnte, und durch die Mitwirkung als 
örtliches Areditinftitut bei der Ofthilfe. 

Die Geldkrife von 1931, die den ſchleſiſchen Sparkaffen einen Einlagenrückgang von 
12,7 Prozent verurſachte, erforderte die Jnanſpruchnahme der Akzept- und Garantie- 
bank A.-G. mit Wechſelverpflichtungen von insgefamt 27 700 000 NM. Der rafte 
Wiederzufluß von kinlagen 1932, der immerhin das in der fjauptſache ungebrochene 
Dertrauen der Sparer zu ihrer Sparkaſſe bewies, machte es jedoch möglich, dieſe Schuld 
verhältnismäßig raſch abzuſtoßen. Dagegen (Нед die Finanznot der Kommunen, die 
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im Jahre 1932 faft 60 Prozent aller Erwerbslofen als Wohlfahrtserwerbslofe zu 
unterſtützen hatten, immer gefahrdrohender an. Durch die Tlotverorönung vom 
5. Auguft 1931 wurde den öffentlichen Geldinftituten jede Neuausleihung an Aommunen 
verboten. Die jins- und Tilgungsrückſtände der Kommunen bei der Rommunalbank 
für Niederfchlefien erreichten Ende 1932 ſchon 22,7 Prozent des Jahresfolls, wovon 
allerdings die Aälfte auf einige wenige als beſonders ſchwere Sonderfälle zu be- 
trachtende ßommunalverbände entfiel; Ende 1933 betrugen die Rückftände 29 Prozent. 
Mit der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus begann der energiſche Rampf 
gegen die Arbeitslofigkeit und gegen die weitere Derfchuldung der Rommunalverbande. 
Die Zunahme der Spareinlagen ermöglichte den Sparkaſſen, in gewiſſem Umfange 
Tleuausleihungen in Aypotheken und im Perfonalkredit vorzunehmen. Das Gemeinde- 
umſchuldungsgeſetj vom 21. September 1933 fuchte zunächſt die kurzfriſtige Der- 
ſchuldung der Gemeinden in eine langfriſtige umzuwandeln, allerdings auf often der 
Gläubigerinftitute, deren Rentabilität damit erheblich beeinträchtigt werden konnte. 
Neben die Mitwirkung bei der Ofthilfe trat für die Rommunalbank die Mitwirkung 
bei der landwirtſchaftlichen Entſchuldung. 

Über die Entwicklung der Rommunalbank feien nur wenige Jahlen wiedergegeben, bei 
denen zu beachten ift, daß das Gefchäftsgebiet bis 1926 Nieder- und Oberſchleſien um- 
faßte, feit 1927 Niederfchlefien allein; 1929 wurden die bisher noch bei der Rommunal- 
bank geführten langfriſtigen Darlehen an oberſchleſiſche Rommunalvecbande an die 
Provinzialbank in Ratibor abgegeben. 


А i Tilgungsdarlehen 
| Шан Bilanzſumme biro verkehr an cll ll 
Mill. m. Mill. M. | Poſten i. / 1000 Betrag Mill. M. Mill. m. 
1924 1617 22 234 227 — 
1925 2120 31 326 400 0,66 
1926 2703 81 379 493 33,6 
1927 3019 105 539 594 42,7 
1928 4132 131 719 868 57,4 
1929 4418 114 816 901 41,2 
1930 4693 141 898 848 66,5 
1931 4027 120 1015 786 70,5 
1932 2797 121 1177 586 78,1 
1933 2716 151 1490 695 78,0 
1934 3277 194 1859 834 78,3 
1935 3713 184 2120 933 67,9 


] Die deutfche kommunale Sammelablöfungsanleihe ift hierbei mit dem Nennwert (niht mit 
dem fünffachen Auslofungswert) eingefett. 

Nach der neuen Satjung der „Schlefifchen Landesbank Girozentrale” vom 27. Mai 
1936 gilt der Betrieb der Aommunalbank mit Wirkung vom 1. Januar 1936 ab als 
für gemeinſame Rechnung des Derbandes und der Provinzen geführt. 
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Abſchnitt V: 


Dom Weltkrieg bis zur Gegenwart 


1. Der биїед 


Dank der einmütigen haltung des deutſchen Dolkes bei Beginn des Weltkrieges wurde 
der Ariegsausbruch von den Sparkaffen verhältnismäßig leicht überwunden im Der- 
gleich zu den Auswirkungen früherer kriegeriſcher Derwicklungen. 

Für die an der ruffifchen Grenze gelegenen Teile des Derbandsbezicks war natürlich 
die erfte Aufgabe, die Werte vor einem feindlichen Einfall zu fichern; fie wurden von 
den meiſten Sparkaffen nach dem Innern des Landes gebracht. Der Anfturm der 
Sparer felbft hielt fic) im allgemeinen im Rahmen der Deckung der durch den firiegs- 
ausbruch entſtandenen Bedürfniffe. Die durch Gefet; vom 4. Auguft 1914 geſchaffenen 
Reichsdarlehnskaſſen brauchten nur in wenigen Fällen in Anfprud; genommen ju 
werden. Die Verbandsarbeit ſelbſt ging unbehindert fort, wenn auch in den Jahren 
1915 und 1916 die Mitgliederverfammlungen ausfallen mußten. Der Derbandsreviſor 
konnte in feinem fjauptbericht für 1915 rühmen, daß die Ordnung bei den Sparkaſſen 
überall aufrechterhalten worden fei troh des großen Perfonalmangels, der durch die 
kinziehung zum fjeere entſtanden war. Die Mitarbeit an der Unterbringung der 
firiegsanleihe ſtellte an die Sparkaffen überaus ſtarke Anforderungen, die mit freudiger 
Begeiſterung erfüllt wurden. Im ganzen haben die ſchleſiſchen Sparkaffen durch eigene 
Jeichnungen und durch die zeichnungen ihrer Sparer 1 260 000 000 Mark aufgebracht. 
Die großen Jeichnungserfolge wurden nur möglich dadurch, daß die Sparkaſſen weit- 
herzig auf Innehaltung der ſatſungsmäßigen fündigungsfriſten bei den Spareinlagen 
verzichteten. Der Abfluß an Spareinlagen durch die Jeichnung war bedeutend, konnte 
aber im Laufe der Jahre wieder eingeholt werden, zumal die ſonſtigen Anlageméglich- 
keiten durch den Arieg beſchränkt waren. Immerhin find bei den meiſten Sparkaffen 
kurzfriſtige Jwiſchenkredite in größerem Umfange mit höheren Jinſen nötig gewefen. 
Eine Folge der Friegsanleihearbeit war, daß die Sparkaſſen 1915 das Recht erhielten, 
die von der Aundfchaft gezeichneten Stücke aufzubewahren, während die Ruf- 
bewahrung fonftiger Wertpapiere zunächſt noch abgelehnt wurde; erft im Jahre 1919 
erhielten die Sparkaffen das Recht, auch fonftige Wertpapiere zu verwahren. 
Anfang 1917 wurden die Sparkaffen in eine weitere Mitarbeit eingeſpannt, indem 
auf Anregung des Kriegsminifteriums das Ariegsfparverfahren bei den Truppen zur 
fiebung des Sparſinns und zur weiteren Unterbringung von Ariegsanleihe eingeführt 
wurde. ks beteiligten ſich in der erſten Jeit Millionen von Aeeresangehörigen an 
diefem Ariegsfparen. Juerſt dreimal im Monat ging die kinzelnachweiſung von den 
Truppenteilen an die Sirozentralen, die als Dermittlungsſtellen dienten, und von dieſen 
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weiter an die Sparkaffen. Die UÜberſchwemmung mit Aunderttaufenden von Buchungs- 
zetteln führte ſowohl bei den Girozentralen als auch bei den Sparkaffen zu einer 
ſchweren Belaftung; Fehlleitungen durch ungenaue oder unleferliche Angaben waren 
zahlreich. Derärgerungen, an denen der gelegentlich von den Truppenteilen ausgeübte 
Druck auf die Sparer nicht unbeteiligt war, hoben den Wert für die Hebung des Spar- 
finnes zum Teil auf. „Rückblickend muß das ganze Derfahren als ein Fehlſchlag be- 
zeichnet werden“ [Jurſchj. 

Die außerordentliche Belaftung, die den Sparkaffen durch die Ariegsarbeit erwuchs, 
und die zunehmende Verringerung des eingearbeiteten Perſonals durch Einziehung 
zum fjeeresdienſt wirkten ſich nachteilig auf den Betriebszuſtand der Sparkaffen aus 
trotz aller Opferwilligkeit, mit der die verbliebenen fräfte ihren Dienſt verſahen. 
Am Ende des Ärieges mußte die Reviſion bei vielen Sparkaffen große Rückſtände in 
der Buchhaltung feftftellen, befonders in der Rechnungslegung, aber auch viel Un- 
klacheiten im Friegsanleihezeichnungsgeſchäft und in der Depotverwaltung, die [idi 
aus der Überlaftung der Beamten erklärten. 

Im leften Friegsfahre ſtellte fih der Derband auf Wunſch des Deutſchen Sparkaffen- 
verbandes noch in den Dienft eines großzügigen Aufbauplanes für die Wieder- 
aufrichtung des Wirtſchaftslebens in den ehemals ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen. Es follten 
die deutſchen Sparkaffen in fjöhe von I Prozent ihrer Spareinlagen Pfandbriefe der 
Tandſchaften von furland, Livland, Eftland und [onftige Anleihen dieſer Staaten 
zeichnen, wobei vier Fünftel des Gegenwertes in Ariegsanleihe hingegeben werden 
konnten. Dem Antrage war eine Beſichtigungsreiſe in diefe Staaten durch eine Rom- 
miffion des Deutſchen Sparkaſſenverbandes vorausgegangen, an der für Schleſien Ge- 
heimrat Rietjfch teilnahm. Die Mitgliederverfammlung 1918 faßte einen entſprechen- 
den Empfehlungsbeſchluß an die Sparkaſſen; der Juſammenbruch der Front zerſtörte 
aber bald darauf diefe Jukunftshoffnungen. 


2. Der Juſammenbruch; die Inflation 


Mit dem Juſammenbruch der Front brach die ganze Schwere des Ariegsperluftes 
politiſch und wirtſchaftlich über Schleſien herein. Zwar konnte auf dem Gebiete der 
Jivilverwaltung die revolutionäre Bewegung verhältnismäßig raſch in geordnete 
Bahnen gelenkt werden, fo daß blutige Aufftände und Zufammenftöße, die Berlin und 
andere Teile Deutſchlands heimfuchten, Schleſien erfpart geblieben find. Mit unfäglicher 
Rufopferung konnten die Reſte des Meeres und die aus Deutſchen aller Gaue fih 
bildenden Freikorps den Anfturm der Polen gegen die ſchleſiſchen Grenzen abwehren; 
aber durch den Friedensvertrag von Derfailles wurden in Mittelfchlefien die kreiſe 
Groß Wartenberg und Tlamslau in unfinnigfter Weiſe verſtümmelt und zerriſſen und 
Oberſchleſien zum Abftimmungsgebiet erklärt. Dom Februar 1920 bis Juli 1922 war 
Oberſchleſien von fremden, hauptſächlich franzöſiſchen Truppen befett. Durch den 
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Friedensvertrag und die feindfelige Wertung des Abftimmungsergebniffes gingen das 
fjultſchiner Ländchen und Oftoberfchlefien verloren. Unfer Derband verlor die 
Areisfparkaffen: fattowit, Lublinit, Pleß, Rybnik, Tarnowitz, die Stadtſparkaſſen: 
бий шт, Fattowit, Königshütte, Loslau, Lublinin, Myslowit, Nikolai, Pleß, 
Rybnik, Sohrau, Tarnowitz und die Gemeindelparkaffe Beneſchau. 

Aland in Aand mit dem politifchen Juſammenbruch ging der wirtſchaftliche und 
Währungszuſammenbruch. Faſt völlig wehrlos ftanden die Sparkaffen der Entwertung 
ihrer Anlagewerte gegenüber. An ihrem Briegsanleihebefit; hielten fie auf Anraten der 
Derbandsorganifation feft und bemühten fih, auch die Sparer von der Abftoßung, 
ihres Friegsanleihebeſitſes mit Rückſicht auf die allgemeine Ши ай des Reiches 
abzuhalten. Dieſe gemeinnützige fialtung bedeutete allerdings zunächſt ein ſchweres 
Opfer für die Sparkaffen, da der fallende Furs der Rriegsanleihe ſehr bald ihre 
Bilanzen in Unordnung brachte. Der Minifterialerlaß vom 23. Oktober 1919 führte 
dann den fiktiven Bilanzpoften des vom Gewährverbande „garantierten Ruts- 
rüchganges“ ein, wodurch zunächſt die Bilanz ausgeglichen werden konnte. Später 
erwies fih das Feſthalten am Ariegsanleihebefit; als ein Vorteil für die Aufwertung 
der Spareinlagen und damit für den Wiederaufbau der Sparkaffen. Zur Aufnahme 
der an den Markt gelangenden Stücke von Ariegsanleihe wurde 1919 die Reichs- 
anleihe A.-G. gegründet, an der fih der Giroverband Schleſien mit 4 366 000 Mark 
beteiligte. 

Den Folgen der Geldentwertung konnten [ich die Sparkaffen um fo weniger entziehen, 
als ihre Anlagen ihnen zum großen Teil vorgeſchrieben waren, und Beſchäfts formen, 
mit denen fie der Geldentwertung hätten einigermaßen ausweichen können, ihnen 
noch verboten waren. Eine Folge davon war, daß die Rommunen dazu übergingen, 
neben den Sparkaffen eigene ommunalbanken in Form von Stadt- oder Rreis- 
banken zu errichten. Aus alter Jeit beſtanden in Schlefien eine Rommunalbank, die auch 
in einer Notzeit 1847 errichtete Stadtbank Breslau, und die 1866 errichtete Rommunal- 
ftändifche Bank für die preußiſche Oberlauſitz, beide urſprünglich als Notenbanken 
errichtet. Im Jahre 1908 fette mit der Errichtung der Rreisbank Schweetz in Weft- 
und Oftpreußen eine Bewegung auf Errichtung von Areisbanken ein, die aber zunächſt 
auf Schlefien nicht übergriff. Seit dem Ende des Arieges aber wurden auch in Schlefien 
eine große Jahl von Stadt- und Areisbanken gegründet unter mehr oder weniger 
großzügigem Sichhinwegfetien über gefetjliche Dorfchriften. Die Städte bedurften, 
wenn fie nicht das Betriebskapital durch eine genehmigungspflichtige Anleihe be- 
ſchafften, überhaupt keiner Genehmigung bis zum krlaß des бари 1 66866 vom 
31. Dezember 1920; die reife bedurften der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 
Einer der fjauptgründe für die Errichtung dieſer Banken war neben dem oben er- 
wähnten Beftreben, der Geldentwertung auszuweichen, auch der, daß das Fredit— 
bedürfnis des Mittelftandes befonders in der Provinz nach dem Abfterben der meiften 
Privatbanziers fih an die Sparkaffen wandte, von dieſen aber nicht befriedigt 
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werden konnte, weil die Beſchränkungen des Minifterialerlaffes van 1909 noch der 
Ausdehnung des Fontokorrentgeſchäftes im Wege ftanden. Daneben war für die 
fommunalverbände beſtechend die Rusſicht auf Gewinnerzielung, die bei den Spar- 
kaffen durch den Abfluß der Spareinlagen infolge der Ariegsanleihezeihhnung und 
dann infolge der Kursverlufte an der friegsanleihe allmählich weggefallen war. Der 
Miniſterialerlaß vom 15. April 1921 ſuchte die Errichtung von kommunalbanken ein- 
zudämmen und auf den Weg von beſellſchaftsunternehmungen umzuleiten, indem die 
Bedingungen für die Errichtung öffentlicher Banken verfchärft, dafür aber die Ein- 
ſchränkungen des Geſchäftsverkehrs der Sparkaſſen gemildert wurden. Trotjdem find 
in Schlefien eine große Reihe von Areis- und Stadtbanken entſtanden, fo die ßreis— 
banken Glogau, Heumarkt, Leobſchütz, Falkenberg und Neurode [die beiden letteren 
als G. m. b. ñ.); Stadtbanken: Brieg, Striegau, Waldenburg, Lewin, Neumarkt, Gör- 
lif, Glogau, Neuftadt 05., 3013; Stadt- und Areisbanken: Grünberg, Neuſalz-Fregſtadt. 
Die meiften Sparkaffen gliederten fic) mehr oder weniger felbftändig bilanzierende 
Girokaffen oder Giro- oder Bankabteilungen an. Eine ganz felbftändige Girokaffe 
wurde neben der Sparkaffe in Weißwaſſer von der Gemeinde errichtet, und trotz aller 
Bemühungen des Sparkaffenverbandes, fie mit der Sparkaſſe zu vereinigen, bis 
1934 beibehalten. Nach der Stabilifierung der Währung wurde die Bankenbewegung 
rückläufig, beſonders auf den Druck der Rufſichtsbehörde hin. Der finanzielle Ju- 
ſammenbruch zweier ſchleſiſcher Banken, für die ihre Gewährsverbände eintreten 
mußten, wirkte ernüchternd. Immer mehr wurden die Stadt- und Areisbanken den 
zuſtändigen Sparkaſſen als Bankabtbeilungen angegliedert, [o daß heute nur noch die 
beiden alten kommunalen Banken, die Stadtbank in Breslau, auch dieſe in engſter 
Derbindung mit der Stadtfparkaffe, und die Rommunalftädtifche Bank in Görlitz be- 
ftehen geblieben find. Die größere Freiheit, die der Miniſterialerlaß von 1921 den Spar- 
kaffen gewährte, führte zu einer großen Belebung des Areditgefchäftes und des 
Gontokorrentverkehrs. Bei manchen Sparkaffen, die fic) beſonders raſch in dieſen 
Beſchäftszweigen entwickelten, wurde allerdings dadurch die Aufarbeitung der aus 
dem Ariege übernommenen Rückſtände in der Buchführung und Rechnungslegung 
bedenßlich verzögert. Die Derbandsreviſion hatte gegenüber dieſen krſcheinungen 
keinen leichten Stand. 

Der Druck der Entente auf die Feſtſetzung der Reparationsverpflichtungen, die Ab- 
trennung Oſtoberſchleſiens, der Börſenßrach des „ſchwarzen Freitags“ am 1. De- 
zember 1921 leiteten den Jeitraum der fjochinflation ein. Die weitgehende Befeitigung 
des Bank- und Sparkaffengeheimniffes wirkte fic) ſchwer auf die Spartätigkeit aus, 
die durch die Geldentwertung ohnehin zum Stillftand kommen mußte. Die Aufhebung 
der kommunalen Steuerhoheit durch die Reichsfinanzgeſetſgebung brach den Rom- 
munen das wirtſchaftliche Rückgrat. Ende 1922 hatte ſich der Gefamtbetrag der 
ſchleſiſchen Spareinlagen in Papiermark (ай verzwanzigfacht; in Goldmark betrug er 
nur noch ein Jweiundneunzigſtel des Standes von 1913. 
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Das Jahr 1923 brachte den vollftändigen Juſammenbruch der deutſchen Währung und 
damit des deutſchen Sparkapitals. Der kommunale Giroverkehr kam völlig zum Er- 
liegen. Der Miniſterialerlaß vom 4. April 1923 ermächtigte die Sparkaffen, wert- 
beftändige Sparkonten einzuführen. Durch Einführung des Soldſparmarkverkehrs 
{1 Goldfparmark = /e amerikaniſcher Dollar), geftütt zuerſt auf Dollarſchatz— 
anweifungen, feit Auguft 1923 auf die Deutfche Goldanleihe, ſuchte der Deutſche Spar- 
kaffenverband ein wertbeftändiges Sparen zu ermöglichen. Bei den ſchleſiſchen Spar- 
kaffen hat dieſer Sparverkehr keinen erheblichen Umfang angenommen. Ruch das 
wertbeſtändige ſchleſiſche Notgeld (fiehe oben S. 25) diente mehr dem Zahlungs- als dem 
Sparverkehr. Die Einführung der Rentenmark in Derbindung mit der Stabilifierung 
am 23. November 1923 erübrigte diefe krſatzmittel. Die Daloriſierung der ausgegebenen 
Aredite wandten die ſchleſiſchen Sparkaſſen erft recht [pat an. Ende 1923 hatten die 
Spareinlagen der ſchleſiſchen Sparkaſſen einen Goldmarkwert von rund 441 000 GM. 
gegenüber rund 950 Millionen Mark Ende 1913. 

Schlimm war bei vielen Sparkaſſen der Juſtand des inneren Betriebes in dieſen Jahren 
geworden. Die Erweiterung des Freditgeſchäfts als der einzigen Möglichkeit, wenig- 
ſtens etwas dem ſchwindenden Geldwerte der Mark nachzulaufen, war nur möglich 
geweſen durch Annahme von neuem, ungeſchultem Perſonal, da anderes bei der all— 
gemeinen Nachfrage nicht vorhanden war. Ju den Rückſtänden aus der Friegszeit 
gefellten fih die Buchführungsrückftände aus den Inflationsjahren. Die Derfolgung 
der Jinsrückſtände bei den Sparkaffen, der Steuer- und fonftigen Einnahmereſte bei 
den Rommunalkaffen war vielfach zurückgeblieben, lohnte auch bei der raſchen Geld- 
entwertung meiftens nicht die Koften der aufzuwendenden Arbeit. Entſprechend rück- 
ſtändig war die Rechnungslegung, wozu die Säumigkeit vieler Stadtverordneten— 
verfammlungen und Areistage in der Rechnungsabnahme und Entlaftung das ihrige 
beitrug. Schlimmer noch war bei gar mancher Sparkaffe, daß in dem Beftreben, das 
Gefhäft zu erweitern, ſehr weitherzige Anfchauungen über die Grenze der eigenen 
Befugniffe fic) eingeniftet hatten, Eigenmächtigkeiten in der Areditgewährung ohne 
Befragen des Derwaltungsrats, Kontenüberziehungen durch die eigenen Beamten und 
Angeftellten. Der Derband rief bei dem Ernft der Lage am 16. Mai 1924 eindringlich 
die Gewährverbände und die kommunalen Spitzenverbände an ihre Pflicht, fich der 
Mitarbeit und der Rufſicht über die Sparkaffen mehr als bisher zu widmen. 


3. Wiederaufbau 


zweierlei erforderte der Wiederaufbau: Gründliche Abkehr von der in der Inflation 
eingeriffenen „Großzügigkeit” und dafür mühlame Rleinarbeit zur Wiedergewinnung 
des Dertrauens der Sparer. Das erſtere war (ай ſchwerer als das zweite. Zu nahe 
lag vielen Sparkaffenleitern, das auf ein Reſtchen zuſammengeſchmolzene Dermögen 
der Sparkaſſen durch ein belebtes Kreditgefchäft unter Ausnutiung der hohen Zinsſätze 
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der Nachinflationszeit recht ſchnell wieder aufzufüllen. Dei mancher Sparkaſſe wurde 
das Areditgefchäft weit über die eigenen Mittel hinaus ausgedehnt. Durch Herein- 
nahme von Darlehen von anderen Sparkaſſen, wobei auch das Dermittlerunwefen 
blühte, ſuchte ſich mancher das noch fehlende eigene Betriebskapital zu verftärken. 
Blankokredite, die die Satzung verbot, und mangelhafte Sicherungen mußten von der 
Derbandsrevifion immer wieder gerügt werden. Die Derlufte der Sparkaffen bei dieſen 
Krediten gaben den Banken willkommenen Anlaß zu einer gut organifierten Fehde 
gegen die Ausdehnung des Sparkaſſengeſchäfts auf den Privatkredit überhaupt 
{fiehe unten 9.83). 

Erft in den Jahren 1925/26 konnte die Derbandsrevifion mit Genugtuung die fort- 
ſchreitende innere und äußere Gefundung der Sparkaſſen feſtſtellen. 

Die zweite Aufgabe des Wiederaufbaues, das Vertrauen der Sparer wiederzugewinnen, 
bedurfte der ganzen ñingabe der Sparkaffen. Gegenüber der lage des fo ſchwer ent- 
täufchten Sparers: „Der Staat hat mic) um mein gefpartes Geld betrogen”, wobei 
man noch froh fein konnte, wenn nicht zu häufig das Wort „Staat“ durch „Sparkaſſe“ 
erfetit wurde, war es nicht leicht, auf die Bemühungen der Leiter des Reichs und der 
Wirtſchaft hinzuweiſen, an deren krnſtlichkeit nicht jeder glauben wallte; galt es doch, 
die Überzeugung wieder herzuftellen, daß das Sparen wieder lohne. Eine große Stütſe 
war hierbei die ins Rollen kommende Aufwertung der Spareinlagen. 90 groß auch 
die Enttäuſchung der Sparer über die geringe fjöhe der Aufwertung war, fo ungeheuer 
die Arbeitslaft war, die die Aufwertung den Sparkaſſen brachte, fo ift fie nicht zum 
wenigften die Urſache geweſen, daß der Wiederaufbau des Sparwillens gelang. Un- 
aufhörlich hämmerte der Derband und die Derbandsrevifion den Sparkaffen ein, daß 
die Bearbeitung auch des kleinſten Sparbetrages einen Bauſtein für das neue fjaus 
liefere. Ende 1924 konnte die Derbandstevifion einen merklichen Fortſchritt im Spar- 
geſchäft nicht nur dem Betrage nach, ſondern vor allem, was wertvoller war, 
ſtimmungsmäßig in der Bevölkerung feſtſtellen. 

Die Entwicklung des Rleinfparwefens („Der Pfennig muß es bringen”), die Aus- 
nutung des Weltſpartages (fiehe unten 5. 81) trugen weſentlich zum Wiederaufbau 
bei. Der Derband dehnte in diefer Jeit feine Reviſtonstätigßeit bedeutend aus. Er er- 
faßte namentlich in weitem Umfange jetit auch die Prüfung der ßommunalkaſſen 
und Betriebe und ſchuf durch die Einrichtung der Bezirksverſammlungen das wert- 
vollſte perſönliche Bindeglied zwiſchen dem Derbande und feinen Mitgliedskaffen 
{fiehe unten 5. 54]. 


4. Der kampf um Oberſchleſien 


In den Jahren der Ungewißheit über das Schickſal Oberſchleſiens, 1919 bis 1921, war 
den Oberſchleſiern, um ihnen gegenüber der polnifchen Agitation das Derbleiben bei 
Deutfchland zu erleichtern, die Gewährung einer größeren Selbftändigkeit in der 
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Wahrung ihrer politiſchen, völkiſchen und religiöſen Eigenart zugefagt worden, die [ich 
zwar nicht in der von mancher Seite gewünſchten Autonomie, aber in der Schaffung 
einer eigenen Provinz Oberſchleſien ausdrücken ſollte. Obwohl durch die Abtrennung 
Oſtoberſchleſiens und anderer wertvoller Teile der Provinz nach der Abftimmung 1921 
die Dorausſetzung für eine wirklich tragfähige Provinz geſchwunden war, löfte die 
deutſche beſetzgebung jene Derſprechungen ein und ſchuf 1922 die Provinz Oberſchleſien. 
Naturgemäß hatte die neue Provinzialverwaltung das Beſtreben, fic) nach Möglichkeit 
auszubauen und möglichſt alle kinrichtungen einer Provinz ſich zuzulegen, wobei die 
Frage, ob das neue Provinzgebilde auch tragfähig für alle diefe Einrichtungen fei, 
nicht immer in den Dordergrund geſtellt wurde. 90 beſchloß die Provinz 1924, auch 
eine Landesbank nach dem Mufter der weſtlichen Provinzen zu errichten; diefe ſollte 
nach dem Dorgange der in einzelnen Provinzen ſchon gegründeten Provinzialbanken 
ſich auch die funktionen einer Girozentrale zulegen. Das war nur möglich durch 
Spaltung des Schleſiſchen Giroverbandes und feiner Girozentrale, welcher Spaltung 
auch die des Schleſiſchen Sparkaſſenverbandes folgen mußte. Der Schleſiſche Verband 
einfchließlich der meiſten oberſchleſiſchen Mitglieder ſetzte feiner Jerſchlagung natur- 
gemäß den größten Widerftand entgegen. Es war dies kein niederſchleſiſcher Derbands- 
egoismus, ſondern der aus dem Staatsgefühl entſpringende Wunſch, die in 180 Jahren 
preußiſcher fjerrſchaft erwachſene Jufammengehörigkeit der Provinz Schlefien wenig- 
ſtens auf dem Gebiete der Derbandsarbeit zu erhalten. Wenn die Provinz Oberſchleſien 
eine eigene Provinziaibank errichten wollte, ſo war von feiten des Derbandes nichts 
dagegen einzuwenden. Ein ſachliches Bedürfnis dafür, diefe Bank auch zur Girozentrale 
zu machen, beftand nicht, zumal in andern Provinzen Provinzialbanken feit Jahr- 
zehnten ohne ſolchen Ausbau beſtanden. Der Schleſiſche Derband und die Girozentrale 
Schlefien hatten ſich auch nicht vorzuwerfen, daß fie die Wünſche und Bedürfniffe 
Oberſchleſiens vernachläſſigt hätten. Eben erft war in den Jahren 1920/21 (fiehe oben 
5. 24) die oberſchleſiſche ommunalwirtſchaft lediglich durch die Ailfe der Girozentrale 
Breslau aufrechterhalten worden. Die Derbandseintichtungen und die Derbands- 
förderung aber kamen den oberſchleſiſchen Sparkaffen und Kommunen mindeſtens 
ebenſo zugute wie den niederſchleſiſchen. Daß ein Derband und eine Girozentrale für 
zwei Provinzen beftehe, war keine Abfonderlichkeit. Der größte deutſche Sparkaffen- 
verband Rheinland / Weſtfalen umfaßte zwei Provinzen. Die Sparkaffen- und Giro- 
verbände Hannover und Sachſen, Thüringen und Anhalt umfaßten nicht nur preußiſche 
Provinzen, ſondern auch eine Anzahl außerpreußiſcher Länder, ohne daß daraus 
irgend welche Nachteile entftanden wären. Die oberſchleſiſchen Rommunalverbandsleiter 
waren mit verſchwindenden Ausnahmen gegen die Lostrennung Oberſchleſiens von 
den ſchleſiſchen Verbänden, aber alle ſachlichen Gegengründe blieben erfolglos. Der- 
geblich wies der Schleſiſche Verband auf die zweifel hin, ob der Bezirk des verßleinerten 
Oberſchleſiens nach Umfang und wirtſchaftlicher Araft imſtande fein werde, eine 
eigene Bank und Girozentrale zu tragen und ein eigenes Derbandsleben zu er— 
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zeugen. Dergeblich wurde von ihm 1924 ein Dermittlungsvorſchlag gemacht, der 
dahin ging: 
Wenn die oberſchleſiſchen ßommunalverbände wünſchen, die in Oberſchleſien 3u- 
ſammenſtrömenden Guthaben der Rommunalvecbande und ſonſtigen oberſchleſiſchen 
Einlagen geſondert zu verwalten und den Rommunalverbänden der Provinz Ober- 
ſchleſien wieder in Form von ÄArediten zuzuführen, ſollte eine Girozentrale Ober- 
ſchleſien mit beſonderem Derwaltungsausfchuß überwiegend aus oberſchleſiſchen 
Mitgliedern errichtet werden unter Oberaufſicht der kommunalbank für Schleſien 
und unter Bildung einer wirtſchaftlichen Intereſſengemeinſchaft, geeignetenfalls 
auch wechſelſeitiger kommanditiſtiſcher Beteiligung der Aommunalbank und der 
Provinzialbank Oberſchleſien. 
Die damalige Staatsregierung glaubte, der Provinzialbank Oberſchleſien den Ausbau 
zur Girozentrale nicht verſagen zu können, zumal gerade damals die Beftrebungen 
einfetiten, Landesbanken und Birozentralen in eine organiſche Verbindung zu bringen. 
Der Widerſtand der oberſchleſiſchen Bommunalverbandsleiter gegen die Abtrennung 
vom Schleſiſchen Biro verbande wurde in einer Sihung in Oppeln am 2. November 1925 
gebrochen. Sie mußten fic) mit der Gründung der Provinzialbank Oberſchleſien als 
Girozentrale einverftanden erklären. Паф der Satung des Giroverbandes hätten die 
oberſchleſiſchen Mitglieder erſt zum 31. Dezember 1926 austreten können, fie hätten 
auch unbegrenzte Zeit für die Derbindlichkeiten des Verbandes haften müſſen und 
ihren Betriebskapitalanteil erft 1931 zurückfordern dürfen. Der Verband beſchloß 
jedoch, ihnen das Ausfcheiden zu erleichtern und ihnen die Mitgliedfchaft bei der neuen 
Organiſation nicht unbillig zu erſchweren, beſonders mit Rückſicht darauf, daß die 
große Mehrheit gegen ihren Willen zum Rusſcheiden genötigt worden fei, und daß 
durch eine friedliche Cöſung ein ſpäteres Juſammenarbeiten erleichtert werden follte. 
Die förmliche Abwicklung zog fidh noch eine Weile hm. Am 30. Juni 1926 ſchied en 
38 oberſchleſiſche Mitglieder aus dem Giroverbande aus. 
Nach der Loslöfung der oberſchleſiſchen Mitglieder aus dem Giroverbande ging die 
Provinzialverwaltung Oberſchleſien an die Errichtung eines eigenen Oberſchleſiſchen 
Sparkaſſen verbandes. zwar beſtand auch hier der Zweifel, ob das verkleinerte Ober- 
ſchleſien nicht einen zu kleinen Bezirk darſtelle, als daß beſonders im Reviſionsweſen 
genügende Erfahrungen geſammelt und ausgetauſcht werden könnten, und ob nicht 
gerade die in einem größeren Derbande (10) bietenden Dergleichs möglichkeiten von 
Raffen verſchiedenſter Größe und verſchiedenſter Einrichtungen dem kleinen Verbande 
fehlen würden. Jedach wurden diefe Bedenken beiſeitegeſetzt, zumal auch die Tie- 
gierung der Gründung eines Oberſchleſiſchen Sparkaſſenverbandes geneigt war. Eine 
Derſammlung der oberſchleſiſchen Rommunalvecbande, die Sparkaſſen oder öffentliche 
Banken betrieben, beſchloß am 28. Juli 1926 in Ratibor, einen Oberſchleſiſchen Spar- 
kaffenverband zu errichten. zum Derbandsvorſteher wurde der Staatsfekretär a. D. 
Moesle, der Leiter der Provinzialbank Oberſchleſien, gewählt. Mit dem 31. März 1927 
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ſchieden die oberſchleſiſchen Sparkaffen aus dem Schleſiſchen Sparkaffenverbande аш 
Grund einer freundſchaftlichen Dereinbarung aus. Der Oberſchleſiſche Derband über- 
nahm den Derbandsreviſor Scheloske in feine Dienſte und nahm am 1. April 1927 
ſeinen Gefchäftsbetrieb auf. 

Am 1. April 1926 nahm die Provinzialbank Oberſchleſien, deren Aufbau an anderer 
Stelle dargeftellt ift (fehe unten 5. 61), ihren Geſchäftsbetrieb auf. Im September 
wurde fie als Mitglied des Deutſchen Sparkaffen- und Giroverbandes aufgenommen 
und am Stammkapital der Deutſchen Girozentrale mit 1750000 RM. beteiligt, wovon 
500 000 RM. eingezahlt, der еў geftundet wurde. 1927 trat die Provinzialbank in 
ihrer gleichzeitigen kigenſchaft als Aypothekarkreditinftitut auch dem Derbande 
deutſcher öffentlich-rechtlicher Areditanftalten bei und beteiligte fich daher auch an der 
Deutſchen Landesbankenzenltale А.-б. Die Salden der oberſchleſiſchen Sparkaffen 
und Rommunalverbände bei der Rommunalbank für Schleſien konnten dank der in- 
zwiſchen eingetretenen leichteren Geldmarktlage alsbald von der Provinzialbank über- 
nommen werden. Die lang friſtigen Anleihen an die oberſchleſiſchen Mitgliedskommunen 
wurden 1929 auf die Provinzialbank Oberſchleſien übergeführt in fjöhe von 14 Mil- 
lionen Goldmark. Ende 1926 wurde ihr die Derwaltung der Oberſchleſiſchen Stadt- 
ſchaft angegliedert, die die Provinz als öffentlich- rechtliche Pfandbriefanſtalt für Haus- 
grundſtücke errichtet hatte. Dank der Geldflüffigkeit dieſer Zeit konnte die Provinzial- 
bank den kurzfriftigen Geldbedarf der von ihr zu verſorgenden Derbände zunächſt 
befriedigen, auch eine eigene 7proz. Goldanleihe in höhe von 2 Mill. GM. und eigene 
7proz. Goldpfandbriefe in Höhe von insgeſamt 3 Mill. GM. auflegen; 1930 wurden 
weitere 2Mill. GM. 8pro3.Goldpfandbriefe aufgelegt. Neben der von der Rommunalbank 
für Schlefien übernommenen Jweiganſtalt Gr. Strehlitz wurden weitere Jweiganſtalten 
errichtet in fündenburg (1932 wieder aufgelöft) und in Leobfhüt (1931 wieder auf- 
gelöft). Unter der Geldverfteifung, die im Jahre 1927 eintrat, litt die Bank ebenfo 
wie die anderen Girozentralen. Der Geldbedarf der Rommunen konnte nur zu einem 
Teil befriedigt werden. Der Umſchuldungsaktion vom Jahre 1930 brachten die ober- 
ſchleſiſchen Sparkaffen wenig Derſtändnis entgegen. Nur zwei Sparkaffen erfüllten 
die Bedingungen, und nur 1689700 RM. konnten auf Grund der Jeichnung von 
Spro3. lombardfähigen Schuldſcheinen auf Rommunen zur Derfügung geſtellt werden. 
Die großen Bemühungen der Provinzialbank um die Areditverforgung der fommunen 
wurden leider nicht durch einen prompten Jinſendienſt beantwortet, wobei die mif- 
liche Lage der kommunen die fjauptſchuld trug. Die Jinsrücftände betrugen Ende 1930 
2090000 RM., nach der Geldkrife Ende 1931 dagegen 3284000 RM., d. h. 51,02 Proz. 
des gefamten Jahreszinsſolls. Die dadurch eintretende Beengung in der Liquidität 
war nicht nur für die Provinzialbank ein Gegenftand ernfter Sorge. Die Umſchuldung 
eines erheblichen Betrages kurzfriſtiger kredite in Aproz. Gemeindeumfculdungs- 
anleihe wirkte auf den inneren Wert der Bilanz und auf die Rentabilität der Bank 
ein. Die Entwicklung der Provinzialbank mögen einige Jahlen erläutern: 
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Ф 


Umfat; Bilanzſumme Giro verkehr 
Mill. m. Mill. m. 
; a Stick Betrag Mill. M. 

1926 423 33,5 

1927 826 61,3 

1928 1014 97,8 

1929 978 117,3 

1930 1134 111,5 177 300 124,9 

1931 971 112,9 226 600 187,6 
1932 — 111 337 300 183 


Seit 1933 find Seſchäftsberichte ber Provinzialbank nicht mehr veröffentlicht worden. 
Der Oberſchleſiſche Sparkaffenoerband ſtellte fih im wefentlichen diefelben Aufgaben 
wie der Niederfchlefifhe Sparkaffenverband. Jm einzelnen wird darüber bei der Dar- 
ftellung der Arbeitsgebiete berichtet. Die Aleinheit der Derhältniffe und der Mangel 
an Kräften ließen in Oberſchleſien nicht überall die gewünſchten Ergebniffe erzielen. 
In der Fürſorge für die Werbung, für die Fortbildung der Beamten, für die Förderung 
des kommunalen Raffenwefens u. dgl. wurde manches vermißt, was andere Der- 
bände leiſten konnten. Trotzdem ſchießt die im Jahre 1933 von den oberſchleſiſchen 
Derbandsmitgliedern an der Arbeit des Derbandes geübte herbe Rritik weit über das 
Maß hinaus. ks iſt zu berückſichtigen, daß die oberſchleſiſchen Sparkaffen ſchon vor 
dem Weltkriege eine geringere Einlagenzahl auf den бор{ der Bevölkerung hatten 
als die niederſchleſiſchen und die Sparkaffen im Reichsdurchſchnitt, und daß ſie in der 
Nachkriegszeit infolge der ungünſtigen wirtſchaftlichen Entwicklung des Landes in der 
Entwicklung erheblich hinter den andern deutſchen Sparkaffen zurückgeblieben ſind. 
Der Durchſchnitt des auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden Einlagenbetrages 
war im Reiche etwa 150 RM., in Oberſchleſien etwa 80 RM. Gerade in ber Frage der 
Werbung traf die Arbeit des Verbandes bei vielen Sparkaffen auf beſonderen Mangel 
an Derftändnis. Ruch die von der Mitgliederverſammlung im Juni 1933 beſchloſlenen 
Maßnahmen, den Haushaltsplan zu erweitern, die Beiträge von 50 Pf. auf 1,20 RM. 
für je 10 000 RM. Spareinlagen zu erhöhen, einen eigenen Derbandsvorfteher an- 
zuſtellen und die Jahl der Reviſoren zu erhöhen, hätten, felbft wenn fie nicht durch 
die kntwicklung überholt worden wären, die beklagten Mängel nicht beseitigen können. 
Die Urſache lag am verfehlten Aufbau; das viel zu kleine Verbandsgebiet ermöglichte 
nicht, genügend Erfahrungen zu gewinnen und auszutauſchen. Die Anhängung des 
Derbandes an die Provinzialbank als einen Nebenbetrieb dieſer, das Fehlen eines 
Siroverbandes der Rommunalverbande konnte eine lebensvolle Verbandsarbeit nicht 
entftehen laffen. Die in der früheren oberſchleſiſchen Derwaltung herrſchenden Grund- 
fae der Perſonalpolitiß verengten die Bewerberauswahl bei der Stellenbeſetijung. 
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Eine gewiffe Abkapfelung auf Oberfchleſien ließ die Sparkaſſen nicht genügend teil- 
nehmen an der reichen Fülle von Aufbauarbeit, die im übrigen Deutſchland geleiſtet 
wurde. 


5. Innerer Aufbau bis zur Gegenwart 


Die Derkleinerung des ſchleſiſchen Sparkaffenverbandes durch das Ausfcheiden der 
oberſchleſiſchen Mitglieder bedeutete keinen Abbau von Aufgaben. Im Gegenteil ſuchte 
der Derband die äußere Schwächung durch erhöhte Arbeit wettzumachen. Die Ent- 
wicklung der Sparkaſſen machte in den nächſten Jahren gute Fortſchritte. Die Mufter- 
ſatzung von 1927 trug der neuzeitlichen Entwicklung der Sparkaffen Rechnung. Die 
zuerſt im Jahre 1926 abgehaltenen Bezirßsverſammlungen der Sparkaffen wurden 
1928 in die feſtere Form des Obmannsſuſtems gebracht und weiter ausgebaut. Die 
Derbandsrevifion wurde 1928 ausgedehnt auf die Mitwirkung der Reviſoren in den 
unvermuteten Dorſtandsprüfungen der Sparkaſſen ($ 12 der Muſterfatzung). Für die 
fommunalkaffen wurde im gleichen Jahre eine kinheitsbuch führung entworfen und 
die kinrichtung der Bezirksverſammlungen auch auf die Rommunalkaſſenleiter aus- 
gedehnt. Zur Förderung des Wohnungsbaues wurde die „öffentliche Bauſparkaſſe 
für Niederfchlefien” errichtet (fiche unten 9. 100). Die Derbandsreviſion konnte 1929 
die große Arbeit der Prüfung der Aufwertungsbilanzen der Spatkaffen beenden, eine 
Arbeit, die das laufende Reviſionsgeſchäft einige Jahre lang ftark gehemmt hatte. 
Die an die Geldkrife von 1931 anſchließende Gefetigebung ermächtigte die Landes- 
regierungen, zugleich alle zu einer zweckmäßigen Geftaltung der Organiſation er- 
forderlichen Maßnahmen zu treffen, beſonders durch Satſungsänderungen, jufammen- 
legung, Aufhebung und Tleubegründung von kinrichtungen und Anftalten. Auf Grund 
der 3. Notvetordnung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1951 gab die Preußifche 
Ausführungsverordnung vom 20. 7./4.8.1932 die neuen Grundlagen für die Der- 
faffung der Sparkaſſen ſowie der Girozentralen und der Sparkaſſen- und Giroverbände, 
die in die Tätigkeit und den Aufbau auch der ſchleſiſchen Sparkaffenverbände ein- 
ſchneidend eingriffen. Der Mitgliederbeftand wurde durch die Jufammenlegung 
von Sparkaſſen erheblich vermindert. Die Frage der Juſammenlegung von Spar- 
kaffen hatte ſchon früher, befonders in den erſten Jahren nach dem Weltkriege, den 
Derband befchäftigt. Als die Geldentwertung die Gefchäftsunkoften in die fjöhe ſchnellen 
ließ, den браска[[еп andererfeits nicht möglich war, die Erträge entſprechend zufteigern, 
wurde bei vielen Sparkaffen erwogen, ob nicht durch Juſammenſchluß von Areis- und 
Stadtfparkaffen am gleichen Orte für beide ein beſſeres Beſtehen fih ermöglichen laffe. 
Einige Juſammenſchlüſſe dieſer Art kamen auch zuſtande. Ende 1922 wurde in einer 
Derſammlung des Girooetbandes eine ſolche Juſammenlegung fogar als unerläßlich 
bezeichnet. Der Dorſtand des Sparkaffenverbandes arbeitete 1923 Richtlinien für die 
Jufammenlegung in form von Jweckverbänden aus. Nach der Stabiliſierung der 
Währung griff in dieſer Frage eine ruhigere Auffaffung Plot. Der Niederfchlefifche 
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Sparkaſſenverband ftellte fic) 1932 in der Frage der zuſammenlegung von Sparkaffen 
von vornherein auf den Standpunkt, daß eine Aufhebung und jufammentegung von 
Sparkaſſen nur da wirtſchaftlich berechtigt und ſinnvoll fei, wo eine Sparkaffe für ſich 
allein nicht mehr lebens- und entwiclungsfähig fei. Der Derband beſchränkte ſich 
daher in feinen der Staatsauffichtsbehörde abzugebenden Gutachten auf den Dorſchlag, 
in Niederſchleſien höchſtens ſechs namentlich bezeichnete Sparkaſſen aufzuheben und 
mit andern Sparkaſſen zu vereinigen. Der Oberſchleſiſche Sparkaſſen verband ſprach 
fich grundſätzlich gegen jede Aufhebung oder Juſammenlegung von Sparkaſſen aus. 
Die Anfichten, ob eine Sparkaſſe nicht mehr lebens- oder entwicklungsfähig fei, gingen 
natürlich bei den betroffenen Sparkaffen, dem Derbande und der fufſichtsbehörde oft 
ſehr auseinander. Die Auffichtsbehörde ordnete dann auch viel weitergehende Ju- 
ſammenlegungen an, die zur Dereinigung von 23 Sparkaſſen mit andern Spat- 
kaffen führten. Auch die im Jahre 1932 im Zuge der Dereinfachung der inneren Der- 
waltung vorgenommene Dereinigung von Landkreifen, die allerdings zum Teil fpäter 
wieder rückgängig gemacht worden ift, führte zur Dereinigung von weiteren 8 Spar- 
kaffen, fo daß der Mitgliederbeftand des Niederſchleſiſchen Sparkaffenverbandes um 
8 Hreisſparkaſſen, 15 Stadtfparkaffen und 8 Candgemeindeſparkaſſen zurückging (der 
Oberſchleſiſche Derband um 1 Stadtfparkaffe). 

Die preußiſche Sparkaſſenverordnung vom 20. Juli/4. Auguft 1932, der Minifterial- 
erla} vom 12. Auguft 1932 und die neue Mufterfarung für Sparkaſſen vom 26. Auguft 
1932 zogen dann die für notwendig gehaltenen Folgerungen aus der Geldkrife des 
Vorjahres: weitgehende Abhängung der Sparkaffen als ſelbſtändige Hörperſchaften 
des öffentlichen Rechts von dem Einfluß der Gewährverbände, verfchärfte Liquiditats- 
vorfchriften für Sparkaffen und Girozentralen, erhöhte Selbftändigkeit der Spar- 
kaffenleiter und eine erhebliche Derſchärfung des kingreifens des Staates in Ge- 
nehmigungs- und Auffichtsbefugniffen. An den gefunden Grundlagen des Sparkaffen- 
weſens wurde nichts geändert. Ruch der 1933/34 gelegentlich der Bankenquete von 
den Privatbanken wieder aufgenommene Angriff gegen den Hiroverkehr der Spar- 
kaffen und gegen ihre Betätigung im Perſonalkredit konnte abgefchlagen und [o eine 
ſchwere Schädigung der kleinen und mittelſtandswirtſchaſt verhindert werden. 

Die nationalſozialiſtiſche Machtergreifung im Jahre 1933 machte für die Sparkaffen keine 
Wefensveränderung ihrer Arbeit notwendig, weil dieſe von jeher auf gemeinnütziges 
Wirken für die Dolksgefamtheit eingeſtellt war. In den Sparkaffenverbänden und im 
Giroverbande traten in perſönlicher Ainficht weitgehende Änderungen ein. Der Dot- 
fittende des Niederfchlefifhen Sparkaſſenverbandes, Dr. Wagner, ſchied aus feinem 
Flauptamte als Oberbürgermeifter von Breslau und damit aus dem Derbandsvorſtande 
aus; der ftellvertretende Dorfijende und Derbandsvorfteher des kommunalen Giro- 
verbandes, Stadtrat Prefcher, wurde am 1. Juni 1933 penfioniert; eine Reihe von Mit- 
gliedern des Dorftandes ſchied aus ihm aus, teils durch Niederlegung ihres Dorftands- 
amtes, teils durch Ausfcheiden aus ihrem kommunalen fjauptamte. Ebenfo ſchied der 
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Dorfteher des Oberſchleſiſchen Sparkaffenverbandes und Leiter der Provinzialbank 
Oberſchleſien, Staatsſeßretär Moesle, aus feinem Amte. Jum kommiſſariſchen Derbands- 
vorſteher des Nieder- und Oberſchleſiſchen Sparkaffenoerbandes und kommiſſariſchen 
Derbandsvorſteher des ßommunalen Giroverbandes Niederfchlefiens wurde der frühere 
Landrat des Rreiles Falkenberg OS., Polizeipräfident i. e. R. Wacker zapp, beftellt. 
Gleichzeitig wurde als Staatskommiſſar, „Sonderbeauftragter für die Reorganiſation 
des kommunalen Bankweſens in den Provinzen Nieder- und Oberſchleſien“, der 
Staatsſeßretär 3. D. Wuffehl beſtellt, der allerdings bald durch Berufung in ein 
anderes Amt aus feinen funktionen ausſchied. An feine Stelle trat der Geheime 
Regierungsrat, Staatsfinanzrat a. D. Dr. Göhmann, der daneben auch die kom— 
miſſariſche Leitung der ommunalſtändiſchen Bank für die preußiſche Oberlauſitz in 
Görlih und der Oberlauſitzer Provinzialſparkaſſe übernahm. Der kommiſſariſche Der- 
bandsvorſteher erhielt den beſonderen Auftrag, geeignete Dorſchläge für eine zweck- 
mäßige Geftaltung der Sparkaffen- und Giroorganifation der Provinzen Ober- und 
Niederfchlefien zu machen. Dieſer Auftrag lag im Juge der von der neuen Regierung 
bereits vorgenommenen Veränderung in der Leitung der beiden ſchleſiſchen Provinzen, 
die zur Wiedervereinigung der 1922 getrennten Provinzen führen follte. Es eröffnete 
fich ein neuer großer Abfchnitt in der Geſchichte des ſchleſiſchen Sparkaffen- und Giro- 
verbandsweſens durch eine Juſammenfaſſung, die nicht nur die beiden Sparkaffen- und 
Giroorganifationen umfaffen, ſondern auch einen Teil des ſonſtigen provinziellen Bank- 
weſens in fih aufnehmen ſollte. 

zum Derftändnis dieſer Tleugeftaltung muß im folgenden auf die früheren Derfuche 
zu einer Juſammenlegung des provinziellen Bankweſens in Schlefien oder wenigſtens 
in Niederfchlefien zurückgegangen werden. Der Geſchäftskreis der 1917 errichteten 
eigenen Girozentrale, ſpäteren Rommunalbank für Schleſien, überſchnitt fih auf dem 
Gebiete des Rommunalkredits mit dem Geſchäftskreiſe der Provinzial-ffilfskaſſe. Der 
Gedanke, beide Anftalten in eine organiſche Derbindung zu bringen, lag nahe. Der- 
handlungen zwiſchen Provinz und Giroverband über eine ſolche Derbindung wurden 
ſchon 1917, ſedoch ohne krfolg, gepflogen. Im Jahre 1922 kam zwiſchen der Provinz 
und dem Gitoverbande eine Einigung zuſtande über die Derſchmelzung der Rommunal- 
bank mit der Provinzialhilfskaſſe; an dem gemeinfamen Unternehmen follte der Giro- 
verband mit zwei Drittel, die Provinz mit einem Drittel beteiligt ſein. Der Dertrag 
wurde jedoch vom Miniſterium des Innern nicht genehmigt, weil er nicht auf gleicher 
Beteiligung der Provinz beruhte. Die gleiche Beteiligung der Provinz konnte der Giro- 
verband jedoch um fo weniger zugeſtehen, als durch die Inflation das Ausleihungs- 
geſchäft der Provinzialhilfskaſſe zum Erliegen gekommen war. Die weiteren Der- 
handlungen ſtockten wegen der ſchwierigen Auseinanderfehung zwiſchen der Provinz 
und der neuen Provinz Oberſchleſien. Sie kamen erft 1928 wieder in Fluß, nachdem 
inzwiſchen in anderen preußiſchen Provinzen Gemeinfchaftsbanken, zum Teil auf pari- 
tätiſcher Grundlage, zuſtande gekommen waren. Der Giroverband war geneigt, auf 
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paritätiſcher Grundlage mit der Provinz Niederfchlefien zufammenzugehen. Die Provinz 
verlangte jedoch in der neuen Gemeinfhaftsanftalt für fich die Führung, insbefondere 
den Dorfit; in dem für die Geſchäfts führung der Bank maßgebenden Derwaltungsrat; 
dies konnte wiederum der Giroverband nicht zugeſtehen, weil es feiner Anficht nach 
nicht der Bedeutung der von der Provinz einzubringenden Ailfskaffe im Vergleich zu 
der Bedeutung der Rommunalbank entſprach. Die Verhandlungen ſchienen wieder auf 
dem toten Punkt angelangt zu ſein, als ſie wieder belebt wurden durch den Plan der 
Staatsregierung, die Oberlauſitſer Provinzialftände aufzulöſen, weil diefe Stände in 
ihrem zum Teil noch auf den Ständeverhältniffen früherer Jahrhunderte beruhenden 
Aufbau nach Anficht der Regierung nicht mehr den derzeitigen fnſchauungen über 
Selbſtverwaltungskörper entſprachen. Als Träger für die Nachfolge der beiden finanz- 
inftitute der Stände, der ommunalſtändiſchen Dank in Görlitz und der Oberlaufiter 
Provinzial-Sparkaffe, hatte die Staatsregierung die von der Provinz und dem Gito- 
verbande zu gründende Gemeinfchaftsbank in Ausficht genommen. Die Stände felbft 
aber, die auf eine Jahrhunderte alte ſegensreiche Tätigkeit ſowohl in wirtſchaftlicher 
und ſozialer Fürſorge als auch in der Förderung von бийй und Wiſſenſchaft in der 
Oberlauſit zurückblicken konnten, wehrten fich entſchieden gegen ihre Auflöfung. Der 
Sparkaffen- und der Giroverband hatten keinen Grund, dieſe Auflöfung zu fördern, 
da die große Oberlauſitzer Sparkaffe feit Beftehen des Sparkaſſenverbandes ihm an- 
gehörte und auch der Giroverband von Anbeginn an in guter jufammenarbeit mit den 
Inſtituten der Stände ftand. Die Derhandlungen mit der Provinz mußten fih auf den 
Eventualfall beſchränken, daß durch geſetzlichen zwang die Stände aufgelöſt würden 
und ihre Einrichtungen anderweit untergebracht werden müßten. Die Derhandlungen, 
deren wechſelvolle Phafen zu ſchildern hier zu weit führen würde, führten nicht zum 
ziel einer Gemeinfchaftsbank. Die Proving war einer rein paritätiſchen Gemeinfcafts- 
bank nach wie vor abgeneigt und verlangte, wenn fie die ffilfskaſſe einbringen ſollte, 
die volle Führung für fich; fie legte auch, je mehr die Provinzialhilfskaſſe ihr Neu- 
geſchäſt wieder aufbauen konnte, Wert darauf, ein der Provinz zu eigener Derfügung 
ftehendes Bankinftitut zu beſitjſen, um die Areditbedürfniffe der Provinz ſelbſt zu be- 
friedigen, beſonders auch auf ihrem Aufgabengebiete des landwirtſchaftlichen Melio— 
rationskredites und des kleininduftriellen Aypothekenkredits. Sie glaubte mit Un- 
recht, für die Förderung diefer Aufgaben bei den Dertretern des Giroverbandes in einer 
Gemeinfchaftsbank nicht das gleiche Intereffe vorausſetzen zu können. Auch im Giro- 
verbande, der zuerſt auf das Fiel der Gemeinfhaftsbank hindrängte, kamen {pater 
Bedenken, ob nicht die Rufrechterhaltung der bisherigen getrennten Anftalten vor- 
zuziehen ſei und nur eine Abgrenzung ihrer Gefchäftsbereiche voneinander und ein 
arbeitsgemeinfchaftliches Juſammenwirken anzuſtreben fei. Die Derhandlungen führten 
daher zunächſt nur zu einer formloſen Dereinbarung über eine Arbeitsgemeinfcaft 
im April #929; danach follte im weſentlichen der kurzfriſtige Aredit von der Rom- 
munalbank, der langfriſtige von der Provinzialhilfskaſſe gepflegt werden, der lang- 
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friftige Rommunalkredit von beiden. Ende 1931 wurde die bisher formloſe Arbeits- 
gemeinſchaft in einem ſchriftlichen Dertrage niedergelegt. 

Inzwiſchen hatte die an die Geldkrife vom Juli 1931 anknüpfende Gefekgebung der 
Staatsregierung ftärkere Einwirkungsmöglichkeiten gegeben, beſonders in der Rich- 
tung der Juſammenlegung von Areditinftituten. zwar hatte ſchon im März 1929 das 
Minifterium angedroht, nötigenfalls durch Gefet; die Widerſtände gegen eine Gemein- 
ſchaftsbank zu überwinden; aber infolge der zweifelhaften Rechtslage hatte der an- 
gedrohte zwang den Widerſtand der Provinz gegen die Gemeinfdaftsbank nur ver- 
ſchärft. Auch der Giroverband wäre nur ungern in eine Jwangsehe mit der Provinz 
eingetreten. Unter dem Eindruck der neuen Lage von 1931 kamen ſich die Beteiligten 
von felbft näher. Im April 1932 kam eine Einigung zuſtande, wonach beide Parteien 
fih mit einem gleichen Betrage wechſelſeitig an der anderen Anftalt beteiligen und je 
zwei Vertreter in ihren Verwaltungsrat entſenden ſollten. Im Juli 1932 beftellte der 
Minifter des Innern auf Grund der Notverordnung des Reichspräſidenten vom 
6. Oktober 1931 den Landrat von Monbart, Jüllichau, als befonderen Beauftragten 
für die Errichtung von Bemeinſchaftsbanken. Diefer ſowohl als auch das Minifterium 
des Innern traten jener Vereinbarung über die wechſelſeitige Beteiligung genehmigend 
bei. Um die erforderliche Satzungsänderung zu vereinfachen, änderte das Staats- 
minifterium die Satzung des Giroverbandes dahin ab, daß der Minifter für Wirtſchaft 
und Arbeit Befreiung von einzelnen Dorfcriften dieſer Satzung gewähren könne. Ruf 
Grund dieſer Beſtimmung wurde der Dorftand ermächtigt, die Satzung zu ergänzen 
bezüglich Einräumung einer Beteiligung an der Bankanſtalt für eine öffentlich- rechtliche 
Freditanftalt. Es wurde auch eine neue Satzung entworfen, die fih an die Satzung 
des neuentftandenen Rheiniſchen Sparkaffen- und Biro verbandes anlehnte und eine 
Vereinigung des Giroverbandes und des Sparkaſſenverbandes für Tiiederfchlefien vor- 
fat. Der Dorſtand genehmigte im Frühſahr 1933 diefe Satjung, die der nächſten Mit- 
gliederverſammlung vorgelegt werden ſollte. Das niederſchleſiſche öffentliche Bank- 
und Sparkaffenwefen ſchien damit im allfeitigen Einverſtändnis geregelt zu fein. 
Diefe Regelung wurde jedoch völlig überrannt durch die Entwicklung der aberſchleſiſchen 
Derhältniffe. Es ſtellte fid) heraus, daß die Sanierung der Provinzialbank Oberſchleſien 
nicht länger aufgeſchoben werden könnte, und daß fie aus eigener Fraft der Pro- 
vinzialbank nicht möglich war, fondern eine Aufnahmeorganifation erforderte, die 
naturgemäß zunächſt in Schleſien gefunden werden mußte. Dies gab den nſtoß zu 
der oben erwähnten Beftellung des Staatskommiſſars und nötigte zu einer neuen 
Umformung des kommunalen Bankweſens diesmal für den Gefamtraum Schleſiens, 
die natürlich auch die Sparkaſſenorganiſation als Mitträger der kommunalen Banken 
ergreifen mußte. Rus der Fülle ſchwieriger Rechts-, Organiſations- und Bilanzfragen, 
die hierbei auftauchten, erklärt es ſich, daß erſt nach dreijähriger Durcharbeitung die 
heute vorliegende Neuregelung zuſtande kam. Es erſchien auch untunlich, das mit all 
dieſen Fragen verquickte Umformungswerk der Beſchlußfaſſung der verſchiedenen 
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Provinziallandtage, Mitgliederuerfammlungen, Dorftände ці. zu unterbreiten; die 
Befugniffe dieſer Beſchlußkörper wurden daher vom Staatsminiſterium durch Aus- 
nahmegenehmigung dem Staatskommiſſar übertragen. Dadurch wurden auch die 
vielen rechtlichen Schwierigkeiten überbrückt, die fonft bei der vielfältigen Rechts- 
natur der beteiligten Derbände und Banken [jweckverband, Dereine, Banken mit und 
ohne Rechtsperſönlichkeit) bei ihrer Auflöfung, Umgeftaltung und Derſchmelzung ſich 
hätten ergeben müſſen. 

Wenn auch gelegentlich die vielen fic) auftürmenden Jweifelsfragen zu der Erörterung 
führten, ob es nicht am einfachſten fei, die oberſchleſiſche Cage zu klären und in 
Niederſchleſien die im Jahre 1932 getroffene allfeitig befriedigende Cöſung zu belaffen, 
fo kriſtalliſterte fich doch allmählich als Grundgedanke der Neuregelung heraus, daß 
für das ſchleſiſche Gefamtgebiet die Sparkaffenorganifation und die drei kommunalen 
Banken, kommunalbank, Ailfskaffe und Provinzialbank Oberſchleſien, in eine einheit- 
liche organiſche Verbindung zu bringen feien. Die Frage der Oberlauſitzer Provinzial- 
ſparkaſſe und der kommunalftändifchen Bank in Görliß wurde einer ſpäteren Sonder- 
regelung überlaffen. 

Die Aufgabe der organiſchen Dereinigung der Sparkaffen war verhältnismäßig leicht 
zu löfen. Die beiden Sparkaffenverbände waren mit dem Gitoverbande Niederſchleſien 
zu vereinigen und dieſer dann unter Ausweitung auf Oberfdjlefien zu einem modernen 
Sparkaffen- und Giroverbande für Schleſien umzugeſtalten. Damit follte auch der 
feit der Provinztrennung von den niederſchleſiſchen und wohl auch von den meiften 
oberſchleſiſchen Sparkaffen gehegte Wunſch nach Wiedervereinigung erfüllt werden. 
Für die oberſchleſiſchen Sparkaffen ergab fih daraus eine bedeutende Derbeffe- 
tung, beſonders auf den Gebieten der Tievifion, der Beratung und der Beamten- 
ausbildung. 

Bedeutend ſchwieriger war die organiſche Vereinigung der drei Banken, über deren 
Geftaltung die maßgebenden Stellen nicht von Anfang an einig waren. Am nächſten 
lag der Gedanke, aus den drei Banken eine Gemeinfcaftsbank zu bilden, getragen 
vom Sparkaffen- und Giroverband und den beiden Provinzen, unter einheitlicher 
Leitung, wenn auch in fachlich abgegrenzten Arbeitsgebieten, Dieſe Cöſung lag im 
Juge der ſonſt von der Staats- und Reichsregierung verfolgten Linie, das ſchleſiſche 
Gebiet einheitlich zu geſtalten, ermöglichte eine einheitliche, reibungsloſe jufammen- 
arbeit und [chien auch vom Unkoftenftandpunkt aus zunächſt als die wirtſchaftlichſte. 
Eine andere Cöſung lag in der Bildung von zwei nebeneinanderftehenden Banken mit 
ſachlich abgegrenzten Geſchäftsgebieten [Real- oder Perſonalkredit, langfriftiger oder 
kurzfriftiger Kredit), aber unter irgendeiner Art gemeinſchaftlicher Oberleitung. Jweifel 
beftanden gegenüber diefer Cöſung infofern, als eine wirkſame gemeinſchaftliche Ober- 
leitung ſchwer zu gewährleiſten ſchien, ferner darüber, wie bei der Verteilung der 
Rapitalgrundlage eine dauernde Rentabilität beider Banken geſichert werden könne, 
wobei die Frage, welcher Bank das langfriſtige ßkommunalkreditgeſchäft zuzuweiſen 
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fei, eine befondere Rolle ſpielte. für diefe Löfung ſprachen zunächſt Erwägungen des 
geſchichtlichen Zufammenhangs und gewiffe Preſtigerückſichten. Ausfchlaggebend zu- 
gunften diefer Löfung aber war beim Reichs- und Preußiſchen Wirtfchaftsminifterium 
der Gedankengang, daß, епіјрсефепо den Grundzügen des Reichskreditgeſetzes von 
1934, die Anlage der kurz- und mittelfriſtigen Gelder (Spareinlagen und Depoſiten, 
insbefondere die Liquiditätsteferve der Sparkaſſen] vollftändig zu trennen fei von 
der fjereinnahme und fjerausgabe langfriſtiger Areditmittel, wobei die bei der Pro- 
vinzialbank Oberſchleſien gewonnenen Erfahrungen eine Rolle [pielten. 

Demgemäß wurde die Rommunalbank Niederſchleſien als бесп der zukünftigen Bank 
für das kurzfriſtige freditgeſchäft linsbeſondere für die Verwaltung der Liquiditäts- 
се[есое der Sparkaffen) beſtimmt, die Provinzialhilfskaſſe als Bern der Bank für 
langfriſtigen und Realkredit. Das langfriſtige ßommunalkreditgeſchäft wurde ſehr 
zum Leidwefen und unter ſchweren Bedenken der Sparkaffenorganifation von der 
fommunalbank abgetrennt, deren Heſchäftsgebiet dadurch zerriffen wurde, und der 
künftigen Bank für langfriſtigen Kredit zugewiefen. Die Leitung der beiden Banken 
ſollte in der Aand der bisherigen Direktionen der Rommunalbank und der Ailfskaffe 
liegen ohne Bildung einer Gefamtdirektion; das einheitliche Jufammenwirken beider 
Direktionen follte gefichert werden durch die Schaffung des Poftens eines gemein- 
famen Generaldirektors. Die Provinzialbank Oberſchleſien war aufzulöfen, ihr kurz- 
friſtiges Gefchaft einſchließlich der Liquiditätsteferven der Sparkaffen und der Be- 
ſorgung des Giroverkehrs auf die Aommunalbank, das übrige бе| ай auf die Ailfs- 
kaffe überzuleiten; die Ailfskaffe wurde als aufnehmende Stelle für die Provinzial- 
bank Oberſchleſien beftimmt. Träger der neuen Banken ſollten der neu zu geftaltende 
Schlefifche Sparkaffen- und Giroverband und die beiden Provinzen fein, die entſprechend 
dem Dermögen der bisher von ihnen betriebenen Banken zum Stammkapital und zu 
den Reſerven beitragen follten. Bisher waren ſowohl bei der Rommunalbank wie bei 
der Provinzialbank Mitträger, alfo auch formell Inhaber der Kapitalanteile die 
fommunalverbände; materiell aber war (ай in allen Fällen der Rapitalanteil von 
der Sparkaffe des Rommunalverbandes aufgebracht worden. Nunmehr follten aber 
die inzwiſchen felbftändige Rechtsperſönlichkeiten gewordenen Sparkaffen als Пег- 
bandsmitglieder das Stammkapital des Sparkaſſen- und Gitoverbandes aufbringen. 
Es war alfo eine Reihe von Umlegungsvorgängen nötig. Die oberſchleſiſchen Kom- 
munalverbände und die Provinz Oberſchleſien mußten zunächſt das bisher erft zur 
hälfte eingezahlte Stammkapital der Provinzialbank Oberſchleſien auffüllen und er- 
gänzen; andererſeits mußten die oberſchleſiſchen Sparkaffen, die künftig als Mitglieder 
des Schleſiſchen Sparkaffen- und Giroverbandes an feinem Dermögen Anteil bekommen 
follten, die entſprechende Aufbringung leiſten; die erforderlichen Transaktionen wurden 
durch Ailffteilung der niederſchleſiſchen Sparkaffenorganifation erleichtert. Eine vom 
Reiche für das Grenzland Oberſchleſien erbetene Beihilfe, auf die nach den Dorgängen 
bei anderen Banken fjoffnung beſtand, wurde leider abgelehnt. Der befonderen 
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Stellung Oberſchleſiens und der Lage der Stadt Ratibor, des Sites der bisherigen 
Provinzialbank Oberſchleſien, wurde dadurch Rechnung getragen, daß die beiden neuen 
Banken in Ratibor je eine Jweigftelle weiterbetreiben ſollten. 

Bevor alle dieſe Umlegungen vor ſich gehen konnten, mußte in mühevoller Arbeit das 
Vermögen der drei Banken einſchließlich ihrer Reſerven nach einheitlichen Bilan- 
jierungs- und Bewertungsgrundfägen feſtgeſtellt und auf die beiden künftigen Danken 
ſachgemäß fo verteilt werden, daß bei jeder Bank fapital, offene und ftille Reſerven 
im richtigen Derhältnis zur Gefcäftstätigkeit ſtanden und die Rentabilität geſichert 
wurde. Die fapitalausſtattung des langfriſtigen Inſtituts wurde ſchließlich etwas 
größer geftaltet mit Rückſicht auf eine in zukunft wieder mögliche Emiffionstätigkeit. 
Was das Beteiligungsverhältnis der Träger der beiden neuen Banken (Sparkaffen- 
und Giro oerband und die zwei Provinzen) an der Derwaltung einerſeits, der Aapital- 
ausftattung andererſeits anlangt, fo ſtand das Reichswirtſchaftsminiſterium von vorn- 
herein auf dem Standpunkt, daß im Einfluß auf die Derwaltung die beiden Provinzen 
Parität mit dem Derbande haben follten. Das Dermögen des Derbandes und dem- 
gemäß fein Anteil am бариа! der neuen Banken aber war ſehr viel größer als das, 
was die beiden Provinzen einbringen konnten — mindeſtens ſo lange, als dieſe nicht 
von der ihnen vorbehaltenen Ermächtigung Gebrauch machten, durch Auffüllung von 
бариа! und Reſerven ihren Anteil dem des Derbandes anzugleichen. Das Derlangen 
der Auffichtsbehörde nach Parität in der Derwaltung bedeutete alfo ein ebenſo großes 
Opfer für die Sparkaffenorganifation, ein Opfer, das zum mindeften den nſpruch 
rechtfertigte, daß die beiden Banken die Unkoften des Verbandes ganz oder zum 
großen Teil übernähmen, wie dies auch in anderen Landesteilen mit Semeinſchafts- 
banken vorgefehen ift und fih ſchon dadurch begründet, daß der Derband die Werbe- 
und Jubringergrundlage für die Gemeinfdaftsbanken darſtellt. Leider wurde dieſer 
berechtigten Forderung nicht entſprochen, ſondern lediglich die Beteiligung am Stamm- 
kapital des Deutſchen Sparkaſſen- und Giroverbandes dem Derbande zugeſprochen; 
auch die bisher als Abteilung der Rommunalbank betriebene öffentliche Baufparkaffe 
ging auf den Derband über. Das Ergebnis war die Ausftattung der Bank für 
kurzfriſtige Kredite, nunmehr „Schlefifhe Landesbank, Girozentrale” 
genannt, mit 4 000 000 AM. Kapital, der Bank für das langfriſtige freditgeſchäft, 
„Schleſiſche Candeskreditanſtalt“ genannt, mit 5 600 000 RM. бариа! 
Am бариа! find der Derband mit fünf Adhtel, die Provinz Niederſchleſien mit zwei 
Achtel, die Provinz Oberſchleſien mit einem Adhtel beteiligt; die Derwaltung aber ift 
paritätifch zwifchen dem Derband einerfeits, den Provinzen andererfeits. Jm Rahmen 
der Gefamtorganifation des kommunalen fredits in Deutfchland ftellt der Aufbau der 
beiden Banken einen neuen Typ, einen Derfud dar. Bie ſchleſiſche Sparkaffenorgani- 
fation hofft und wünſcht, daß in der praktiſchen Bewährung diefer Derſuch gelinge und 
die großen ideellen und materiellen Opfer lohne, die er von der Sparkaffenorganifation 
erfordert hat. 
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Nachdem die organifatorifhen und wirtſchaftlichen Dorfragen entſchieden waren, 
wurden die erforderlichen Rechtshandlungen in folgender Reihenfolge vorgenommen: 
durch Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 4. März 1936 wurde der Rommunalbank 
für Niederſchleſien eigene Rechtsperſönlichzeit und die kigenſchaft einer Förperſchaft 
des öffentlichen Rechts verliehen. Durch Beſchluß vom 29. April 1936 wurde der 
Nieder- und der Oberſchleſiſche Sparkaffenverband aufgelöſt und ihr Dermögen im 
Wege der beſamtrechtsnachfolge auf den kommunalen Giroverband Niederſchleſien 
überführt. Der Giroverband erhielt den Namen „Schleſiſcher Sparkaffen- und Giro- 
verband“, eine neue Satzung und die Stellung einer Börperſchaft des öffentlichen 
Rechts (|. u. 5. 63 und Anlage 2). Durch Auseinanderfetiungsvertrag vom 28. Mai 1936 
zwiſchen der Rommunalbank und dem Schleſiſchen Sparkaffen- und Giroverbande 
wurde das früher dem Giroverbande zuſtehende Dermögen der Bank (mit Ausnahme 
der Beteiligung am Deutſchen Sparkaffen- und Giroverbande und der Baufparkaffe) 
auf die nunmehr felbftändige Rommunalbank für Niederfchlefien übertragen; zugleich 
wurde das Rechtsverhältnis bezüglich der Beamten und Angeſtellten geregelt. Durch 
Staatsminiſterialbeſchluß vom 27. Mai 1936 wurde der Rommunalbank für Nieder- 
ſchleſien der Пате „Schleſiſche Landesbank, Girozentrale” und eine neue Satzung 
gegeben (f. u. 5.64). Derſelbe Beſchluß übertrug die Provinzialbank Oberſchleſien 
mit Wirkung vom 1. Juni 1936 im Wege der Geſamtrechtsnachfolge auf die Provinzial- 
hilfskaffe für die Provinz Niederfchlefien, die den Namen „Schleſiſche Landeskredit- 
anftalt” und eine neue Satzung erhielt (f. u. 5. 64). Am 30. Mai 1936 ſchloſſen dann 
die beiden Provinzen, die Provinzialhilfskaſſe, der Sparkaſſen- und Giroverband und 
die Rommunalbank einen Dertrag über die Aufbringung des fapitals der beiden 
neuen Banken, Candeskreditanſtalt und Landesbank, und über die damit jufammen- 
hängenden Bilanz- und Perſonalfragen. Der Betrieb der beiden neuen Banken ſollte 
nach den Satzungen [dion vom 1. Januar 1936 an als für Rechnung der Träger, Der- 
band und Provinzen, geführt gelten. 

Am 19. Auguft 1936 traten die neu beftellten Derwaltungsräte der Landesbank und 
der Landeskreditanftalt zu ihrer erſten Sitzung zuſammen. Als Generaldirektor beider 
Banken wurde der bisherige Staatskommiſſar Göhmann gewählt. Am 22. Sep- 
tember 1936 fand in Gegenwart von Dertretern des Reichs- und Preußiſchen Wirt- 
ſchaſtsminiſteriums und des Deutſchen Sparkaffen- und Giroverbandes die feierliche 
Eröffnung der neuen Banken und des Schleſiſchen Sparkaffen- und Giroverbandes ſtatt. 


Teil II: 


Aufbau und Einrichtungen 
der ſchleſiſchen Sparkaffenorganifation 


Die folgende Darftellung widmet den größeren Raum 
denjenigen ſatzungsmäßigen und organiſatoriſchen Ein- 
richtungen, in denen ſich das Derbandsleben der Jahre 
1885 bis 1936 oolljog. Die Neuordnung von 1936 bildet 
den Schlußſtein einer fünfzigjährigen Entwicklung und den 
Grundftein des Aufbaus in der zweiten Jahrhunderthälfte; 
fie ift, als unmittelbare Gegenwart allen Beteiligten bekannt, 
nur in den Grundzügen am Schluffe dargeſtellt worden. 


Abſchnitt I: 
Der Sparkaffenverband 1885 bis 1935 


1. Rechtsnatur und Jweck des Sparkaffenverbandes 


Der Schleſiſche (feit 1927 NMiederſchleſiſche) Sparkaffenverband ift von vornherein als 
ein nicht rechtsfähiger Verein errichtet worden und hat feinen Rechtscharakter durch 
den ganzen Berichtszeitraum beibehalten. Im Jahre 1918 wurde allerdings befchloffen, 
die Rechtsfähigkeit des Vereins durch Eintragung im Dereinsregiſter herbeizuführen. 
Die Ausführung des Befchluffes wurde aber immer wieder vertagt mit Rücklicht auf 
die jahrelang ſchwebenden Verhandlungen wegen Dereinigung des Sparkaffen- und 
des Giroverbandes. Dachteile aus der lockeren Rechtsform find niemals hervor- 
getreten. Wenn Rechtshandlungen vorgenommen werden mußten, die eine juriftifche 
Perſon als Träger vorausfetien, wie 5. B. bei der Anftellung von Beamten oder Erwerb 
von Grundftücken, wurde der Giroverband als Rechtsträger herangezogen. Der jweck 
des Derbandes nach der erſten Satzung vom 21. Februar 1885 war, „gemeinsame Maf- 
nahmen zur Förderung des Sparkaffenwefens anzuregen, zu beraten und zur fus- 
führung zu bringen“. 1921 wurde diefe Beſtimmung der inzwiſchen vom Deutſchen Spar- 
kaſſenverbande beſchloſſenen neuen байшд angepaßt, was zu lebhaften Meinungs- 
kämpfen führte. Im Deutſchen Sparkaſſenverbande hatte die Sparkaffenbeamtenfchaft, 
deren Einfluß und Machtbewußtſein feit der politiſchen Umwälzung von 1918 durch 
ihre gewerkſchaftliche Organiſation außerordentlich geſtiegen war, durchgefett, daß 
in der Satjung die Derpflichtung der Unterverbände ausgeſprochen wurde, die den 
Derbandsfparkaffen obliegenden gemeinſamen Belange einſchließlich der Förderung 
der Ausbildung und Aebung der Stellung der Sparkaffenbeamten unter Berückfichti- 
gung der befonderen Derhältniffe des Bezirks zu vertreten und zu fördern. Der Dor- 
[tano des Schleſiſchen Sparkaffenverbandes beantragte daher, die Satzung des Der- 
bandes dahin zu ändern, daß Jweck des Verbandes nunmehr fein folle, das Spar- 
kaffen- und Rommunalbankwefen zu fördern (womit der in der Ariegs- und Nad- 
kriegszeit hochgekommenen Rommunalbankbewegung Genüge getan werden (016), 
und ferner die gemeinfamen Angelegenheiten der Derbandsſparkaſſen und Banken zu 
vertreten und zu fördern einſchließlich der Ausbildung und fjebung der Stellung der 
Sparkaffenbeamten und öffentlichen Bankbeamten. Gegen diefe letitere Beſtimmung 
erhob ſich lebhafter Widerſpruch von kommunaler Seite, weil die Dertretung von 
beſonderen Standesintereffen nicht in die бађипо eines Dereins gehöre, der allgemeine 
Intereſſen verfolge, und weil aus diefer Beſtimmung der Sparkaffenverband Anlaß 
nehmen könne, fih unbefugt in die Freiheit der Rommunalverbände hinſichtlich der 
Auswahl und Befoldung ihrer Beamten zu mifchen. Die Mehrheit aber ſchloß fih doch 
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der Begründung des Dorftandes an, daß die Hebung der Stellung der Beamten gerade 
im eigenften Dorteil der Sparkaffen liege und daher einſchließlich der Befürwortung 
einer gerechten Befoldung ſehr wohl Aufgabe des Derbandes [ein könne, und 
genehmigte die Satzungsänderung. 

1927 wurde, nachdem der Derband in ftärkerem Maße fih auch der Revifion von 
Rommunalkaffen und der Fürſorge für deren Buchhaltung zugewendet hatte, der 
Derbandszweck erweitert auf die Förderung des kommunalen faſſen- und Rechnungs- 
weſens. 


2. Mitglied ſchaft 


Nach der erſten 5ацилд von 1885 konnte jede öffentliche Sparkaffe Schleſiens, deren 
Statut auf Grund des Sparkaſſenreglements von 1838 genehmigt fei, Mitglied des 
Schleſiſchen Sparkaffenverbandes werden. 1901 wurden, mit Rückſicht auf die Be- 
ſtimmungen des Bürgerlichen Beſetzbuches über nicht rechtsfähige Dereine, Beftimmun- 
gen über die Wirkung des kintritts und Austritts von Mitgliedern aufgenommen. 
1921 wurde mit Rückſicht darauf, daß die Sparkaffen nicht ſelbſtändige Rechts- 
perſönlichkeit befaßen, ſondern einen Teil der Derwaltung des Gewährsverbandes 
darſtellten, die Satzung dahin geändert, daß Mitglieder die Gewährsverbände fein 
ſollten, die eine öffentliche Sparkaffe oder Rommunalbank betrieben. 1923 wurde 
jedoch, in Anlehnung an die usdrucksweiſe der neuen Satzung des Deutſchen Spar- 
kaffenverbandes, beſtimmt, daß als Mitglieder die öffentlichen Sparkaffen (бісо- 
kaffen) uſw. beizutreten berechtigt ſeien. 1927 wurde die ſuriſtiſch richtigere Faſſung 
der Satjungsänderung von 1921 wiederhergeftellt, daß die Gewährsverbände Mit- 
glieder fein ſollten. In der Satzung von 1923 wurde auch die Möglichkeit des Aus- 
ſchluſſes von Mitgliedern wegen Derftößen gegen die Satzung oder gegen das Ёп[еђеп 
der Sparkaffen geſchaffen; von dieſer Möglichkeit brauchte glücklicherweiſe nie Ge- 
brauch gemacht zu werden. 

Die Entwicklung der Mitgliedſchaſt des Derbandes war recht erfreulich. In den erſten 
zwei Jahren ſchloſſen fih dem Verbande an: 


63 Sparkaſſen von ins geſamt 101 Sparkaffen 
1895 103 5 5 7 128 2 


1900 120 ” п " 135 u 
1905 139 ” П u 145 ” 
1910 164 2 2 Р 168 2 


1920 war praktifch der Juſtand erreicht, daß alle ſchleſiſchen Sparkaffen dem Derbande 
angehörten und neugegründete ſofort oder nach kurzer Jeit ihm beitraten. Außerdem 
war feit 1923 der Breis Frauſtadt, der an іф zur Provinz Grenzmark gehört, in feinen 
Wirtſchafts- und Derkehrs beziehungen aber durchaus nach Schleſien weiſt, vertraglich 
an den Schleſiſchen Sparkaffenverband angeſchloſſen worden; mithin gehörte auch die 
fireis- und Stadtſparkaſſe Frauſtadt dem Derbande an. Die Sparkaſſen-Muſterſatzung 
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von 1927 verpflichtete die preußifchen Sparkaffen, dem zuftändigen Sparkaffen- und 
Giroverbande anzugehören. Damit wurden die Beſtimmungen der Derbandsfatiungen 
über Ausfcheiden und Ausfchluß von Mitgliedern praktiſch gegenftandslos. 

Organe des Derbandes waren die Derbandsverſammlung und der Dorftand. Паф der 
Satung follte alljährlich eine Derbandstagung ftattfinden. In den Jahren 1886, 1888 
und 1889, 1893 fanden ſolche Tagungen aber nicht ftatt wegen Mangels ап Be- 
tatungsftoff; 1915 und 1916 nicht wegen des Weltkrieges und feit 1933 nicht wegen 
der ſchwebenden Verhandlungen über die Umformung des Derbands- und Bankweſens 
in Nieder- und Oberſchleſien. 

Nadh der erſten Satzung follte jede Sparkaffe in der Mitgliederverſammlung eine 
Stimme haben. Durch die Satzungsänderungen von 1923 und 1927 wurde das Stimm- 
recht nach der fjöhe der Einlagen abgeſtuft. 


3. Verbandsleitung 


а) Die Bildung des Dorſtandes 


Nach der erſten Derbandsfatung 1885 beftand der Dorftand aus fieben Mitgliedern, 
die der Sparkaſſenverwaltung anzugehören hatten und auf ein Jahr von der Mit- 
gliederverfammlung durch Stimmzettel oder Juruf gewählt wurden. Der Dorftand 
wählte aus feiner Mitte einen Dorſitjenden, deffen Stellvertreter und einen Schrift- 
führer, die ihren Wohnfit; in Breslau haben follten. Eine ſatzungsmäßige Feſtlegung, 
daß bei der Juſammenſetzung des Dorftandes die drei Regierungsbezirke Schleſiens 
anteilig berückſichtigt werden ſollten, wurde zwar abgelehnt; tatſächlich aber wurden 
aus den Regierungsbezirken Liegnitz und Oppeln je zwei Vertreter in den Dorſtand 
gewählt. Die Beſtimmung, daß der Dorſitzende, fein Stellvertreter und der Schrift- 
führer ihren Wohnſitz in Breslau haben ſollten, führte dazu, daß der Regierungsbezirk 
Breslau immer nur durch Mitglieder der Derwaltung der Stadt- oder freisſparkaſſe 
Breslau vertreten werden konnte. Dieſe von Anfang an umſtrittene Beſtimmung 
wurde daher 1898 aufgehoben. 

1901 wurde die Amtsdauer von einem Jahr auf vier Jahre erhöht, 1907 die Mit- 
gliederzahl von ſieben auf neun Mitglieder vermehrt, um eine gleichmäßigere und 
beſſere Dertretung der drei Regierungsbezirke im Dorftande zu ermöglichen, 1917 auf 
elf Mitglieder, um auch den kleineren Sparkaſſen eine Dertretung zu geben. 1919 
wurde, nachdem in der Rusſchußſitjung des Giroverbandes beſonders die kleineren 
Städte energiſch eine größere Berückſichtigung in der Bildung des Dorftandes ver- 
langt hatten, die Jahl der Dorftandsmitglieder auf 18 erhöht, um den verſchiedenen 
Arten von Sparkaffen, Freis-, Stadt- und Landgemeindefparkaffen, eine dauernde 
Dertretung zu ſichern und ferner, um auch Sparkaſſenleiter in den Dorftand als Mit- 
glieder aufnehmen zu können. Mit Rückſicht darauf, daß der Giroverband im Laufe 
feiner Entwicklung faſt alle ſchleſiſchen Sparkaffen als Mitglieder erfaßt hatte und 
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feine Ziele mit denen des Sparkaffenverbandes auf weiten Gebieten gleich waren, 
daher eine einheitliche Leitung beider Verbände erwünſcht war, wurde zugleich 
befchloffen, daß künftig der Dorftand des Sparkaffenverbandes mit dem des Giro- 
verbandes identiſch [еіп ſollte. Drei Sparkaffenleiter wurden in den Dorftand gewählt. 
1919 nahm der Deutſche Sparkaffenverband, den Wünſchen der Beamtenſchaft folgend, in 
feine Satzung die Beſtimmung auf, daß fein Vorſtandsausſchuß zu mindeſtens einem 
Drittel aus Sparkaffenbeamten beftehen folle und fah eine entſprechende Satungs- 
beftimmung aud) für die Unterverbände vor. Daraufhin beantragte 1921 der Dor- 
ftand des Schleſiſchen Derbandes, die Jahl feiner Mitglieder von 18 auf 21 zu er- 
höhen, von denen ſieben Sparkaffenbeamte fein müßten (darunter immer der geſchäfts- 
führende Direktor der Girozentrale). Gegen die ſatzungsmäßige Feſtlegung eines fo 
großen Einfluffes der Sparkaſſenbeamten erhob fic) lebhafter Widerſpruch, der aber 
von der Mehrheit der Derſammlung überſtimmt wurde. Die Amtsdauer der Dorftands- 
mitglieder wurde auf drei Jahre feftgefeht. An der Identität des Dorftandes des Spar- 
kaffenverbandes und des Giroverbandes wurde feftgehalten trotz einigen Widerſpruchs, 
der fich beſonders darauf gründete, daß dem Dorftande ſchon feit Gründung des Spar- 
kaffenverbandes ein Dertreter der Oberlauſitzer Provinzial-Sparkaffe angehörte, ob- 
wohl dieſe aus Rechtsgründen nicht Mitglied des Giroverbandes ſein konnte. 

In der Satjung von 1923 wurde der bisherige Dorftand in „geſchäſtsführender Aus- 
ſchuß“ umgenannt und als Dorſtand im Sinne des Heſetzes der Dorſitzende dieſes 
Rusſchuſſes oder fein Stellvertreter bezeichnet, um für den Fall der Eintragung des 
Verbandes ins Dereinstegifter die gegenüber dem Regiſter erforderlichen Rechts- 
handlungen zu vereinfachen. Da die Eintragung unterblieb, hatte diefe Umbenennung 
keine ſachliche Änderung der Stellung des Dorſtandes = geſchäftsführenden Rus- 
ſchuſſes zur Folge. 

1924 wurde, um den Sparkaffen der Areife und der kreisangehörigen Städte eine 
größere Vertretung zu geben, die Dertretung der Beamtenſchaft von einem Drittel aller 
Sitte auf vier Sitze befchränkt; ferner wurde die Wahl ftellvertretender Dorftands- 
mitglieder vorgeſehen. 

1927, nach dem Rusſcheiden der oberſchleſiſchen Mitglieder, wurde die Jah! der Dor- 
ſtandsmitglieder von 21 auf 15 herabgefetit, unter denen vier Sparkaffen- oder 
fommunalbankbeamte fein follten (nicht mehr fein mußten). Seit 1933 wurde in 
Anwendung des Führerprinzips die Juſammenſetzung des Dorftandes beſtimmt durch 
den Derbandsvorſteher. Der Dorftand hatte ſeitdem nicht mehr beſchließende, ſondern 
nur beratende Mitwirkung. 1927 wurde in der Satzung die Möglichkeit zur Ernennung 
von Ehrenmitgliedern des Verbandes oder des Dorftandes gefchaffen. Als ſolche waren 
ſchon 1926 Stadtrat Peterſon und Stadtkämmerer Matthes gewählt worden. 

Bei der Wahl der einzelnen Dorftandsmitglieder wurde feit Gründung des Verbandes 
darauf gehalten, daß die verſchiedenen Regierungsbezirke möglichſt gleichmäßig be- 
rückſichtigt wurden, daß aber auch die verſchiedenen Gruppen von Sparkaffen, große 
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und kleinere, Rreis-, Stadt- und Gemeindefparkaffen, darin vertreten waren. Seit den 
Meinungskämpfen von 1919 und 1921 hat die Juſammenſetzung des Dorftandes keine 
Meinungsverſchiedenheiten mehr veranlaßt. Der Sparkaffenverband hatte im ganzen 
Berichtszeitraum das große Glück, die hervorragendſten Männer der ſchleſiſchen бот- 
munalverwaltung in feinem Dorftande zu fehen. Ju keiner Zeit, auch nicht, als feit der 
Revolution von 1918 die Parteipolitik und das Syftem der Derhältniswahlen die 
gefamte Rommunalverwaltung beherrſchte, hat bei der Wahl der Dorftandsmitglieder 
die Parteipolitik eine Rolle gefpielt. Die Autorität des Dorftandes war auch groß 
genug, um den Einfluß von Intereffentengruppen aller Art auf feine Zufammenfetjung 
fernzuhalten. Er erkannte grundſätzlich keine beſtimmenden Wahlvorſchläge an, auch 
nicht ſolche der kommunalen Spitienverbände, ſondern ging bei feinen Ergänzungs- 
vorſchlägen, denen feit 1921 die Verbands verſammlung (ай immer ohne weiteres 
folgte, nut von dem Beftreben aus, die fähigften Köpfe der ſchleſiſchen Rommunal- 
verwaltung in feinen Reihen zu ſehen. Da der Derband alle Gruppen von fommunal- 
verbänden in ſich vereinigte, ſo ſtellte er zugleich, anders als die in Gruppen von 
боттипеп fic) fpaltenden Spitzenverbände, eine Verkörperung der Einheit der Rom- 
munalverwaltung dar. 


b) Derbandsvorſitende 


Паф der Satung wählte der Dorftand den Dorfiienden aus feiner Mitte, desgleichen 
einen Stellvertreter und einen Schriftführer. Das Amt des Schriftführers wurde 1921 
befeitigt. Bei der Gründung des Verbandes wurde der Stadtrat und Fommerzienrat 
Bülow, Dorſitzender des Kuratoriums der Stadtſparkaſſe Breslau, zum Dorſitjenden 
gewählt und bekleidete dieſes Amt bis zu feinem Tode am 11. September 1890. Im 
Jahre 1891 trat an feine Stelle fein Nachfolger im Breslauer ſtädtiſchen Amte, Stadt- 
tat Peterſon, der bis zu feinem Ausfcheiden aus dem Amte als Breslauer Stadtrat 
ат 30. September 1913 das Amt als Dorfiiender verwaltete. Ний nach feinem Rus- 
ſcheiden vertrat er den Derband noch im Ausfchuß des Deutfchen Sparkaffenverbandes 
bis 1916. Ihm folgte als Dorfitiender Stadtrat und Kammerer Matthes, Breslau, bis 
zum Ausfcheiden aus feinem байргат 1926, Oberbürgermeifter Dr. Wagner, Breslau, 
1926 bis 1933, dem der kommiſſariſche Derbandsvorfteher, Polizeipräfident i. e. R. 
Wackerzapp, am 1. Juni 1933 folgte. Stellvertretende Dorfitiende waren 

1885 — 1894 Bürgermeifter von Uſſelſtein, Breslau, 

1894 — 1902 Rammeter förte, Breslau, 

1902 — 1903 Oberbürgermeifter Oertel, Liegnitz, 

1903 — 1904 Kammerer Weller, Breslau 

1905 — 1913 Kammerer Matthes, 

1913 — 1933 Stadtrat Preſcher, Breslau, 

1933 — 1934 Oberbürgermeifter Dr. Tiebitihi, Breslau, 

feit 1934 Oberbürgermeifter Dr. Fridrich, Breslau. 
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1926 wurde das Amt des 2. ftellvertretenden Dorfittenden geſchaffen, das bis 1932 
von Landrat, Geh. Regierungsrat Dr. Jerſchke, Glogau, bis 1933 von Landrat 
Dr. Schmeiffer, fjirſchberg, verwaltet und ſeitdem nicht mehr befetit wurde. 

Der ſtellvertretende Dorfitiende, Stadtrat Preſcher, führte zugleich feit dem 1. Oktober 
1913 die Gefchäfte des Dezernenten des Sparkaſſenverbandes. Dadurch, daß er zu- 
gleich Derbandsvorfteher des Giroverbandes war, wurde die einheitliche Gefchäfts- 
führung beider Verbände ſichergeſtellt. 

Die Derbandsvorſitzenden und ſtellvertretenden Dorfitenden vertraten bis 1934 zu- 
gleich den Derband im Dorftande und in der Mitgliederverſammlung des Deutſchen 
Sparkaffenverbandes, ferner im Rusſchuß für das Sparkaſſenweſen. Der ſtellver- 
tretende Dorfiiende war Mitglied im Giroausſchuß: als fein Vertreter wurde Direktor 
Propach, als Mitglied im Rusſchuß für das Rommunalbankwefen Direktor Rath ge- 
wählt. Seit 1934 ift der kommiſſariſche Derbandsvorſteher Mitglied des Dorftandes 
des Deutſchen Sparkaſſen- und Gitoverbandes. 

In Durchführung des Gefetes zur Dorbereitung des organiſchen Aufbaus der deutfchen 
Wirtſchaft vom 27. November 1934 wurde für den Treuhänderbezirk Schlefien der 
Reichsgruppe IV Banken der kommiſſariſche Derbandsvorſteher zum ftellvertretenden 
Candesobmann beftellt und gleichzeitig auch als Dertrauensmann der Wirtfchafts- 
gruppe Sparkaſſen in Schlefien. 


с) Unterorganiſationen 


Zur Beratung betriebstechniſcher Fragen wurde 1917 eine „Formularkommiſſion“ zu- 
nächſt vom Giroverbande errichtet, die Ende 1918 zur gemeinſchaftlichen fad- 
kommiffion des Sparkaffen- und Giroverbandes ausgeftaltet wurde und zunächſt aus 
fieben Sparkaſſen- und Gitokaffenleitern beftand. 1924 wurde fie auf neun Mitglieder 
und 1928 durch den Ainzutritt der Obmänner der Bezirke für die Bezirksverſamm- 
lungen auf elf bis zwölf Mitglieder erweitert. Зиг Bearbeitung von techniſchen Einzel- 
fragen beſonders über das Dordruckwefen diente eine kleine Unterkommiſſion, die bei 
Beratung von techniſchen Fragen der kommunalen Faſſen und Betriebe durch біпзи- 
nahme einiger befonders ſachverſtändiger Fommunalkaſſenleiter und Rechnungs- 
beamten erweitert wurde. 

Eine der fruchtbarſten Einrichtungen des Derbandes wurden feit 1926 die Bezirks- 
verſammlungen. Die Frage, ob man nicht neben den großen Mitgliederverſammlungen 
mit ihren 200 bis 250 Teilnehmern eine engere Fühlung mit den Sparkaſſen in 
kleineren Teiloerfammlungen herſtellen könne, war [don früher erwogen worden. 
Die Satzungsänderung von 1921 ermächtigte den Dorftand, Gruppen von Derbands- 
mitgliedern, zum Beifpiel folden, die eine Rommunalbank betreiben, zu gemeinſamen 
Beratungskörpern zu vereinigen; von dieſer Ermächtigung wurde aber praktifd; kein 
Gebraud; gemacht. Die Bildung von Bezirken für kleinere Teilverſammlungen kam 
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wieder in Fluß durch ein Rundſchreiben des Deutſchen Sparkaffen- und Giroverbandes 
vom 24. Oktober 1925, in dem dringend geraten wurde, befonders die großen Liqui- 
ditätsſorgen der Jeit und die Mittel zu ihrer Erleichterung mit den Sparkaſſen bezirks- 
weiſe zu erörtern. Im April 1926 wurden hierzu und zur Beratung anderer fhweben- 
der Sparkaffenftagen zum erſten Male [ефе Bezirksverſammlungen in ganz Schleſien 
abgehalten und, da die Teilnehmerzahl noch zu groß war, im fjerbſt 1926 in neun 
Bezirken wiederholt. 

Im Jahre 1927 wurde auf Anregung des Gefhäftsführers des Deutſchen Sparkaffen- 
und Giroverbandes, Stadtrat Jurſch, nach dem Dorgehen der Sparkaſſenverbände 
Brandenburg und Oſtpreußen das Obmannfyftem eingeführt. Das durch das Aus- 
ſcheiden Oberſchleſiens verkleinerte Derbandsgebiet wurde nach der geographiſchen 
Cage und nach den kiſenbahnverbindungen in acht Bezirke eingeteilt: 


Bezirk Breslau . .. mit 20 Sparkaffen 
„ UE „ 14 
„ бї ши Пй р. „ 23 
„1. Е 
„ ШИН 13 
ffirſchberg.. „ 16 
Gli 22 


Glogau / Sagan „ 22 


Die Sparkaffen jedes Bezirks wählten einen Sparkaffenleiter als Obmann für eine 
Amtsdauer von zwei Jahren, der die Derbindung des Bezirks mit der Derbands- 
leitung dauernd herſtellen follte. 

Alljährlich im Frühjahr und im fjerbſt wurden in der einen Bezirßsverſammlung die 
Sparkaffenleiter allein, in der zweiten mit den fommunalverbandsleitern vereinigt 
und von der Derbandsleitung, der Reviſion und der Leitung der Rommunalbank alle 
ſchwebenden Fragen des Sparkaſſenweſens mit der Derfammlung beſprochen. 

Die Bezirksverſammlungen find das befte Bindeglied zwiſchen den Sparkaffen und 
dem Derbande geworden und haben zur Kräftigung des Gemein(chaftsgedankens bei 
den ſchleſiſchen Sparkaffen unendlich viel beigetragen. Der kleine Areis ermöglicht 
eine freie und allfeitige Rusſprache. Die Wünſche der браска[[еп werden dem Der- 
bande nähergebracht und deſſen Politik wiederum den Sparkaffen. Dieſe Derfamm- 
lungen erſetzten zugleich die früheren Beamtenverſammlungen, die der 1911 gegründete 
Derein der ſchleſiſchen Sparkaffenbeamten alljährlich, meiſt im Pnſchluß an die Mit- 
gliederverſammlungen des Sparkaffenverbandes, abzuhalten pflegte. Auch der Spar- 
kaffenverband hielt mehrmals ſolche Beamtenverſammlungen ab (1922—1924, 1929); 
dieſe erwieſen ſich aber wegen der großen Jahl der Teilnehmer als wenig ergiebig. 
Die Bezirksverſammlungen erfetiten zugleich die in einzelnen Teilen der Provinz be- 
ſtehenden loſen Hrbeitsgemeinſchaften (3. B. in den сееп ffirſchberg, Candeshut, 
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Cöwenberg, Schönau), die eine befondere Bedeutung nicht erlangt hatten. In Ober- 
ſchleſien hielt der Oberſchleſiſche Sparkaffenverband gleichartige Bezirksverſammlungen 
ab. Seit 1928 veranſtaltete der Niederſchleſiſche Sparkaffenverband auch für die Rom- 
munalkaffen und Rechnungsämter alljährlich ein bis zwei Derfammlungen in den oben 
bezeichneten Bezirken, in denen beſonders betriebstechniſche Fragen erörtert wurden. 
Ruch diefe Derſammlungen fanden lebhaften Anklang bei den faſſenleitern und er- 
wieſen fich als ein wirkſames Fortbildungsmittel. Leider mußten fie fortfallen, nadh- 
dem feit 1934 die Reviſion der kommunalkaſſen nicht mehr zum Arbeitsgebiete des 
Verbandes gehörte. 


4. бебо [ее und бойеп des Verbandes 


Die Bürogefchäfte des Verbandes wurden zunächſt von der Stadtſparkaſſe Breslau, 
feit 1898 vom Breslauer Magiſtratsbüro XIII unentgeltlich wahrgenommen. Als mit 
der Errichtung des Gitoverbandes die Gefhäfte außerordentlich zunahmen und der 
Derband Wert darauf legte, das Derbandsbüro im eigenen Haufe zu haben, wurde 
auf die hochherzige Aufwendung der Stadt Breslau 1919 verzichtet und ein eigenes 
Derbandsbüro errichtet, das zugleich die Gefchäfte des Giroverbandes erledigte. Die 
Leitung des Derbandsbüros hatte 1885 bis 1913 der Ratsſekretär Scholz, von 1913 
bis 1934 der Magiſtratsſekretär Lingner, der 1919 als Beamter des Giroverbandes 
angeftellt und 1920 zum Bürodirektor ernannt wurde. Seit 1934 leitet Bürodirektor 
Beck die HGeſchäftsſtelle des Derbandes, feit 1936 mit der Amtsbezeihnung Der- 
waltungsdirektor. Für die Bearbeitung der Derbandstevifion wurde 1932 eine eigene 
Revifionsabteilung unter Leitung des Reviſionsdirektors Sauer gebildet. Die Ge- 
ſchäftsſtelle des Derbandes ift zur Zeit befetit mit 13 Beamten und 31 Angeftellten. 

Die Aoften der Derbandsarbeit, [om git fie nicht bis 1919 die Stadt Breslau trug durch 
die unentgeltliche Bereitſtellung des Büros, wurden feit Errichtung des Derbandes 
durch Umlagen auf die Derbandsmitglieder nach dem Maßſtab der Einlagen ihrer 
Sparkaffe gedeckt. Der Doranfchlag wurde feit 1895 alljährlich durch die Mitglieder- 
verſammlung feſtgeſett. Für die Derbandsreviſionen wurden befondere Gebühren er- 
hoben, die jedoch die tatſächlich erwachſenden often nie voll deckten, fo daß immer 
ein juſchuß aus den ſonſtigen Einnahmen des Verbandes nötig war. Die Umlage 
betrug in den erſten Jahren 3 Pf. auf je 10 000 Mark Einlagen, 


Die Steigerung der Umlage in den letzten zehn Jahren beruht auf der auferordent- 
lichen Dermehrung der Derbandsarbeit, insbeſondere auf dem Gebiete der Reviſion. 
Seit 1918 leiftete der Giroverband durch die Rommunalbank für Niederfchlefien all- 
jährlich wechſelnde Zufchüffe zu den Derbandskaften, die unter den Aandlungsunkoften 
in der Bilanz der Bank erſchienen. Diefe zuſchüſſe ermöglichten es, daß die Reviſions- 
koften den Sparkaffen unter den Selbftkoften des Derbandes berechnet werden konnten. 
Die боеп des Girooerbandes trug die fommunalbank ebenfalls als fjandlungs- 
unkoſten. 

Im bberſchleſiſchen Sparkaſſenverbande wurde dasfelbe fioſtendeckungsſuftem an- 
gewendet wie im TNliederfchlefifchen Sparkaffenoerbande, 


5. Der Oberſchleſiſche Sparkaffenverband 


In der Gründungsverfammlung in Ratibor am 28. Juli 1926 wurde beſchloſſen, den 
Oberſchleſiſchen Sparkaffenverband in der Rechtsform eines eingetragenen Dereins 
mit dem Sitz in Ratibor zu errichten. Mitglieder waren die Gewährsverbünde öffent- 
licher Sparkaffen und Bankanſtalten und die öffentlichen Bankanſtalten mit eigener 
Rechtsperſönlichkeit. Bei der Gründung wurden 14 Landkreife, 23 Städte und die 
fireisbanken Falkenberg 05. und Ceobſchütz OS. Mitglieder. Ferner war Mitglied auch 
die Provinzialbank Oberſchleſien und übernahm für den Sparkaffenoerband in finan- 
zieller fjinſicht die Gewährleiftung. Nahdem die freisbank Leobſchütz mit der Bank- 
abteilung der Stadtſparkaſſe Ceobſchütz 1928 in eine Jweiganftalt der Provinzialbank 
umgewandelt worden und die Rreisbank Falkenberg 1929 in Liquidation gegangen 
war, waren nur die fommunalverbände mit Sparkaffen und die Provinzialbank Mit- 
glieder des Derbandes. 

Organe des Derbandes waren die Mitgliederverfammlung, der Dorftand und der Der- 
bands vorſteher. Das Stimmrecht in der Mitgliederverſammlung war nach der Hohe 
der Einlagen abgeftuft. Der Dorftand beſtand aus 9 Mitgliedern und 9 Stellvertretern; 
er hatte aus feiner Mitte den Derbandsvorſteher zu wählen. zum Verbands vorſteher 
wurde der Staatsſekretär а. D. Moesle, der Leiter der Provinzialbank, gewählt, als 
Stellvertreter der Oberbürgermeifter Faſchnu, Ratibor. Ferner wurde ein Fachausſchuß 
zur Beratung techniſcher Fragen errichtet, beſtehend aus 5 Sparkaffenleitern und 
5 Stellvertretern. Auch wurde der Derbandsbezirk in 4 Sparkaſſenbezirke eingeteilt: 
Induſtriegebiet, Bezirk Oppeln, Neiſſe und Ratibor; jedoch fanden die Bezirksverſamm- 
lungen wegen der fileinheit des Derbandsgebietes meiſt für alle Sparkaffen zuſammen 
ſtatt. 
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Abſchnitt II: 


Der ſatzungsmäßige Aufbau 
des Giroverbandes Schleſien [Niederfchlefien) 


Der Giroverband wurde, wie oben dargeſtellt, als jweckverband im Sinne des Preußi- 
[den Gefeties vom 19. Juli 1911 errichtet unter der Bezeichnung „Giroverband der 
kommunalen Derbände der Provinz Schleſien“. Der Name wurde wiederholt geändert: 
1917 in „Giroverband Schleſien“, 1919 in „fommunaler Giroverband Schleſien“, 1927 
nach dem Ausfcheiden der oberſchleſiſchen Mitglieder „Kommunaler Giroverband Nieder- 
ſchleſien“. Als fein zweck wurde bezeichnet die Einrichtung eines Biroverkehrs der 
Derbandsmitglieder untereinander und mit anderen kommunalen Giroverbanden oder 
fiommunalverbänden außerhalb des Derbandes; 1917 wurde diefe zweckbeſtimmung 
erweitert auf Förderung des Rommunalkredits. 

Mitglied des Derbandes konnte nach dem Muſter anderer preußiſcher Giroverbande 
jeder ſchleſiſche bommunalverband im Sinne des $ 1 des Jweckverbandsgeſeßes 
werden, alſo auch ein ſolcher, der keine Sparkaffe betrieb. In dieſer Beſtimmung kam 
eigentlich der Grundgedanke des Sparkaſſengiroverkehrs nicht zu einem konſtruktiv 
richtigen Ausdruck. Der Giroverkeht follte feinem Weſen nach den Aufgabenkreis der 
Sparkaffen erweitern durch Angliederung des bargeldlofen Derkehts an ihre Auf- 
gaben oder wie in Sachſen durch Errichtung befonderer бісова[[еп der боттила!- 
verbände. Ein Giroverband war alfo eine Dereinigung der Träger und Dermittler des 
Giroverkehts, d. h. der Sparkaffen oder Girokaffen. In Preußen kam die Errichtung 
befonderer Gitokaffen nicht in Frage, ſondern nur die Angliederung des бісооесћеђто 
an die Sparkaffen, die höchſtens eine befondere Abteilung (Giroabteilung, Girokaffe) 
hierfür einrichteten. Die ſchleſiſche Satungsbeftimmung aber in dem Beſtreben, auch 
den Zahlungsverkehr der Rommunalkaffen an fich zu ziehen und damit möglichſt alle 
fommunalverbände zu Mitgliedern zu gewinnen, vermengte in der Mitgliedſchaft die 
Träger und die funden des Girovetkehrs. Tatſächlich gehörten dem Derbande auch 
eine ganze Anzahl von fireiſen, Städten und Landgemeinden, beſonders im beſchäfts- 
bereich der Oberlauſitzer Provinzial-Sparkaſſe und im oberſchleſiſchen Induſtriebezirke 
an, die weder eine Sparkaſſe noch eine Girokaffe betrieben. Die Mitgliederwerbung 
unter den kommunalverbänden ohne Sparkaſſe wurde nach kurzer Jeit ſchon ein- 
geſtellt, nicht fo ſehr, weil der grundſätzliche Fehler im Aufbau erkannt worden wäre, 
ſondern weil vermieden werden ſollte, daß die Sparkaffenmitglieder von den Mitglieds- 
verbänden ohne Sparkaſſe maſoriſiert werden könnten. Ferner gehörten nach der Ab- 
trennung der Provinz Pofen von Deutſchland der Kreis und die Stadt Frauſtadt feit 
1924 als vertragsmäßige Mitglieder dem Giroverbande an. 
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Organe des Giroverbandes waren nach der erften Satzung der Verbandsausſchuß (die 
Derbandsverſammlung), der Dorftand und der Derbandsvorſteher. Jm Derbands- 
ausſchuß führte zuerſt jedes Mitglied eine Stimme; 1921, 1923 und 1927 wurde das 
Stimmrecht nach der fjöhe der Einlagen der Sparkaffen der Derbandsmitglieder ab- 
geftuft. Der Dorftand beftand urſprünglich aus 9 Mitgliedern, die der Derbands- 
ausſchuß auf die Amtszeit von 3 Jahren wählte. Der Dorftand, ein im Jweckverbands- 
geſetz nicht vorgefehenes Organ, hatte, unbeſchadet der geſetzlichen Befugniffe des Der- 
bandsvorſtehers, den Gefhäftsverkeht zu regeln und zu überwachen, die Gefchifts- 
(кее (Girozentrale) zu errichten und über ihre Leitung zu beſchließen. Die Jahl der 
Mitglieder wurde 1917 auf 11, 1918 auf 18 erhöht, nachdem die kleineren und mittleren 
Städte energiſch eine Derftärkung ihres bisher zu geringen Einfluffes verlangt hatten, 
und ferner, um nach der politiſchen Umwälzung des Jahres 1918 auch den Sparkaffen- 
beamten eine Dertretung im Dorftande mit 3 Sitzen zu gewähren. Ferner wurde be- 
ſchloſſen, daß der Dorftand mit dem Dorftande des Sparkaffenverbandes Perfonen- 
gleichheit haben follte. 1921 wurde die Zahl der Dorftandsmitglieder auf 21 erhöht, 
darunter der gefchäftsführende Direktor der Girozentrale, 1927 aber, nach dem Rus- 
ſcheiden der oberſchleſiſchen Derbandsmitglieder auf 15 heruntergefetit; die Mitglied- 
ſchaft des geſchäftsführenden Direktors im Dorftande wurde wieder befeitigt. Der 
Dorftand wählte aus feiner Mitte den Derbandsvorfteher und feinen Stellvertreter. 
1924 wurde in der Satzung die Anftellung eines hauptamtlichen Derbandsvorftehers 
vorgefehen, da die bisherige nebenamtliche Wahrnehmung der Heſchäfte bei dem 
ſteigenden Umfange der Gefchäfte nicht mehr möglich war. Stadtrat Preſcher nahm 
nach feinem Rusſcheiden aus den Dienften der Stadt Breslau feit dem 1. Oktober 1925 
die Geſchäfte des hauptamtlichen Derbandsvorſtehers wahr. 

Zur Ausführung der Derbandszwecke follte der Derband nach der erſten Satzung an 
feinem Sitze eine Geſchäftsſtelle errichten unter der Bezeichnung „Girozentrale der 
kommunalen Derbände der Provinz Schleſien“. Als 1917 diefe Gefchäftsftelle aus 
der Derbindung mit der Städtiſchen Bank zu Breslau gelöft und ſelbſtändig gemacht 
wurde, wurde die Bezeichnung in „Girozentrale Schleſien“ geändert, 1919 in „Aom- 
munale Girozentrale Schleſien“, 1921 in „Fommunalbank für Schleſien, öffentliche 
Bankanftalt”, 1927, nach dem Rusſcheiden der oberſchleſiſchen Derbands mitglieder, in 
„Kommunalbank für Niederſchleſien, öffentliche Bankanſtalt“. Der Gefchäftskreis der 
Girozentrale war in der erften Satzung nicht näher umſchrieben. Als 1919 die erſte 
Schleſiſche Aommunalanleihe aufgelegt werden follte, machte das Miniſterium des 
Innern feine Genehmigung davon abhängig, daß der öffentlich-rechtliche Charakter der 
Girozentrale beffer gekennzeichnet und ihr Gefchäftskreis genau in der Satung feft- 
gelegt werde. Es wurde daher die oben erwähnte Namensänderung der Girozentrale 
beſchloſſen und der Areis der zuläſſigen Gefthafte in der Satzung bezeichnet: im wefent- 
lichen das kurz- und langfriſtige Darlehnsgeſchäft mit öffentlich-rechtlichen Verbänden, 
fiontokorrent-, Giro- und Scheckverkehr, Wechſel-, Lombard- und Effektenkommiffions- 
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geſchäſt, Derwahrung und Derwaltung von Wertpapieren öffentlic-techtlicher Der- 
bände. 1921 wurde durch eine umfaffende Satzungsänderung der beſchäftskreis dem 
der Deutſchen Girozentrale nach der neuen Satzung des Deutfchen Jentral-Siroverbandes 
angeglichen und feitdem wiederholt in Einzelheiten geändert, [о 1923 (Bürgfchaften, 
Beteiligungen, Reviſionen), 1927 (An- und Derkauf von Wertpapieren), 1928 [Gewinn- 
verwendung, Derzinfung des Betriebskapitals), 1929 (Bürgfchaften ohne Sicherung), 
1931 (Sewinn verwendung), 1932 (Beteiligung öffentlich- rechtlicher Areditanftalten). 
1921 wurde auch die Errichtung von Jweiganſtalten in der Satzung vorgeſehen und 
1929 die öffentliche Baufparkaffe als Abteilung der Rommunalbank in die Satung 
aufgenommen. 

Seit 1919 wurde die Girozentrale mit einem Betriebskapital ausgeftattet, das zuerſt 
auf 1 Prozent der Einlagen der Sparkaffen feftgefetit wurde. Bei Derbandsmitgliedern 
ohne Sparkaffe hatte der Dorftand die Höhe des Betriebskapitalanteils su beſtimmen. 
1921 wurde das Betriebskapital auf 1% Prozent der Einlagen erhöht, und 1923 der 
vergebliche Derfuch gemacht, der Geldentwertung der Inflation nachzulaufen durch Er- 
höhung auf 1 Milliarde Mark; der für die Genehmigung dieſer Satzungsänderung zu 
zahlende Stempel betrug aber ſchon 1% Billionen Mark. 1927 wurde der Maßſtab 
eines Prozentſatzes der Spareinlagen aufgegeben und die fjöhe des Betriebskapitals 
der jeweiligen Feſtſetzung durch die Derbandsverſammlung überlaffen. Die Derzinfung 
des Betriebskapitals wurde 1919 auf 4 Prozent feſtgeſetzt, 1921 auf 4% Prozent und 
1928 auf 5 Prozent erhöht. 

Die Leitung und Beaufſichtigung der Girozentrale war zuerſt ſatzungsmäßig nicht feft- 
gelegt. 1917 bei Errichtung der Girozentrale Schlefien wurde zunächſt ein fünfgliedriger 
Rufſichtsrat vom Dorftande eingefetit, der 1918 Derwaltungsausfchuß genannt und 
auf 7 Mitglieder, darunter 3 Sparkaffenleiter, erweitert wurde. 1922 wurde er auf 
8 Mitglieder, darunter 4 Sparkaffenleiter, vergrößert. 1925 wurde der Verwaltungs- 
ausfchuß, nunmehr „Derwaltungstat der Rommunalbank für Schlefien” genannt, neu 
gewählt und fette fic) außer dem Derbandsvorfteher zuſammen aus 3 Bürgermeiftern, 
2 Landräten und 2Sparkaffenleitern ſowie ſtellvertretenden Mitgliedern in wech[elnder 
Зай: Mitglieder und Stellvertreter wurden auf zwei Jahre vom Dorftande gewählt. 
1922 wurde zur Beratung eiliger Areditangelegenheiten ein dreigliedriger Aredit- 
ausſchuß aus Mitgliedern des Derwaltungstats eingefetit. Sattungsmäßig feftgelegt 
wurde die Stellung und jufammenfetung des Derwaltungsrats erft durch die Satzungs- 
änderung von 1929. Зиг Beratung technifcher Fragen wurde 1917 ein techniſcher Bei- 
tat, die „Formularkommiſſion“, [pater Fachkommiſſion, eingefetit [I. o. 9.54). Die 
Leitung der Bankanftalt führte urfprünglich ein geſchäfts führender Direktor, feit 1925 
eine zweiköpfige Direktion; erſt 1929 wurden die Stellung und die Pflichten und Rechte 
der Direktion in die Satzung aufgenommen. 


Abfchnitt Ш: 
Die Provinzialbank Oberfchlefien 


Die Provinzialbank Oberſchleſien, mit dem Sitz in Ratibor, wurde als Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts errichtet, die durch ſtaatliche Verleihung Nechtsfähigkeit erhielt. 
Träger waren je zur fjälſte der Provinzialverband Oberſchleſien und die an der Bank 
beteiligten Gemeinden und Gemeindeverbände [14 Landkreife, 6 Stadtkreife, 27 kreis- 
angehörige Städte, 21 Landgemeinden), die jedoch nicht in einem Giroverbande zu- 
ſammengeſchloſſen wurden. Don dem Stammvermögen ооп 6 000 000 Rm. ſtellte die 
eine fjälfte der Provinzialoerband, die andere Hälfte die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände, und zwar 


1 000 000 RM. die Landkreife, 
1000000 „ die Stadtkreife, 
1000000 , die kreisangehörigen Städte und Landgemeinden. 


Die Bank diente als Girozentrale und Landesbank und war zugleich eine Grundkredit- 
anftalt und amtliche Hinterlegungsftelle. Sie war berechtigt, Pfandbriefe und Schuld- 
verſchreibungen auszugeben. 

Organe der Bank waren der Dorftand, der Derwaltungsrat und der Berwaltungs- 
ausſchuß. Der Dorftand beſtand aus mindeſtens 2 Mitgliedern, die der Verwaltungs- 
rat beftellte. Der Derwaltungstat beſtand aus 6 Mitgliedern, darunter als Dorfitiendem 
dem jeweiligen Landeshauptmann der Provinz Oberſchleſien. 2 Mitglieder wählte der 
Provinzialverband, je 1 Mitglied die drei Gruppen der beteiligten Gemeinden und Ge- 
meindeverbände. Der Derwaltungsrat hatte über alle grundſätzlichen Fragen der Bank 
zu beſchließen und. hatte die geſchäſtliche und rechtliche Mitwirkung bei der Gefdäfts- 
führung der Bank ähnlich wie der Derwaltungsrat der Rommunalbank für Nieder- 
fchlefien. Der Derwaltungsausſchuß beftand aus 20 Mitgliedern, von denen je 10 der 
Provinzialverband und die angeſchloſſenen Gemeinden und Gemeindeverbände wählten, 
und zwar je 3 die Stadtkreife und die Candkreife, je 2 die kreisangehörigen Städte 
und die Landgemeinden. Der Derwaltungsausfchuß wählte aus feiner Mitte einen 
Dorfitjenden, der ein Dertreter der Gemeinden und Gemeindeverbände, und [einen 
Stellvertreter, der ein Vertreter des Provinzialverbandes fein mußte. Für die Mit- 
glieder des Derwaltungsrats wie des Derwaltungsausſchuſſes wurden Stellvertreter 
gewählt. Der Derwaltungsausſchuß war die geſetjgebende Derfammlung. Er beſchloß 
über die Entlaftung der Jahresrechnung, Auflöfung der Bank u. dgl. 
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Der bilanzmäßige Reingewinn der Bank wurde derart verteilt, daß 50 Prozent der 
Sicherheitsrücklage zufloffen, bis diefe die fjälfte, 25 Prozent, bis fie die volle Hohe 
des Stammvermögens erreichte; darüber hinaus wurden 5 Prozent der Sicherheits- 
rücklage zugeführt. Der verbleibende Reingewinn wurde an den Provinzialverband 
und an die am Stammvermögen beteiligten Gemeinden und Gemeindeverbände nach 
ihren Anteilen verteilt. Die Aufficht über die Bank führte der Oberpräſident. 


Abſchnitt IV: 


Die Neuregelung von 1936 


1. Der Schleſiſche Sparkaffen- und Giroverband 


Nach der vom preußiſchen Staatsminifterium am 29. April 1936 befdjloffenen бађипо, 
die rückwirkend vom 1. Januar 1936 ab gilt, ift der neugeſchaffene Schleſiſche Spar- 
kaffen- und Girooerband eine Rörperſchaft des öffentlichen Rechts, die Rechtsfähigkeit 
durch ſtaatliche Verleihung erhalten hat. Mitglieder des Verbandes find die öffentlichen 
Sparkaffen in den Provinzen Nieder- und Oberſchleſien und ihre Gewährsträger. 
Gemeinden und fommunalverbände ohne Sparkaffe, die bisher Mitglieder im Giro- 
verbande Niederfchlefien fein konnten und waren, find nicht mehr Mitglieder des 
neuen Derbandes. 

Die Aufgaben des Derbandes find im weſentlichen dieſelben, die ſich die früheren Der- 
bände ftellten; die nicht ausdrücklich erwähnte Pflege des bargeldloſen Derkehrs ift 
in der „Wahrnehmung allgemeinwirtſchaftlicher Gefichtspunkte im ſchleſiſchen Spar- 
kaſſenweſen“ (§ 4 Ziffer 1) mit enthalten. Als neue Aufgabe iſt die „Durchführung 
beſonderer Maßnahmen, mit denen die Auffichtsbehörde den Derband betraut“, auf- 
geführt. Die weſentliche Aufgabe, Mitträger der beiden öffentlichen Banken (Schleſiſche 
Landesbank, Schleſiſche Landeskreditanftalt) zu fein, ift enthalten in der Berechtigung 
des Derbandes, fih mit Zuftimmung der Rufſichtsbehörde an Körperſchaften des öffent- 
lichen Rechts zu beteiligen. zu dieſem Jwecke wird der Derband von den Sparkaffen 
nicht von ihren Gewährsträgern) mit einem Stammkapital ausgeſtattet, das aus dem 
bisherigen Stammkapital des Giroverbandes NMiederſchleſien und dem von den ober- 
ſchleſiſchen Sparkaſſen aufzubringenden Anteile befteht; auf die einzelnen Sparkaffen 
wird es im weſentlichen wie bisher nach ihrem Einlagenbeſtande aufgeteilt. Fehlbeträge 
find in erfter Linie von den Sparkaſſen bis zur fjöhe ihres Anteils am Stammkapital 
aufzubringen; erft dann tritt die Haftung der Gewährsträger ein. 

Der weſentlichſte Unterſchied im inneren Aufbau des neuen Derbandes gegenüber den 
bisherigen Derbänden liegt darin, daß die Selbſtverwaltung weitgehend eingefchränkt, 
die Einwirkung der Auffichtsbehörde ftark ausgedehnt worden ift. Eine Mitglieder- 
verfammlung gibt es nicht mehr. Organe des Derbandes find der Dorftand und der 
Derbandsvorfteher. Der Dorftand befteht außer dem Derbandsvorſteher aus 11 auf 
die Dauer von vier Jahren beftellten Mitgliedern (und Stellvertretern), von denen 6 
den Dorftänden von Mitgliedsfparkaffen angehören und 5 Leiter von Sparkaffen fein 
müffen. Der Einfluß der Sparkaffenleiter ift alfo gegenüber den бађипдеп der bis- 
herigen Derbände erheblich verftärkt. Die Mitglieder des Dorftandes beftellt die Auf- 
ſichtsbehörde; die folgerichtige Durchführung des Führerprinzips hätte erfordert, daß 
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der Derbandsvorfteher fie berufe. Der Dorftand ift zuſtändig auch für ſolche Befchluß- 
faffungen, die bisher der Mitgliederverſammlung vorbehalten waren. Der Derbands- 
vorfteher wird vom Reichswirtſchaſtsminiſter auf die Dauer von ſechs Jahren beftellt; 
der Dorftand kann aus [einer Mitte einen Stellvertreter beftellen. 

Die Einwirkung der Auffiditsbehörde ift gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande 
außerordentlich verſtärkt. Auffichtsbehörde ift der Oberpräfident. Außer den [dion er- 
wähnten Befugniffen hat die Auffichtsbehörde den fjaushaltsplan des Derbandes zu 
genehmigen; fie erteilt die Entlaftung für die Jahresrechnung, fie genehmigt den 
Stellenplan für die Beamten und Angeftellten des Derbandes, fie kann die Einberufung 
von Dorftandsfitiungen verlangen, fie kann „zur Behebung offenbarer Mißftände und 
zur Anpaffung an veränderte Umſtände die Satung in dem gebotenen Umfange 
ändern”. Man kann bei aller Anerkennung ſtaatlicher Notwendigkeiten [ehr ab- 
weichender Anficht darüber fein, ob es notwendig und zweckmäßig gewelen ift, die 
Selbſtverwaltung derartig einzuengen. Die Leiftungen mindeftens der niederſchleſiſchen 
Sparkaffenorganifation haben keinen berechtigten Anlaß dazu gegeben. Der wefent- 
liche Inhalt eines Sparkaffen- und Giroverbandes ift die lebendige und freudige Mit- 
arbeit aller Sparkaſſen an den Derbandsaufgaben; ſie wird ſich außerhalb dieſer 
Satung vollziehen müſſen. 


2. Die Schleſiſche Landesbank, Girozentrale. Die Schleſiſche Candeskreditanſtalt 


Die Satzung der Schleſiſchen Landesbank ift mit Wirkung vom 1. Juni 1936 an Stelle 
der Satung des Kommunalen Giroverbandes Niederfclefien, ſoweit diefe die Kom- 
munalbank betraf, getreten; jedoch gilt der Betrieb der Rommunalbank bereits vom 
1. Januar 1936 als für gemeinſame Rechnung des Derbandes und der Provinzen 
geführt. Die Schleſiſche Landesbank ift eine durch ſtaatliche Verleihung rechts fähige 
Rörperſchaft des öffentlichen Rechts und mündelſicher. Für ihre Derbindlichkeiten haften 
der Schleſiſche Sparkaſſen- und Giroverband und die beiden ſchleſiſchen Provinzial- 
verbände. Am Stammkapital ооп 4 000 000 RM. ift der Derband mit 2 500 000 RM., 
die Provinz Miederſchleſien mit 1000000 Rm. und die Provinz Oberſchleſien mit 
500 000 Rm. beteiligt; die Provinzen können aber ihre Beteiligung um je zwei Drittel 
erhöhen, fo daß völlige Gleichheit auch im Stammkapital hergeftellt werden kann. Die 
Aufgaben der Bank find im weſentlichen die gleichen, die bisher der Rommunalbank 
für Niederfchlefien und der Provinzialbank Oberſchleſien als Girozentrale oblagen, 
jedoch unter Rusſchluß des langfriftigen Kreditgefchäfts; andererfeits ift mit Rückſicht 
auf die Beteiligung der Provinzialverbände die Beforgung der bankmäßigen beſchäfte 
der Provinzen und der ihnen naheftehenden Unternehmungen hinzugetreten. Die 
Satzung [$$ 5—7) gibt der Bank eine ſachgemäße Betätigungsfreiheit; wie fih die 
Rusfcheidung des langfriftigen Kredits auf die geſchäftliche Entwicklung auswirken 
wird, muß die Erfahrung lehren. 
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Organe der Landesbank find der Derwaltungsrat (mit Freditausſchuß und Beiräten 
bei den Jweigſtellen) und die Direktion. Der Derwaltungsrat befteht aus 12 Mit- 
gliedern einſchließlich des Derbandsvorftehers und der beiden Landeshauptmänner; 
5 Mitglieder beſtellt der Derband, 4 der Oberpräſident [Derwaltung der Provinzial- 
verbände) auf die Dauer von vier Jahren. Es befteht alſo im Derwaltungsrat Parität 
zwiſchen Derband und Provinzen, obwohl vom Stammkapital zur Jeit der Derband 
fünf Achtel ſtellt. Don den 9 beftellten Mitgliedern müffen 3 Leiter von Sparkaffen, 
3 Leiter von Stadt- oder Landkreifen und 3 fonftige mit den ſchleſiſchen Wirtfchafts- 
verhältniffen vertraute Perſonen fein; die letzteren 3 können alſo auch organifations- 
fremden бсеі[еп entftammen, Angehörige der Banken- und ſonſtiger Konkurrenz find 
ſedoch ausgeſchloſſen. Mindeftens 3 Mitglieder des Derwaltungstats müffen ihren 
Wohnſitz in Oberfchlefien haben. Die Juſtändigzeit des Derwaltungsrats umfaßt im 
weſentlichen die Juſtändigzeit der Mitgliederverfammlung und des Dorftandes des 
bisherigen Giroverbandes ſowie des Derwaltungsrats der Rommunalbank fürTlieder- 
ſchleſien. 

Die Gefchafte der Landesbank führt die Direktion, beftehend aus dem Generaldirektor 
und weiteren Mitgliedern, die der Derwaltungsrat mit Genehmigung des Reichs- 
wirtſchaſtsminiſters beftellt. Dor Beginn des Gefchäftsjahres ift ein Haushaltsplan auf- 
zustellen, eine aus der Rommunalverwaltung übernommene, bei einer Bank nach den 
jahrzehntelangen bei den Sparkaffen gewonnenen Erfahrungen nur ſchwer und nur 
annäherungsweife ausführbare Anforderung. Die Ausfchüttung von Reingewinn darf 
5 Prozent des Stammkapitals nicht überfteigen. 

Die Rufſicht über die Landesbank führt der Oberpräfident, der hierfür einen Staats- 
kommiffar bei der Bank beftellen kann. 

Die „Schleſiſche“ Landeskreditanftalt ift die durch neue Satzung vom 27. Mai 1936 um- 
geftaltete „Provinzialhilfskaffe für die Provinz Niederſchleſien“, deren Rechts fähig⸗ 
keit auf die Rgl. Botſchaft vom 7. April 1847 zurückgeht. Für fie haften die beiden 
Provinzialverbände, neben denen der Schleſiſche Sparkaffen- und Giroverband die Ge- 
währleiſtung übernommen hat. Am Stammkapital von 5 600 000 RM. ift mit 1 400 000 
die Provinz Niederfchlefien, mit #00 000 die Provinz Oberſchleſien, mit 3 500 000 der 
Derband beteiligt, wobei wiederum die Provinzen ihre Anteile um je zwei Drittel er- 
höhen dürfen. Die Candeskreditanſtalt hat den langfriftigen Grund-, Meliorations- 
und fommunalkredit der öffentlichen und privaten Wirtſchaft Schleſiens zu pflegen. 
Für den Verwaltungsrat, die Direktion, den Haushaltsplan, die Derteilung des Rein- 
gewinns und die Staatsaufſicht gelten ähnliche Dorſchriften wie für die Schleſiſche 
Landesbank. 
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Teil Ш: 
Die Arbeit des Derbandes 


Abſchnitt I: 


Die Formen der Derbandsarbeit 


Die Arbeit eines Derbandes und befonders eines provinziellen Sparkaffenverbandes 
über einen Zeitraum von 50 Jahren darzuftellen, ift eine ſchwierige und undankbare 
Aufgabe. Dieles, was vor Jahrzehnten die Gemüter leidenſchaftlich erregte, ift ver- 
funken und nur ein Gegenftand ſchwachen hiſtoriſchen Intereſſes. Jahrelange ernfte 
Meinungskämpfe erſcheinen ſpäteren, anders eingeftellten Generationen zwecklos oder 
verrannt; vieles, das jahrelang die Arbeit wohlmeinender Männer erforderte, ift über- 
holt oder fehlgeſchlagen. Nicht immer iſt das, was nach außen bedeutend hervortrat, 
das wirklich Wichtige geweſen; die durch Beratung in Wort und Schrift geleiſtete 
Arbeit, die viel wichtiger gewefen ift, entzieht fic) größtenteils der Darftellung. 

Bei einem auf den Wirkungskreis einer Provinz beſchränkten Derbande entſteht bei 
der Darſtellung die weitere fiemmung, daß, je mehr die Stellung des deutſchen Jentral- 
oerbandes erftarkte, die Initiative auf dieſen überging und maßgebliche Arbeit in 
feinen Organen geleiſtet wurde. Den provinziellen Derbänden blieb oft nur die Auf- 
gabe der Ausführung oder nicht einmal diefe. Nur in der Mitwirkung in den Organen 
jener höheren Organifation konnte der provinzielle Derband auf die großen Linien 
der Gefamtarbeit einwirken. 

Deſtomehr verbreiterte und vertiefte fidh die Einwirkung der Verbandsarbeit auf die 
einzelnen Sparkaffen. 

Die wefentlichften Mittel, durch die der Derband auf feine Mitglieder einwirken und 
für fie tätig werden konnte, waren die Mitgliederverfammlungen, die Bezirksperfamm- 
lungen, die mündliche und ſchriftliche Beratung, die Reviſionen, der Unterricht und die 
Fürſorge für die Beamten und Angeftellten in perſönlicher und in techniſcher ffinſicht. 
Die mitgliederverſammlungen zeigten in ihrem Weſen und in ihrem An- 
teil an der Verbandsarbeit am meiften die Derlagerung des Schwergewichts der Der- 
bandsarbeit. In den erſten dreißig Jahren des Derbandes bis zum Weltkriege waren 
die Vorträge und Erörterungen auf den Mitgliederverſammlungen zuerſt allein, dann 
neben der Derbandsrevifion das hauptſächlichſte Mittel der Einwirkung auf die Spar- 
kaffen. Außer den das ganze Sparkaffenwefen bewegenden großen Fragen des Spar- 
kaſſengeſetzentwurfs, des Scherlſchen Sparſyſtems, der Sicherung in Arieg und Krifen 
wurden eine Fülle von kinzelfragen aus den verſchiedenen Geſchäftszweigen der Spar- 
kaffe, der Anlagepolitik, ferner techniſche Fragen aller Art und Rechtsfragen in einer 
zum Teil außerordentlichen Genauigkeit erörtert unter reger Beteiligung der бот- 
munalverbandsleiter; nicht weniger als 43 Dorfitende und Mitglieder von Derwal- 
tungsräten haben Berichte in allen dieſen Gebieten übernommen. 
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Die Erörterung in den Derfammlungen bietet oft durch die rege Deteiligung der Mit- 
glieder und der Dertreter der Rufſichtsbehörde einen Genuß für den heutigen Lefer. 
Die Entwicklung der Fachliteratur, der Jeitſchrift und der jeitung des Deutfchen Spar- 
kaffenverbandes erübrigte allmählich die Behandlung der Rechtsfragen in der Mit- 
gliederverfammiung; buch- und arganifatianstechniſche Fragen wurden feit 1926 in 
den Bezirßsverſammlungen geklärt. Dar allem aber verloren die Rommunalverbands- 
leiter durch ihre Belaſtung mit den fo unendlich viel ſchwieriger gewordenen Der- 
waltungsgeſchäften der Ariegs- und Tlachkriegszeit die Jeit für die Sparkaffenfragen. 
Während in den erſten 20 Derfammlungen des Verbandes bis zum kriege 43 Bericht 
erftatter aus ihren fireifen hervorgingen, haben in den 15 Derfammlungen [either nur 
noch 7 fommunalverbandsleiter Berichte erftattet. An die Stelle der Dorträge über 
Einzelfragen oder Einzelgebiete traten die Dorträge hervorragender Dertreter der Ge- 
ſamtorganiſation über allgemeine Probleme des Sparkaffenwefens oder der Wirtſchaft. 
Dies hatte andererfeits den Dorteil, daß die Dertreter der Sparkaffen die führenden 
Perfönlichkeiten kennenlernten und durch das lebendige Wort über die größeren jeit- 
fragen ihres Arbeitsfeldes belehrt wurden. 

Für die perfönliche Fühlungnahme des Verbandes mit den Sparkaffen waren ungleich 
wichtiger die Bezirksverlammlungen, die im Jahre 1926 eingeführt wurden. 
Für die Durchdringung der Sparkaffenleiter mit den Jielen der Organiſation, für die 
Vertiefung des Derbandsgedankens, für den techniſchen Fortſchritt der Sparkaſſen 
war die Rusſprache in dieſem kleineren Rreife das wertvollſte Mittel geworden. 

Ein Arbeitsgebiet von ſteigender Bedeutung, das fich leider der Darſtellung ganz ent- 
zieht, war die mündliche und ſchriftliche Deratung der Sparkaſſen und Rommunalkalfen 
durch die Geſchäftsſtelle. Je umfangreicher der Geſchäftskreis der Sparkaffen 
wurde, je mehr ſchwierige Arbeits- und Rechtsgebiete beackert werden mußten, 3. B. 
in der Aufwertung, Steuergefehgebung, in der landwirtfchaftlichen kntſchuldung, deſto 
größeren Umfang nahm dieſe Arbeit an. In zahlreichen örtlichen Derhandlungen wurde 
der Derband tätig bei der Juſammenlegung von Sparkaſſen, bei Neubau- und Um- 
bauplänen, in betriebstechniſchen Angelegenheiten und dgl.; Fragen der Zinspolitik, 
des Areditgefchäfts, der Werbung, des Wettbewerbs waren in ſteigendem Umfange zu 
bearbeiten. Fragen allgemeiner Bedeutung wurden in Rundſchreiben des Derbandes 
und der Rommunalbank behandelt. Allein in den letiten [ефе Jahren gingen hinaus: 
Rundſchreiben 


der Rommunalbank 


des Verbandes (ahne die Rundſchreiben an ihre Filialen] 


1930 135 | 134 
1931 141 154 
1932 177 123 
1933 208 173 
1934 235 171 


259 175 


Der Schwerpunkt der Derbandsarbeit aber lag in der Reviſion, der deshalb eine be- 
fonders eingehende Dorftellung gewidmet ift (fehe unten 5. 129). 

Seit 1911 wurde auch das Ausbildungs- und Prüfungsweſen für Spatkaffenbeamte 
und -angeftellte in die Derbandsarbeit mit einbezogen; 1921 wurde es ſatjungsmüßige 
Aufgabe des Derbandes, ebenfo wie die innere und äußere fjebung der Stellung der 
Sparkaſſenleiter und Sparkaffenbeamten. 
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Abſchnitt II: 


Sparkaſſenrecht und Spark aſſenbetrieb 
Das Paſſiogeſchäft 


1. Rechts- und Organiſations fragen 


Rechtsfragen waren in den erſten zwanzig Jahren der Derbandstätigkeit ein Aaupt- 
ſtoff der Berichte in der Mitgliederverſammlung, erklärlich durch den damals nach recht 
dürſtigen Umfang der Literatur über Sparkaffenrecht und die beſcheidene Entwicklung 
des Fachzeitſchriftenweſens. Je mehr dieſe Gebiete von der Fachliteratur behandelt 
wurden, deſto mehr erübrigte es ſich, Rechtsfragen in der Mitgliederverſammlung zu 
erörtern. Es hat heute kein Intereſſe mehr, etwa im einzelnen die Ausführungen über 
diefe Gegenftände wiederzugeben, ſondern es mag genügen, im folgenden ſtichwort— 
weile die behandelten Gegenftände anzugeben, um den Umfang und die Art der Der- 
bandstätigkeit auf dieſem Gebiete zu kennzeichnen. Dieſe Fragen wurden ſpäter haupt- 
ſächlich in den Bezirksverſammlungen und in Rundſchreiben erörtert. 


а) Stellung der Sparkaffen und ihrer Organe 


Der Rechtscharakter der Sparkaffen wurde 1896 von Oberbürgermeiſter Ortel, Liegnit;, 
auf der Mitgliederverfammlung erörtert, weil der [pater zurückgezogene Entwurf eines 
preußifchen Sparkaſſengeſetzes vorſah, daß die Sparkaffen die kigenſchaſt einer jurifti- 
ſchen Perſon mit eigenem Auffichtsrat erhalten follten. 1908 wurde die Stellung der 
Sparkaffen namentlich gegenüber dem Grundbuch behandelt, 1906 und 1907 das боп- 
trollrecht der Stadtverordnetenverfammlung gegenüber den Städtiſchen Sparkaſſen, 
1900, 1901, 1908, 1919 die Auskunftspflicht der Sparkaffen, 1912 die fjaftung des 
Gewährverbandes, des Derwaltungstats und feiner Mitglieder aus der Derwaltung 
der Sparkaffe, 1929 durch den zuftändigen Miniſterialreferenten, Minifterialrat Simon, 
die aktuellen Fragen des Sparkaſſenrechts, befonders die Auswirkung der neuen 
Mufterfatung für Sparkaffen. 


b) Die Spareinlage und ihr Recht 


Die Annahme und Behandlung von Mündelgeldern wurde 1899 und 1900 in der Mit- 
gliederverſammlung behandelt, der Erfah verlorener Sparbücher 1896 und 1900, die 
Frage, ob Unpfändbarkeit der Spareinlagen anzuftreben fei, 1914, der Schutz gegen 
widerrechtliche Abhebung 1906. 

Die Frage eines fjöchſtbetrages der Spareinlagen beſchäftigte den Derband wiederholt. 
Nummer 12 des Sparkaffenreglements von 1838 überließ es dem krmeſſen der Ge- 
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meinden, ob fie nach den befonderen Derhältniffen des Ortes einen fjöchſtbetrag für die 
Gefamteinlage eines Sparers feftfegen wallten. Die von den Regierungspräſidenten in 
Schleſien feſtgeſetjten mMuſterſatjungen fahen für die Regierungsbezirze Liegnitz und 
Breslau eine fjöchſtgrenze von 1500 Mk. und für Oppeln von 3000 Mk. vor. Mit Ge- 
nehmigung des Derwaltungsrats durften bis 12 000 Mk. angenommen werden, im 
Bezirk Oppeln für gewiffe Anlagen bis 20 000 Mk. Die vom Derbande zweimal ver- 
anftalteten Erhebungen ergaben aber in der Praxis ein anderes, buntſcheckiges Bild. 
Nach der Statiſtik von 1908 hatten nur 29 Sparkaffen eine fjöchſtgrenze von 1500 Mk., 
25 Sparkaffen eine ſolche von 3000 Mk., 19 von 4000 bis 10 000 Mk., 73 von 
12 000 Mk., 1 von 40 000 Mk. und 3 keinerlei fjöchſtgrenze. In Wirklichkeit wurde 
die niedrig feftgefetite kinlagengrenze nach Bedarf überſchritten. Die Mufterfahung des 
Deutſchen Sparkaffenverbandes von 1921 fette, allerdings bei [don entwerteter 
Währung, den fjöchſtbetrag auf 20000 Mk. feft. Die Mufterfatiung von 1927 befeitigte 
die fjöchſtgrenze ganz. 

Die Quittungsleiftung des Sparers bei Teilauszahlungen aus den Sparguthaben, die 
zwar in der Mufterfatung von Schleſien vorgeſchrieben, aber in der Praxis längft als 
überflüffig und die Abfertigung der Sparer erſchwerend erkannt worden war, be- 
ſchäftigte den Derband und befonders die Derbandsrevifion immer wieder. Obwohl 
ſchon der Berichterſtatter in der Mitgliederverſammlung von 1892 empfohlen hatte, 
die Teilauszahlungsquittierung abzuſchaffen, gelang es der Derbandsreviſion erft im 
vierten Jahrzehnt ihres Beftehens, dieſe von manchen Sparkaffen noch ganz beſonders 
umſtändlich gemachte förmlicdjkeit zu befeitigen. 


с) Muſterſatß ungen, Geſchäftsanweiſungen 


Auf eine einheitliche Geftaltung der Sparkaffenfattungen wirkte in Preußen die Auf- 
fiditsbehörde ſchon bald nach krlaß des Sparkaffenreglements ein. 1847 wurde die 
Satzung der Rreis[parkaffe Bielefeld, 1873 die der Řreisfparkaffe Teltow als Mufter- 
fattung empfohlen. Schon auf dem erſten ſchleſiſchen Derbandstage 1885 regte ein Teil- 
nehmer die Ausarbeitung einer Muſterſatzung für Schleſien an. 1901 erließen die 
ſchleſiſchen Regierungspräſidenten eine Mufterfatiung, die im weſentlichen den Be- 
dürfniſſen genügte, bis die vom Deutſchen Sparkaffenverbande 1921 und 1927 aus- 
gearbeiteten und vom Minifterium genehmigten Mufterfatiungen an ihre Stelle traten; 
auf Grund der Muſterſatjung von 1921 hatte eine Dorftandskommilfion eine beſondere 
Muſterſatfung für die ſchleſiſchen Sparkaffen ausgearbeitet. 

Die Ausarbeitung einer Gefchäftsanweifung für die Sparkaffen wurde zwar [don 1892 
angeregt und ein Entwurf 1894 und 1895 beraten. Er wurde aber mehrfach vertagt 
infolge immer wieder auftauchender Wünſche und Bedenken, befonders mit Rückſicht 
darauf, daß 1899 der Deutſche Sparkaſſenverband von fic} aus eine dreigliedrige Rom- 
miffion zur Ausarbeitung einer Geſchäſtsanweiſung einfetite, der auch der ſchleſiſche 
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Derbandsvorfiende angehörte. Die Betriebsverhältniffe der deutſchen Sparkaffen er- 
wieſen (14) jedoch als fo vielgeftaltig, daß eine einheitliche Gefchäftsanweifung mit ein- 
heitlichen Muftern für die Buchführung nicht aufgeftellt werden konnte. Die mühe- 
volle Arbeit der ботт Поп mußte (10) 1903 befchränken auf die fjerausgabe einer 
Anleitung für die Aufftellung einer Gefhäftsanweifung, die als Gerippe für den nach 
den befonderen Derhältniffen der einzelnen Sparkaffe zu geftaltenden Ausbau dienen 
follte. Auf Grund der Muſterſatzung von 1927 entwarf der Derband 1928 eine eigene 
Seſchäftsanweiſung für die Beamten und Angeftellten der Sparkaffen, für Sparkaffen- 
vorftände und für den Sparkaffenleiter bezüglich feiner ſelbſtändigen Befugnis zur 
fireditgewährung. 


d) Reſervefonds der Sparkaffen Sparkaſſen 
und Steuergeſeßgebung 


Am meiſten von allen bilanztechniſchen Fragen hat die Bildung und Anlegung des 
Reſervefonds in materieller wie in buchmäßiger Ainficht den Derband jahrzehntelang 
beſchäftigt. Das Reglement von 1838, Tir. 7, beſtimmte nur, daß die Überfchüffe der 
Sparkaffe fo lange zinsbar angelegt werden müßten, bis fidh ein hinreichendes бариа! 
zur Deckung von Derluften und Derpflichtungen gebildet habe. Ein Miniſterialerlaß 
vom 16. November 1877 fette die Höhe des Reſervefonds auf 10 Prozent der Einlagen 
feft. Weitere Erlaffe vom 19. März 1880 und vom 27. April 1905 gaben eine Erleichte- 
rung, indem fie nach Erreichung ſchon von 5 Prozent die Derteilung der ñülfte der 
Überſchüſſe und nach Erreichung von 10 Prozent der ganzen Überfchüffe zuließen. Der 
Sparkaffengefegentwurf von 1893 enthielt die gleichen Prozentſätze und [ah die An- 
legung des Reſervefonds in Reichs- und Staatsanleihe vor; daneben follte ein Sicher- 
heitsfonds für Aursverlufte bis zu 10 Prozent des furswertes der der Sparkaſſe 
gehörenden Inhaberpapiere gebildet werden. Gegen dieſen und den in einigen Punkten 
geänderten Entwurf von 1895 wurden auf dem Sparkaffentage 1896 von Kammerer 
Hörte, Breslau, die ſchwerſten Bedenken vorgetragen, denen die Derfammlung beitrat. 
Die Muſterſatzungen für Schlefien ſchloſſen fic) mit einigen Abweichungen dem Mini- 
ſterialerlaß von 1880 an, deffen Grundfähe aber in den nächſten Jahrzehnten wieder- 
holt von Ausnahmen durchbrochen wurden. fursverluſte ſollten nach dem Minifterial- 
erlaß vom 18. April 1904 (durch Erlaß vom 17. Oktober 1914 aufgehoben] folange 
aus dem Reſervefonds gedeckt werden dürfen, als er nicht unter 5 Prozent herab- 
fänke. In der gründlichen Beratung auf dem Sparkaffentage 1905 ftellte Oberbürger- 
meifter Stolle, Rönigshütte, eingehende Grundfähe für die Anlegung des Reſervefonds 
und die Behandlung der Überſchüſſe auf. Das Preußiſche Anlegungsgefet vom 23. De- 
zember 1912 brachte dann die in den Srundzügen noch heute geltende Regelung, die 
allerdings durch $ 14 der Sparkaffenverordnung vom 20. Juli/4. Auguft 1932 erheblich 
eingeengt worden iſt. 
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Die Frage der gefonderten Derwaltung, Anlegung und buchmäßigen Behandlung des 
Reſervefonds bildete lange eine Streitfrage. Die Mehrzahl der ſchleſiſchen Sparkaffen 
hatte die felbftändige Derwaltung und Anlegung des Reſervefonds eingeführt, die im 
Regierungsbezirk Liegnit; fogar von der Rufſichtsbehörde vorgeſchrieben war. häufig 
war fogar ein Teil dieſes gefonderten Reſervefonds іп Aypotheken angelegt worden, 
wogegen die Derbandsreviſion ankämpfen mußte. In der Mitglicderoerfammlung 1903 
vertrat der Berichterſtatter die im fjandelsrecht übliche Behandlung des Reſervefonds 
als Paffivpoften der Bilanz ohne gefonderte Derwaltung, weil die getrennte Anlegung 
und Derwaltung unnötige Schwierigkeiten mache und im Bedarfsfalle die Auswahl 
der zu veräußernden nlageſtücke erſchwere. Die Meinungen aber gingen [ehr aus- 
einander, zumal von verſchiedenen Seiten der Standpunkt eingenommen wurde, daß 
der Reſervefonds Eigentum des Sewährverbandes fei. Die Frage blieb daher offen, 
und auch der Minifterialerlaß vom 18. April 1905 überließ es den Oberpräfidenten, fie 
nach den Gewohnheiten und Bedürfniffen ihrer Provinz zu regeln. Die Derbands- 
tevifion trat immer für die Behandlung als Paffivpoften ein, ebenſo der Berichterftatter 
auf der Mitgliederverſammlung 1914. Die Mmuſterſatſung von 1921 fah von befonderer 
Derwaltung des Reſervefonds ab. Auch über die Frage der Bildung eines befonderen 
Reſervefonds zur Deckung von fursverluſten gingen die Anfichten auseinander. Die 
Berichterſtatter in den Mitgliederverſammlungen 1903 und 1905 empfahlen die Er- 
richtung ſolcher Rursreferven, weil fie die Schwankungen der Jahresüberſchüſſe ver- 
ringern könnten; der Berichterftatter 1914 hielt die Derbuchung von Rursgewinnen 
und Rursverluften auf den allgemeinen Refervefonds für zweckmäßiger. Ein Minifterial- 
erlaß vom 31. Juli 1908 empfahl die Anlegung von Fursreſervefonds. DerMinifterial- 
erlaß vom 23. Oktober 1919 entſchied fih, nachdem während des ſrieges verſchiedene 
Übergangs ſuſteme verſucht worden waren, für die Bildung eines beſonderen Rursriids- 
tage- oder Rursausgleichsfonds, der auch in der Muſterſatzung von 1927 vorgeſehen 
wurde. 

Die Steuergefegebung begann für die Sparkaſſen eine Rolle erft zu ſpielen, als fie 
durch die Gefetie von 1918 und 1919 gegen fapitalabwanderung und fapitalflucht ein- 
geſpannt wurden in den Dienſt der Erhaltung des Dolksvermögens ſowie der ſteuer— 
lichen Erfaffung der Sparkaffenkunden, und als fie durch das erſte Börperſchaſtſteuer— 
gefet; von 1920, das Reichsnotopfergeſetz und das Kapitalertragfteuergefet ſelbſt als 
Steuerträger erfaßt wurden. Die neue Steuergefetigebung wurde zuerſt in der Mit- 
gliederverſammlung 1920 von dem Bürgermeifter Ott, Haynau, und dem Sparkaffen- 
direktor Weber, Breslau, eingehend dargeſtellt. Die zahlreichen Streit- und jweifels- 
fragen, die fie mit ſich brachte, 5. B. über den neuen Begriff der ſparkaſſenfremden 
Gefchäfte, haben den Derband als Auskunftftelle feitdem ſtark belaftet; durch 
regelmäßige Juſammenſtellungen über den Stand der Gefetigebung und zahl- 
reiche Rundſchreiben und kinzelauskünſte ſuchte er die Sparkaffen ſtändig zu unter- 
richten. 
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2. Sparförderung 


a) Allgemeine fragen 


Der Gedanke einer Poftfparkaffe, der, wie oben Seite 15 dargeſtellt, den Anlaß 
zur Errichtung des Schleſiſchen wie anderer Sparkaffenverbände gegeben hat, hat 
immer wieder die Sparkaſſen beunruhigt. 1891 empfahl der Oberſchleſiſche berg- und 
hüttenmännifche Derein die Poſtſparkaſſe, da nach den Erfahrungen im oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirk die Jahl der ſparenden Arbeiter im Derhältnis zur Gefamtzahl zu ge- 
ring fei. Dieſe Anregung überſchätzte allerdings die Wirkungen der Poſtſparkaſſe auf 
die Arbeiterfchaft; Ende 1889 waren 3. B. bei der öſterreichiſchen Poſtſparkaſſe noch 
nicht 5 Prozent aller Sparbücher für Arbeiter ausgeftellt. Im Reichstage 1891 wies 
aber der Staatsfekretär Stephan den Gedanken bis auf weiteres zurück, da die Poſt 
durch die neue Arbeitslaft für die Sozialverficherung vor der Hand befchäftigt fei. Auch 
bei den krörterungen über das Scherlſche Sparſuſtem tauchte der Gedanke einer Der- 
bindung diefes Suſtems mit der Poſtſparkaſſe auf. 1899 wurde der erſte Entwurf eines 
Poftfchedigefetjes, der die Derzinfung der Scheckguthaben vorſah, im weſentlichen aus 
denfelben Gründen abgelehnt, die ſeinerzeit den Poftfparkaffenplan zu Fall gebracht 
hatten. Ruch die 1908 genehmigte Poſtſcheckordnung rief eine Jeitlang die Beſorgnis 
hervor, daß ſich der Poſtſcheck zur Poſtſparkaſſe auswachſen würde. Der Gedanke der 
Poftfparkaffe tauchte 1924 und 1927 in amtlichen und halbamtlichen Auslaffungen 
wieder auf, doch erklärte der Dertreter des Minifteriums des Innern auf dem Schle- 
ſiſchen Sparkaffentage 1929 fih aus allgemeinwirtſchaſtlichen Erwägungen gegen dieſen 
Plan, der aber [either und auch im Laufe der leiten Jeit in privaten Ни л wieder 
vertreten worden iſt. 

Leidenſchaftliche krörterungen hat viele Jahre lang in der geſamten Öffentlichkeit der 
kampf um das Scherlſche Sparſyſtem hervorgerufen, wobei Freunde und 
Gegner des Planes auch in Sparkaſſenkreiſen einander die Waage hielten. Der 
Zeitungsverleger Scherl ging von der ſtatiſtiſchen Feſtſtellung aus, daß in Deutſchland 
auf ein Sparbuch jährlich durchſchnittlich kaum eine Einzahlung geleiſtet werde, die 
Durchſchnittshöhe der Einzahlungen in Preußen etwa 105 Mk. betrage, der Sparer 
alfo die ſparmöglichen Beträge langſam aufſammle, ehe er fie zur Sparkaſſe bringe. 
Scherl trat daher 1890 hervor mit dem Plane eines Syftems zur Förderung des Sparens 
durch Abholung von kleinen Sparbeträgen. Der Grundgedanke des an fich genial etr- 
dachten Suſtems war der: wöchentliche Abholung gleichbleibender Sparbeträge (wahl- 
weife von 50 Pf. bis 4 Mk.) gegen eine geftaffelte Abholungsgebühr durch Boten der 
„Scherlſchen Dermittlungsanſtalt“ ein ganzes Jahr hindurch. Die Sparer erhalten für 
das Sammeljahr keine Jinfen; diefe werden vielmehr einem Prämienfonds zugeführt 
und nach Schluß des Sammeljahres an die Sparer verloſt. Jeder Sparer erhält wöchent— 
lich eine Zeitung, das „Wochenblatt der deutſchen Prämienſparkaſſe“. Während der Dor- 
ftand des Deutſchen Sparkaſſenverbandes in feiner Mehrheit dem Plane Scherls ge- 
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neigt war und 1891 nach Abfchluß eines Dertrages mit барс! bereit war, das Der- 
lofungskomitee zu übernehmen, verfagte der Minifter des Innern die beantragte Ge- 
nehmigung zur EinführungdesSyftems; er wies vielmehr durch Erlaß vom 4.Auguft 1894 
die Oberpräfidenten an, auf die Einführung des Abholfyftems, aber ohne Prämien- 
verloſung, bei den Sparkaſſen hinzuwirken. Scherl aber ſuchte weiterhin die öffentlich- 
keit für feinen Plan geneigt zu machen. Der Schleſiſche Sparkaſſenverband hat fich 
eingehend mit dieſem Plan beſchäftigt und entſcheidend auf deffen Schickſal eingewirkt. 
zuerſt wurde der Plan 1895 bei Besprechung des oben erwähnten krlaſſes von 1894 
erörtert, aber noch keine abſchließende Stellung eingenommen. 1897 wurde nach einem 
forgfältigen Berichte des Rämmerers f ü rte die Derbindung des Scherlſchen Planes 
mit den Sparkaffen als nicht wünſchenswert bezeichnet. Maßgebend hierfür war vor 
allem die Derbindung des Sparens mit dem Lotteriegedanken, alſo mit dem Spiel- 
trieb. Daneben aber beſtanden auch Bedenken gegen die finanzielle Durchführbarkeit, 
gegen die unſoziale Staffelung der Abholgebühren und anderes mehr; in dem Wochen- 
blatt wurde die Gefahr politiſchen Mißbrauchs befürchtet. Wenige Jahre ſpäter aber, 
nach neuen Derhandlungen Scherls mit der Regierung, erklärte fih das Minifterium 
bereit, feinen Plan zu genehmigen, wenn der Deutſche Sparkaſſenverband das Syftem 
ausdrücklich billige und von ſich aus Mitglieder für das Derloſungskomitee benenne. 
Der Dorftand des Deutſchen Sparkaffenverbandes tat dies am 27. Juli 1903 (wobei 
eine Minderheit, darunter auch der Dorſitzende des Schleſiſchen Sparkaffenverbandes, 
fic] gegen die Prämienverloſung ausſprach), fo daß nunmehr der Einführung des 
Syftems zum 1. Januar 1905 nichts mehr im Wege zu ſtehen ſchien. Die Wirkſamkeit 
der Gegner des Planes war jedoch unterſchätzt worden. Im Januar 1904 beantragte 
der Dorſtand des Schleſiſchen Sparkaſſenverbandes, eine außerordentliche General- 
verſammlung des Deutſchen Sparkaſſenverbandes einzuberufen zur alleinigen Be- 
ratung des Scherlſchen Sparſuſtems. Auch in andern Landesteilen machte (10) die Gegner- 
ſchaft der Sparkaffen bemerkbar. In der Generalverfammlung des Deutſchen Derbandes 
am 4. märz 1904 beantragte Landrat v. Schröter, Gleiwit, die Annahme des Syſtems, 
fämmerer Weller, Breslau, die Ablehnung. Паф ſtürmiſcher Beratung wurde ſchließ— 
lich beſchloſſen, die ganze Angelegenheit zur nochmaligen Beratung an die Mitglieds- 
verbände zu verweisen. Inzwiſchen trat Scherl, um die gegen feine perſönliche Be- 
teiligung erhobenen Bedenken zu zerſtreuen, für feine Perſon zurück. Ruch andere 
nderungen waren vorgeſchlagen worden: fo war das Wochenblatt durch eine Leih- 
bücherei mit dem Ziele der allmählichen Hebung des Ёс де тайв der breiten Maffe 
erſetjt worden; die Dermittlungsanſtalt follte nicht mehr als Privateinrichtung auf- 
gezogen werden, ſondern die Beiträge ſollten durch die Poſtboten eingezogen werden; 
die Prämienverloſung aber war als ßernſtück beftehen geblieben. Auf dem Schleſiſchen 
Sparkaffentage 1904 vertrat der Berichterftatter, 1. Bürgermeiſter Menzel, Gleiwitz, 
mit Schärfe die Ablehnung des Syftems, während Landrat von Schröter wiederum [id 
dafür einſetjte. Dach teilweife erregten Debatten wurde ſchließlich die von Menzel vor- 
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geſchlagene kntſchließung angenommen, daß der Schleſiſche Sparkaffenverband das 
Syftem ablehne als unvereinbar mit den gefunden Grundlagen des deutſchen Spar- 
kaffenwefens. Nachdem auch die meiften andern Sparkaffenverbände bei ihrer noch- 
maligen Stellungnahme das Syftem abgelehnt hatten — Scherl war mittlerweile 3u- 
rückgetreten —, hatte weder der Deutfche Sparkaſſenverband noch das Minifterium 
ein Intereffe an der Weiterverfolgung, fo daß der ganze Plan, der fünfzehn Jahre 
lang die Öffentlichkeit erregt hatte, begraben wurde. 


b) Förderung des Rlein[parwe[ens 


Als eines der Arbeitsgebiete des Derbandes war [don bei feiner Gründung 1885 die 
Altersſparkaſſe nach dem Mufterder Stadtſparkaſſe Breslau bezeichnet worden. 
Die Breslauer Altersfparkaffe war beſtimmt für Sparer, „die dem Stande der Hand- 
lungs- und Gewerbegehilfen, Cohnarbeiter, Dienſtboten oder einem ähnlichen Stande 
angehören“. Sie gewährte den Teilnehmern eine beſondere höhere Derzinfung, die durch 
jährliche Zufchüffe aus dem krtrage der Sparkaſſe noch verſtärkt wurde. Das Guthaben 
ſollte nach Erreichung des 55. Lebensjahres und vorher in Fällen langwieriger Frank- 
heit, ſchweren Unglücksfalles in der Familie uſw. ausgezahlt werden. Da für den 
größten Teil der hier ins Auge genommenen Bevölkerungsſchichten die Rrankenverfiche- 
rung und [pater die Alters- und Invalidenverſicherung die Aufgaben der Alters[parkaffe 
erfüllten, konnte die Einrichtung trotz mehrfacher Empfehlung durch den Verband eine 
erhebliche Verbreitung nicht gewinnen. 

Ebenfo hat die vom Derbande wiederholt empfohlene Einführung von Sparprämien 
keine große Ausbreitung gefunden, wenn fie auch von manchen Sparkaffen ohne 
fatungsmäßige Verankerung namentlich zur Belohnung andauernden Sparens geübt 
wurde. Die Einrichtung des Weltſpartages führte bei vielen Sparkaffen zur Wieder- 
belebung dieſer Einrichtung. 

Die kinrichtung der geſperrten Sparbücher, die dem heutigen Jweckſparen 
annähernd entſpricht, wurde ſchon Anfang der achtziger Jahre in Sparkaffenkreifen 
empfohlen, aber erft durch den Poſtſparkaſſengeſetzentwurf dringlicher gemacht. Diefer 
Entwurf [ah in $ 4 vor die Einrichtung von Sparbüchern für Minderjährige, deren 
Auszahlung nicht vor der Großjährigkeit des Minderjährigen oder der Verheiratung 
der Sparerin erfolgen [ollte. Auf dem Derbandstage 1887 empfahl Oberbürgermeiſter 
Oertel die Einführung geſperrter Spareinlagen, einmal für kurzfriſtiges Auffparen, 
з. B. als Winterbedarfs-, Miet- und Steuer-Sparkaffe, alfo für regelmäßig in kürzeren 
zwiſchenräumen wiederkehrende Ausgaben, und für langfriſtige zwecke, wie fie etwa 
die Ronfirmanden-, Militärdienft-, fjeiratsausſteuer- und Begräbniskaffen verfolgten. 
Eine Derzinfungsvergünftigung wurde nicht gewährt, [о daß der Dorteil mehr р[уфо- 
logiſcher Art war, indem die Sperrung die Willenskraft des Spacers unterftühte. Der 
Gedanke wurde [pater vom Deutſchen Sparkaffenverbande ausgeftaltet in der Richtung 
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einer überlegten und vorausſchauenden Wirtſchaftsführung des Sparers überhaupt 
durch das Jweckſparen für kurzfriſtige Jwecke (1930 Reiſeſparen, 1934 „Araft-durd;- 
Freude“-Sparen) oder für langfriſtige Jwecke, deren für die Allgemeinheit wichtigſter 
das Baufparen werden ſollte. 

Die Erfaffung kleinfter Sparbeträge durch Pfennig-Sparkaſſen und Spar- 
marken war [don in den erſten Anfängen der Sparkaſſenbewegung erörtert und 
gefördert worden; demfelben Jweck dienten die feit Mitte des 19. Jahrhunderts den 
Städtiſchen Sparkaſſen in Breslau und Liegnitz angegliederten Sparvereine, die Ein- 
lagen von 10 Pf. an aufnahmen. Obwohl ſchon in der erſten Derbandsverſammlung 
und [pater wiederholt empfohlen, gewann das Aleinfparen durch Sparmarken nur 
mühfam Eingang. Schon 1895 wird geklagt, daß die Einrichtung von der ärmeren Be- 
völkerung kaum бепин! werde. Die Rabattmarken der Aonfumvereine und Rabatt- 
[parvereine traten in erfolgreichen Wettbewerb. Eine größere Entwicklung konnte der 
Gedanke erft nehmen, als er an der richtigen Stelle eingeſetzt wurde, beim Sparen der 
Jugendlichen. 

Die Shul[parkaffen, deren Entftehung bis etwa 1820 zurückreicht, find vom 
Derbande zunächſt abwartend behandelt, dann aber mit ftets fteigender Wärme ge- 
fördert worden. Der Sparkaffentag 1898 begnügte fih noch mit einer bloßen Renntnis- 
nahme eines Berichts über die Schulſparkaſſenfrage. Seit dem Weltkriege aber, in 
welchem das Problem einer vernünftigen Sparerziehung der hoch verdienenden halb- 
wüchſigen Jugend auftrat, und noch mehr ſeit der Jerſtörung des Sparvermögens 
durch die Inflation wurde beſondere Aufmerkfamkeit auf die Frage des Jugendſparens 
gewendet. In Rundſchreiben und namentlich durch immer wiederholte Einwirkung auf 
die Sparkaffenleiter in den Bezirksverſammlungen wurden die Dorzüge des Schul- 
ſparens und die Mittel zu feiner Belebung eingehämmert. Weckung und Erhaltung des 
Intereſſes der Lehrer, von denen zum größten Teil der Erfolg des Schulſparens ab- 
hängt, Drämiierung der am beften und ausdauerndften ſparenden Schüler, Schulklaſſen 
und Schulen laffen eine fteigende Belebung des Schulſparens erkennen. Nicht immer 
kam diefe Belebung den Sparkaſſen zugute; da vielfach, namentlich auf dem Lande, 
die Lehrer als Rechner oder Geſchäftsführer ländlicher Genoffenfchaften nebenamtlich 
tätig find, zogen auch die genoſſenſchaftlichen Spar- und Darlehnskaffen ihren Nuten 
daraus. Mit Rückſicht auf dieſen Wettbewerb waren auch die Regierungspräſidenten 
zur Empfehlung der Schulſparkaſſen zugunſten der öffentlichen Sparkaffen nicht immer 
ſo freudig bereit, wie es der Derband wünſchte, ſondern verhielten ſich aus Paritäts- 
gründen zurückhaltend. Der Minifter für Wiffenfchaft, Runft und Dolksbildung empfahl 
durch Erlaß vom 2. September 1925 die Errichtung von Schulſparkaſſen, für deren Be- 
trieb fein Erlaß vom 22. Juli 1936 Anweifungen gibt. 

Der Anfammlung kleinfter Sparbeträge dienen auch die fie imſparbüchſen. 1905 
zuerſt auf dem Sparkaffentage empfohlen, fanden fie nur langfam Eingang, nament- 
lich folange fie mit dem bholſuftem verbunden wurden. Erft im Laufe des letzten Jahr- 
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zehnts haben bei vielen Sparkaffen die fjeimſparbüchſen eine ſteigende Beliebtheit, 
befonders beider Jugend, gefunden, die durch geeignete Prämiierung befonders eifriger 
Sparer von der Sparkaſſe noch verftärkt werden kann. 


c) Sparen und Cebensverſicherung 


Seit 1913 trat der Derband dafür ein, daß die ſchleſiſchen Sparkaffen mitarbeiteten 
an der Förderung der Lebensverficherung. Der fittlidje und volkswirtſchaftliche 310605 
der Lebensverficherung lag in der gleichen Linie wie der des Sparens: Den Menfehen 
zu erziehen, von feinen gegenwärtigen Lebensgütern einen Teil fih zu verfagen, um 
ihn aufzufpeichern zur Deckung künftiger wirtfchaftlicher Bedürfniffe der eigenen Perſon 
oder der Familienangehörigen. Für die Sparkaffen bedeutete die Derbindung mit den 
Derficherten zugleich den Jugang zu einer weiteren Schicht der Bevölkerung, die von 
der Sparkaſſe zum Sparen neben der Derficherung herangezogen werden konnte. Die 
häufige Berührung bei der Einzahlung der Beträge konnte ähnlich wie beim Giroverkehr 
den Sparer enger mit feiner Sparkaffe zuſammenbringen, als es beim gelegentlichen 
Sparen der Fall war. Der Gedanke, die Sparkaffen zur Förderung der Lebensverfiche- 
rung einzufpannen, ging aus von der Schleſiſchen Provinzial - Lebensverficherungs- 
anftalt, die feit 1912 frbeitsgemeinſchaftsverträge mit den Sparkaſſen abzuſchließen fich 
bemühte. Det Derband empfahl 1913 und [pater wiederholt diefe Derbindung, wobei 
aber ein Monopol für die Anftalt nicht vorgefehen war, ſondern anheimgegeben wurde, 
auch zu andern Derſicherungsunternehmungen in gleiche Beziehungen zu treten. Tat- 
fächlid; aber blieb es bei der Derbindung mit der Provinzial-Lebensoerfiherungs- 
anftalt, zumal diefe fic) verpflichtete, einen Teil der durch Dermittlung der Sparkaffen 
eingezogenen Prämien in form von hypothekarifhen Beleihungen den Rreifen wieder 
zuzuführen, aus denen die Gelder ſtammten. Damit war der auch dem Giroverkehr der 
Sparkaffen zugrunde liegende Gedanke gewahrt, daß die von den Sparkaffen in der 
Provinz geſammelten Spargelder nicht abfließen, ſondern zur Förderung der heimiſchen 
Wirtſchaft verwendet werden follen. Die Muſterſatzungen von 1927 und 1932 fahen 
das Recht der Sparkaffen zum Abfchluß von Arbeitsgemeinfchaften mit öſlentlich-recht⸗ 
lichen Derficherungsanftalten vor. Die Arbeitsgemeinfhaft wurde 1927 neu geregelt 
durch einen Dertrag zwiſchen dem Niederſchleſiſchen Sparkaſſenverbande und der 
Niederſchleſiſchen Provinzial - Lebensverficherungsanftalt. 1928 und 1932 wurden 
gleichartige Derträge zwiſchen dem Oberſchleſiſchen Sparkaffenverbande und der Ober- 
ſchleſiſchen Provinzial-Cebens-, Unfall- und fjaftpflicht-Perſicherung geſchloſſen. Der 
Erfolg der Arbeitsgemeinfchaft hing fehr ſtark ab von der Willigkeit, mit der die ein- 
zelnen Sparkaffen mitarbeiteten, und war daher örtlich ſehr verſchieden. Während ein 
Teil der Sparkaffen durch rege Mitarbeit einen großen Kreis von Lebensverficherungen 
und damit auch neue Sparkunden heranziehen konnte und anſehnliche hupothekariſche 
Beleihungen der Anftalt in ihrem Seſchäftsbezirk zu verzeichnen hatte, verſchloſſen fidh 
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leider noch viele Sparkaffen der Bedeutung des großen gemeinſchaftlichen Fieles und 
glaubten, mehr die Konkurrenz betonen zu müffen, die die Lebensverſicherung an- 
geblich dem Sparen bereitete. 


d) Werbung 


Als die geeignetfte Werbung für die Sparkaffen fah der Verband in den erſten Jahr- 
zehnten die zweckmäßige Ausgeftaltung der Beſchäftseinrichtungen an (Nebenftellen, 
geeignete Eröffnungszeiten, Giroverkehr u. a.) ſowie eine zuvorkommende Bedienung 
der Sparer. Werbeformen der heutigen Art kamen vor dem Weltkriege noch nicht in 
Frage. Es ift daher nicht verwunderlich, daß die Behandlung der Werbungsfrage vor 
1914 im Verbande fih beſchränkte auf die Stellungnahme zu der ſogenannten Reklame 
der Sparkaffen [Dortrag Rietzſch auf der Mitgliederverſammlung 1913), aber gerade 
in der Richtung, fie zu beſchränken und von marktſchreieriſchen Ruswüchſen zu befreien. 
Den Anlaß gaben die Deröffentlichungen der Jinsſätze durch einzelne Sparkaſſen fo- 
wie der Hinweis auf beſonders günftige Beſchäftseinrichtungen und auf die Wahrung 
des Steuergeheimniffes. Es kam nicht felten vor, daß Stadt- und Freisſparkaſſe am 
gleichen Orte verſchiedene Jinsſätze hatten, daß Sparkaffen aus Hachbarprovinzen 
höhere Jinsſätze als die ſchleſiſchen Sparkaſſen in den Zeitungen des Bezirks veröffent- 
lichten. Der Derband mißbilligte durch Annahme einer kntſchließung jede auf бесбеі- 
ziehung von Spargeldern von außerhalb des Bezirks gerichtete Handlung und jede 
als teklamehaft fih kennzeichnende Ankündigung. 

Die heutigen Formen der Werbung entftanden im weſentlichen erft im Ariege durch 
die Werbung für die Ariegsanleihe und entwickelten fich beſonders nach der Inflation, 
als es galt, das vernichtete Sparoermögen wieder aufzubauen, und als um die (та! 
und dürftig gewordene Rapitaldecke [іф die verſchiedenen Gruppen der Geldinftitute 
riffen. Die Werbung mußte draſtiſcher auftreten, weil die pſuchologiſchen беттипаеп 
zu überwinden waren, die bei den Sparern beftanden infolge des Derluſtes des Spar- 
kapitals in der Inflation. Für die Sparkaffen hat 1924 der Deutfche Sparkaffenverband 
durch Schaffung des Sparkaffenwerbedienftes die Werbung und die Werbemittel zentral 
ausgeftaltet. Aierbei bleibt aber der eigenen Betätigung der Unterverbände und 
der Sparkaffen noch genügend Spielraum, befonders gelegentlich des feit 1925 am 
31. (fpäter 30.) Oktober abgehaltenen Weltſpartages {feit 1933: Nationalen Spar- 
tages). Der Schleſiſche Derband hat wiederholt eigene Werbemittel herausgebracht, Flug- 
ſchriſten, großenteils von ſchleſiſchen Fünſtlern entworfene Plakate, Poſtkarten, Siegel- 
marken, Einlageblätter für Seſchenkſparbücher u. dgl. Auch die regelmäßige Werbung 
in den Schulen aller Art durch Sparautomaten, durch Filme, durch Plakate, Sparkaſſen- 
zeitſchriſten, Stundenpläne, Schreiben von Auffätzen über Sparen uſw. wurde nament- 
lich in den Bezirks verſammlungen und durch Rundſchreiben immer wieder eingefchärft. 
In ähnlicher Weiſe betätigte fic) auch der Oberſchleſiſche Sparkaffenverband, wenn auch 
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hier von mancher Sparkaſſe feine Tätigkeit als zu gering bezeichnet, andererſeits vom 
Derbande über mangelndes Derſtändnis mancher Sparkaffen für die Werbung geklagt 
wurde. 


e) Wettbewerb, 
Stellung zu Genoſſenſchaften und Banken 


In den erſten Jahrzehnten der Sparkaffenarbeit ſpielte die Frage des Wettbewerbs mit 
andern Geldinftituten nur eine untergeordnete Rolle. Ruch der Schleſiſche Derband hatte 
zunüchſt keinen Anlaß, fic) grundſätzlich oder im Einzelfalle mit Meinungsverſchieden⸗ 
heiten auf dieſem Gebiete zu befaſſen. Dies änderte ſich um die Jahrhundertwende, 
nachdem die Sparkaſſen ſowohl im kinlagengeſchäft wie in der Pflege des Perfonal- 
kredits fich ftärker entwickelt hatten, auf der andern Seite das Netz der geldwirtſchaft- 
lichen Genoſſenſchaften, beſonders der Spar- und Darlehnskaſſen, und das Filialnetz 
der großen Privatbanken an immer zahlteicheren Stellen fih mit dem Gefchäftsgebiet 
der Sparkaffen zu berühren und zu reiben begann. Einen grundſätzlichen geld- und 
banzwirtſchaftlichen Charakter gewannen diefe Berührungen beſonders nach dem Er- 
laß des Reichsſcheckgeſetzes, als die Ausgeftaltung der Sparkaſſen im bargeldloſen 
Zahlungsverkehr in Derbindung mit dem kontokorrentkreditgeſchäft fic) beſchleunigte. 
Der Streit um die großen Grundfragen wurde naturgemäß nicht örtlich, ſondern von 
den Jentralorganiſationen ausgetragen; hier foll der provinzielle Anteil an dieſer Ent- 
wicklung und ihre Auswirkung geſchildert werden. 

Das Derhältnis zwiſchen Sparkaffen und Genoſſenſchaften war von vornherein begriff- 
lich dadurch verwickelt, daß die Grundlage der Gemeinnützigkeit und der Betreuung 
der Aleinwirtfchaft beiden gemeinſam war. Die Wichtigkeit und Notwendigkeit der 
Benoſſenſchaften beſonders für die Landwirtfchaft wurde nicht verkannt; andererſeits 
aber überſchnitten fic) die Arbeitsgebiete der Sparkaſſen und der Genoſſenſchaften da- 
durch, daß beide diefelben Sparerfchichten um Einlagen umwerben und damit zwangs- 
läufig in Wettbewerb treten mußten. Über den Umfang und die Gefährlichkeit 
diefes Wettbewerbs der Genoſſenſchaften für die Sparkaffen gingen allerdings die 
Meinungen der Sparkaſſen auseinander. Die Mitgliederverſammlung 1899 beſchloß 
regelmäßige Umfragen über die Einwirkung dieſes Wettbewerbs. Die Umfragen aber 
ergaben kein klares Bild. 1901 erklärten 14 Sparkaſſen, einen ſolchen Wettbewerb zu 
ſpüren, 37 Sparkaffen verneinten es. 1903 bejahten 16 freisſparkaſſen und 24 Stadt- 
fpatkaffen den Wettbewerb, 20 Areis- und 50 Stadtfparkaffen verneinten ihn, 3 Areis- 
und 9 Stadtſparkaſſen ließen die Frage unentſchieden. häufiger wurde allmählich die 
Beſchwerde, daß manche Genoſſenſchaften fih des geſetzlich leider nicht geſchütten 
Damens „Sparkaſſe“ in Ankündigungen und Firmenſchildern in einer Weife bedienten, 
daß Irreführung des Publikums nicht ausgeſchloſſen fei. Als 1917 die Segenſätze 
zwiſchen Sparkaffen und Genoſſenſchaften, namentlich bezüglich der Jinspolitiß, ſich 
verſchärften, kam nach langen Derhandlungen zwiſchen den Spitzenverbänden beider 
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Teile die Dereinbarung vom 22. April 1918 zuftande, wonach Streitigkeiten durch Der- 
handlungen mit den zuſtändigen Unterverbänden befeitigt werden follten, 3urüds- 
haltung in der Werbung von beiden Seiten gewahrt werden und ein Druck zur Ein- 
richtung von Konten unzuläffig fein follte. Aber auch in der Folgezeit fehlte es nicht 
an Streitigkeiten, z. B. über die Frage der Mündelficherheit, die Errichtung von Jweig- 
ftellen der Sparkaffen, die Bemeſſung der Einlagezinfen und die kinlagenwerbung, bis 
das Wettbewerbsabkommen von 1928 und das Jinsabkommen von 1930 auch hier 
eine gewiſſe Entfpannung brachten. 

Wefentlic ſchwieriger geftaltete ſich das Derhältnis der Sparkaffen zu den Privat- 
banken. In den erſten beiden Jahrzehnten der Derbandstätigkeit war allerdings von 
einer Spannung zwiſchen den Sparkaſſen der Provinz und den Bankiers ſowie den 
bodenftändigen Privatbanken innerhalb der Provinz nichts zu ſpüren. Diele Spar- 
kaffen ſtanden mit den alteingeführten Bankfirmen in Sefchäftsverkehr, ebenſo wie 
die ommunalverbände fith ihrer für kurz- und langfriſtigen Bommunalkredit be- 
dienten. Auch gegenüber den fjupothekenbanken und Landfchaften konnten Gegenfäte 
kaum entftehen, weil das Realkreditgeſchäft der Sparkaffen ſich ganz überwiegend 
mit dem kleinen fjupothekarkredit befaßte, während jene Inſtitute das mittlere und 
größere Grundkreditgefihäft bevorzugten. Erft als mit der zunehmenden Banken- 
konzentration und mit der Ausbildung des Depoſitenkaſſenſuſtems der Großbanken 
der Wettbewerb um die kinlagen ſtärker wurde, und beſonders, als in Derfolg des 
Scheckgeſeſſes die Sparkaffen fih dem bargeldloſen Derkehr und dem Perfonalkredit- 
gefchäft mehr zuwandten, verfchärften fih auch in Schleſien die Gegenſätze. Schon die 
Errichtung des Giroverbandes wurde in den Mitgliedsverſammlungen 1910 und 1912 
von dem Breslauer Stadtrat Maber als „handels- und bankenfeindlich“ bekämpft; 
die gleiche Einftellung bei der Mehrheit des Kuratoriums der Breslauer Stadtſparkaſſe 
verhinderte jahrelang die Einführung des Giroverkehrs bei dieſer größten Sparkaffe 
Schleſiens. Die Frage der Abgrenzung des Gefchäftsgebietes von Sparkaſſen und 
Banken kam ſeit 1913 nur vorübergehend zur Ruhe. Der eigentliche Rampf der Banken 
gegen die Ausdehnung der Sparkaffen-Gefchäftsgebiete ſpielte fic) zwiſchen den Jen- 
tralverbänden ab und ſchlug in die Provinz nur feine allerdings für das Anfehen und 
die Arbeit der Sparkaffen oft nicht ungefährlichen Wellen. Der Jentralverband der 
Banken und Bankiers beſchwerte fih 1917 beim preußiſchen Staatsminiſterium dar- 
über, daß die Jinspolitiß der Sparkaſſen die Jinſen hochtreibe, insbeſondere, daß die 
Sparkaffen Depoſiten zu denſelben Säten verzinften wie Spareinlagen, daß die Auf- 
nahme des Depofiten- und Fontokorrentverkehrs die Sparkaffen in Banken umwandle 
und die Mündelficherheit ſowie die Haftung der Gewährverbände gefährde. Den Höhe- 
punkt des Rampfes bildeten die Jahre 1925 bis 1927, in denen der Zentralverband 
der Banken und Bankiers unter Benutzung der in der Nachkriegs- und Nachinflations- 
zeit zweifellos vielfach vorgekommenen Derlufte im Areditgefchäft mancher Spar- 
kaffen zum Angriff vorging gegen die bankmäßige Ausgeftaltung der Sparkaſſen, 
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gegen „mißbräuchliche Derwendung öffentlicher Gelder”, gegen „Überſetzung des deut- 
ſchen Bankenapparates” durch die Dermehrung der Sparkaffen und ihrer Tlebenftellen. 
Einzelheiten können hier übergangen werden. Auch geſchäftlich wurde der Angriff 
gegen die Sparkaffen vorgetragen, als 1927 die Banken das Rleinfpargefcäft durch 
Bankſparbücher und Bankfparbriefe planmäßig aufnahmen. Die Sparbriefe konnten 
allerdings keine Bedeutung gewinnen. Bagegen bildeten die Bankſparbücher, durch 
eine geſchichte Reklame verbreitet, an größeren Orten zeitweiſe eine nicht unerhebliche 
fionkurrenz für die Sparkaffen. Die Frage der Abgrenzung des Gefchaftsgebietes 
zwiſchen Sparkaffen und Banken war durch dieſen Schritt der Banken gegenftandslos 
geworden. Über Form und Inhalt des Wettbewerbs zwiſchen Banken und Sparkaffen 
kam endlich nach langen Derhandlungen 1928 das Wettbewerbsabkommen zwiſchen 
den Spitenvecbanden der Sparkaffen, Banken und Genoffenfcaften zuſtande, das nach 
außen hin den unerfreulichen Streit beendete. Wenn auch dieſes Abkommen die Einzel- 
ftreitigkeiten nicht aus der Welt ſchaffen konnte, fo ift nicht zu leugnen, daß fein 
bloßes Beſtehen doch allſeitig zur Mäßigung beigetragen und die Atmofphäre entgiftet 
hat. Das Juſammenwirken der Vertreter der verſchiedenen Gruppen in den pro- 
vinziellen Schiedsſtellen ermöglichte es, örtliche Streitigkeiten ſchneller zu befeitigen. 
Die perſönliche Berührung unter den maßgebenden Perſönlichkeiten erwies ſich hier, 
wie überall, als ein Faktor des Husgleichs und der Beruhigung. Der Rampf um die 
Einlagen ging fachlich unverändert weiter, aber in geregelter Form ohne Seindfelig- 
keiten. Seit 1934 trug die vermittelnde Tätigkeit des Landesobmanns für den Treu- 
händerbezick Schleſien und feines Beirats (Gefeh zur Vorbereitung des organiſchen 
Aufbaus der deutſchen Wirtſchaft vom 27. November 1934) erfreulich dazu bei, Wett- 
bewerbsſtreitigkeiten zu vermindern. 


3. Jinspolitik 


Die Tätigkeit des Schleſiſchen Sparkaſſenverbandes in der Jinspolitik hatte vorzugs- 
weiſe drei Fragen zum Gegenftande: 


den Beginn der Derzinfung, 

die fjöhe der Jinsſätje für die einzelnen Teile des Daffiv- und Aktiogefchäftes und 

das Derhältnis der Jinsſätze zu denjenigen der im Wettbewerb ftehenden Geld- 
inſtitute. 


Was den Beginn der Derzinſung anlangt, [о hatten die alten ſchleſiſchen 
Muſterſatzungen vorgefehen, daß die Derzinſung vom erſten Tage des auf die Ein- 
zahlung folgenden Monats beginnen ſollte und für zurückgezahlte Beträge mit dem 
letiten Tage des vorangegangenen Monats endigen [ollte. In den erſten Jahrzehnten 
der Derbandstätigkeit war diefe Regelung bei den ſchleſiſchen Sparkaſſen ziemlich 
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allgemein üblich. Es wurde allerdings 1885 von einer Kreis[parkaffe mitgeteilt, daß 
fie das Jahr für die Derzinfung in 10 Abfchnitte, Dekaden, einteile, jedoch ſcheint dies 
ein Ausnahmefall gewefen zu fein. Die tägliche Derzinfung der Einlagen brach fich [ehr 
langfam Bahn, obwohl die Derbandsrevifion ftets für fie eintrat. Auch die Staats- 
regierung empfahl die tägliche Derzinfung, fo 3. B. der Dertreter des Minifteriums in 
der Mitgliederverfammlung 1908. Statiſtiſche Unterlagen fehlen; 1905 hatte erft eine 
Sparkaffe die tägliche Derzinfung eingeführt. Jwar machte der Minifterialerlaß vom 
20. April 1909 die tägliche Derzinfung zur Dorausfetung für die Einführung des Scheck-, 
Giro- und Fontokortentverkehts, aber ebenfo langſam wie die Fortfchritte dieſes Der- 
kehts war der Fortſchritt der täglichen Derzinfung. Erft um 1915 war fie ziemlich 
allgemein eingeführt; nur wenige Nachzügler blieben noch bei der alten Derzinfungs- 
art. Паф dem Ariege war die tägliche Derzinfung eine Selbſtverſtändlichkeit für die 
Sparkaffen und eins der wichtigſten Werbemittel für fie, namentlich im Rleinfparver- 
керс. Erft das Reichsgeſetz über das Areditwefen vom 5. Dezember 1934 brach mit 
diefem Grundfake, um die Spar-, Giro- und Aontokorrentguthaben ſchärfer von- 
einander abzugrenzen, und führte die heute geltende jinsberechnung ein. Ob hier nicht 
der an fich richtige Gedanke, Spar- und Giroeinlagen voneinander in der Art der Jins- 
berechnung зи trennen, überſpitzt worden ift, und Nachteile für die doch in erſter Linie 
notwendige бариа р илд die Folge fein werden, muß die Erfahrung lehren. 

Die Höhe des Jins fußes zeigte bis nach Beendigung des Rrieges große Be- 
ftändigkeit, obwohl fie theoretifch von Zeit zu Zeit (tack umſtritten wurde. Der Tlormal- 
zins ſatj ſtand bei 3 bis 3½ Prozent und wurde bei ſehr vielen Sparkaffen jahrzehnte- 
lang erhalten. 


1890 betrug der Spareinlagenzins bei 41 Sparkaffen 3 Prozent 
„ 21 И 3% „ 
27 2 Se 


8 5 5,6 
8 8 А 4 
1908 ,, й 5 „ 82 7 3 


„ 14 5 327 

| = 3% „ 

7 23 2 5И2) , 
nur je 1 Raffe gaben 334 und 4 Prozent. 


Die Jinsfäte waren je nach den wirtfchaftlichen Derhältniffen der Städte und reife 
etwas verfchieden, wobei auch der Wettbewerb der ба[[еп untereinander und be- 
ſonders mit den Genoffenfcaften eine Rolle ſpielte. In Oberſchleſien machten die Spar- 
kaffen geltend, daß der Wettbewerb der polniſchen Dolksbanken auch ihnen einen 
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höheren Jinsfuß aufnötige. Während des frieges wurden auf Empfehlung des Deut- 
[chen Sparkaffenverbandes die Friedenszinsſätze im allgemeinen durchgehalten. 

Der Derband felbft nahm zunächſt auf die Höhe des Spareinlagenzinsfaties keinen Ein- 
fluß, ſondern ſchritt nur von Fall zu Fall ein, wenn Wettbewerbsbeſchwerden dies 
erforderten. Allerdings ift die Frage der Erhöhung des Jins fußes und der Angleichung 
an die Bewegungen des Reichsbankdiskontes im Derbande wiederholt erörtert worden. 
Es war nicht zu leugnen, daß um die Jahrhundertwende ein gewiffer Stillftand der 
kinlagenbewegung eintrat, gegen welchen manche die Erhöhung der Spareinlagen- 
zinsſätze für ein geeignetes Heilmittel hielten, obwohl tatſächlich allgemeine wirtſchaft- 
liche Griinde den Stillſtand verurſacht hatten. In Zeiten ſolcher Einlagenftagnation 
kamen auch wiederholt Dorſchläge, den Jinsfuß zu erhöhen. Solche Perioden waren 
zum Beifpiel die Jahre 1891 bis 1893, in denen die Einlagen der ſchleſiſchen Spar- 
kaſſen nur um 31,5 Millionen Mark zunahmen, von denen faſt 23 Millionen Mark 
gutgeſchriebene Jinſen waren, oder die Jahre 1905 bis 1908. 1908 betrug der Ein- 
zahlungsüberſchuß nur noch 3,7 Millionen Mark, die Jinsgutſchriften 21,5 Millionen 
Mark. 

Der Derband aber lehnte mit Recht das fjeilmittel einer Jinserhöhung als ungeeignet 
ab, zumal es die Ausleihungen befonders auf Fiypotheken hätte verteuern müffen. Er 
erklärte es auch mit dem Weſen der Sparkaffen nicht vereinbar, den Schwankungen 
des Reichsbankdiskonts, alfo des Geldmarktes, mit dem Jins fuß der überwiegend 
kapitalmarktbedingten Spareinlagen zu folgen. 

Während der Inflation konnten auch die verſchiedentlich erhöhten jinsfäte keinen 
Ausgleich und Anreiz gegenüber der Geldentwertung bilden. Aber in dieſen ſtürmiſchen 
Jahren entwickelte fidh der Grundfatz, daß die Sparkaffenverbände beſtimmenden Ein- 
fluß auf die Jinsſätze der einzelnen Sparkaſſen nehmen müßten. 1920 gab der Der- 
band die erften Empfehlungen für die Jinspolitik im Aktiv- und Paſſivgeſchäſt heraus. 
Die Mufterfahung des Deutſchen Sparkaffenverbandes von 1921 [ah vor, daß der 
Jinsfuß im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Sparkaſſenverbande feſtzuſetzen fei. 
Das Miniſterium verlangte demgegenüber 1922 die Juſtimmung des Sparkaffenver- 
bandes, und die Mufterfatiung von 1927 legte feft, daß der Jinsfuß fidh innerhalb der 
vom zuſtändigen Sparkaffenverbande beftimmten Grenzen zu halten habe. Demgemäß 
hat der Schleſiſche Sparkaffenverband feit 1924 bindende Richtlinien für Finsfäte 
herausgegeben. Sie enthielten zugleich Richtſätze für die hauptſächlichſten im Spar- 
kaffenwefen vorkommenden Gebühren und Jinsſätze für das Aktivgefcäft, die aber 
nicht zwingend waren, ſondern nur eine in den meiſten Fällen befolgte Empfehlung 
darſtellten. 

In den erſten Jahren nach der Inflation mußte bei der Seftfekung der Fins- 
ſätze für Spareinlagen der beengten Wirtſchaftslage des deutſchen Oſtens Rechnung 
getragen werden ſowie dem erbitterten Wettbewerb um die fo knapp gewordene 
Rapitaldedse Deutſchlands. Die Jinsſätze in Schleſien bewegten fih daher zunächſt 
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etwas über den Sähen von Weft- und Mitteldeutfchland. Die Richtlinien des Schlefi- 
[hen Derbandes fahen zwar immer eine größere Spanne vor für den Spareinlagen- 
zinsfat, fo з. B. 1924 


für gewöhnliche Spareinlagen 6 bis 8 Prozent 
für feſtgelegte Beträge 107, 137° „ 


Der tatſächliche Jinsfat der Sparkaffen bewegte fich aber an der oberen Grenze dieſer 
Richtlinien, betrug Anfang 1924 für gewöhnliche Spareinlagen etwa 9 Prozent, dann 
8 Prozent. 


1925 fielen die Richtſätze auf 5 bis 7 Prozent für gewöhnliche Spareinlagen, 2 Prozent 
über Reichsbankdiskont für feſtgelegte Beträge; 


1926 auf 3½ bis 4% Prozent für gewöhnliche Spareinlagen, 5 bis 6 Prozent für 
Monatseinlagen, für länger feftgelegte Beträge nach befonderer Vereinbarung. 


Ende 1927 zogen die Sätze wieder an auf 4% bis 5 Prozent für gewöhnliche Spar- 
einlagen, 514 bis 7 Prozent für Monatseinlagen, in der erſten hälfte des Jahres 1929 
auf 5 bis 6 Prozent bzw. 6% bis 8½ Prozent. 

Seit 1929 bemühte [id der Derband, den Spareinlagenzinsfat von dem ſchwankenden 
Reichsbankdiskontſatj abzulöfen. Mitte 1929 trat eine fortſchreitende Senkung der 
Zinsfähe ein, die bis Anfang 1930 auf 4% bis 5 bzw. 5 bis 7 Prozent fielen, Mitte 
1931 auf 4 bis 4% bzw. 5 bis 6 Prozent. Während der Bankenkrife vom Juli 1931 
wurde nach dem Dorgange der Banken eine Jinserhöhung bis zu 8 Prozent für ge- 
wöhnliche Spareinlagen nicht beanftandet, der Jins für feſtgelegte Gelder der örtlichen 
Dereinbarung überlaffen. Im fjerbſt 1931 kehrte der Derband zur verbindlichen Jins- 
feſtſetſung zurück und beftimmte als fföchſtſäthe 5 Prozent für gewöhnliche Spar- 
einlagen, 6 bis 7 Prozent für feſtgelegte Einlagen. 

Die für Giroguthaben vergüteten jinfen betrugen nach den Richt- 
linien 1924: 6 Prozent, 1925: 5 bis 6 Prozent, Ende 1926: 3 bis 4 Prozent, Ende 
1927: 4 bis 412 Prozent, Mitte 1929: 4 bis 5 Prozent, Mitte 1930: 2 bis 322 Prozent, 
fjerbſt 1931: ½ bis 1 Prozent unter dem Jinsfah für gewöhnliche Spareinlagen. 
Seit Anfang 1932 wurden die Jinsſätze durch Dereinbarung der Spitienverbände der 
Sparkaffen, Banken und Genoſſenſchaften geregelt (f. u. 5. 89). 

Über die Frage, wie die Jinſen für größere auf jeit oder hündi- 
gung feftgelegte Einlagen zu berechnen feien, gingen die Anfichten inner- 
halb des Derbandes in den verſchiedenen Zeiten der Entwicklung ſtark auseinander. 
Ruf der Mitgliederoerfammlung 1899 wurde berichtet, daß ein großer Teil der Spar- 
kaffen für Einlagen, die eine beſtimmte Summe, 3. B. 2000 bis 3000 Mark überftiegen, 
eine geringere Derzinfung gewährten hauptſächlich deswegen, weil bei den damaligen 
Landeszinsfäten die nutibringende Anlage folder Einlagen auf begrenzte zeit nicht 
möglich erſchien, und weil die Sparkaffe durch Abruf mehrerer ſolcher Einlagen in 
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LCiquiditätsſchwierigkeiten geraten konnte. Don anderer Seite wurde dagegen betont, 
daß gerade einlagenſchwache Sparkaſſen auf den Зийгот großer Einlagen Wert legen 
müßten, um ihr Rusleihegeſchäft zu verftärken. Die Derſammlung machte fih dahin 
ſchlüſſig, daß eine verſchiedenartige Derzinfung von Einlagen im allgemeinen [id nicht 
empfehle. In den Jahren nach der Inflation gewann die Frage der Großeinlagen für 
die Sparkaſſen das ganz entgegengefetite Серо, nämlich, daß fie für den Wieder- 
aufbau des verlorenen Spareinlagenkapitals gerade große, auf jeit oder Kündigung 
feftgelegte Einlagen durch höhere Derzinfung an fic) ziehen zu müffen glaubten. Ruch 
in Schleſien (Нед der Anteil dieſer Ründigungsgelder gegenüber den täglich fälligen 
Spareinlagen ſtändig und erreichte 1931 39 Prozent der gefamten Spareinlagen. Der 
Derband fah diefe Entwicklung nicht ohne Sorge an. Die großen Riindigungseinlagen 
lagen außerhalb des Rahmens des Sparkaſſengeſchäfts und konnten im Falle des 
Abrufs die Sparkaffen in Ciquiditätsſchwierigkeiten bringen, wie die Praxis wieder- 
holt ergeben hatte; Schwierigkeiten, die dann auf dem Rücken der Girozentrale aus- 
getragen wurden. Dor allem wirkte die höhere Derzinſung dieſer Einlagen dem Be- 
ſtreben des Derbandes entgegen, durch Jinsfenkung den kurz- und langfriſtigen Aredit 
zu verbilligen. Der Derband und die Derbandstevifion drängten daher dauernd auf 
den Abbau der fündigungseinlagen. 

Auf die Geftaltung der Jinſen bei den Anlagen Einfluß zu nehmen, hatte 
der Derband vor dem Weltkrieg keinen Anlaß. Die Jinſen für Aupotheken waren bei 
allen Sparkaffen mäßig und hatten beſonders in Oberfchlefien einen ſehr heilfamen 
Einfluß auf die Derbilligung des Grundkredits ausgeübt. Der Perſonalkredit fpielte 
damals bei den meiften Sparkaſſen eine fo beſcheidene Rolle, daß er zu Jinsproblemen 
keinen Anlaß gab. Dies änderte ſich erſt nach der Inflation, als die Sparkaſſen den 
Wiederaufbau ihres Beſchäftsbetriebes beſonders im Perſonalkredit zu beſchleunigen 
fic) bemühten. Der Derband ſuchte von vornherein auf möglichſte Niedrighaltung der 
Gefamtbelaftung des Schuldners zu wirken. Ju dieſem zwecke empfahl er feit 1925 
in erfter Linie die Berechnung des ſogenannten glatten, durchgehenden Zinssatzes ohne 
jede weitere Belaftung mit Provifionen im бедеп[ађ zu der Teilung der Belaftung in 
Zins und Proviſionen verſchiedener Art. Die Berechnung des durchgehenden Jins- 
ſatzes hatte für den Schuldner zugleich den Dorteil, daß er die Gefamtbelaftung klar 
erſehen konnte, wodurch das Dertrauen zur kreditgebenden Sparkaſſe nur gefördert 
werden konnte. Die meiften Sparkaſſen folgten dieſer Empfehlung. Über die not- 
wendige Jinsſpanne zwiſchen Aktiv- und Paffivzinsfuß gingen allerdings die Meinun- 
gen der Sparkaſſen auseinander. Bei dem nach der Inflation ſo gering gewordenen 
Sparkapital ließ fic) eine größere zinsſpanne nicht vermeiden, wenn die Gefdäfts- 
unkoften der Sparkaſſe von ihr ſelbſt gedeckt werden und die Kaffe nicht auf un- 
abfehbare Jeit ein Juſchußbetrieb des Gewährverbandes werden ſollte. Daraus er- 
klären fich die für heutige Begriffe außerordentlich hohen Jins- und Proviſionsſätze, 
welche der Verband in Anpaffung an die von den Banken und Genoffenfhaften ge- 
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forderten Sate in feinen Richtlinien für Aontokorrentkredite als fjöchſtſätze be- 
ſtimmte: 


Ende 1924: 2 Prozent über Reichsbankdiskont [damals 10 Prozent) und 1⁄2 Prozent 
je Monat Proviſion vom höchſten Debetfaldo; 

Ende 1925: 2 Prozent über Reichsbankdiskont (damals 9 Prozent), % bis % Prozent 
Drovifion; 

Ende 1926: einen durchgehenden Zinsfat (ohne Provifion) von 3 bis 5 Prozent über 
Reichsbankdiskont [damals 6 Prozent), 
oder in geeigneten Fällen 1 bis 2 Prozent über Reichsbankdiskont und 
% bis 1⁄4 Prozent Provifion; 

Ende 1927: durchgehender Jinsſatz von 3 bis 4 Prozent über Reichsbankdiskont 
(damals 7 Prozent) oder 1 Prozent über Reichsbankdiskont und % bis 
14 Prozent Provifion; 

Juni 1931: 9 Prozent Gefamtbelaftung, gleichgültig, ob glatter zinsſaß oder Jinsfat 
mit Proviſion berechnet werde. 


Seit dem Jahre 1930 hatten die Beſtrebungen, die Jinsberechnung im Aktiv- und 
Paffivgefchäft durch zentrale Dereinbarungen und Feſtſeßungen zu 
regeln, ſteigenden Erfolg, bis die durch die Bankenkriſe von 1931 veranlaßte Gefet- 
gebung den kinfluß der Unterverbände auf die Jinsgeſtaltung allmählich ganz be- 
feitigte. Mitte 1930 wurden zum erſtenmal zwiſchen den Spitzenoerbänden der Spar- 
kaffen, Banken und Genoffenfdaften Richtlinien für die Derzinſung von Fündigungs- 
geldern vereinbart, wobei den Benoſſenſchaften ein jinsvor[prung von Ус Prozent zu- 
geftanden wurde. Die Durchführung der Richtlinien wurde den Unterverbänden der 
beteiligten Gruppen überlaffen. In Niederſchleſien kam zunächſt eine Einigung infolge 
von Bedenken der Privatbankiers nicht zuſtande. Der Sparkaſſenverband hielt trotz- 
dem an feinen niedrigen Richtlinien feft [täglich fällige Spareinlagen 4 bis 442 Pro- 
zent, Monatsgelder bis 5 Prozent, Dreimonatsgelder bis 5% Prozent), die für täglich 
fällige Spareinlagen noch unter dem in Deutſchland üblichen Durchſchnittsſatiſe von 
5 Prozent lagen. Er hielt ferner feft an dem Grundfati, daß der Spareinlagenzins un- 
abhängig zu halten fei von den Schwankungen des Reichsbankdiskonts, und daß im 
kireditgeſchäft die glatten Jinsſätſe der Berechnung von Jinſen und Proviſionen vor- 
zuziehen feien. Durch das Eingreifen des Oberpräſidenten kam im April 1931 eine 
Einigung zwiſchen den drei Gruppen auch in Tliederfchlefien zuſtande, die aber nach 
wenigen Monaten durch die Bankenkrife über den Maufen geworfen wurde. Nur 
wenige Sparkaffen konnten ihre vor der бие geltenden Jinsfäte durchhalten. Seit 
der Notverordnung vom 8. Dezember 1931 wurden die Einlagenzinfen durch zentrale 
Dereinbarungen und Feſtſetzungen geregelt. Der Jinsſat für täglich fällige Einlagen 
betrug 1932 4 Prozent, [eit September 1932 3% Prozent, feit 1. März 1935 3 Prozent. 
Beſonders einſchneidend war für die Sparkaffen die im September 1932 vorgenommene 
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Senkung des Jinsfußes für Giroeinlagen auf 1 Prozent in provifionsfreier und 
1% Prozent in proviſionspflichtiger Rechnung. Da die provifionsfreie Rechnung bei 
den meiften Sparkaſſen üblich war, bedeutete diefe Feſtſetſung eine ſtarke Herabfetiung 
der bisher der fundſchaft als Anreiz für die Pflege des Giro- und Aontokorrent- 
verkehrs gewährten Derzinſung. 

Die Sollzinfen waren, wenn ein Nettozinsfat berechnet wurde, durch das Abkommen 
zwiſchen den deutſchen Spitzenverbänden vom Januar 1932 abhängig gemacht worden 
von dem gewogenen Durchſchnitt der Jinsſätze für hereingenommene Gelder, zu dem 
die Spanne trat, die der fFreditausſchuß für die Provinz Niederſchleſien feſtzuſetzen 
hatte. Danach lag Anfang 1932 der Nettozinsſatz für die Sparkaffenkredite bei 9 Pro- 
zent. Die Richtlinien des Derbandes empfahlen Ende 1932 für hupothekariſche Aus- 
leihungen und fonftige langfriſtige Darlehen 6% bis 7 Prozent, für kutz friſtige fredite 
7 bis 7½ Prozent. 

Durch die Beſchlüſſe des zentralen ßreditausſchuſſes vom 2. Mai 1932 wurde endlich 
der jinsfat für normale, d.h. täglich abhebbare Spareinlagen unabhängig vom 
Reichsbankdiskont gemacht und von der Feſtſetzung der Jinsſätze für Termingelder 
getrennt. Damit war eine langjährige Forderung der Sparkaſſen erfüllt und eine 
ſtabilere Faltung des Sparzinsfates ermöglicht. Dorausſetjung der „normalen Spar- 
einlage“ war die Ausfertigung eines Sparbuchs, wodurch zugleich Spareinlage und 
Giroguthaben begrifflich abgegrenzt wurden. Allerdings mußte infolge dieſer Ab- 
grenzung der bisher auch nach der Muſterſatzung von 1927, $ 16 Abf. 7, noch zuläffige 
Scheck- und Überweiſungsverkehr über Sparbuch fallen, den die Mufterfatung von 
1932 und dann der $ 22 des Reichsgeſetzes über das fireditweſen vom 5. Dezember 1934 
auch formell befeitigt hat. 


4. Die Aufwertung 


Reine Frage der leiten zehn Jahre hat in die Areife der Sparer fo viel Erregung, hoff- 
nung und knttäuſchung gebracht wie die Frage der Aufwertung, keine von den Spar- 
kaffen fo viel Arbeit, Opferwilligkeit und Gemeinfinn verlangt, keine aber letten Endes 
ſolchen Segen für den Wiederaufbau des deutſchen Sparkaſſenweſens geftiftet wie die 
Aufwertung. Die Reichsregierung und der vorläufige Reichswirtſchaftsrat verhielten 
fic) bis 1923 ablehnend gegenüber jeder Aufwertung. Nahdem aber das Urteil des 
Reichsgerichts vom 28. November 1923 die Aufwertung von Aypotheken grundfätlich 
bejaht hatte, war der Regelung der Aufwertungsfrage nicht mehr auszuweichen, da 
die Ungewißheit über die Aufwertung fic) zu einer wirtſchaftlichen Kataftrophe aus- 
zuwachſen begann. Die Dritte Steuernotverordnung vom 14. Febr. 1924 fah zuerſt die 
Aufwertung von Spareinlagen, die Bildung einer Teilungsmaffe und die Derwaltung 
und Derteilung durch einen Treuhänder vor. Wie viel in der Teilungsmaſſe liegen 
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konnte, wurde zuerſt fehr peſſimiſtiſch beurteilt. Der Berichterſtatter in der Mitglieder- 
verfammlung 1924 glaubte, auf Grund von Probeberechnungen nur 2 Prozent im 
Durchſchnitt rechnen zu können. Die Durchführungsbeſtimmungen ließen auf ſich 
warten. Die Meinungskämpfe um die Aufwertung erhöhten den Unmut aller auf die 
Aufwertung wartenden Rreife. Der Sparkaffenoerband wurde von feinen Sparkaſſen 
mit Anfragen über einzelne Aufwertungsfälle überſchüttet, die er bei der herrſchenden 
Redtsunficherheit zum Teil nur ungenügend beantworten konnte. Eine Induſtrie- 
gemeinde Schleſiens ging 1924 felbftändig mit der Aufwertung der Einlagen bei ihrer 
Sparkaffe vor, was natürlich der Derband nicht dulden konnte. Das Aufwertungs- 
gefet vom 16. Juli 1925 machte endlich der Rechtsunſicherheit ein Ende. Der Grund- 
fat der Teilungsmaffe wurde in der Preußiſchen Erften Durchführungs verordnung vom 
24. Oktober 1925 verlaffen und durch den des Einheitsfates erfetit; für die Berechnung 
wurde das ſogenannte Wilhelmshavener Syftem angewendet. 

Die nunmehr für die Sparkaffen einſetzende Arbeit der Umrechnung der Spareinlagen, 
eine Arbeit, für die leider das Gefet keine Derwaltungskoſtenentſchädigungen be- 
willigte, hat Jahre hindurch die Raffen außerordentlich belaftet. Auf der anderen Seite 
ſchuf die in der Dritten Steuernotverordnung zunächſt vorgeſehene Anmeldung der 
Spater zur Aufwertung die Gelegenheit, wieder mit dem einzelnen Sparer in Der- 
bindung zu treten, die vielleicht von ſeiten des enttäuſchten Sparers zuerſt nicht immer 
ſehr freundlich geweſen fein mag, die aber im Endergebnis doch das Band wieder 
knüpfte, das die Inflation zerriſſen hatte. Zugleich ſtellte fih heraus, daß das Aktiv- 
vermögen der Aufwertungsmaffe früher doch zu niedrig beurteilt worden war. Der 
Einheitsfat der Aufwertung wurde für Preußen auf 1222 Prozent feftgefett, konnte 
aber 1927 auf 15 Prozent erhöht werden. 1930 wurde die einheitliche Feſtſetzung für 
ganz Preußen aufgehoben und der бай nach Derbandsbezirken verſchieden feftgefetit, 
fo für Niederſchleſien auf 18% Prozent, für Oberſchleſien auf 29 Prozent. Bei den 
einzelnen ſchleſiſchen Sparkaffen gingen die Berechnungsergebniſſe natürlich ſehr weit 
auseinander. Je nachdem die Sparkaſſen mehr oder weniger in Aypotheken angelegt 
hatten, je nachdem die fjupothekenſchuldner rechtzeitig vor dem Stichtage des Puf- 
wertungsgeſetzes ihre Hypotheken zurückgezahlt hatten, je nachdem die Sparkaſſen 
fic) an der Friegsanleihezeichnung beteiligt und die friegsanleihe behalten oder (pater 
abgeftoßen hatten, ergaben ſich teils erhebliche Überfchüffe, teils auch größere und 
kleine Fehlbeträge. Ein Punkt der Aufwertungstegelung ſtellte an den Gemeinfinn der 
Sparkaffen und ihrer Gewährverbände eine noch ganz ungewohnte und [ehr hohe An- 
forderung: die Bildung des Ausgleichsftockes. Innerhalb jedes Derbandsbezirks hatten 
die Sparkaffen, deren Aufwertungsoermögen einen Überfcuß über die Aufwertungs- 
verpflichtung aufwies, den Überfchuß in den provinziellen Rusgleichsſtock abzuführen, 
aus dem den Sparkaffen, deren Rufwertungsvermögen zur Deckung der Derpflichtun- 
gen nicht ausreichte, der zur Erfüllung des Einheitsfates notwendige Betrag zu- 
geſchoſſen werden follte. Der Gewährverband der zuſchußbedürftigen Sparkaffe hatte 
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nur bis zu einem Sat von 12% Prozent den Fehlbetrag der Maffe aufzufüllen, den 
darüber liegenden Fehlbetrag deckte der Ausgleichsftoc. Jum erſten Male feit Be- 
ſtehen der Sparkaffen wurde ſo in Preußen die Gefamtheit der Sparkaffen als eine 
Gemeinfcaft aufgefaßt, von der zur gleichmäßig gerechten Befriedigung der Sparer 
eine namhafte Bermögenseinbuße verlangt wurde. Die Neuheit dieſes Derlangens 
fand naturgemäß nicht überall Derftändnis. Es fehlte nicht an Derſuchen einzelner 
Sparkaſſen und Gewährverbände, für den Reſervefonds der eigenen Sparkaffe oder 
für Bedürfniſſe der eigenen Gemeinde etwas von dem Überſchuß vorwegzunehmen. 
Die Derbandstevifion hatte die undankbare Aufgabe, dieſen Derſuchen überall ent- 
gegenzutreten. Die Prüfung der zum 30. September 1929 aufzuftellenden Aufwertungs- 
bilanzen wurde den Sparkaffenverbänden übertragen, ebenfo die Feſtſtellung und Der- 
waltung des fusgleichsſtocks. Es ergab fih nach Durchführung der ſehr umfang- 
reichen Prüfungen, daß in Niederſchleſien 70 Uberſchußkaſſen und 62 Juſchußbedarfs- 
kaffen vorhanden waren, in Oberſchleſien 15 Überfchußkaffen und 20 ZJuſchußbedarfs- 
kaffen. Da die Anlagewerte der Aufwertungsmaffe nicht fo ſchnell flüſſig gemacht 
werden konnten, wurde die Fälligkeit der Rufwertungsſparguthaben auf einen langen 
Jeitraum verteilt. Am 1. Januar 1928 wurde das erſte Sechſtel fällig gemacht, am 
1. Januar 1929 das zweite, am 1. Januar 1930 das dritte, am 1. Januar 1931 das 
vierte Sechftel; am Ende des Jahres 1933 konnte der Derband empfehlen, die Auf- 
wertungsbilanz mit der Bilanz der Reichsmarkſparkaſſe zum 31. Dezember 1933 zu 
vereinigen, was bei faſt allen ſchleſiſchen Spatkaffen geſchah. jum 1. Auguft 1934 
wurde diefe Dereinigung auch durch Derordnung der Rufſichtsbehörde vorgeſchrieben. 
Es hielt oft ſehr ſchwer, den Bedarfskaffen die nötigen flüffigen Mittel zur Aus- 
zahlung der fällig gemachten Guthabenteile zu Caſten des Rusgleichsſtocks zu ver- 
ſchaffen. Die preußiſche Verordnung vom 17. April 1934 gab die letiten Aufwertungs- 
guthaben zur Auszahlung in drei Raten bis zum 1. April 1936 frei; bis dahin [ollte 
auch der Ausgleich zwiſchen Uberſchuß- und Bedarfskaffen durchgeführt werden. 

Der Überſchuß des Ausgleichsftockes über den zur Deckung des Einheitsfates nötigen 
Betrag follte nach der Derordnung vom 20. Dezember 1930 zum Ausgleich von ñàrte- 
fällen benutjt werden. Die Anmeldefrift für Anträge hierauf lief am 30. September 1934 
ab. Die zum Ausgleich der fjärtefälle nötigen Mittel werden den ÜUberſchuß nicht er- 
ſchöp fen; was mit dem Reſt der Maffe geſchieht, ift noch nicht geregelt. 

kin weſentliches Teilgebiet der Aufwertungsarbeit der Sparkaffen war auch ihre Tätig- 
keit bei der Ablöfung der Länder- und fommunalanleihen. Auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 2. Juli 1926 über die Ablöfung öffentlicher Anleihen 
wurde der Deutfche Spatkaffen- und Giroverband zum Träger des Ablöfungsverfahrens 
beftimmt; die Girozentralen wurden Sammelftellen für die Ablöfungsanträge und 
Wertpapiere und die Sparkaſſen Dermittlungsſtellen hierfür. Die Kommunalbank für 
Niederſchleſien bearbeitete mehr als 20 000 Anträge über rund 243 Millionen Mark 
Werte. 
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5. Überttagbarkeits-, Scheck-, Giro- und fiontokortentoerkehr 


а) Übertragbarkeitsverkehr 


Die Übertragung des Sparguthabens von einer Sparkaffe auf eine andere, 3. B. bei 
Wechſel des Wohnfities, war bis in die achtziger Jahre nur möglich durch Abhebung 
von der einen Sparkaffe, wobei auf deren Derlangen noch die ſatzungsmäßige Kün- 
digungsfriſt bei größeren Einlagen innegehalten werden mußte, und Wiedereinzahlung 
bei der neuen Sparkaffe. Die Gefahr des Derluftes des abgehobenen Geldes, die Der- 
ſuchung, es zu verbrauchen, mußte dabei in Rauf genommen werden, ebenſo, daß dei 
der monatlichen Jinsberechnung der meiften Sparkaſſen ein jinsverluft für mindeſtens 
einen Monat eintrat. Die im Poſtſparkaſſengeſetſentwurf vorgeſehene Freizügigkeit 
des Poſtſparkaſſenbuches enthielt auch hier einen Dorzug, der die Sparkaffen ver- 
anlaßte, ſich zu modernifieren. 1884 nahm der Deutſche Sparkaffenverband das fo- 
genannte Düffeldorfer Derfahren an, wonach der Sparer ſowohl bei der Sparkaſſe 
des alten als auch des neuen Wohnſitzes die Übertragung des Guthabens beantragen 
durfte, die Derzinfung nicht unterbrochen wurde und die Roften bis zu 50 Pf. von 
der empfangenden Sparkaffe getragen wurden. 

Schon vor der Gründung des Schleſiſchen Sparkaſſenverbandes hatten einzelne nieder- 
ſchleſiſche Stadtſparkaſſen, 5. B. Görlitz und ffürſchberg, und auf Anregung des Re- 
gierungspräfidenten von Oppeln die meiſten oberſchleſiſchen Sparkaffen 1883 dieſen 
Verkehr eingerichtet. Die oberſchleſiſchen Sparkaſſen hatten mit den poſenſchen Spar- 
kaffen einen Kartellvertrag auf wechſelſeitige Übertragbarkeit ihrer Spareinlagen ge- 
ſchloſſen. 

Die erſte Mitgliederverſammlung des Schleſiſchen Sparkaffenverbandes 1885 empfahl 
den ſchleſiſchen Sparkaffen die Einführung des Derkehrs nach Düffeldorfer Mufter. 
Don der kintichtung wurde aber fo wenig Gebrauch gemacht, daß vielfach das Be- 
dürfnis dazu überhaupt verneint wurde. Allerdings lag dies auch daran, daß das 
Derfahren wenig bekannt wurde, auch umſtändlich war und durch bürokratiſche Eng- 
herzigkeit mancher Sparkaffen, die 3. B. bei Anträgen außerhalb Wohnender polizei- 
liche Beglaubigung der Unterſchrift verlangten, noch umſtändlicher gemacht wurde; 
auch die ununterbrochene Derzinſung wurde von vielen Sparkaffen nicht gewährt. 
Паф 13 Jahren hatten erft 29 ſchleſiſche Sparkaffen den Ubertragbarkeitsverkehr ein- 
geführt. Der Umſat war ganz gering und blieb es auch, obwohl auf den Sparkaffen- 
tagungen von 1889, 1899, 1906 die Bedeutung dieſer Aufgabe den Sparkaſſen immer 
wieder ans без gelegt wurde. Erft als 1907 der Deutſche Derband die Einheits- 
bedingungen mit ununterbrochener täglicher Derzinſung und koftenlofer Übertragung 
feftgelegt hatte, der ÜUbertragbarkeitsverkehr in die Mufterfatung aufgenommen 
worden war und auf dem Wege über die Preußiſche Jentralgenoſſenſchaftskaſſe ein 
billigerer Überweifungsweg eröffnet worden war, konnte die Übertragung einiger- 
maßen an Umfang gewinnen. 1908 hatten faft alle ſchleſiſchen Sparkaffen den Derkehr 
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eingeführt, der in dieſem Jahr zu 1821 Überweifungen nach auswärts und 1980 nach 
Schlefien führte. Die Minifterialerlaffe vom 5. und 19. Februar 1908 regelten das Der- 
fahren. Bei dieſem Derkehr handelte es fih aber immer nur um Übertragung des 
ganzen Guthabens auf eine andere Sparkaffe, nicht um Jahlung aus dem beftehenden 
Guthaben durch Überweifung. 

Mit der Errichtung der Girozentralen und der allgemeinen Einführung der täglichen 
Derzinſung verlor der ÜUbertragbarkeitsverkehr als beſondere Einrichtung feine Be- 
deutung. 


b) Das Schechgeſeß und feine uswir kungen 


Jwar war den Sparkaffen als ſolchen der aktive Scheckverkehr mit der preußiſchen 
Jentralgenoſſenſchaftskaſſe [don feit 1897 geſtattet und auch mit anderen mündel- 
ſicheren Inſtituten tatſächlich gepflogen worden. Der paffive Schechverkehr dagegen 
wurde als gegen $ 4 des Sparkaffenreglements verſtoßend vom Miniſterium 1886 als 
unzuläffig erklärt. Der preußiſche Entwurf zu einem Sparkaffengefet; von 1895 fah 
zwar Scheck- und Kontokorrentverkehr für die Sparkaffen vor, wobei allerdings die 
Meinungen der Sparkaffen hierzu auseinandergingen; er wurde aber nicht Gefeh. 
Erft als infolge der induftriellen Entwicklung Deutſchlands die Kapitalknappheit 
bedrohliche Formen annahm, als in der бие 1906/07 der Reichsbankdiskont auf 
7% Prozent ſtieg, ging man mit Ernft an die Derbefferung der deutſchen Geldumlaufs- 
verhältniffe, die, von Ausnahmegebieten (5. B. Hamburg) abgefehen, keinen Pergleich 
mit dem Ruslande, befonders mit England, aushielten. Mußten doch von dem Geld- 
umlauf von rund 5 Milliarden Mark 1906 täglich etwa 85 000 000 Mark allein durch 
den Geldverkehr der Poft und an den Dierteljahrstagen 888 000 000 Mark allein an 
Beamtengehältern in bar bewegt werden. Don einer Derbefferung der Jahlungsweiſe 
erhoffte man nicht nur eine Erleichterung der Kapitalknappheit, ſondern auch eine 
wefentliche Derbilligung der Jinsfähe wie in England. Der ſchon 1898 geplante Poft- 
ſcheckverkehr, der in der Mitgliederverſammlung von 1899 in feiner Auswirkung auf 
den Übertragbarkeitsverkehr der Sparkaffen von Körte gewürdigt worden war, trat 
am 1. Januar 1909 ins Leben [Poſtſcheckordnung vom 6. November 1908). Der Reichs- 
ſcheckgeſe-Entwurf [ah zunächſt eine Scheckfähigkeit der Sparkaffen nicht vor. Es 
gelang aber der Einwirkung des Deutſchen Sparkaffenverbandes, die paflive Scheck- 
fähigkeit der Sparkaffen durchzuſetſen, die damals bei 14 Milliarden Einlagen jähr- 
lich 4 bis 5 milliarden umfetten, alfo immerhin für den deutſchen Jahlungs verkehr 
große Bedeutung hatten. Das Reichsſcheckgeſen vom 11. März 1908 gewährte den 
Sparkaffen die Shed fähigkeit, „ſoweit fie unter amtlicher Aufficht ſtehen und die nach 
Landesrecht für fie geltenden Beſtimmungen erfüllen“. Wenn auch die tatſächliche Ent- 
wicklung des bargeldlofen Jahlungsverkehrs der Sparkaffen ſpäter nicht den Weg des 
Schecks, fondern den der Biroüberweiſung ging, [o war doch durch das Gefet; der Ju- 
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gang freigemacht zu den Gefdjäftsformen, auf denen der neue Rufſchwung der Spar- 
kaſſen beruhte. 

Troßdem würde es ein Irrtum fein, zu glauben, daß die krrungenſchaft in weiteſten 
Rreifen der Sparkaffen mit Freude begrüßt worden wäre. Dorſichtig taftend jag [don 
der Miniſterialerlaß vom 20. April 1909 die Grenzen, in denen der Scheck-, Gito- und 
Aontokortentverkehr fih bewegen ſollte. Unter der Dorausfetung, daß tägliche Der- 
zinſung, eine ordnungsmäßige Gegenbuchführung und eine ſachverſtändige, regelmäßige 
Reviſion der Sparkaffen eingeführt feien, wurde das neue Gefchäft zug elaſſen bis zu 
10 Prozent des Einlagenbeftandes; der Scheckverkehr auf hinterlegte oder geſperrte 
Sparbücher wurde zugelaſſen unter der Bedingung, daß mindeſtens 30 Prozent der 
im Scheckverkehr befindlichen Einlagen in jederzeit liquiden Werten anzulegen feien. 
Noch zögernder und abwartender ſtellten ſich die ſchleſiſchen Sparkaffen der neuen 
Geſchäftsmöglichkeit gegenüber. zwar hatte [don in den neunziger Jahren die Rreis- 
[расћа[[е Sprottau den Kontokorrentverkehr eingeführt und — allerdings auch dank 
dem Umſtande, daß keine Spar- und Darlehnskaffe im Rreife beſtand — [ehr gute Er- 
fahrungen damit gemacht; handwerker, Gewerbetreibende, ſehr viele größere Bauern 
hatten fih gern angefdloffen. Ruch der Sparkaffenverband hatte in der Mit- 
gliederverſammlung 1899 den Sparkaſſen empfohlen, da, wo ein befonderes Be- 
dürfnis beftehe, den Aontokorrentverkeht auf Grund von Wertpapier- und 
Bardeckung einzuführen, ohne daß ſedoch dieſe Empfehlung praktiſche Wirkung aus- 
geübt hätte. 

Nach Erlaß des Reichsſcheckgeſetzes mußte erft die im Deutſchen Sparkaſſenverbande 
lebhaft erörterte Frage, ob Scheck- oder Giroüberweifung für die Sparkaffen der 
zweckmäßigere Weg fei, geklärt werden. Dem Scheckverkehr [апо für das Publikum 
der Sparkaffen von vornherein entgegen die Formſtrenge des Schecks, die bis 1916 
auf ihm ruhende Stempelpflicht und andere Erſchwerungen. Man entſchied fidh dank 
dem energiſchen Verfechter der Giroüberweifung, Eberle, für diefe; 1909 trat der 
баай фе Giroverband ins Leben. In Schleſien wurden in der Mitgliederverfammlung 
von 1909 durch Referate Stecher (Kontokorrentoerkehr im allgemeinen), Raddat; (Poft- 
fhech), Rietjſch (Scheck-, Giro- und fiontokorrentverkehr in Beziehung auf die Spar- 
kaffen) die neuen Derkehrsformen den Sparkaffen erläutert. 

Trotdem hatten 1909 erft 5 Kreis- und 3 Stadtfparkaffen den fontokortentverkehr 
auf gedeckter Grundlage eingeführt. Der Hiroverkehr wollte nicht recht in Gang 
kommen, zumal auch der Verbands reviſor ihm zuerſt ſkeptiſch gegenüberſtand. 
Scheck- und Überweifungsverkehr über Sparbuch wurden in Schleſien überhaupt nur 
von wenigen Aaffen benutt; die meiſten führten, wenn fie die neuen Heſchäftsgebiete 
aufnahmen, gleich den fontokorrentverkehr ein, über den fie den Scheck- und Über- 
weiſungsverkehr führten. Die Stadtfparkaffe Breslau, die zuerſt unter dem Einfluß 
der dem Girowefen überhaupt feindlichen Mehrheit in ihrem Kuratotium ſtand, führte 
erft 1919 den fontokorrentverkeht und zugleich den Uberweiſungsverkehr über Spar- 
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buch ein, den fie bis 1934 beibehielt und in ſtarkem Umfange entwickelte. (Das Reichs- 
gefet; über das Areditwefen vom 5. Dezember 1934 befeitigte diefe Form des Über- 
weiſungsverkehrs.] Nur einige Sparkaffen, deren Rendanten befonderes Intereffe 
für die Sache hatten, kamen im Platigiroverkehr zu recht erfreulichen Erfolgen, 3. B. 
Greiffenberg. 

Eberle hatte recht, wenn er in feinem Dortrage auf der Mitgliederverfammlung 1912 
fagte, daß in den drei Jahren ſeit dem Miniſterialerlaß von 1909 fo gut wie nichts 
erreicht fei. Allerdings hatte die große Gründlichkeit und Bedenklichkeit, mit der an 
die Errichtung des Giroverbandes herangegangen worden war, viel Jeit gekoftet. Erft 
nachdem durch die Errichtung der eigenen Girozentrale größere Bewegungsfreiheit ge- 
wonnen worden war, konnten die Sparkaſſen mehr für den Girogedanken erwärmt 
werden. Durch die mündliche Einwirkung in den Bezirksverſammlungen, 1932 auch 
durch Girowerbebeamte der Deutſchen Girozentrale, wurde den Sparkaffen die Pflege 
des Giroverkehrs ans ñery gelegt. 

Obwohl die techniſche Seite des Gitoverkehrs ſtändig verbeffert wurde (1919 Ein- 
führung des kilüberweiſungsverkehrs, 1920 des Reiſekreditbriefes u. a.], läßt auch 
heute noch die Entwicklung im Dergleich zu anderen Teilen Deutſchlands, beſonders 
Sachſen, zu wünſchen übrig. 

Noch lange begegnete man bei fo manchem Sparkaſſenleiter dem Einwand, daß der 
Giroverkehr nichts einbringe, ſondern eher Aoften verurſache, die den Überfchuß der 
Sparkaffen mindern können. Diefer reine Derdienerftandpunkt verkennt, daß die Spar- 
kaffen nicht in erſter Linie dazu da find, Überſchüſſe herauszuwirtſchaften, ſondern 
daß ihre Aufgabe der Dienſt an der heimatlichen Dolkswirtſchaſt ift; er verkennt auch, 
daß der Giro- und Aontokorrentverkehr in noch ftärkerem Maße als der Sparverkehr 
den funden in häufigere und engere Berührung mit feiner Sparkaſſe kommen läßt 
und ein Jubringer der flüffigen Mittel gerade des Mittelftandes ift, deffen Perfonal- 
kredit die Sparkaffe fördern foll, während die von Natur längerfriftigen Spareinlagen 
die Grundlage des Aypothekenkredits bilden. Jahrelang galt es für die Girozentrale, 
den Standpunkt mancher Sparkaffenleiter zu bekämpfen, daß die Girozentrale ein 
fremdes Geldinſtitut fei, mit dem man jinsfäte aushandeln müffe auf Grund der 
Zinsangebote anderer Banken, vor dem man Gefchäftsgeheimniffe zu wahren habe 
und dem man beileibe keine Einwirkung auf die eigene Geſchäftspolitik zugeſtehen 
dürfe. Die eiferſüchtige Wahrung der Freiheit der Selbftuerwaltung, die dem Spar- 
kaffenverbande bei der Durchführung der Revifion fo oft Schwierigkeiten gemacht hat, 
führte auch hier gelegentlich zu einer Betätigung am unangebrachten Platze. Der Ju- 
fammengehörigkeitsgedanke, der die Sparkaffen bei Gründung der Giroverbände für 
die damals unerhörte und lange mit Bedenken betrachtete Haftung für einander reif 
gemacht hat, hat fie aber dann auch allmählich zur rückhaltlofen Mitwirkung bei der 
Durchführung des Girogedankens gebracht, der neben dem alten Spargedanken der 
zweite große Träger der Sparkaſſenentwichlung geworden ift. 
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6. Sparkaſſen- und Kommunalkaffenbuchfiihrung 


а) Sparkafſenbuchführung 


Schon in der Gründungsverfammlung des Derbandes 1885 wurde eine einheitliche 
Buch führung für die Sparkaffen angeregt. Beſondere aufſichtsbehördliche Dorſchriften 
für die Sparkaſſenbuchführung beftanden nicht. Es wurden die mehr oder weniger 
veralteten, in den drei Regierungsbezirken überdies noch verſchiedenen Inſtruktionen 
für die Fommunalkaſſen entſprechend auf die Sparkaffen angewendet. Die im Re- 
gierungsbezick Breslau offiziell noch geltende Inftruktion über das ſtädtiſche Raffen- 
und Rechnungsweſen datierte vom 3. Mai 18521 Eine Modernifierung und Anpaffung 
an die fortſchreitenden Gefchäftsbedürfniffe war dadurch erſchwert. 

Die 1892 gegebene und 1894 wiederholte Anregung, eine einheitliche Derbandsbud)- 
führung ju entwerfen, wurde immer wieder vertagt, einmal, weil die Erfahrung mit 
der 1891 eingeführten Derbandsreviſion abgewartet werden follte, und ferner, weil 
der Deutſche Sparkaffenverband eine Fommiſſion zur Beratung einer einheitlichen 
Buchführung eingefett hatte. Die Dertreter der Rufſichtsbehörde regten 1899 ſelbſt 
mit Rückſicht auf die Buntſcheckigkeit der Sparkaſſenbuchführung die Einführung ein- 
heitlicher Dotdtucke an. Junächſt beſchränkte fih jedoch die Derbandsrevifion darauf, 
hier und dort vorhandene praktiſche Dordrucke den revidierten Sparkaſſen zu emp- 
fehlen. Erft feit 1912 wurden im Ruftrage des Verbandes durch den Stadtfparkaffen- 
rendanten Scharke fLandeshut) Dordrucze für eine einheitliche Buchführung der Spar- 
kaffen entworfen und den Sparkaſſen zur Einführung empfohlen. 

Bei der jeder Faſſenverwaltung eigenen konſervativen Seſchäftsgebarung dauerte die 
Derbreitung auch der geringſten Dereinfachung außerordentlich lange. Über ein Diertel- 
ſahrhundert mühte fidh die Reviſion, die lofen Konten ſtatt der gebundenen Bücher bei 
den Sparkaffen einzuführen. Noch 1923 wurde eine Sparkaſſe feſtgeſtellt, an der alle 
techniſchen Fortſchritte von Jahrzehnten ſpurlos vorübergegangen waren und die täg- 
lich 59 ſchweinsledergebundene Folianten bewegte, in denen die Sparkonten enthalten 
waren, und 13 ebenſolche für das Aktiogefchäft. Ebenfolange dauerte der Kampf 
gegen die Umſtändlichkeit der Buchführung, die in manchen Kaffen, auf die Macht der 
Gewohnheit fic) ſtützend, die Geſchäfte verlangſamte und nutzloſe Arbeit erforderte. ju 
den Ausnahmen gehörten glücklicherweiſe etwa Bemängelungen derart, daß in den 
Konten die Beträge in Ziffern und Worten und daß die Jinsſcheine einzeln nach Gat- 
tung, Nummer und Betrag gebucht wurden, wodurch 75 Seiten Buchungen ſtatt der 
erforderlichen 21 Zeilen entſtanden, oder daß eine bewilligte und ausgezahlte Hypothek 
16mal gebucht wurde, ehe der Brief zur Derwahrung kam. Eine durchgreifende Beffe- 
rung trat ein, als 1914 der Derband eine einheitliche Buchführung für die Sparkaſſen 
entwarf, der die Mehrzahl der Sparkaſſen alsbald freudig zuſtimmte. 1924 wurden 
die Mufter auf der Grundlage des amerikaniſchen Journals umgearbeitet. Durch Бие 
wurde die Buchführung den Sparkaſſenleitern und -beamten nähergebracht. Im Laufe 
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der nächften Jahre wurde diefe Buchführung in verſchiedener Hinſicht ergänzt. Einzel- 
heiten würden hier zu weit führen. Erinnert fei an die Derbreitung eines einheitlichen 
Muſters für die Areditbehandlung in Form eines Muſter-fireditaktenſtückes 1927, die 
Einführung des zunächſt bei den Filialen der Rommunalbank, beſonders bei der Stadt- 
bank Görlitz, entwickelten Blockkontokorrents ſowie die Einführung der Belegbud- 
haltung bei den größeren Sparkaffen. 

Der Einführung von Maſchinen, ſoweit fie eine wirkliche Gefchäftserleichterung brachten 
und die Anfhaffungskoften im richtigen Derhältnis dazu ftanden, brachte die Revifion 
von vornherein Derftändnis entgegen. Die Umſtellung der Buchführung auf Mafchinen- 
buchhaltung, die zeitweilig zu einer koſtſpieligen Mode auszuarten drohte, konnte 
nur den größeren Sparkaſſen empfohlen werden, bei denen die Buchungsmaſchinen 
wirklich ausgenutzt werden konnten. 

Der Deutfche Sparkaffenverband ſchuf in dem feit 1926 erſcheinenden Leitfaden, der 
1933 umgearbeitet wurde, eine einheitliche Grundlage für die Buchführung der deut- 
fchen Sparkaffen; er errichtete auch eine eigene Beratungsſtelle für betriebswirtſchaft- 
liche Fragen, die eine ſteigende Bedeutung für die wirtſchaftliche Geftaltung der Spar- 
kaſſenbetriebe erlangt hat. Grundſätzlich foll aber auch in Zukunft die betriebswirt- 
ſchaftliche Beratung Aufgabe der Unterverbände fein. 

Daneben entfaltete der Derband immer mehr auch feine begutachtende und ratgebende 
Tätigkeit für die Sparkaſſen. Alljährlich gab er zahlreiche Gutachten ab über die 
innere Einrichtung und Umgeſtaltung der Raffen, ging den Raffen an die бапо durch 
Entwürfe von Dienft- und Befchäftsanweiſungen, von Beſchäftsbedingungen beſonders 
für neu aufzunehmende beſchäftszweige und durch Beratung bei Umgeſtaltung der 
Buch führung. 


b) Rommunalkaffenbudführung 


Wie unten Seite 141 ausgeführt, hat die Derbandsreviſion [dion feit Anbeginn bis 
zum Jahre 1910 und dann wieder von 1918 an Rommunalkaffen revidiert. Da es im 
Belieben des Aommunalverbandes ſtand, die in den Reviſionsberichten gegebenen An- 
regungen zu verfolgen oder nicht (freiwillige Reviſion), genügte diefe Form der An- 
regung nicht, um das Raffenwefen auf eine moderne Höhe zu bringen. Das Raffen- 
weſen war für den Rommunalverbandsleiter, wenn er nicht ein Sonderintereffe mit- 
brachte, meift ein Nebengleis. Die Möglichkeit der Fortbildung für die Beamten war 
gering, Rusſprache und Erfahrungsaustaufd fehlten. Aier griff der Derband ein. 
1927 entwarf er nach den Erfahrungen mit der loſen Blattbuchführung eine Einheits- 
karteibuchhaltung für Rommunalkaffen. Seit 1928 wurden alljährlich Bezirksver⸗ 
ſammlungen abgehalten, deren reger Beſuch das Bedürfnis nach Fortbildung und 
Husſprache bewies. Die Einheitsbuchführung für Rommunalkaffen baute auf auf der 
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fameralbuchführung für die Hauptverwaltungen und Nebenkoſſen (nur für techniſche 
Betriebe wurde kaufmänniſche Buchführung empfohlen), weil diefe für die weitaus 
meiſten Aommunen die einfachſte ift, auch für kaufmänniſche Buchführung geübtes 
Perſonal nicht überall vorhanden ift. Sie führte für Manual, Einziehungswefen, Lager- 
bücher ufw., Dermögens- und Schuldenverwaltung ан der Bücher farteiſuſteme ein, 
ermöglichte durch tägliche Saldierung ſofortige Feſtſtellung des Standes jedes ein- 
zelnen fjaushaltspoſtens. Techniſche Derbefferungen aller Art, Durchnumerierung des 
Raushaltsplanes, farbige Tönung der багїеп und Vordrucke, Ablegung der Belege 
nach der Rartei vereinfachten und beſchleunigten die faſſengeſchäfte außerordentlich. 
Der Rechnungsabſchluß, der früher wochen- und monatelang nach dem Rechnungs- 
jahre die Beamten in Atem hielt, wurde in ſo viel Stunden wie früher Tagen möglich. 
Während Jahrzehnte nötig waren, um die kinheitsbuchführung für Sparkaſſen ein- 
zuführen, war dank der unermüdlichen Arbeit der Reviſion, mehrerer gut beſuchter 
бие. für Rommunalkaffenleiter und der Belehrung in den Bezirksverſammlungen 
ſchon nach vier Jahren die Einheitsbuchführung bei den weitaus meiften Rommunal- 
kaffen in Gebrauch; auch die Steuerkaſſen wurden 1929 mit gutem Erfolge in die 
Reform einbezogen. In den Bezirksverſammlungen wurde den Rommunalkaffen- 
leitern die Möglichkeit zur Nusſprache und Belehrung in den jeweils im Vordergrund 
ftehenden Fragen gegeben und auf die Derbefferung des Raffenwefens hingewirkt. бо 
3. B. waren die Reſte-Einziehung, Anweifungs- und Belegweſen, Finanzſtatiſtik (1930 
vom Reich eingeführt), die Annlegung der vielfach noch feher rückſtändigen oder gar 
fehlenden Ortslagerbücher, fjebeweſen, Rontrollen, Pflege des Giroverkehrs und ver- 
ſtändige Gelddispofition Gegenftand der Belehrung und Rus ſprache. Gegenüber der 
Maſchinenbuchhaltung, die fidh erft bei einigen großen Derwaltungen, 3. B. Görlitz, 
Liegnitz, Glatz, Grünberg, eingebürgert hatte, verhielt fih der Derband zunächſt ab- 
wartend. 

Es war das Beſtreben des Derbandes, nicht nur durch Reviſionen nachträglich Mängel 
feſtzuſtellen, ſondern vor allem vorbeugend und fördernd die Betriebseinrichtungen 
der Raffen und Derwaltungen und die Ausbildung der Beamten fo zu geftalten, daß 
der Juſtand des Betriebes ſich ſtändig beſſerte. Was bezüglich der Ausbildung der 
Beamten gearbeitet worden ift, ift an anderer Stelle dargeftellt (fiche unten 5. 145). 
Durch Schaffung einer Mufterfinanzordnung im Juſammenarbeiten mit den kom— 
munalen Spitzenverbänden wurde 1929 verſucht, der ganzen Finanz- und ба[[еп- 
gebarung der Aommunen eine moderne Grundlage zu geben; die Finanzordnung 
wurde auch von einer größeren Jahl von kommunen angenommen. Der Oberſchleſiſche 
Sparkaffenverband arbeitete 1932 einen Entwurf einer Finanzordnung für die kreis- 
angehörigen Städte aus; die Einführung einer Einheitsbuchführung in Oberſchleſien 
verzögerte fih aber, weil auf die Fertigſtellung der vom Oberſchleſiſchen Städtetag 
bearbeiteten Finanzordnung für kreisfreie Städte gewartet wurde, die erſt 1931 3u- 
ftande kam. 
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7. Die Bauſparkaſſe 


Die Sparkaffen hatten beſonders nach dem Ariege an der Förderung des flein- 
wohnungsbaues tatkräftig mitgearbeitet. Der Gedanke einer eigenen Baufparkaffen- 
einrichtung aber brach [іф nur ſehr langſam Bahn, abwohl die großen Erfolge der feit 
1924 in rafc ſteigender Fahl gegründeten privaten Bauſparkaſſen, beſonders der Ge- 
meinſchaft der Freunde in Wüſtenrot, die Durchführbarkeit und die Werbekraft des 
Gedankens bewieſen. Die im Jahre 1926 vom Regierungspräſidenten in Liegnitz be- 
ſonders befürworteten Bauſpargemeinſchaften hatten zwar in einigen Städten, 3. B. 
in Bunzlau und Striegau, recht gute Anfangserfolge, gingen aber nicht von dem Ge- 
danken des Rollektivbaufparens im Sinne der privaten Baufparkaffen aus. Die vom 
Deutſchen Sparkaffenverbande im Jahre 1926 begonnenen Erwägungen führten nach 
ſehr umfangreichen techniſchen und mathematiſchen Dorarbeiten 1929 zu dem Be- 
ſchluß, einheitliche Bauſparkaſſen in allen Derbandsbezirken zu errichten. Obwohl die 
privaten Bauſparkaſſen auch in Schleſien ſchon beachtliche Erfolge aufzuweiſen hatten 
und verſchiedentlich auch die Sparkaſſen ein Abwandern von Spareinlagen zu privaten 
Baufparkaffen zu [püren begannen, ſtieß der Plan, eine öffentliche Bauſparkaſſe in 
Niederſchleſien zu errichten, zuerſt auf erhebliche Bedenken. Es wurde bezweifelt, ob 
das Bedürfnis nach dem Eigenheim dauernd in der gleichen Stärke fic) zeigen werde, 
um eine Dauereinrichtung wie die öffentliche Bauſparkaſſe zu rechtfertigen. Dor allem 
aber wurde nicht ohne Grund bezweifelt, ob bei der gedrückten Wirtſchaftslage 
Schleſiens überhaupt eine genügende Anzahl Bauſparer vorhanden fein würde, welche 
die Bauſparbeträge durch die Wartezeiten der Bauſparverträge durchhalten könnten. 
Indeſſen wurde ſchließlich die Errichtung von der Mitgliederverfammlung 1929 (ай 
einſtimmig beſchloſſen. Die öffentliche Bauſparkaſſe für Niederfchlefien trat im pril 
1930 als Abteilung der Rommunalbank für Niederſchleſien ins Leben. Die Bankanſtalt 
ſtellte der Baufparkaffe zur Einführung 50 000 RW. als Organiſations fonds zur Der- 
fügung, der bisher nicht angegriffen zu werden brauchte. 

kin großer Teil der Sparkaſſen hat von vornherein die Bauſparkaſſe ſtark unterſtützt 
durch Werbung, aber auch durch Zeichnung von unperſönlichen Bauſparverträgen zum 
Teil in ſehr bedeutender Höhe. AHierdurch wird die Auslofungschance für die Bau- 
ſparer erhöht, indem die Sparkaſſen die ausgeloften, von ihnen gezeichneten Bau- 
ſparverträge austauſchen mit noch nicht ausgeloften Derträgen von Baufparern ihrer 
fundſchaft. Dies und die ſtarke Werbung durch die Baufparkaffe ſelbſt, beſonders 
durch Dorträge und Filmvorführungen eines eigenen Werbeamten in der ganzen 
Provinz, halfen die Widerſtände überwinden, die in der ſchlechten Wirtſchaftslage der 
verarmten Provinz lagen, teils auch auf Beforgniffen anläßlich des Juſammenbruchs 
mancher privaten Bauſparkaſſe beruhten. 

Die Entwicklung der Baufparkaffe kann in Anbetracht der Wirtſchaftsverhältniſſe in 
Schlefien noch günftig genannt werden. 
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Es waren abgeſchloſſen: 


| Derträge | über Baufparfumme ausgeloft 
rm. rm. 

Ende 1930 930 5 398 000.— 153 000.— 
Ende 1931 1474 8 151 000.— 595 000.— 
Ende 1932 1610 8 715 000.— 1 158 000.— 
Ende 1933 1812 9 478 000.— 1 749 000.— 
Ende 1934 2127 10 896 000.— 2 396 000.— 
Ende 1935 2822 15 032 500.— 3 105 000,— 


Um die Wartezeit abzukürzen und die Zuteilung der Baudarlehen zu beſchleunigen, 
gab die Rommunalbank für Niederfchlefien Zwifchenkredite auf noch nicht ausgelofte 
Bausparverträge. 1933 ftellte die Reichsregierung für den gleichen zweck Aredit- 
mittel zur Derfügung und die Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslofen- 
verſicherung übernahm einen Jinszuſchuß für Mittel, die fih die Baufparkaffen für 
dieſen zweck felbft beſchafften. 1935 gewährte die NMiederſchleſiſche Provinzial-Lebens- 
verſicherungsanſtalt für diefelbe Jwiſchenßreditierung einen Areditbettag von 300 000 
Reichsmark. Insgeſamt hatte die fſommunalbank Ende 1935 ſeinſchließlich 360 750 
Reichsmark auf Grund obiger Aktion der Reichsregierung und 100 000 ИТ. aus 
Mitteln der Lebensverficherungsanftalt) 864 000 AM. für Jwiſchenbeleihung noch nicht 
gelofter Baufparverträge zur Verfügung geftellt. Dadurch, daß die Baufparkaffe ſchon 
beim Abfchluß der Derträge die Bewerber ſorgfältig auswählte und darauf achtete, 
daß die Gefamtbelaftung des Bauſparers für die Jukunft fic) in wirtſchaftlich erträg- 
lichen Grenzen hielt, wurde erreicht, daß die vertragsmäßigen Abzahlungen ver- 
hältnismäßig gut eingingen. Ende 1935 betrugen die Rückſtände nur 17663 FM. 
Dies ift zugleich ein gutes Jeichen für den zähen Sparwillen der Bauſparer. Die Dor- 
ſicht bei der Auswahl der Bausparer hat auch nicht dazu geführt, daß nur Bausparer 
aus den bemittelten Bevölkerungsſchichten fih an der öffentlichen Bauſparkaſſe be- 
teiligen können; die Berufsftatiftik der Bauſparer zeigt, daß auch mit geringem Ein- 
kommen bei gutem Sparwillen es ſehr wohl möglich ift, einen Bauſparvertrag durch- 
zuhalten. Don den bis Ende 1935 abgeſchloſſenen Dertragsfummen entfielen: 


auf Arbeiter . . > 2 2 . < = #,18 Prozent 
Artgeltelle e 1283 
BAH) 22 
ſelbſtändige Gefchäftsleute . . . . . 31,20 
freie Berufe. 98905 
„ Baugefellfhaften, Dereine und Rommunen 11,55 Р 
ЇЕМ 160602... 2 222. 724 „ 
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Für die Bauvorhaben gibt in der Regel die örtliche Sparkaffe die erſte Aypothek, die 
öffentliche Bauſparkaſſe die zweite. Die Baufparkaffe trug dadurch das rige dazu 
bei, die Frage der zweiten Aypotheken zu löſen, die auf dem privaten Rapitalmarkte 
faft nicht zu haben waren. Daneben gingen die Bemühungen, auch zur Ablöfung van 
zweiten oder nachſtelligen Aypotheken Bausparverträge abzuſchließen, die eine all- 
mähliche Entſchuldung herbeiführen follen. 

In Oberſchleſien wurde 1929 eine öffentliche Bauſparkaſſe für die Provinz Ober- 
ſchleſien als Abteilung der Provinzialbank Oberſchleſien errichtet, die am 1. Januar 
1930 ihren Betrieb eröffnete. Die Entwicklung war ungünftig, da die Derdienftmöglid;- 
keiten beſonders der Induſtriebevölßerung geſchwächt und das Gefchäftsgebiet zu 
klein war. Die Anteilnahme der Sparkaſſen war ſehr gering. Jm Jahre 1931 wurde 
der Betrieb eingeſtellt. Die wenigen vorhandenen Bausparverträge wurden durch 
gütliche Vereinbarung aufgelöft, ein einziger der öffentlichen Baufparkaffe für Nieder- 
ſchleſien überwiefen. 


Abſchnitt III: 
Anlagepolitik. Das Aktivgefchäft 


1. Anlagepolitik im allgemeinen. Derhältnis der Anlagen zueinander. 


Das Sparkaffenteglement von 1838 Tir. 5 und 6 ſchrieb nur vor, daß die Spat- 
kapitalien auf völlig ſichere Weiſe angelegt werden follen, wobei als ſolche Anlage 
zuerſt Aypotheken, inländiſche Staatspapiere und Pfandbriefe, auch die eigenen 
Obligationen des Gewährverbandes, bezeichnet wurden. Das Derhältnis der einzelnen 
Anlageformen untereinander zu beſtimmen, ſtellte es in das Ermeffen der Sparkaſſe. 
Der Schwerpunkt der Anlage bei den ſchleſiſchen Sparkaſſen lag in den erſten Jahr- 
zehnten durchaus bei den Aypotheken und Wertpapieren. Nach der erſten vom 
Schleſiſchen Sparkaſſenverbande veranftalteten Statiftik waren Ende 1887 angelegt: 


in Aypotheken .......... 43 Prozent 
„ Wertpapieren 44,3 
„Darlehen gegen Schuldſchein. 2,7 
„Darlehen gegen fauftpfand . 15 „ 
„Darlehen gegen Шефе... 07 „ 


Diefe Durchſchnittszahlen geben aber kein richtiges Bild von dem tatſächlichen Ju- 
ſtande bei den einzelnen Sparkaffen. flier herrſchten keineswegs auch nur einiger- 
maßen einheitliche nlegungsgrundſätze. Die großen Sparkaffen allerdings legten, 
wohl nach den Erfahrungen in den Geldkrifen früherer Jahrzehnte (|. u. 9. 108) Wert 
auf einen größeren Wertpapierbefit, der in firiſenzeiten beſſere Flüſſigkeit verhieß. 
50 zum Beifpiel 


Stadtfparkaffe Breslau 
Einlagen 25 221 000, Anlage in Wertpapieren 67 Prozent, in Hypotheken 
15 Prozent; 

Oberlauſitzer Provinzialfparkaffe 
Einlagen 23 853 000, Anlage in Wertpapieren 59 Prozent, in Aypotheken 
25 Prozent; 

Stadtſparkaſſe Gorlit; 
Einlagen 8 204 000, Anlage in Wertpapieren 51 Prozent, in Aiypotheken 
35 Prozent; : 

fireisſparkaſſe Breslau 
Einlagen 11 062 000, Anlage in Wertpapieren 74 Prozent, in Aiypotheken 
25 Prozent. 
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Im übrigen aber kamen die größten Derfchiedenheiten vor; auch innerhalb der nach 
Größe oder Berufsſchichtung der Bevölkerung gleichartigen Gruppen von Sparkaffen 
ift keine einheitliche Linie der Anlegungspolitik zu erkennen, weder bei den freis- 
ſparkaſſen, fo 3. D. 


Einlagen Wertpapier- Aiypotheken- 
anlage anlage 
IE 1131 000 74 % 22% 
UE) оо n. oS 2 640 000 21 % 78 % 
Areusburg . . 1 053 000 4% 1% 
Schweidnit ...... 1 733 000 46 % 51% I 
Bolkenhain ...... 2 616 000 16 % 81 72 


noch bei Sparkaffen kleinerer Städte 


Einlagen Wertpapier- Fiypotheken- 
anlage anlage 
Greiffenberg). . .. . . 1 058 000 - 98 72 
CODEN соо 1 009 000 4 76 87 % 
ВУ e o 2 439 000 65 % 31 % 
Gn 547 000 5% 74% 
НЕН 2.2 a oc 360 000 60 70 34 7, 


noch bei den Sparkaffen von Завийге 


Einlagen Wertpapier- Fiypotheken- 
anlage anlage 
Waldenburg 3 176 000 43 % 4% 
Бш. o e eao ` 1665000 67 70 32 76 
Beuthen 02 1 199 000 21% 61 75 


oder den Sparkaffen der Umgegend von Breslau 


Einlagen Wertpapier- fjupotheken- 
anlage anlage 
fireisſparkaſſe Neumarkt 4 350 000 50% 4% 
Stadt tUrebni . . . . . 3 015 000 3% 93 20 
Stabt Oels ...... 2 448 000 37% 59% 


Der Finanzminiſter Miquel [dien alfo gegenüber dem damaligen Juſtande nicht ganz 
Unrecht zu haben, wenn er 1895 bei Beratung von Sparkaffenfragen meinte, daß bei 
den Sparkaſſen hinſichtlich der Anlegungsgrundſätze eine wahre Anarchie herrſche. 

Die preußiſchen Sparkaffengefeentwürfe von 1893 und 1895 enthielten Dorſchriſten 
über das Derhältnis der verſchiedenen Anlageformen [bis zu 50 und 60 Prozent in 
fiypotheken, bis zu 25 und 30 Prozent auf Wechſel oder Schuldſchein gegen Bürgfcaft) 
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und verlangten, um die Liquidität der Sparkaffen zu verbeffern und die Unterbringung 
der Reichs- und Staatsanleihen zu fördern, die Anlegung von 10 Prozent (zuerſt 
15 Prozent) des Vermögens in dieſen Papieren. Die Entwürfe wurden zwar nicht Gefet, 
aber in den Mufterfattungen fette die Rufſichtsbehörde ihre Anſchauungen doch teil- 
weiſe durch, indem fie die Anlage von einem Diertel des Beftandes in leicht verkäuf- 
lichen Werten und von 10 Prozent in Reichs- und Staatsanleihen vorſah. In Darlehen 
gegen Wechſel oder Schuldſchein mit Bürgſchaft follten 10 Prozent, ebenfoviel in Dar- 
lehen an Genoffenfchaften, in kleineren Darlehen auf ländliche Grundftüce bis 10 Pro- 
zent, in Darlehen an öffentlich- rechtliche Körperfchaften bis 25 Prozent angelegt werden 
dürfen. Ein Prozentſatz für die Anlage in fiypotheken war nicht feſtgelegt. 

Das Derhältnis der Anlagen zueinander war in den Mitgliederverſammlungen wieder- 
holt Gegenftand der Perichterſtattung, [o 1896, 1904, 1905, wobei die Hnſichten be- 
ſonders über die zuläſſige Höhe des Aypothekenanteils allerdings ſehr weit auseinander- 
gingen (50 bis 80 Prozent). Im Jahre 1905 ftellten ſich die Anlagen wie folgt: 


in fjuppothe hen . 30—87 Prozent 
im Durchſch nit р 

in Wertpapieren . 10—50 „ 
im Durchſchnit ttt 30 „ 

im Perſonalkredit im Durchſchnitt . ZA 


Die Anlage in Aypotheken war alfo gegen 1888 geftiegen, die in Wertpapieren zurüc- 
gegangen. Der Perſonalkredit ſpielte keine Rolle, da manche Sparkaffen ihn noch gar 
nicht eingeführt hatten, viele ihn nur wenig pflegten. 

Das Geet} vom 23. Dezember 1912 betr. die Anlegung von Sparkaffenbeftänden in 
Inhaberpapieren ſchrieb vor, 15 bis 25 v. A. des verzinslich angelegten Dermögens 
in mündelſicheren Inhaberſchuldverſchreibungen anzulegen, geſtaffelt nach der fjöhe des 
Einlagenbeftandes und nach der Ausweitung des beſchäſtsbereichs im Real- und 
Perſonalkredit. Der Spielraum für die ſonſtigen Anlageformen wurde alfo durch dieſes 
Gefet; erheblich eingeengt. Die Auswirkungen des Gefeties auf die ursverluſte und auf 
den Reſervefonds, der nunmehr in ſteigendem Maße ein Puffer zum Ausgleid; der 
Rursverlufte und weniger eine allgemeine Sicherung für die Gläubiger wurde, befchäftig- 
ten die Derbandsverſammlungen von 1914 und 1919. Das Gefet; von 1912 war auch 
inſofern ein Markſtein in der Anlagepolitik der Sparkaffen, als es der erſte Fall von 
Anforderungen war, die aus ſtaatspolitiſchen Rückſichten oder wirtſchaftspolitiſchen 
Wünſchen an die Derwendung des Einlagenkapitals der Sparkaffen geftellt wurden. 
Der Weltkrieg und die Nachkriegszeit brachten eine weitere Folge ſolcher Anforderun- 
gen. Im Weltkriege führten die friegsanleihezeichnungen zu einer ftarken Erhöhung 
der Wertpapieranlage, die Kriegsbedürfniffe der Gewährverbände zu einer Ausweitung 
der Rommunalkreditgemahrung, während die Aypothekenanlage ziemlich unverändert 
blieb. Паф dem бгіеде und beſonders in der Inflationszeit drängte aus den oben, 
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Seite 30, dargelegten Gründen die Anlage im Perfonalkredit ſtark in den Dordergrund. 
Rud hierbei wurden häufig an die Sparkaſſen wirtſchaftspolitiſche Wünſche heran- 
getragen, befonders auch von den Gewährverbänden, die eine kntlaſtung in der Er- 
werbslofenfürforge erſtrebten durch Gewährung von Sparkaffenkredit an induſtrielle 
Unternehmungen zur Derhinderung ihrer Stillegung. Der Derband mußte demgegen- 
über darauf hinweiſen, daß die wirtſchaftspolitiſche Aufgabe der Sparkaſſen im flein- 
kreditgeſchäſt liege, und daß es nicht ihre Aufgabe fei, Sozialpolitik zu treiben durch 
Feſtlegung auf einzelne Wirtſchaftszweige oder gar einzelne Unternehmungen. In der- 
felben Richtung gingen auch die ſtändigen Einwirkungen der Derbandsreviſion, Grof- 
kredite abzubauen, die Seſamtverpflichtungen der Schuldner dauernd zu beobachten, 
die Sicherheiten vorſichtig zu beleihen mit Rückſicht auf das Abgleiten der Werte, be- 
[onders bei Grundftiicken, im ganzen ein vorſichtiges Mittelſtands- und Fleinkredit- 
geſchäft zu betreiben im Real- wie im Perſonalkredit. Die praktiſche kr fahrung beſtütigte, 
daß die Sparkaſſen, die fic auf ein ſolches Geſchüft befchränkten, von Derluften ganz 
oder doch Тай ganz verſchont blieben und dadurch der Wirtſchaſt ihres Gebietes beffer 
dienten als jene Sparkaſſen, die, wirtſchaftspolitiſchen Wünſchen von Intereſſenten— 
kreiſen zu ſehr nachgebend, Derluſte erlitten, die letzten Endes doch der Wirtſchaft ihres 
Gebietes zur Гай fallen mußten. Ein geſundes Derhältnis der einzelnen Anlagearten 
zueinander zu halten, war natürlich außerordentlich ſchwer, nachdem die Inflation das 
natürliche Gleichgewicht zerſtört hatte und in den Jahren der Deflation um die ſo gering 
gewordene fiapitaldecke fic) riffen die Betriebskreditwünſche des Mittelftandes mit 
den Wünſchen des Wohnungsbaus nach Aypotheken und mit den Wünfchen der Rom- 
munen nach Arbeitsbefchaffungs- und Betriebskrediten, womöglich alle zu ſtark ver- 
billigten Jinsſätzen. Der Schleſiſche 5parkaſſenverband blieb aber bei [einer oden ge- 
kennzeichneten fjaltung, die in feinen Mitgliedsverſammlungen auch von den Dertretern 
des Deutſchen Sparkaſſenverbandes unterftüht wurde. (Gefchäftsführer Direktor 
Cremer 1925, Dr. Marquardt 1926, Stadtrat Jurſch 1927, Präfident Dr. Kleiner 1928.) 
Die im Frühjahr 1926 vom beſchäfſts führer des Deutſchen Sparkaſſenverbandes als 
wünſchenswert bezeichnete Derteilung der Anlagen, 


25 Prozent in Inhaberpapieren, 
| A in Aypotheken, Rommunalkredit 
und Anlage bei Banken, 
10 2 im Perſonalkredit, 
5 a in barer байе, 


begegnete allerdings in den Bezirksverſammlungen des Schleſiſchen Derbandes all— 
ſeitigem Widerſpruch, beſonders, weil der Anteil des Perfonalkredits viel zu gering fei. 
Mit dem Fnwachſen des Einlagenkapitals aber änderten fic) die Anfchauungen. Die 
Aiypothekenanlage trat wieder wie früher in den Vordergrund, ein Anteil von 40 Pro- 
zent wurde als Jiel aufgeſtellt. Die Mufterfatung von 1932 ftellte dieſen Sat zugleich 


106 


als бай ан feft, während der Gefamtbetrag der Darlehen an боттила рег  пйё 
oder andere öffentlich- rechtliche Rörperfchaften auf 25 Prozent aller Einlagen begrenzt 
wurde, der Genoffenfchaftskredit ohne beſondere Sicherheiten auf 10 Prozent. Ferner 
traten die im Anlegungsgefet von 1912 für die Wertpapieranlage feltgefetiten Anteil- 
[абе feit 1925 wieder in Вхай. 1935 wurde die fjöchſtgrenze für die Aypothekenanlage 
auf 50 Prozent feftgefett. Da die Mufterfatiung von 1932 ſowohl eine Barliquidität von 
mindeftens 10 Prozent der Spareinlagen und 20 Prozent der ſonſtigen Einlagen ver- 
langte, als auch für den Perſonalkredit fjöchſtbeträge des einzelnen Aredits feſtſeijte, 
fo ift ſeitdem der Bewegungsſpielraum der einzelnen Anlageformen untereinander fo 
feftgelegt, daß die Streitfragen, die früher jahrzehntelang den Derband befchäftigten, 
gegenſtandslos geworden ſind. 

In dieſem ſeit 1932 im allgemeinen feftgehaltenen Rahmen läßt ſich die altbewährte 
Forderung des Sparkaſſenreglements von 1838, daß „die Einlagen gehörig ſichergeſtellt 
werden“, mit der Pflege aller berechtigten Areditwünfche der örtlichen Wirtſchaft, des 
Wohnungsbaus, der Arbeitsbefchaffung und der öffentlichen Bedürfniſſe vereinen, ohne 
daß die Sparkaffen ſich wirtſchaftspolitiſchen Experimenten hinzugeben brauchen. Ein 
ſolches Experiment mußte der Derband noch 1932 bekämpfen in der „Arbeitsgemeinſchaft 
Oberſchleſien“ (Argo). Diefe ſuchte die Arbeitsbefchaffung zu finanzieren durch Schaffung 
eines Derrechnungsgeldes (Arbeitsmark = dem Werte einer Maurerſtunde in Oppeln), 
das, in Anlehnung an frühere Schwundgeldtheorien, fidh bei ſedesmaligem Umfat; im 
Werte verringern ſollte. Diefe wohlgemeinte Utopie, die auch die Unterſtützung einer 
Sparkaffe fand, griff bald nach Niederſchleſien über, wurde aber 1933 von der Re- 
gierung aus währungs- und wirtſchaftspolitiſchen Gründen zur Auflöfung genötigt. 


2. Das Ciquiditätsproblem. Rrieg und Arifen 


Die Aufgabe, die Einlagenbeſtände für den Fall plötzlich eintretender umfangreicher 
Abhebungen flüffig anzulegen, war von Anfang an für die Sparkaſſen außerordentlich 
ſchwierig zu löſen. Die Schwierigkeiten kommen von zwei Seiten. Einmal gehören die 
Sparer zum größten Teil zu den einfacheren Bevölkerungsſchichten, die naturgemäß 
keine tiefere Einficht in die geſamtwirtſchaftlichen Derhältniffe des Landes haben und 
im Bangen um ihre kleinen, aber für ihre beengten Derhältniffe um [o wichtigeren Er- 
ſparniſſe jeder VDerſchärfung der Wirtſchaftslage mit Sorge und Mißtrauen gegenüber- 
ftehen. Zum anderen aber wird die Liquiditätsfürforge der Sparkaſſen beengt durch 
die тай langfriſtige Art ihrer Anlagen, die wiederum durch die in gewöhnlichen, ruhigen 
Jeiten herrſchende ständigkeit und Cangfriſtigkeit der Spareinlagen begründet und 
berechtigt iſt. 

In den erſten Jahrzehnten der Sparkaffentätigkeit war überdies die Anlage beengt da- 
durch, daß in der noch unentwickelten Geldwirtfchaft der kleinen und mittleren Wirt- 
ſchaftskreiſe fih im Grunde genommen als Rnlagemöglichkeit nur die Aypothek und 
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der Ankauf von Wertpapieren, d.h. damals in der баирі[афе Staatspapieren, bot. 
Aypotheken find aber ihrer Natur nach illiquide und eine zu große Abhängigkeit vom 
Staatskredit in Form der Wertpapieranlage hatte auch ihre Bedenken. (So fielen 3. B. 
die 3% prozentigen Preußiſchen Aonfols von 1844 bis 1848 von 101% Prozent auf 
69 Prozent; 1859 infolge des öſterreichiſch-Jtalieniſch-Franzöſiſchen Krieges von 85% 
auf 75 Prozent; 1870 fielen die 3 prozentigen Preußiſchen Staatsſchuldſcheine um 
10 Prozent, 4prozentige Staatsanleihe um über 13 Prozent und 4, prozentige Preuß. 
Ronfols um Тай 20 Prozent.] Für die ſchleſiſchen Sparkaffen kam erſchwerend hinzu, 
daß Schleſien, eingeklemmt zwiſchen zwei langen Auslandsgrenzen öſterreichs (Tfchedho- 
flowakei) und Rußlands (Polen), bei kriegerifchen Derwicklungen gefährdeter war als 
andere Landesteile und zu ſehr Ausficht hatte, friegsſchauplatz zu werden. Es war 
klar, daß die Bevölkerung bei jeder außenpolitiſchen Verwicklung aufmerkſam und 
mißtrauiſch wurde. Durch den Deutſchen биед 1866 verlor die Breslauer Stadt- 
ſparkaſſe bis zum Juli 1 900 000 Mark = 18 Prozent ihrer Einlagen. Пих die raften 
Siege des preußiſchen Meeres konnten die Abhebungsbewegung aufhalten. Der- 
hältnismäßig leichter wurde der Arieg 1870 überſtanden. Aber auch in der langen 
Friedenszeit nachher hatten außenpolitiſche Derwicklungen befonders in den Brenn- 
punkten ruſſiſcher Politik, fei es am Balkan oder im Fernen Often, in Teilen Schlefiens 
Anfturm an die Sparkaffen zur Folge, fo 1900 gelegentlich der Chinawirren, 1908 (An- 
nexion Bosniens durch Öfterreich), 1912 infolge des Balkankrieges. Ний innerpolitiſche 
Arifen hatten reichliche Erfahrungen für den Einfluß auf die Liquidität der Sparkaffen 
gebracht. 1848 verloren die preußiſchen Sparkaffen 8 Prozent ihrer Einlagen; eine 
große niederſchleſiſche Sparkaffe verlor fogar 15,7 Prozent und brauchte drei Jahre, 
um den früheren Stand wieder zu erreichen. 

Das Sparkaffenreglement von 1838 hatte іп Nr. 12 zwar auch ſchon den Fall vor- 
geſehen, daß die Jurückzahlung größerer Summen „unter manchen Fonſunkturen den 
fommunen Nachteile bringen und felbft nicht ausführbar fein dürfte“, hatte fich aber 
darauf beſchränkt, daß die Satzung fjöchſtbeträge für die kinzeleinlage und den Gefamt- 
betrag für jeden kinleger beſtimmen durfte, und daß bei Überfchreitung für Rechnung 
des Sparers ein mündelſicheres Papier angekauft werden dürfe. In der Praxis aber 
war von der letteren Beſtimmung tatſächlich kein Gebrauch gemacht worden. Auch in 
den Satungen war damals keine Dorſchrift über die Art und fjöhe etwaiger als Liqui- 
ditätsreſerve zu betrachtenden Anlage enthalten. Größere Bankguthaben kamen nur 
für wenige ganz große Sparkaffen in Frage. Der Wechſelverkehr und auch der Lom- 
bard-Darlehensverkehr war noch ſchwach entwickelt, von vielen kleineren Sparkaſſen 
überhaupt nicht gepflegt. Der Schwerpunkt der liquiden Mittel lag in der Wertpapier- 
anlage. Ob und inwieweit diefe Wertpapiere im Falle eines frieges oder einer Arife 
flüſſig zu machen feien, wurde feit Anfang der neunziger Jahre in Sparkaſſenkreiſen 
ſehr lebhaft erörtert. Die Erfahrung an den Autsftürzen 1866 und 1870 hatte gezeigt, 
daß ein Derkauf nur mit großen Derluften für die Sparkaffen möglich fein würde. 
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Die krörterungen faßten alle möglichen Wege, die Sparkaffen in Rrifenzeiten flüffig zu 
machen, ins Auge: die Jnanſpruchnahme der Reichsbanz durch £Lombardierung von 
Effekten, die байцаа eines angemeffenen Effektenbefities in Reichs- und Staats- 
anleihen, die Schaffung einer Geldausgleichsftelle der Sparkaffen für normale und 
firiſenzeiten, die Ausgabe von Darlehnskaffenfcheinen durch das Reich und endlich die 
eigene Ciquiditäts fürſorge der einzelnen Sparkaffe durch Bankguthaben und erfte 
Diskonten. Der Schleſiſche Derband und fein Dorſitzender, Stadtrat Peterſon, 
haben in diefen Fragen mit beſonderem Eifer mitgearbeitet und die Aaltung des 
Deutſchen Sparkaffenverbandes wiederholt maßgeblich beeinflußt. Rüchſchauend 
muß leider gefagt werden, daß dieſer Arbeit kein entſprechender praktifcher Erfolg 
beſchieden war. 

Don den möglichen Wegen der Liquiditätsfürforge ſchied der nächſtliegende Weg, die 
Reichsbanß durch Lombardierung der großen Beftände der Sparkaffen an mündel- 
ſicheren Wertpapieren in Яп|ргий) zu nehmen, von vornherein aus, da Zweifel be- 
ftanden, ob nicht die Reichsbank in firiſenzeiten in erſter Linie den Bedarf der Privat- 
banken, des fjandels und Gewerbes zu befriedigen ſich bemühen werde und müſſe. Tat- 
ſächlich hatte auch die Reichsbank erklärt, den Sparkaffen keine Juſicherung geben zu 
können, daß fie die Wertpapierbeſtände der Sparkaſſen in dem gewünſchten Maße 
lombardieren könne. 

Auf die байцаа eines möglichſt großen Beftandes an Effekten, befonders in 
Reichs- und Staatsanleihen auch als Liquiditätsfürforge, drängte feit Anfang der neun- 
ziger Jahre die Staatsregierung, die hierbei allerdings in erfter Linie ооп dem Beſtreben 
geleitet war, den Aurs der Reichs- und Staatsanleihen zu heben, beſtändiger zu ge- 
ftalten und dadurch die Areditverforgung von Reich und Staat zu erleichtern. Schon 
die Dorarbeiten zum Entwurf eines preußiſchen Sparkaffengefeties hatten 1893 die 
zwangsanlage in Reichs- und Staatspapieren unter dem befonderen beſichtspunßte 
der Liquiditätsfürforge vorgefehen, gegen die der Deutſche wie der Schlefilhe Verband 
fich entſchieden wandten. Die Berichterſtatter auf dem Schlefifchen Sparkaffentage 1895 
kamen übereinftimmend zu dem Ergebnis, daß gerade in Arifenzeiten, wie die Et- 
fahrung gezeigt habe, die Veräußerung eines Effektenbefities, wenn überhaupt, nur 
mit großen Derluften möglich fein werde; wenn daher die Jwangsanlage Gefet; würde, 
fei Dorausfetung die ſtaatliche Derpflichtung, in kritifhen Jeiten gegen ffinterlegung 
dieſer Effekten bis zur fjöhe von 50 Prozent des Nennwertes durch Ausgabe von бфађ- 
anweifungen, Darlehnskaſſenſcheinen, Lombard oder in fonft geeigneter Weife den 
Sparkaſſen zu helfen. Der Sparkaffentag ſchloß fich ihren Гей(анеп an. Beide Bericht- 
erftatter glaubten übrigens als wirkfamftes Mittel anſprechen zu müffen, gerade in 
Rrifenzeiten die ſatzungsmäßigen Fündigungsfriſten ſtreng zu wahren und das 
Publikum dazu zu erziehen, daß man von der Sparkaffe in dieſer Lage nicht die vot- 
zeitige Rückzahlung ſeines Guthabens verlangen könne, daß vielmehr gerade in Jeiten 
der Gefahr die Erfparniffe auf der Sparkaffe ſicherer als in der eigenen Taſche ver- 
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wahrt feien. Diefe pädagogifche Forderung widerſprach allerdings allen früheren und 
fpäteren praktifchen Erfahrungen in Arifen und wurde auch von vielen Sparkaffen 
durchaus nicht geteilt. Die Beftimmungen über die Jwangsanlage in Reichs- und 
Staatsanleihe aus dem Entwurf zum preußifchen Sparkaffengefet; kehrten 1903 wieder 
als beſondere Gefetiesnorlage, wiederum begründet mit der Notwendigkeit, die Liqui- 
dität der Sparkaffen zu erhöhen. Die Frage erhielt diesmal befonderes Gewicht durch 
einen im Dezember-Aeft der „Deutſchen Rundſchau“ 1904 erſchienenen Auffati des 
Generals 5. D. von Blume „Staat und Gefellfchaft in einem großen Ariege unferer Zeit”, 
der die Folgen eines zukünftigen Krieges für die Dolkswirtſchaft ſchilderte und zu den 
notwendigen Maßnahmen der finanzwirtſchaftlichen Mobilmachung auch eine größere 
Anlage der Sparkaffen in Reichs- und Staatsanleihe rechnete, die im firiegs falle flüffig 
gemacht werden müffe. Die hierbei zu erwartenden Derlufte müßten durch Erhöhung 
der Reſervefonds ausgeglichen werden. Auf dem Schleſiſchen Sparkaſſentage 1905 
nahm der Dorfitiende, Stadtrat Peterſon, zu dieſen Fragen Stellung. Die ſchleſiſchen 
Sparkaffen hatten damals im Durchſchnitt 30 Prozent der Einlagen in Inhaberpapieren 
angelegt, wobei aber Derſchiedenheiten bis zu 3,13 Prozent herab vorkamen. In Aypo- 
theken hatten fie etwa 53,5 Prozent angelegt, in Wechſeln, Lombard und ſonſtigen 
leichter flüffigen Anlagen nur 2,4 Prozent. Der Berichterſtatter ftellte ſich gegenüber 
der Jwangsanlage auf den Standpunkt des Deutſchen Sparkaffenverbandes, daß bei 
der großen Derfchiedenheit der Derhältniffe der Sparkaffen eine Derpflichtung zur An- 
lage eines beftimmten Betrages der Aktiven in Inhaberpapieren durch ein alle браг- 
kaffen gleichmäßig behandelndes Gefet; nicht ausgeſprochen werden könne. Als ge- 
eigneten Ausweg hielt er die Anlage eines möglichſt großen Beftandes in Börſenwechſeln 
bei der einzelnen Sparkaffe und kam im allgemeinen auf feinen unten zu behandelnden 
Dorfchlag zurück, ein Gefet; über die Ausgabe von Darlehnskaffenfdeinen zu erlaſſen. 
Die Mitgliederverſammlung nahm felbft nicht Stellung, fondern gab dem Dorfchlage 
des Berichterſtatters entſprechend die Sache dem Dorftande zur weiteren Erwägung. 
Ruch der Geſetzentwurf von 1903 wurde infolge der Gegenwirkung der Sparkaſſen— 
verbände nicht Geſetz. Ein weiterer Entwurf von 1906 blieb in der Rommiffion des 
Landtags unerledigt. Die Staatsregierung ſuchte aber durch Derwaltungsmaßnahmen 
[Miniſterialerlaß vom 31. Juli 1908), insbeſondere durch Begünſtigung bei der Der- 
teilung der Überfchüffe, die Sparkaffen zu veranlaſſen, freiwillig einen Wertpapier- 
beftand nach den Beſtimmungen des Geſetzentwurfs von 1903 zu halten. Bei Be- 
ſprechung dieſer Maßnahmen auf der Mitgliederverfammlung 1911 wurde wiederum 
eine bindende Juſage der Staatsregierung gefordert, auf welche Ailfe die Sparkaffen 
beſonders im firiegsfalle rechnen könnten. Das Geſetß vom 23. Dezember 1912 ver- 
pflichtete dann die Sparkaſſen, beſtimmte Quoten der Einlagen in mündelſicheren Jn- 
haberpapieren anzulegen, darunter drei Fünftel in Reichs- und Staatsanleihen. Die 
Probe auf den Liquiditätswert dieſer Jwangsanlage ſollte die Bankenkriſe von 1931 
erbringen. 
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Ein anderer Weg der Fürſorge in Krifenzeiten wurde feit den 1890er Jahren geſucht in 
dem Juſammenſchluß der Sparkaſſen zu gemeinfamen Geldausgleidsftellen, 
nachdem ähnliche Derſuche in den achtziger Jahren zu keinem praßktiſchen Ergebnis ge- 
führt hatten. Die Frage der Gründung eines Jentralinſtituts, das nicht nur die verfüg- 
baren Mittel der Sparkaffen ausgleichen, ſondern auch durch Ankauf von erſten Dis- 
konten und Deviſen den Sparkaffen im Arifen- und Ariegsfalle Ciquiditatshilfe geben 
könnte, wurde 1891 auf dem Brandenburgifchen Sparkaffentage aufgeworfen und an 
den Deutfchen Sparkaffenverband weiter verwieſen. Dieſer behandelte fie 1892 auf einer 
außerordentlichen Generalverfammlung und betraute feinen ftändigen Ausfchuß mit 
der Weiterbearbeitung. Der Ausfchuß hielt zunächſt eine Umfrage bei den Dorſtänden 
der Unterverbände über die Jweckmäßigkeit einer ſolchen Gründung, die bejahend be- 
antwortet wurde. Im Schleſiſchen Derbande legte zwar der Dorſitzende 1892 der Mit- 
gliederverfammlung einen Entwurf für die Errichtung einer Dermittlungsſtelle für den 
Geldverkeht der ſchleſiſchen Sparkaffen vor, die lediglich geldſuchende und geld- 
abgebende Sparkaſſen zuſammenführen ſollte; die Angelegenheit wurde aber vertagt. 
Der Deutſche Sparkaſſenverband ließ 1897 den Plan einer Jentralſtelle fallen, nachdem 
zwei Bankgutachten fich dahin ausgeſprochen hatten, daß ein ſolches Inſtitut eine wirk- 
fame frifenhilfe nicht geben könne. Ruch gegenüber dem dann eingefchränkten Plane 
einer Geldvermittlungsftelle hatte die Reichsbank ihre Mitwirkung verſagt. 

Nachdem dieſer Weg fih zunächſt als ungangbar erwieſen hatte, kam die Frage der 
Arifenfürforge von einer anderen Seite her wieder in Fluß. 1894 ſchlug der Handels- 
ſchuldirektor Berliner aus fjannover in der „Sparkaffe” vor, in Arifen- und Ariegs- 
zeiten Darlehnskaffen zu errichten, die den Sparkaſſen gegen Derpfändung von 
Effekten und Aypotheken „Sparkaſſenſcheine“ zu billigen Jinſen zur Derfügung (ееп 
ſollten. Ariegs-Darlehnskaffen waren übrigens [don bei Beginn der Ariege von 1866 
und 1870 errichtet worden. Die Anregung wurde auf der außerordentlichen Mitglieder- 
verſammlung des Deutſchen Sparkaſſenverbandes 1895 durch den Dorfitienden des 
Schleſiſchen Derbandes als Beridjterftatter erörtert, der fie in Derbindung mit dem 
damals vorliegenden Entwurf eines preußiſchen Sparkaſſengeſetzes und feinen Be- 
ſtimmungen über die Jwangsanlage in Reichs- und Staatsanleihen behandelte. Er war 
der Anficht, daß die Sparkaffe ihre erſte Sicherung in der Anlegung eines möglichſt 
großen Teils ihrer Beftände in erften Diskonten ſuchen follte, was auch kleineren faſſen 
möglich fei. Wenn aber der Staat die Sparkaſſen zur Anlegung in Effekten zwinge, fo 
müffe er in zeiten allgemeiner Gelökrifen durch Schaffung von Darlehnskaſſen den 
Sparkaffen Gelegenheit geben, gegen Derpfändung dieſer Effekten Darlehnskaffen- 
fheine zu erhalten bis zur Höhe von 50 Prozent des Betrages, den die Sparkaffen in 
Reichs- und Staatsanleihen бе[іђеп müffen. Der von Stadtrat Peterſon ausgearbeitete 
Entwurf eines Gefeties, betreffend die Ausgabe von Darlehnskaffenfcheinen an öffent- 
liche Sparkaſſen, ſtieß ſedoch auf erheblichen Widerspruch in der Öffentlichkeit und bei 
der Regierung, fo daß der Deutſche Sparkaſſenverband den Gedanken fallen ließ und 
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ſich damit begnügte, den Sparkaffen die Anlegung eines Teils ihrer Beſtände in erſten 
Diskonten oder in Bankguthaben anzuraten. 

Als einzige Möglichkeit für die Sparkaffen, fich in Arifenzeiten einigermaßen flüffig zu 
erhalten, blieb alfo ſchließlich damals die eigene Dorforge der einzelnen Spar- 
kaffe übrig, durch angemeſſene Barguthaben bei Banken und durch Ankauf von erſten 
Diskonten fich einen im Falle der Gefahr fofort flüſſig zu machenden байц епбейапд zu 
ſchaffen. Die Pflege des Wechfelverkehts, insbeſondere der Ankauf von erſten Dis- 
konten, war die einzige Empfehlung, die der Schleſiſche Derband den Sparkaſſen 1894 
und 1898 mitgegeben hatte. Tatſächlich aber war der Ankauf von erſten Diskonten 
nur den größeren Sparkaffen überhaupt möglich, und es wurde 1905 feftgeftellt, daß 
in Wirklichkeit nur die Stadtfparkaffe Breslau feit etwa zehn Jahren diefe Anlage 
pflege. Über die Dergrößerung des Wechſelgeſchäfts aber gingen die Anfichten der 
Sparkaſſen nach wie vor auseinander. Die von dem Berichterftatter weiter noch emp- 
fohlene Anlage bei Banken ſtieß auch auf die mannigfaltigften Schwierigkeiten. Nach 
den Mufterfatiungen konnten die Sparkaffen flüffige Beftände anlegen bei der Reichs- 
bank, der Preußifchen Seehandlung, der Preußifchen Jentralgenoſſenſchaftskaſſe, bei 
den provinziellen oder ritterſchaftlichen Areditinftituten oder anderen mündelficheren 
Banken. Die Anlegung bei Privatbanken bedurfte der Genehmigung der Auffichts- 
behörde. Der Anlage größerer Beftände bei der Teichsbank, die auf Girokonto keine 
Derzinſung gewährte, ftand die Rückſicht auf die Rentabilität der Spatkaffen ent- 
gegen. Don den anderen öffentlichen Banken kam beſonders die Preußiſche Jentral- 
genoffenfchaftskaffe in Frage, deren Jinsſätze für liquide zu haltende Gelder natürlich 
niedrig waren. Damals, wie noch Jahrzehnte fpäter, konnten ſich die Sparkaffenleiter 
nur ſchwer mit dem Gedanken vertraut machen, daß Liquidität halten Geld koſte und 
die Derringerung der Rentabilität dabei in Rauf genommen werden müſſe. 1901 ſtand 
noch nicht der vierte Teil der ſchleſiſchen Sparkaffen mit der Preußiſchen Jentral— 
genoſſenſchaftskaſſe in Geſchäftsverkehr. Der Anlage bei Privatbanken ftand die 
Schwierigkeit entgegen, daß formell die Spatkaffe von den Privatbanken befondere 
Sicherſtellung für die ihnen anvertrauten Beträge fordern mußte, was natürlich von 
erften Banken abgelehnt wurde. Tatſächlich aber ftand ein großer Teil der ſchleſiſchen 
Sparkaſſen mit Privatbanken in Geldanlageverbindung. Das Endergebnis dieſer durch 
faſt 15 Jahre fortgeführten Erörterungen im Schleſiſchen wie im Deutſchen Verbande 
war daher im Grunde genommen ein reſignierendes Bekenntnis, daß auf keinem der 
verſuchten organiſatoriſchen Wege dem Liquiditätsproblem bei den Sparkaffen bei- 
zukommen ſei. 

Der oben erwähnte im Jahre 1892 erörterte Plan einer Dermittlungsftelle für den Geld- 
verkehr der ſchleſiſchen Sparkaſſen wurde nicht weiter verfolgt. Da aus Anfragen von 
боттипеп ein Bedürfnis nach Beldausgleich hervorging, beſchloß zwar der Dorſtand 
1907, in Erwägungen darüber einzutreten, ob es ſich empfehle, eine beſondere Geld- 
vermittlungsſtelle für den Schleſiſchen Sparkaſſenverband einzurichten; es blieb aber 
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bei den Erwägungen. Ruch die von den Sparkaſſenverbänden Hannover, Rheinland- 
Weftfalen und Pofen getroffenen ähnlichen Einrichtungen hatten keinen erheblichen £r- 
folg. Ein höheres Fiel ſteckte fich ein Plan des Candrats, Geheimrats von Goldfus, der 
1901 beim Schleſiſchen Provinzial-Landtage beantragte, eine ſchleſiſche Provinzialfpar- 
kaffe zu errichten, die zugleich das Jentralgeldinſtitut der ſchleſiſchen Sparkaffen werden 
follte. Sie follte den Ubertragbarkeitsverkehr pflegen, den Beldausgleich unter den 
Sparkaffen fördern, eine Sicherung der Sparkaffen in Feiten einer allgemeinen Geld- 
kriſe fein, Geldgefchäfte für fie vornehmen uſw. Der Antrag, der in gewiſſem Umfange 
Aufgaben der ſpäteren Girozentralen vorwegnahm, wurde jedoch vom Provinzial- 
Candtage abgelehnt. Im Jahre 1902 wurde auch der Plan des Deutſchen Sparkaffen- 
verbandes begraben, eine preußiſche Sparkaffenbank zu errichten. Das Minifterium 
war der Anfidt, die Sparkaffen würden auch in Zukunft Friſen leichter überwinden, 
wenn fie ſich auf ihre eigene folide Derwaltung verließen. Das gleiche Schickſal hatte 
die von dem Landrat Trüftedt angeftrebte „Deutfche Rommunalbank R.-G.“, die aller- 
dings mehr von dem beſichtspunkt der Deckung des Rommunalkreditbedürfniffes aus- 
ging. Praktiſche Erfolge wenigſtens auf dem Gebiete des Geldausgleidjs hatten die 
1908 beim Deutſchen Sparkaffenverbande errichtete Geldvermittlungsftelle und be- 
fonders die feit 1910 für die größeren Städte errichtete Geldvermittlungsftelle deutfcher 
Städte; diefe hatte bis zu ihrer 1918 erfolgten Derfchmelzung mit der Deutſchen Giro- 
zentrale in der Dermittlung kurz- und langfriſtiger Kredite beachtliche Ergebniffe zu 
verzeichnen. Für das Jiel, die Liquidität der Sparkaſſen in Krifenfällen zu ftühen, 
konnten diefe Einrichtungen ihrer Natur nach nichts beitragen. Bieſe Frage zu löfen, 
wurde die Aufgabe der feit 1909 entftehenden Girozentralen. 

In den Anfängen der ſchleſiſchen Giroverbandsbewegung kam allerdings eine Mit- 
wirkung für die Liquidität der Sparkaſſen noch nicht in Frage, da die Planung ſich 
zunädjft darauf beſchränkte, den bargeldloſen Derkehr zu pflegen und im weiteren aus 
den Giroguthaben Perfonalkredit bei den Sparkaffen und Fommunalkredit bei der 
Girozentrale zu gewähren. Eine ernfthafte Liquiditätshilfe konnte bei der bis 1917 
doch [ehr beſcheidenen Entwicklung des ſchleſiſchen Giroverbandes und feiner Zentrale 
nicht in Betracht kommen. Erft mit der Errichtung einer Jentrale im eigenen Betriebe 
wurde diefe wirklich zu einer Sammelſtelle der verfügbaren Betriebsgelder der Spar- 
kaffen und Rommunen und begann in die Aufgabe als Ciquiditätsbeiſtand der Spar- 
kaffen hineinzuwachſen. Die Schwierigkeiten dieſer Aufgabe zeigten ſich in ihrer vollen 
Größe nach der Wiederherſtellung der Währung von Ende 1923 an. Die Girozentrale 
konnte bei großen Ciquiditätsſtörungen natürlich ihre Aufgabe nur erfüllen, wenn auch 
die Sparkaſſen ihrerſeits durchdrungen waren von dem Gedanken, daß jede Sparkaffe 
in erſter Linie im eigenen Betriebe für Flüſſigkeit zu forgen und die entſprechenden 
Guthaben bei ihrer gemeinſamen Jentrale zu halten hätte. Rückſchauend muß offen 
gefagt werden, daß es viele Jahre mühevoller Rufklärungsarbeit bedurft hat, ehe der 
Gedanke dieſer inneren Verpflichtung gegenüber dem eigenen Derbande den Sparkaſſen 
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in Fleiſch und Blut überging, und daß ohne den äußeren Druck zuerſt der Rufíidits- 
behörde und dann der Gefehgebung diefes Fiel nicht zu erreichen gewefen wäre. Daß 
der Girogedanke die einzelne Sparkaſſe gegenüber der Gefamtheit verpflichte, daß der 
Giroverband anders als das verhältnismäßig lockere Gefüge des Sparkaffenverbandes 
die Sparkaſſen auf gemeinſamen Gedeih und Derderb zuſammenſchließe, mußte auf 
dem Gebiete der Liquiditätshaltung ſchwer erkämpft werden. Ju nahe lag die eigen- 
nützige Erwägung für den Sparkaſſenleiter, fidh auf den Beiſtand der Girozentrale im 
Notfalle zu verlaffen, die Einlagen der eigenen Sparkaffe aber möglichſt rentabel im 
Freditverkehr der Sparkaſſe arbeiten zu laffen. Diefer Gedanke lag, was zur Entſchuldi- 
gung angeführt werden muß, in den erſten Jahren nach der Inflation ſchon deswegen 
nahe, weil die geringen Einlagen auch nicht entfernt ausreichten, die Wünſche der Ge- 
werbetreibenden und Beſitſer nach Derfonalkredit, aber auch die des eigenen Gewähr- 
verbandes nach Rommunalkredit zu befriedigen. Die Forderung des Deutſchen Spar- 
kaffenverbandes im Jahre 1925, daß 30 Prozent der Spar- und Giroeinlagen der Spar- 
kaffe als Guthaben bei der Girozentrale und in Kaffen-, Poſtſcheck- und Reichsbanßk— 
guthaben anzufammeln feien, wurde von faſt keiner ſchleſiſchen Sparkaffe auch nur 
annähernd erfüllt. Die Forderung ging auch tatſächlich zu weit, zumal 1925 das An- 
legungsgeſetz von 1912 wieder in Araft gefetit wurde, auf Grund deffen die Sparkaffen 
mündelſichere Wertpapiere auch unter dem Gefichtspunkt der Liquiditätsvorſorge an- 
zuſchaffen hatten. Bie Mufterfatung von 1927, $ 35, ſchrieb den Sparkaffen vor, min- 
deſtens 30 Prozent des Gefamteinlagenbeftandes in flüſſigen Werten anzulegen; min- 
deſtens 10 Prozent der kinlagen mußten bei der zuſtändigen Girozentrale als Guthaben 
gehalten werden. Die praktifche Durchſetzung diefer Anlage erforderte noch mehr- 
jährige Bemühungen, wobei immer wieder der kinwand ſo manches Sparkaffenleiters 
bekämpft werden mußte, daß die Ciquiditätsguthaben zu niedrig verzinft würden und 
darunter die Rentabilität der Sparkaffe leide. Immerhin konnte nach einigen Jahren 
feftgeftellt werden, daß im Durchſchnitt der (ееп Sparkaffen die zehnprozentige 
Anlage bei der Girozentrale erreicht war. Die vorgeſchriebene Anlage von 30 Prozent 
der Spareinlagen in flüffigen Werten war dagegen bei vielen Sparkaffen noch nicht 
durchgeführt. 

Die Bankenkrifevom Juli 1931 ftellte die ſchmerzvolle praktifche Probe dar, 
welchen Wert im Ernftfalle alle bisher erörterten und durchgeführten Maßnahmen zur 
Erhaltung der Liquidität der Sparkaffen befäßen; fie bildete zugleich den Ausgangspunkt 
für eine Gefetigebung, welche, ausgehend von Liquiditätsmaßnahmen, allmählich den 
organiſatoriſchen Aufbau der Sparkaffen und ihre beſchäftspolitik weitgehend um- 
geſtaltet hat. Der Beſitz an mündelſicheren Wertpapieren, insbeſondere an Reichs- und 
Staatsanleihen, der feit faſt 40 Jahren den Sparkaffen als befonders wertvolles Liqui- 
ditätsmittel anempfohlen und feit 1912 als zwangsanlage ihnen aufgenötigt worden 
war, erwies fich als völlig unverwertbar, da weder eine Deräußerungsmöglichkeit noch 
eine Lombardierungsmöglichkeit bei der Reichsbank beftand. Befonders kraf trat dies 
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bei den preußifchen Schatzwechſeln zutage, die von der Preußiſchen Staatsbank ſeit 
Jahren den Sparkaffen ans fjerz gelegt worden waren, und deren Jinsſätze leider 
häufig genug die Sparkaffenleiter veranlaßt hatten, diefe Schatzwechſel der liquiden 
Anlage bei der eigenen Girozentrale vorzuziehen. Nicht nur, daß diefe Schatzwechſel 
ebenſo unverwertbar waren wie der fonftige Wertpapierbefit, da die Staatsbank auch 
die Lombardierung der Schatwechſel ablehnte; auch fällige Schatzwechſel wurden nicht 
bar eingelöft, ſondern nur Umtauſch in andere Schatzwechſel angeboten. Der Perſonal- 
kredit erwies ſich bei den Sparkaffen trotz der ſchlechten Wirtſchaftslage Schlefiens doch 
in gewiſſem Umfange als eine wenigſtens teilweife flüſſig zu machende Anlage. Der 
Rückhalt der Sparkaſſen bei der eigenen Girozentrale aber war bereits im Juni 1931 
dadurch 0е| 100841! worden, daß die Landesbanken der Rheinprovinz und der Provinz 
Weſtfalen von der Deutſchen Girozentrale geſtützt werden mußten, weil fie aus einer 
verfehlten Aommunalkreditpolitik heraus durch Abruf von kurzfriftigen Guthaben in 
ſchwerſte Ciquiditätsbedrängnis geraten waren. ffierzu kam, daß auch die Giro- 
organifation ihren großen Beſtand an preußiſchen Schatſwechſeln ebenſowenig ver- 
werten konnte wie die Sparkaffen. 

Ruch bezüglich der fülfe der Reichsbank follten zunächſt die Skeptiker recht behalten, 
die ſchon vor vierzig Jahren bezweifelt hatten, ob die Reichsbank im Ernftfalle den 
Sparkaffen Ailfeftellung geben würde. Noch zu Beginn der offenen Krife vertrat die 
Reichsbank, die allerdings durch die damaligen Grundfäte bezüglich der Notendeckung 
gehemmt war, die Auffaffung, daß fie in erfter Linie für die Liquiditätsftütung der 
Privatbanken da fei, und es bedurfte der ſchwerſten Kämpfe des Präfidenten des 
Deutſchen Sparkaffen- und Gitoverbandes, Dr. ñleiner, und der Leitung der Deutſchen 
Girozentrale, um der Reichsbank in kleinen kinzelbeträgen die Liquiditätshilfe ab- 
zuringen, die in vielfach größerem Ausmaße den Privatbanken gewährt wurde. Die 
Auszahlungsbefchränkungen auf kleinſte Beträge in den erſten Tagen der бие ver- 
ſchärften das Mißtrauen zu der Leiftungsfähigkeit der Sparkaffen und verlängerten 
die Dertrauenskriſe bei den Sparern. Es war die Meinung vieler ſachverſtändiger Be- 
urteiler, daß für die Sparkaffen die ßriſe bedeutend leichter und vor allem viel kürzer 
verlaufen und mit viel geringeren Abhebungen begleitet geweſen wäre, wenn die 
Lehren der vorangegangenen Geldkrifen in anderen Ländern nicht unbeachtet geblieben 
wären, daß nur eine raſche und möglichſt entgegenkommende Auszahlung das Der- 
trauen der Sparer auch raſch wiederherftellen kann. Die großen Liquiditätshilfen, die 
den erſten kleinen Nilfen folgten, wären in dieſem Ausmaß erſpart worden. Die nieder- 
ſchleſiſchen Sparkaſſen verloren durch die Bankenkriſe 11,8 Prozent ihrer Einlagen, 
die oberſchleſiſchen Sparkaffen 12,4 Prozent. Die Rommunalbank für Niederſchleſien 
mußte für die niederſchleſiſchen Sparkaffen 27,7 Mill. RM. Wechſelverpflichtungen bei 
der neu gegründeten Akzept- und Garantiebank A.-6. eingehen; die Oberſchleſiſche Pro- 
vinzialbank hatte für die oberſchleſiſchen Sparkaffen 20,5 Mill. Rm. ſolche Derpflichtun- 
gen zu übernehmen. Dem Derbande und der Rommunalbank erwuchs durch die faft 
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tägliche Aufklärung der Sparkaffen über die Jahlungslage und über die zweckmäßigſten 
Wege zur Befchaffung der jahlungsmittel eine große und verantwortungs volle Arbeit. 
kin eigenartiges Schaulpiel war es, wie die öffentliche Meinung und die Gefehgebung 
nach der Bankenkriſe auf die Sparkaffen zurückwirkte. Don Anfang an war nicht zu 
beſtreiten, daß die Sparkaffen an dem Entftehen der Arife und an den Urſachen der Er- 
eigniffe des 13. Juli 1931 völlig unſchuldig waren, daß fie an der verfehlten freditpolitik 
in fjereinnahme von Auslandsgeldern unbeteiligt waren. Ebenfo feft ſtand, daß die 
Sparkaffen nach ihrer fattungsmäßigen Jweckbeſtimmung und auf Grund geſetzlichen 
zwanges іп der fjauptlache die langfriftige Anlage zu pflegen hatten in Aypotheken, 
fommunaldarlehen und Wertpapieren, und daß Reich, Staat, öffentliche Meinung und 
die Bankenkonkurrenz vorher immer die befonderen Pflichten der Sparkaffen zur Pflege 
des Realkredits und der Effektenanlage betont hatten. Ebenfo klar war es, daß eine 
bisher in Deutſchland für fo unmöglich gehaltene Aataftrophe wie der Schalterſchluß 
einer Großbank eine Panikſtimmung gerade unter den wirtſchaftlich ſchwachen Be- 
völkerungsſchichten hervorrufen mußte, die den Aundenhreis der Sparkaſſen bilden. 
Daß beim Juſammenwirken aller dieſer Umſtände die Sparkaffen nicht aus eigener 
firaft imftande waren, dem Anfturm der Auszahlung Derlangenden zu genügen, mußte 
eigentlich einleuchten, zumal einem allgemeinen Anfturm keine Bank ohne filfe des 
jentralnoteninſtituts gewadfen ift, und diefe Hilfe den Sparkaffen anfänglich verfagt 
und dann zunächſt nur unzulänglich gewährt wurde. Trotzdem reagierten nach kurzer 
zeit die öffentliche Meinung und die Seſetzgebung, fich den Ort des geringſten Wider- 
ſtandes aus ſuchend, in erſter Linie nicht gegen die Urſachen der Bankenkriſe, nicht gegen 
verfehlte Areditpolitik der Großbanken, ſondern vor allem in der Richtung einer mehr 
oder weniger umfaffenden „Sparkaffenteform”, womit die unbegründete Beunruhigung 
der Sparer nur verlängert und vergrößert werden konnte. Durch die Derordnungen 
vom 5. und 6. Auguft und 6. Oktober 1931 wurde u.a. der fiupothekenkredit auf 40 Pro- 
zent der Einlagen begrenzt, der Aommunalkredit für Nleuausleihungen bis auf weiteres 
gefperrt und für die 50106 auf 25 Prozent der Einlagen begrenzt. Außerdem wurde eine 
verſchärfte Liquidität angeordnet, die für Sparkaffen in der Anlegung von 30 Prozent 
der Spareinlagen und 50 Prozent der fonftigen Einlagen in flüffigen Werten, darunter 
10 Prozent bzw. 20 Prozent bei der zuftändigen Girozentrale beftehen follte; für die 
Girozentralen wurde die Anlegung eines Teiles bei der Deutſchen Girozentrale und durch 
diele bei der Reichsbank angeordnet. Die Ruszahlungsbeſchränkungen der Arifenzeit 
wurden als Dauereinrichtung infofern beibehalten, daß nur Auszahlungsbeträge bis 
300 Rm. monatlich von der ſatzungsmäßigen fündigung befreit wurden. Die Um- 
geftaltung der Sparkaffen zu Anftalten eigener Rechtsperſönlichkeit und die weitgehende 
Ausfchaltung des bisherigen Einflulfes des Gewährverbandes auf die Be[etiung des 
Sparkaffenvorftandes follten die Sparkaffen auch organifatorifc von dieſem Einfluß 
unabhängiger machen. Ruch für den Perfonalkredit, der in der Arifenzeit ſich als die 
einzige wirklich flüffig zu machende Anlageform außer den Bankguthaben erwiefen 
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hatte, wurde allgemein die in Preußen [фот feit der Mufterfattung von 1927 beftehende 
Beſchränkung auf 1 Prozent der Einlagen vorgeſchrieben, ſoweit der kinzelkredit 
20 000 Rm. überfteige (fpäter auf 1⁄2 Prozent herabgefetit). Mit der zunehmenden Be- 
ruhigung der Derhältniffe haben einige der Liquiditätsmaßnahmen fic) als zu weit- 
gehend und als Hemmung für die Mitwirkung der Sparkaffen beim Wiederaufbau der 
Wirtſchaft erwiefen, beſonders auf dem Gebiete des Perſonalkredits, aber auch bezüg- 
lich der kommunalen faffenkredite. Eine weſentliche Auflockecung war jedoch bisher 
nicht zu erreichen. Die Mufterfattung von 1932 und das Reichsgeſetz über das Aredit- 
weſen vom 5. Dezember 1934 ſchufen dann die heute geltende geſetzliche Grundlage für 
die Regelung der Liquidität, der Ruszahlungsbeſchränkungen, der Art der Derzinfung 
und der Scheidung von Spareinlagen und ſonſtigen Einlagen. Die Erfte Derordnung zur 
Durchführung und Ergänzung des Reichsgeſeizes über das Areditwefen vom 1. Februar 
1935 geftattete den Sparkaſſen und Sirozentralen, ihre auf Grund geſetzlicher Dor- 
ſchriften gehaltenen Ciquiditätsguthaben bis zur fjälfte in ſolchen Wertpapieren zu be- 
legen, die der Reichswirtſchaftsminiſter hierfür beſtimme. Für die im Frühjahr 1935 
von den deutſchen Sparkaſſen übernommene 4proz. Deutſche Reichsanleihe in Höhe von 
500 000 000 RM. wurde zum erften Male eine ſolche Beſtimmung getroffen und damit 
auch der Wertpapierbeſtand wenigſtens in dieſem Betrage zu einem wirklichen Liqui- 
ditätsmittel gemacht, indem die Combardierung dieſer Anleihe bei der Reichsbank vor- 
geſehen wurde; damit wurde die erſte „Ciquiditätsanleihe“ geſchaffen, nachdem das 
Reidjsgefe vom 27. Oktober 1933 durch nderung der bisherigen Beſtimmungen des 
Reichsbankgeſetzes der Reichsbank die Möglichkeit geſchaffen hatte, Wertpapiere und 
Effekten-Lombards in die Notendeckung einzubeziehen. In den erwähnten geſetzlichen 
Dorſchriften ift endlich der Weg beſchritten worden, den Sparkaſſen durch den Jugang 
zur Natenbank den einzigen in Arifenzeiten wirkſamen Liquiditätstükhalt zu er- 
ſchließen, den der einzelne Betrieb auch durch die größte Aaffenliquidität im Falle eines 
allgemeinen Anfturms nicht gewährleiſten kann. 


3. Die einzelnen Anlageformen 


a) Realkredit 


Die wichtigſte Form der Anlegung der Spareinlagen ift von jeher die Anlegung in буро- 
theken geweſen, und der Schleſiſche Sparkaffenverband hat daher einen großen Teil 
feiner beratenden Tätigkeit gerade auf dieſem Gebiete entfaltet. Für die Bevorzugung 
des Realkredits (prac) zunächſt feine große Sicherheit und feine hohe Bedeutung für 
die gefamte örtliche Wirtſchaft. Später traten auch die ſozialpolitiſchen Gefichtspunkte 
der Förderung des fleinwohnungsbaues und in neuerer Jeit der Arbeitsbefchaffung 
in den Dordergrund. Die Rechtsverhältniſſe des Grundkredits wurden beſonders nach 
Inkrafttreten des BGB. wiederholt in ſehr ſorgfältigen Referaten von Stadtrat Rive, 
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Breslau, auf den Sparkaffentagen behandelt (1900, 1902), auch Einzelfragen, wie die 
Goldklaufel (1895), der Aypathekenfidierungsfcein (1903), die Form der Eintragung von 
Sparkaffenhypotheken (1908), wurden ſehr eingehend erörtert. Befondere Meinungs- 
verſchiedenheit herrſchte über die Dorzüge und Nachteile der Tilgungshypothek, welche 
die Staatsregierung beſonders empfahl [Miniſterialerlaß vom 19. Dezember 1893), weil 
fie fic] davon eine wirkfame Entſchuldung des kleinen und mittleren Grundbefities er- 
hoffte. Die Mitgliederverſammlung 1901 empfahl auch den Sparkaſſen, nach Möglich- 
keit Tilgungsdarlehen zu geben. Tatſächlich aber erlangte die Tilgungshypothek in 
Schlefien nicht diejenige Derbreitung, die fie verdient hätte und in anderen Landesteilen 
erreichte. 1908 waren nur 9,3 Prozent aller Sparkaffenhypotheken in Schlefien als 
Tilgungshypotheken ausgegeden. Die Gründe hierfür lagen teils in der Abneigung der 
wirtſchaftlich ſchwachen Schuldner, neben dem Zins auch noch Tilgungsraten zu leiſten, 
teils in den läftigen und kaum vermeidbaren rechtlichen Schwierigkeiten dadurch, daß 
durch die Tilgungsleiftungen kigentümergrundſchulden entſtehen und bei Dermögens- 
verfall des Schuldners große Schwierigkeiten von feinenGläubigern erwachſen können. 
Das Referat von Rive 1902 kam daher zu dem Endergebnis, überhaupt von der Be- 
gebung von Tilgungshypotheken abzuraten, wenn nicht etwa die Regierung fih ent- 
ſchlöſſe, die günſtigeren Beſtimmungen für die Tilgungshypotheken der Landfcaften 
auch für die Sparkaffen einzuführen. Die Mitgliederverfammlung 1903 faßte auch eine 
Entſchließung, daß es wünſchenswert fei, die für die Tandſchaften geltenden Beftimmun- 
gen für Tilgungshypotheken auch für die Sparkaffen einzuführen. Die Staatsregierung 
lehnte jedoch die Eingabe des Derbandsvorſtandes ab. Als nach der Inflation die Be- 
gebung von Aypotheken wieder in Frage kam, iſt der Derband, beſonders in den Be- 
zirksverſammlungen, ſtets für die Tilgungshupothek eingetreten und hat Wege ge- 
wieſen, auf denen die oben erwähnten rechtlichen Schwierigkeiten möglichſt oermieden 
werden können. 

Die Frage der Beleihung von Grundftücken außerhalb des Sparkaſſenbezirks hat früher 
wie auch in neuerer Zeit den Derband wiederholt beſchäftigt. Während die neuen Mufter- 
ſatzungen die Ausleihung auf den Bezirk des Gewährverbandes oder beſtimmt be- 
zeichneter umliegender örtlicher Bezirke befcränken, herrſchte früher die größte Der- 
ſchiedenheit in den Satungen der ſchleſiſchen Sparkaſſen. Паф einer Rundfrage von 
1910 waren unter 153 ſchleſiſchen Sparkaffen 75 völlig unbeſchränkt in der Beleihung 
auch auswärtiger Grundftücke, 17 nur bei Beleihung ohne Taze an die Grenze der Pro- 
vinz gebunden, fonft örtlich unbefchränkt, 31 auf die Provinz Schleſien, die übrigen 
auf engere Bezirke oder auf den eigenen Gewährverband befchränkt. 8,4 Prozent der 
Fiypotheken waren auf auswärtigen Grundftücken angelegt. Der Berband hat ftets 
grundſätzlich die Beleihung von Grundftiicken außerhalb des Gewährverbandes oder 
feines Dertzehrsbezirks für unerwünſcht betrachtet, ebenſo wie die Staatsregierung 
wiederholt zur Borficht gemahnt hat. Eine regelmäßige Nachprüfung der Sicherheit hat 
ſowohl der Berichterſtatter auf der Mitgliederverſammlung 1911 als auch ſtändig die 
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Derbandsrevifion und die Derbandsleitung in den Dezirksverſammlungen verlangt. 
Die Anlage in Aypotheken hatte während des Weltkrieges faft völlig geruht. Паф dem 
kriege ſuchte der Derband auf dem Wege über den Giroverband und die Girozentrale 
für den Wohnungsbau und für die Beſchaffung zweiter Aypotheken zu wirken. Eine 
von der Girozentrale 1920 zur Derfügung geftellte Jinsbeihilfe zur Erleichterung des 
Wohnungsbaus durch Gemeinden, бтеі[е und Private verfiel der Inflation. 

Diel Mühe wurde 1919 und 1920 auf den befonders von Bürgermeifter Ott, haynau, 
geförderten Gedanken verwendet, auf dem Wege des fjupothekenſchutzes die Beſchaffung 
zweiter Aypotheken zu erleichtern. Der Giroverband ſtellte bis 2 000 000 Mark als Ein- 
führungskredit bereit; die Sparkaffen ſollten größere Einlagen, auf 5 Jahre feſtgelegt, 
mit 334 bis 4 Prozent verzinslich, annehmen und an die Girozentrale weitergeben, die 
davon zweite Aypotheken unter Bürgſchaft der Rommunalverbände begeben wollte. 
Die Aypotheken [оеп von der Brandenburgiſchen Aypothekenfhutbank gegen eine 
mäßige, vom Eigentümer zu zahlende Schutjgebühr unter fjupothekenſchutz (Gewähr- 
leiſtung der jinfen- und Laftenzahlung ſowie der fapitalrückzahlung) genommen 
werden. Es ftellte ſich aber heraus, daß das Bedürfnis nach zweiten Aypotheken da- 
mals überſchätzt worden war, und ferner, daß die meiſten Sparkaſſen ſchon für Spar- 
einlagen auf kürzere Jeit als 5 Jahre 4 Prozent Jinſen gewährten, fo daß ein be- 
ſonderer Anreiz für den Einleger, Fünfjahres-Einlagen zu 4 Prozent zu machen, nicht be- 
ftand. Der Gedanke des Aypothekenfhutes mußte daher 1921 beiſeite gelegt werden. 
Um den Sparkaſſen bei den durch die Inflation hervorgerufenen Deränderungen des 
Grundſtückswertes einen Anhalt für die Bewertung zu geben, gab der Derband Richt- 
linien für die Beleihung heraus, die naturgemäß ftändig erhöhte Maßftäbe enthielten. 
Das Referat von Oberbürgermeiſter Wiesner, Görlitz, 1922 über die Beleihungsfähig- 
keit von Grundftücken zeigte die heilloſe Unficherheit auf, die in der Schätſung von Be- 
leihungswerten in der Inflationszeit beftand. In den Stürmen der Hodjinflation kam 
das Fypothekengefchäft völlig zum Erliegen. Erft im Jahre 1925 konnten die ſchleſiſchen 
Sparkaffen in engen Grenzen wieder die Beleihung von Grundftücken aufnehmen. Seit- 
dem war ein raſches Anfteigen der Aypotheken feſtzuſtellen, obwohl die ſehr vorſichtigen 
und auf Niedrighaltung der Grundverſchuldung hinarbeitenden Beleihungsgrundſätze 
zur Muſterſatjung von 1927 die Beleihung in viel engeren Grenzen hielten, als den 
Darlehnsnehmern und den Sparkaffen erwünſcht war. Allerdings blieb die höhe der 
Anlegung in Aypotheken in Schleſien hinter dem geſamtdeutſchen Durchſchnitt zurück. 
Der Derband empfahl 1925 den Sparkaſſen, ſoweit es ihre Mittel erlaubten, Aypo- 
theken für Siedlungszwecke und Wohnungsbauten zu geben; hierbei wurde zunächſt 
eine Hjöchſtgrenze von 3000 RM. angeraten, um möglichſt vielen den Dorteil eines 
Aupothekenkredits gewähren zu können. Die Jinsſätze für diefe Aypotheken lagen 
außerordentlich verſchieden. Ein Sat von 1 Prozent über Reichsbankdiskont war bei 
einigen Sparkaſſen üblich. Jedoch wurde, um einen von den Diskontſchwanzkungen un- 
abhängigen Jinsfuß zu haben, auch die gegen Dorkriegsverhältniffe ungewöhnliche 
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Fidhe des Effektivzinsfates nicht in Erfcheinung treten zu laffen, vielfach ein fefter Jins- 
fuß von 7 bis 8 Prozent genommen und der Rusgleich in einer entſprechenden Minder- 
auszahlung des Darlehnsbetrages geſucht. Daneben galten als angemeffen eine ein- 
malige Abfchlußgebühr von 1 Prozent als Abgeltung für geleiftete Dorarbeiten und 
eine laufende Derwaltungsgebühr von % bis 1 Prozent pro Jahr. Die Gefamtbelaftung 
war alfo entſprechend dem geringen Angebot an fjupothekenkapital recht erheblich. 
Die laufende Derwaltungsgebühr wurde im Juli 1926 fallen gelaffen. 1930 betrug der 
empfohlene Jinsfat; 742 bis 9 Prozent. Bezüglich der Beleihungsgrenzen wurde, be- 
fonders um im Falle von zwangsverſteigerungen unliebſame Überrafchungen zu ver- 
meiden, vom Derbande ftets zu großer Dorficht geraten, [o 3. B. im März 1926 emp- 
fohlen, nur bis ein Diertel des berichtigten Wehrbeitragswertes von 1913 zu beleihen, 
in geeigneten Fällen höchſtens bis zu ein Drittel dieſes Wertes, bei landwirtſchaſtlichen 
Grundftücen etwa bis zum 25fachen Grundfteuerreinertrage. Noch ſchwieriger war die 
Frage nach der Beleihungsgrenze bei Neubauten zu beantworten, weil die außerordent- 
liche Überteuerung der Baukoften in den Jahren der Deflation einerfeits, die un- 
verhältnismäßig niedrigen Erlöfe für Neubauten in der Jwangsverſteigerung anderer- 
feits, die ſachgemäße Bewertung des Riſikos außerordentlich erſchwerten. Die Emp- 
fehlung des Verbandes, ein Drittel des aus Grund- und Bodenwert und friedensbau- 
wert gebildeten Betrages zu nehmen, gab nur einen ſehr problematiſchen Anhalt für 
eine richtige Schätzung des Riſikos. Nach der Deranlagung der kinheitswerte auf Grund 
des Reichsbewertungsgefees wurde zunächſt eine Beleihungsgrenze bis 50 Prozent in 
ländlichen Gegenden, bei beſonderen Boden- und Ertragsperhältniffen bis 60 Prozent 
des Einheitswertes empfohlen. Auf Grund der Mufterfattung von 1927 ergingen die 
Beleihungsgrundfähe vom 10. Februar 1928, die ſeitdem der hupothekariſchen Be- 
leihung zugrunde zu legen waren. Die weitgehende Julaſſung von Schätzungen in dieſen 
Grundfäten führte in der Prazis zu gewiſſen Gefahren einer Überbeleihung, denen 
gegenüber der Derband empfahl, zur Kontrolle der Schätzungen doch auf die Maßftäbe 
der Derbandsrichtlinien zurückzugreifen. 

Beſonders weitgehende beratende Derbandstätigkeit erforderten die vielen bei der Be- 
leihung von Siedlungsbauten und bei der landwirtſchaftlichen Entſchuldung entftehen- 
den Fragen. Erfolglos blieben bisher die Bemühungen des Derbandes bei den maß- 
gebenden Stellen, die der Beleihung von krbhöfen entgegenſtehenden rechtlichen 
Schwierigkeiten zu befeitigen — Schwierigkeiten, die die Gefahr in ſich bergen, die feit 
mehr als einem Jahrhundert von den Sparkaſſen betreuten Areife der Candwirtſchaft 
ihnen zu entfremden. 


b) hommunalkredit 


Der Sparkaffenverband hatte vor dem Weltkriege wenig Anlaß, fih mit dem fredit 
der Gemeinden und Gemeindeverbände zu befaffen. Der Gefamtbetrag der zuläffigen 
беде an Gemeinden, Gemeindeoerbände und ſonſtige Hörperſchaften des öffentlichen 
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Rechts betrug nach dem miniſterialerlaß vom 5. November 1902 50 Prozent der ge- 
ſamten Einlagen. Für die Gewährung von firediten an den eigenen Gewährverband 
hatte ſchon der Miniſterialerlaß vom 2. April 1884 die Grenze auf 25 Prozent der Ein- 
lagen feſtgeſetzt. Diefe Grenze wurde durch die Rommunalverbande bei weitem nicht in 
Anfprud; genommen. 1904 betrugen die fredite an Kommunen und öffentliche Aörper- 
ſchaften bei den Areisfparkaffen im Durchſchnitt 15 Prozent der Spareinlagen, bei 
den Stadtſparkaſſen 10 Prozent, ſtiegen im Einzelfalle bis 58 25 Prozent. Die Derbands- 
tevifion hatte fic) daher mehr mit formalen Derftößen in dieſem Teil des Anlagegefdäfts 
zu befaffen, 3. B. daß die aufſichtsbehördliche Genehmigung zur Gewährung des Aredits 
nicht eingeholt worden war, daß Schuldſcheine nicht ausgeſtellt waren, die Rück- 
zahlungs friſten beſonders vom eigenen Gewährverbande nicht pünktlich innegehalten 
wurden, Tilgungspläne fehlten u. dgl. Die Derſorgung der Gemeinden mit kurz friſtigem 
firedit lag in weitem Umfange in den fjänden der privaten Banken. Nur die Frage, 
wie in Arifenzeiten der Geldbedarf der Rommunalverbande ſicherzuſtellen ſei, hat den 
Verband jahrelang eingehend beſchäftigt, ohne daß ein praktiſches Ergebnis erzielt 
worden wäre. 

Der Weltkrieg und feine Folgen machten durch die außerordentliche Steigerung des 
Geldbedürfniffes der fommunalverwaltungen den Rommunalkredit zum erften Male 
zu einem ſchwerwiegenden Problem auch für die Sparkaffen. Die Grenze für Kredite 
an den eigenen Gewährverband wurde auf 35 Prozent erhöht. Die Areditnot der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände wuchs im Laufe des Arieges, je mehr fie für Jweche 
der Ariegswohlfahrt und der Lebensmittelverforgung der Bevölkerung große Beträge 
feftlegen mußten. Die Reichsſteuergeſetzgebung nach dem Ariege verftärkte durch Auf- 
hebung der kommunalen Steuerhoheiten die finanzielle Beengung. Die Inflation ver- 
nichtete mit dem Sparkapital zunächſt auch faft alle fireditmöglichtzeit für die Rom- 
munen. Die deutſchen Sparkaffen hatten 1913 von 19 037 Mill. Mk. Spareinlagen 
7318 Mill. Mk. fommunaldarlehen gewährt, Ende 1924 dagegen von 608 Mill. RM. 
Spareinlagen 62,1 Mill. RM. Aommunaldarlehen. Wenn auch in der erften zeit nach 
der Inflation infolge der rigoroſen Steuerpolitik der Reichsregierung eine ftarke Geld- 
flüffigkeit beftand und der kurzfriftige fireditbedarf der Kommunen befriedigt werden 
konnte, [о war es doch zunächſt noch nicht möglich, für Einrichtungen und Anlagen, die 
ihrer Natur nach auf die Dauer berechnet waren und daher geſunderweiſe nur durch 
lang friſtigen Aredit hätten finanziert werden müffen, diefen firedit zu beſchaffen. Das 
fjerabgehen der jinsfätte von 1924 bis 1926 verleitete auch viele боттипеп, an [іф 
vorhandene Möglichkeiten zu langfriſtiger Finanzierung wegen zu hoher Зіп[еп ab- 
julehnen in der fjoffnung, fih [pater günftiger eindecken zu können. Dies führte 
wiederum dazu, daß auf die Dauer berechnete Anlagen vorläufig mit kurzftiftigen 
Arediten begonnen und durchgeführt wurden, ein Derfahren, vor dem der Derband 
durch die Reviſion und in den Bezirksverſammlungen ſtändig warnte. Die in jener 
Jeit befonders ſtark vorgetragenen Angriffe der Privatbanken, daß die Rommunen fich 
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leichtſinniger Ausdehnungspolitik ohne Rückſicht auf die Finanzierungsmöglichkeit 
ſchuldig gemacht hätten, trafen im allgemeinen auf die ſchleſiſchen Rommunalverbande 
nicht zu. Allerdings muß zugegeben werden, daß befonders das Syſtem der ſtaatlichen 
Beihilfen im Rahmen der produktiven Erwerbslofenfürforge und der Oſtmarkenfonds 
auch manche ſchleſiſche боттипе zu großen Anlagen, Wafferwerken, fanalifations- 
werken u. dgl. verleitet hat, deren Derzinfung und Tilgung fie auf die Dauer nicht ge- 
wachſen war, namentlich als nach dem Aufhören der Scheinkonjunktur der Jahre 1927 
bis 1929 die Wirtſchaft ihrer Einwohner zurückging. Die Lochung der Beihilfen, die 3u- 
dem eine Linderung der Arbeitslofigkeit verſprachen, war oft ftärker als die Warnun- 
gen des Derbandes und der Rommunalbank. Der Derband mußte auch wiederholt bei 
den Regierungspräſidenten vorftellig werden, daß die Auffichtsbehörden bei ihren An- 
forderungen techniſcher und finanzieller Art, befonders im Schul-, Siedlungs- und 
Wohlfahrtsweſen der Areditnotlage der Kommunen beffer Rechnung trügen. Als dann 
der Aapitalmarkt für langfriſtige Rommunalanteihen fich verfteifte und die Möglich- 
keit, Auslandsanleihen zu erhalten, fic) vor allem unter dem Einfluß der Reichsbank 
und der von ihr maßgebend beeinflußten Beratungsſtelle für Auslandskredite immer 
mehr für die Aommunen verengte, wurde die Umſchuldung der zahlreichen für lang- 
friſtige zwecke aufgenommenen kurzfriſtigen fredite ein immer dringenderes Problem; 
dieſes wurde für den Haushalt der Aommunen noch verſchürft durch die Höhe der 3in[en, 
die für kurzfriſtige kredite zu zahlen waren. Jugleich galt es, die weitere Derfchuldung 
der Ќоттипеп zu beſchränken auf die Ausgaben, die auch bei äußerſter Beſchränkung 
der Aufgaben nicht mehr zu vermeiden waren. Beiden Problemen fuchte die Seldft- 
verwaltung 1929 durch Selbſthilfemaßnahmen beizukommen: der Umſchuldung 
durch die Aonfolidierungsaktion mit Ailfe eines Teils des kinlagenzuwachſes der 
Sparkaſſen, der Beſchränkung weiterer Derſchuldung durch die kinrichtung der 
Areditausfchüffe. 

Die Ende 1929 von der Mitgliederverſammlung einftimmig beſchloſſene Ronfolidierungs- 
aktion ging im weſentlichen dahin, daß die Sparkaffen ſechs Monate hindurch die Hälfte 
ihres kinlagenzuwachſes der Girozentrale als langfriſtiges Schuldfcheindarlehn gaben, 
die ihrerſeits damit die kurzfriſtigen Kredite der Rommunen іп langfriſtige oder wenig- 
{tens mittelfriftige umwandelte (fiehe oben Seite 26). Um den Sparkaffen die Be- 
teiligung an der Aktion zu erleichtern, ſchuf die Staatsregierung auch eine Milderung 
des Anlegungsgefetes von 1912, indem die fonſolidierungsſchuldſcheine auf den Wert- 
papierbeſtand angerechnet werden konnten, ſo daß eine doppelte Feſtlegung der neuen 
Sparmittel vermieden wurde. Für die Beſchränkung weiterer Derſchuldung haben die 
fireditausſchüſſe für Schleſien, die für die Städte, Candkreife und Landgemeinden er- 
richtet wurden, und in denen auch der Siroverband vertreten war, ihr möglichſtes 
getan. Es war nicht ihre Schuld, daß diefe Selbfthilfemaßnahmen für viele Aommunen 
durch die unaufhaltfam fteigende Belaftung aus der Fürſorge für die Wohlfahrts- 
erwerbsloſen überrannt wurden. 
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Die Bankenktife von 1931 führte zunächſt zu der Notmafinahme vom 5. Auguft 1931, 
neue fireditgewährung ап Rommunen bis auf weiteres zu verbieten. Die gänzliche oder 
teilweiſe Einftellung des Jinſendienſtes bei einer ganzen Reihe von Боттипеп auch in 
Schleſien bedrohte nicht nur die Liquidität der Gläubigerinftitute, ſondern fie enthielt 
auch die Gefahr, bei den Kommunen die Schuldnermoral bedenklich zu untergraben. 
Das Semeindeumſchuldungsgeſetz vom 21. September 1933 löſte endlich wenigſtens zu 
einem Teil das Problem, die kurzfriſtige Derſchuldung der Kommunen langfriſtig um- 
zuſchulden, indem die Aommunalverbände das Recht erhielten, ihren Gläubigern die 
Umwandlung der bis zum 31. märz 1935 fällig werdenden kurzfriftigen Forderungen 
in Aprozentige langfriſtig tilgbare Schuldverſchreibungen des Gemeindeumfchuldungs- 
verbandes anzubieten; wenn das Angebot abgelehnt wurde, ſo waren die Gläubiger 
gezwungen, den kurzfriſtigen redit einſchließlich rückftändiger und laufender Jinſen 
fünf Jahre zu ſtunden. Allerdings hatte dieſes Gefet und feine mehrfachen, zugunſten 
der Schuldner getroffenen Abänderungen ſchwere Probleme für die Rentabilität der 
Gläubigerinftitute zur Folge. 

Das völlige Derbot, Rommunalkredit neu zu gewähren, iſt bisher nicht aufgehoben 
worden, obwohl die Sparkaffen bei ihrer јеђідеп großen Liquidität in der Lage wären, 
den Gewährverbänden wieder Kaffenkredite zu geben, und die verftärkte Staats- 
aufficht eine mißbräuchliche Überhöhung von Areditnahme bei den Rommunen aus- 
fließt. Es befteht die Gefahr, daß die Kommunen die Raffenkredite bei anderen Geld- 
gebern aufnehmen und hierdurch den eigenen Sparkaffen entfremdet werden. 


с) Perfonalkredit und verwandte Gefdhäfte 


1. Perfonalkredit im allgemeinen 


Durch den Miniſterialerlaß vom 25. Januar 1840 wurde den Sparkaffen geftattet, 
Fauſtpfandkredite zu gewähren, jedoch nur gegen Derpfändung mündelſicherer Wert- 
papiere. Der krlaß vom 18. April 1856 wies, ſchon unter dem Einfluß der Gedanken 
des in dieſer Zeit entftehenden Genoffenfchaftswefens, die Sparkaffen ausdrücklich hin 
auf die Pflege des Perfonalkredits, da fie in erſter Linie berufen ſeien, Exiſtenzen zu 
erhalten, die, wenn auch nicht zerſtört, [о doch weſentlich gefährdet erfchienen; be- 
fonders wurde auch an Tilgungsdarlehen gedacht. Der fozialfürforgerifhe бе(1016- 
punkt aus der erſten Zeit des Sparkaffenwefens wirkt in dieſer Begründung nad. Die 
Rabinettsordre vom 23. Februar 1857 beſtimmte ausdrücklich, daß die Beftände der 
Sparkaffen auch gegen bloße Schuldfcheine unter Stellung von Bürgen ausgeliehen 
werden dürften. In der landwirtſchaftlichen Arife der achtziger Jahre verſprach fich 
das preußiſche Candwirtſchaftsminiſterium eine beſondere Unterſtützung der Land- 
wirtſchaft von den Sparkaffen auf dem Gebiete des Perſonalkredits. Tatſächlich folgten 
aber die Sparkaffen auch in Schlefien nur zögernd den Anregungen der Staatsregierung, 
wobei verfchiedene Urfachen zufammenmwirkten; vor allem wurde der Realkredit be- 
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vorzugt, weil feine Sicherheit größer und leichter zu prüfen erſchien, während man 
aus dem Perfonalkredit unabſehbare Derluftmöglichkeiten befürchtete. 1890 waren 
von den Beftänden der ſchleſiſchen Spatkaffen angelegt in Aupotheken 134 Millionen 
Mark, in Wertpapieren 132,5 Millionen Mark, im Perfonalkredit gegen Pfand, 
Wechſel oder Schuldſchein dagegen nur 7,34 Millionen Mark, wovon 1,86 Millionen 
Mark auf Schuldfcheine gegen Bürgen gegeben waren. Die urſprünglich zugelaffene 
Grenze der Areditgewährung bis zu einem Drittel der Einlagen wurde nur von ganz 
wenigen Sparkaſſen annähernd ausgenutzt; durch die Mufterfattung von 1900 wurde 
fie auf ein Jehntel herabgefert. 

Ein befonderes Syftem hatte der бтеіѕ Sprottau Anfang der neunziger Jahre ein- 
geführt: die Areditgewährung gegen Bürgſchaft der Gemeinde, wobei wohl das Dor- 
bild der Gefamthaft bei den Darlehnskaſſen Raiffeiſens Pate geftanden hat. Diefe Art 
der Areditgewährung wurde auch in einigen anderen Landkreifen nachgeahmt und 
hielt fic) im Areife Hoyerswerda їсон erheblicher rechtlicher Bedenken bis in die jüngfte 
Jeit. Die Meinungen darüber, ob dieſes Syftem überall oder nur in kleineren länd- 
lichen Areifen anwendbar fei, gingen allerdings im Derbande auseinander. Je mehr 
die genoſſenſchaftlichen Spar- und Darlehnskaffen ihre Perſonalkreditgewährung aus- 
dehnten und damit in Wettbewerb mit den öffentlichen Sparkaſſen traten, befaßte fich 
auch der Derband eingehender mit dem Perſonalkredit. Die Entwürfe eines preußifchen 
Sparkaffengefeties von 1893 und 1895 wollten den Sparkaſſen die freditgewährung 
auf Wechfel geftatten. Bei der Erörterung der Entwürfe auf dem Sparkaffentage von 
1896 wurde aber diefe Anlage für die Sparkaffen im allgemeinen als zu gefährlich an- 
gefehen, als daß ihre Einführung überall befürwortet werden könnte. Es wurde be- 
ſchloſſen, daß ſolche Aredite nur bei befonderen örtlichen Derhältniffen zuläſſig fein 
ſollten, und geraten, diefen Ainlagezweig durch Dermittlung der Genoſſenſchaften zu 
pflegen. Derſelbe Berichterſtatter, Candſundikus Juſtizrat Bethe (Görlitz), trat auch 
1898 gegen die Ausdehnung des Wedhfelkredits, insbefondere auch gegen das Wechſel- 
diskontgeſchäſt, auf. Don anderer Seite aber wurde darauf hingewieſen, daß gerade 
das fFleinkreditgeſchäſt auf Solawechſel ſehr ſegensteich gewirkt habe und Derluſte [о 
gut wie gar nicht eingetreten feien. Tatſächlich hat dieſes Gefchäft bei vielen Sparkaffen 
namentlich für den Aleinkredit an ländliche Beſitzer ſehr ſegensreich gewirkt. Das 
Privatdiskontgeſchäft beſchränkte fih naturgemäß auf die größeren Sparkaffen, der 
Ankauf von Primabankdis konten zu Ciquiditätszweczen auf die großen Sparkaffen. 
Der zunehmende Wettbewerb veranlaßte den Derband, die Frage des Perſonalkredits 
gerade unter dem Geſichtspunkt des Derhältniffes zu den Genoffenfdaften zu be- 
handeln. Der reine Schuldſcheinkredit an Privatſchuldner war bei den Sparkaſſen 
gegen Ende des Jahrhunderts allgemein zurückgegangen. Ende 1904 hatten die fchlefi- 
[dien Sparkaſſen пиг 2,33 Prozent der Anlagen im Perfonalkredit herausgelegt, davon 
nur 0,60 Prozent auf Schuldſcheine mit und ohne Bürgſchaft, 0,95 Prozent gegen 
Wechſel, während die entſprechenden Durchſchnittszahlen für alle preußiſchen Spat- 
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kaffen 4,17 : 2,2: 0,98 Prozent betrugen. Auf den Sparkaffentagen 1904 und 1905 
wurde das Wechſel- und Schuldſcheindarlehn angelegentlich den Sparkaſſen emp- 
fohlen, eine größere Beweglichkeit der Sparkaffe und bankmäßige Schulung ihrer An- 
geftellten angeraten. Auch der Oberpräſident Graf jedlit-Trütfchler trat hier wie [pater 
bei der Frage des Giro-, Scheck- und Rontohotrentverkehrs warm für eine ftärkere 
wirtſchaftliche Betätigung der Sparkaffen gerade im Perfonalkredit ein. Die immer 
wieder auftauchende Frage, ob nicht die Gefahr der Derlufte bei dieſer Anlage zu groß 
ſei, wurde 1907 durch eine ſtatiſtiſche Rundfrage bei den ſchleſiſchen und auswärtigen 
Sparkaſſen zu klären verſucht, die leider nicht vollſtändig beantwortet wurde. Don den 
101 ſchleſiſchen Sparkaffen, die die Frage nach Derluften im Perſonalkredit beant- 
Worteten, hatte 97 keine Derlufte, 4 Derlufte, darunter über 1000 Mark 2 Sparkaſſen. 
Die Frage nach Derluſten im Aypothekengefchäft hatten 110 ſchleſiſche Sparkaffen be- 
antwortet, von denen 97 keine Derlufte, 13 Derlufte, darunter 5 Sparkaſſen über 
1000 Mark zu verzeichnen hatten. Der Perſonalkredit hatte fih alfo als mindeftens 
ebenſo ſicher wie der Aypothekenkredit erwieſen. Der Sparkaſſentag 1907 empfahl 
daher erneut, den Perfonalkredit ſowohl im allgemeinen volkswirtſchaftlichen Inter- 
effe als auch zur Förderung der Flüſſigkeit zu pflegen. 

Seit der Julaſſung des Scheck-, Giro- und fontokortentverkehrs 1909 wurde die Frage 
des Perſonalkredits in die neue Bahn des Gitogedankens gelenkt. Die Arbeit des Der- 
bandes galt nunmehr der kinführung des Giroverkehrs, der die Pflege des Perfonal- 
kredits zwangsläufig zur Folge haben mußte. Während die Staatsregierung bei Be- 
ginn des Weltkrieges die Sparkaſſen zur Gewährung von Perſonalkredit aufgefordert 
hatte, befonders um dem Bedarf der fleingewerbetreibenden zu genügen, begann dieſe 
Betätigung noch während des биїедев die Gegnerſchaft der genoſſenſchaftlichen und 
Bankenoerbände wachzurufen, über die an anderer Stelle berichtet wird (fiehe oben 
5.82). Der биед erwies fic) aber neben dem biroverkehr als der zweite große 
Förderer des Perſonalkredits bei den Sparkaſſen dadurch, daß ihre Mitwirkung bei 
der Ariegsanleihe ihnen nach und nach eine Reihe von bisher verſchloſſenen Beſchäfts⸗ 
zweigen eröffnete. An die Julaſſung der Aufbewahrung von Ariegsanleiheftücken 1915 
ſchloß fich 1916 die Zulaffung zur Aufnahme von Anträgen in Reichsfchuldbudjangelegen- 
heiten, 1917 die Erklärung als öffentliche Ainterlegungsftellen für Ariegsanleihe- 
ftücke, 1918 und 1919 durch die Gefetie gegen Rapitalabwanderung und fapitalflucht 
die Gleichftellung mit den Depotbanken. Die Sparkaffenkunden, die der Raffe ihre 
Wertpapiere zur Aufbewahrung anvertrauten, verlangten nun aber auch die anderen 
bankmäßigen Dienftleiftungen, darunter den Perfonalkredit. Die Sparkaſſen fahen ſich 
hierdurch veranlaßt, auch ihren Geſchäftsbetrieb beweglicher zu geftalten, um den An- 
forderungen der fundſchaft zu genügen. kin großer Teil der fileinkundſchaft der 
Depofitenkaffen der Großbanken, die in der Inflationszeit von den Großbanken ab- 
geſtoßen wurde, fand dadurch für die Dauer den Weg zur Sparkaſſe. Ruch die ftür- 
miſche Entwertung der Mark trug dazu bei, daß die Sparkaffen fic) von dem langfam 
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zum Erliegen kommenden langfriſtigen Anlagegefchäft mehr dem Perfonalkredit zu- 
wenden mußten, von dem man fih verfprechen konnte, nicht nur durch den ſchnelleren 
Umſchlag der Geldentwertung nachzukommen, ſondern auch die Geſchäftsunkoſten 
herauszuwirtſchaften, die fonft nicht zu decken waren. Alle dieſe Umſtände zwangen 
die Sparkaffen, das Perfonalkreditgefchäft weit über den bisher zugelaſſenen Rahmen 
hinaus zu pflegen. Die Staatsregierung ſtand nun vor der Wahl, entweder dieſen Ju- 
[tano zu legalifieren, oder die Kommunen immer mehr auf den Weg der Gründung von 
Kommunalbanken neben den vorhandenen Sparkaffen treiben zu laffen (fiehe oben 
Seite 31). Der Miniſterialerlaß vom 15. April 1921 wählte den erſteren Weg, indem 
der Aontokorrent- und Depofitenverkehr freigegeben und eine Reihe anderer Ge- 
ſchäftszweige den Sparkaſſen eröffnet wurde. 

Ruch nach der Stabiliſierung der Währung mußte der Perſonalkredit zunächſt die herr- 
ſchende Stellung im Geſchäft der Sparkaffe haben, da das vernichtete Sparkapital erft 
langſam aufgebaut werden mußte, die neuen Einlagen einen fehr beweglichen Charakter 
hatten, Gewährung von Aypothekenkredit alſo nicht in Frage kam, ſondern der eine 
flüſſigere Anlage darftellende Perfonalkredit die einzige Möglichkeit war. Die Tätigkeit 
des Verbandes [ебе nun befonders in der Reviſion und feit 1926 in den Bezirks- 
verfammlungen ein, um die Ruswüchſe des Geſchäfts zu befeitigen; die Pflege des 
Rleinkredits, beſonders auf Schuldſcheine für kleinere Beſitzer, wurde immer wieder 
eingehämmert, die Abkehr von den Großkrediten, insbefondere den Induſtriekrediten, 
immer wieder gefordert, die fo häufig zu Derluſten und zu berechtigten Angriffen der 
fonkurrenz geführt hatten. Befonders wurde auf eine geſunde Derteilung der Riſiken 
hingewiefen und zur Erhaltung der Überſicht über die Derſchuldung des einzelnen die 
forgfältige Führung des Gefamtobligos eingeſchärft. Bei der ſchwankenden Bewer- 
tung der Sicherheiten wurde eine reichliche Spanne zwiſchen Sicherheitswert und fredit- 
inanſpruchnahme gefordert. Für die techniſche Behandlung der Areditanträge, der 
Prüfung der Sicherheiten, wurden Anleitungen ausgearbeitet. Mit der Junahme der 
Spareinlagen konnte auch das Realkreditgeſchäft wieder gepflegt und der Perfonal- 
kredit auf das ihm gebührende Maß eingeſchränkt werden. Wo es möglich war, wurde 
darauf hingearbeitet, „eingefrorene“ Perſonalkredite mit dinglicher Sicherheit in ypo- 
theken umzuwandeln. 1927 konnte die Revifion eine weſentliche Befferung der Ber- 
hältniffe der alten Kredite feſtſtellen. Die preußiſche Muſterſatzung von 1927 zog die 
Folgerungen aus den mit Großkrediten gemachten ſchlechten Erfahrungen und legte die 
fjöchſtgrenze des einzelnen Perfonalkredits auf 1 Prozent der Einlagen feſt. Die durch 
die Bankenkriſe von 1931 ausgelöfte Gefetgebung brachte weitere Einfchränkungen, 
welche die Befriedigung des Kreditbedürfniffes der kleineren Gewerbetreibenden und 
Befitter bedeutend erſchwerten und erft feit 1933 allmählich abgebaut werden. Das 
Reichsgefet über das Areditwefen vom 5. Dezember 1934 gab dann die heute geltenden 
Richtlinien für das Areditgefcäft, die ein gefundes Derhältnis des Perſonalkredits zum 
eigenen fapital, zur Flüſſigkeit und zur Beckung des Gefamtkredits herzuſtellen ſuchen. 
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2. Derfonalkredit an Genoffenfcaften 


Wie wir oben [ађеп, ſtanden die krörterungen über den Perfonalkredit der ſchleſiſchen 
Sparkaffen von vornherein unter dem Jeichen des Derhältniffes zu den Genoffen- 
(haften. Die Notwendigkeit, Perſonalkredit zu gewähren, wurde nicht verkannt; aber 
die Sorge vor den möglichen Derluften in dieſem Ge[cäftszweige, befonders im Wedhfel- 
geſchäft, war bei einem Teil der Sparkaſſen [о groß, daß viele lieber dieſes ganze an- 
geblich fo riſikovolle Gefchäft den Genoffenfchaften überlaffen wollten, obwohl deren 
Wettbewerb gegenüber den Sparkaffen auf der anderen Seite Sorge machte. Nur da- 
durch ift es zu erklären, daß die erfte Stellungnahme zum benoſſenſchaftskredit im 
Schlefifhen Derbande 1896 auf die Empfehlung hinauslief, den Genoffenfchaften Kredit 
zu gewähren, damit fie dieſen gefährlichen Perſonalkredit pflegen könnten. Es muß 
jedoch bemerkt werden, daß diefe Stellungnahme des Derbandes nicht die Meinung der 
Gefamtheit der Sparkaſſen wiedergab. Ein Teil der Sparkaffen hatte feit Jahrzehnten 
den unmittelbaren Perfonalkredit an Private gepflegt, ohne die Genoffenfchaften als 
Dermittlungsftellen einzufchalten. 

Das Areditgefhäft mit Genoffenfchaften ohne beſondere Deckung hatte ein Minifterial- 
erlaß vom 13. Mai 1896 den Sparkaſſen verboten, 1898 aber mit Benoſſenſchaften 
mit unbefchränkter fjaftpflicht wieder erlaubt, unter gewiffen Beſchränkungen, die im 
Jahre 1899 gemildert wurden. Der Sparkaffentag 1899 brachte eine eingehende Er- 
örterung des Derhältniffes der Sparkaſſen zu den Genoffenfcaften, beſonders zu den 
Spar- und Darlehnskaffen. Der Berichterftatter Profeſſor Dr. Auhagen empfahl den 
Sparkaffen die Geſchäftsverbindung mit den Spar- und Darlehnskaffen. Diefe feien 
namentlich für den ländlichen Aleinkredit beſonders geeignet und, trotz eines nicht zu 
verkennenden Wettbewerbs befonders gegenüber den freisſparkaſſen, doch für die 
Beſamtwirtſchaft wertvoll. Die Überlegenheit der Genoffenfcaften gerade in der Be- 
handlung des Aleinkredits gegenüber den Sparkaffen wurde ſtark betont. Der Spar- 
kaffentag nahm zu der Empfehlung keine Stellung, entſprach vielmehr einem etwas 
[keptifcher eingeftellten Antrage des Candrats von Schwerin, Tarnowit, zunächſt durch 
jährliche Umfragen bei den Sparkaffen eine ſtatiſtiſche Unterlage dafür zu gewinnen, 
wie die Tätigkeit der Spar- und Darlehnskaffen die Areis- und Stadtſparkaſſen be- 
einflußt hätte (fiehe oben Seite 82). Der Dorſtand des Derbandes machte auch weiter- 
hin zwar keine grundſätzlichen Bedenken gegen die Freditgewährung an Genoffen- 
ſchaften geltend, wünſchte aber, daß ſie ins Belieben ſeder Sparkaſſe geſtellt und kein 
behördlicher Druck ausgeübt werde. 

1901 nahm der Derband auf Anregung des Deutfchen Derbandes Stellung zu der 
Frage, ob die Areditgewährung auch an Genoffenfchaften mit beſchränkter байр 01 
auszudehnen fei; das Minifterium hatte, dem Drängen der Genoffenfchaften nad- 
gebend, fidh zu einer ſolchen Erleichterung des beſchäftsverkehrs zwiſchen Sparkaffen 
und Genoffenfchaften geneigt gezeigt. Der Sparkaffentag ſchloß fic) den [ehr vorſichtig 
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gefaßten Leitfähen des Berichterſtatters, Oberbürgermeifter Oertel (Liegnit), an, der 
unter ſtarker Detonung der Bedenken gegen diefe ßreditgewährung fie bei Anwendung 
der nötigen Dorficht für angängig hielt. Er verſchwieg jedoch nicht, daß der Derbands- 
vorftand dem Aredit an die Genoſſenſchaften keineswegs freundlich gegenüberftehe und 
ihn für wenig vereinbar halte mit den Grundfäten, nach denen die Sparkaffen bisher 
ihre Gelder ausgeliehen und die ſolide Grundlage des Ainfehens und Dertrauens bei 
der Bevölkerung gefunden hätten. Der Miniſterialerlaß vom 31. Oktober 1901 gab 
dem Derlangen der Genoſſenſchaften ftatt, die freditgewährung auch auf Genoffen- 
ſchaften mit beſchränkter fjaftpflicht auszudehnen unter gewiſſen einſchränkenden De- 
ſtimmungen. Die grundſätzliche Frage, ob die freditgewährung an Genoſſenſchaften 
zweckmäßig ſei oder nicht, ſtand nach wie vor im Streit der Meinungen, insbeſondere 
war umſtritten, ob das immer noch beftehende Derbot der Areditgewährung an Rredit- 
genoſſenſchaften aufzuheben fei. Der Sparkaſſentag 1907 erhob keine grundſätzlichen 
Bedenken gegen die Aufhebung, fah aber zur Zeit keinen Ятар für die Sparkaffen, die 
Aufhebung des Derbotes anzuſtreben. In der Folgezeit ift die Freditgewährung an Ge- 
noffenfchaften in den Mitgliederverſammlungen nicht mehr behandelt worden. Der 
Perſonalkredit der Sparkaffe ging nach Einführung des Giroverkehrs andere Wege, fo 
daß die Bedeutung des Benoſſenſchaftskredits ſtark zurücktrat. 

Einen anderen Weg, die in der Sammlung von Einlagen liegende Stärke der Spar- 
kaffen zu verbinden mit den Dorzügen der Genoffenfchaften, die in der Perfonen- und 
gachkenntnis ihrer Mitglieder und in der gemeinſchaftlichen Haftung für deren Aredite 
liegen, ging ſeit 1922 der Sächſiſche Giroverband mit der Gründung von fjaftungs- 
genoſſenſchaften in Arbeitsgemeinfchaft mit den Gemeindegirokaffen. Die fjaſtungs- 
genoffenfchaft prüft und bewilligt die Aredite an ihre Mitglieder und haftet für dieſe 
Kredite, die die Girokaffe auszahlt. Die fo gebildete Arbeitsgemeinfhaft zwiſchen der 
Girokaffe und den genoſſenſchaftlich zufammengefaßten und fich ſelbſt verwaltenden 
örtlichen Wirtſchaftskräften bedeutet einen bemerkenswerten Fortſchritt auf dem Wege 
der Erhaltung und Förderung der bodenftändigen Mittel- und Aleinwirtfchaft. Der 
Niederſchleſiſche Sparkaſſenverband begann im Jahre 1934 dieſen Gedanken zu fördern, 
der in weiten Areifen der Mittelſtandswirtſchaft freudigen Anklang fand. Binnen 
kurzer Zeit konnten an neun Orten ſolche fjaftungsgenoſſenſchaften, in Niederfchlefien 
RKreditgemeinfchaften genannt, gegründet werden in Anlehnung an die örtlichen Spar- 
kaffen. Leider mußte wegen der Derordnung des Reichswirtſchaftsminiſters vom 
4. September 1934, die eine Sperre für die Gründung von Areditinftituten verfügte, 
der Derband feine Tätigkeit auf dieſem Gebiete einftellen und die ſchon gegründeten 
ßreditgemeinſchaften mußten wieder aufgelöft werden. 


Abfdynitt IV: 


Die Derbandsreviſion 


1. Auffihtsbehördlicdge Revifion vor Einführung der Derbandsreviſion 


Nach Jiffer 19 des Sparkaffenreglements von 1838 in Derbindung mit $ 53 des 3u- 
ftändigkeitsgefeties waren die Oberpräfidenten und die ̃ommunalaufſichtsbehörden 
verpflichtet, den Sparkaffen „eine fortwährende beſondere Rufmerkſamkeit zu widmen, 
fic) von der Jweckmäßigkeit und Ordnung des Betriebes zu überzeugen, außerordent- 
liche f̃aſſenreviſionen vorzunehmen und anzuordnen und, wo fie Unordnung und Miß- 
bräuche bemerken, mit Ernſt auf deren Abftellung zu drängen“. Demgemäß übte der 
Regierungspräſident und über Candgemeindeſparkaſſen der Landrat als Fommunal- 
aufſichtsbehörde die ſtaatliche Reviſion aus. Daneben waren [don in den früheren 
Satungen allmonatlich ordentliche Aaffentevifionen und alljährlich mindeſtens eine 
unvermutete Reviſion durch den Derwaltungsrat der Sparkaſſe vorgeſehen. Die 
monatlichen faffentevifionen, als vorher feſtſtehende Reviſionen, hatten und haben 
höchſtens den Wert, daß fie eine gewiſſe Ordnung in der ßaſſengebarung ſichern 
können; ein materielles Eingehen auf die beſchäfts führung der Sparkaſſe fand dabei 
nicht ſtatt. Auch die unvermuteten Raffentevifionen durch den Verwaltungsrat konnten 
ein wirklich gründliches Eindringen nicht gewährleiſten, da nur felten dem Dorfikenden 
und den Mitgliedern des Verwaltungsrats die nötige Fachkenntnis eigen war, um in 
der naturgemäß begrenzten Jeit einer ſolchen Reviſion bis zu den Tiefen des Geſchäftes 
vorzudringen. 

Eher bemühte fih darum die Reviſion der fommunalaufſichtsbehörde, mußte fidh aber 
auch, weil nur ſelten wirklich für das Sparkaſſenweſen fachlich geeignete Beamte zur 
Verfügung ſtanden, im weſentlichen auf die Prüfung der Buchführung, des Dochanden- 
ſeins der Beſtände und der Anlagen beſchränken. Auch fanden dieſe Reviſionen aus 
Mangel an Beamten in zuweilen [ehr langen Jwiſchenräumen ſtatt. Ein großer Nachteil 
war, daß in jedem der drei Regierungsbezirke andere Dorſchriften galten, die zudem 
teilweiſe ganz veraltet waren, aber infolge ihrer formalen Weitergeltung neuzeitlichen 
Derbefferungen der kaſſentechniſchen Einrichtungen im Wege ſtanden. Die Vertreter 
der Regierungen in Breslau und Liegnitz empfahlen daher ſchon 1899, daß der Der- 
band für die Einheitlichkeit der Buchführung ſorgen möge. Aber noch im Jahre 1911 
klagt der Derbandsreviſor, daß die Sparkaſſen auch als gut erkannte Neuerungen nicht 
einführen, weil fie bei der nächſten Regierungstevifion genötigt würden, fie wieder 
abzuſchaffen. Für die Fortentwicklung des Sparkaſſenbetriebes konnte hierdurch die 
auffichtsbehördliche Reviſion nicht fo viel beitragen, wie erwünſcht geweſen wäre. бо 
mußte 3. B. bei einer Stadtſparkaſſe, die zwar ſchon 1844 gegründet war, ſich aber im 
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Jahre 1917 zum erſtenmal durch den Derband revidieren ließ, feftgeftellt werden, daß 
fie fih in ihrer Seſchäfts führung noch völlig in den Formen ihres Gründungsjahres 
bewegte, als Anlage nur Aypotheken und Wertpapiere kannte, alle neuen beſchäſts- 
zweige aus ſchloß, dafür aber auch nur 800 000 Mark Einlagen hatte, obwohl die Stadt 
12 000 Einwohner zählte und von wohlhabender Landbevölkerung umgeben wat. 


2. Einführung der Derbandstevifion 


Nachdem die Derbandsrevifion fih im Aannoverfchen Sparkaffenverbande ſchon feit 
1887 bewährt hatte, trat auch der Schleſiſche Derband 1891 der Einführung der Der- 
bandsreviſion näher. Auf der Mitgliederverfammlung begründete der Berichterſtatter 
Oberbürgermeifter fireidel (Gleiwit) die Notwendigkeit und Jweckmäßigkeit der Re- 
viſion vor allem durch die in anderen Bezirken in letzter Jeit mehrfach vorgekommenen 
Unterſchlagungen; gegen diefe hülfen auch nicht die ordentlichen und die unvermuteten 
Raffenrevifionen durch den Verwaltungsrat, weil, wie er offen zugab, die mit anderen 
Derwaltungsaufgaben belaſteten und nicht in der Kaffenverwaltung ausgebildeten und 
großgewordenen Bürgermeifter und Landräte gegenüber der Pflicht, eine Sparkaffe 
gründlichſt nach allen Richtungen hin zu revidieren, zugeben müßten: „Das verſtehen 
wir nicht, mindeſtens nicht fo gut, wie wir es zu verftehen uns felbft und in Rückſicht 
auf die von uns vertretenen Intereſſen wünſchen müßten.“ Es müßten daher zu den 
außerordentlichen Reviſionen wirkliche Sachverſtändige zugezogen werden, womit die 
Benoſſenſchaftsverbände ſchon vorangegangen feien. Er beantragte daher, daß der Der- 
band unter Ablehnung jedes Jwanges den Sparkaffen die Gelegenheit gebe, zu aufer- 
ordentlichen Kaffentevifionen erprobte Sachverſtändige zuzuziehen, daß der Verbands- 
vorſtand geeignete Perſonen auswähle, eine Reviſionsanweiſung ausarbeite, die Be- 
dingungen der Tätigkeit mit ihnen vereinbare und das Deranlaßte dem nächſten Der- 
bandstage zur Genehmigung unterbreite. 

Die Dermeidung jedes Jwanges wurde auch von allen andern Rednern betont. Nur 
der Oberbürgermeifter Brüning (Beuthen) trat von vornherein und auch (pater für die 
Einführung einer regelmäßigen Pflichtreviſion der Sparkaffen durch den Derband und 
auf Roften des Verbandes ein; fein Antrag aber wurde abgelehnt und der Antrag 
Rreidel angenommen. Die völlige Freiwilligkeit der Reviſion wurde auch in den folgen- 
den Jahrzehnten immer wieder betont und feftgehalten. Es war dieſe Forderung ja 
nicht eine Jurückhaltung gegenüber dem Gedanken der Reviſion überhaupt, der viel- 
mehr als notwendig faſt von allen Sparkaffen von vornherein anerkannt wurde, 
fondern entſprang dem Stolze und dem Freiheitsgefühl der Selbſtverwaltung, die pein- 
lich und mißtrauiſch jede Einengung ihrer geſetzlichen Rechte abzuwehren ſuchte und 
um keinen Preis neben der ſtaatlichen Rufſichtsbehörde in dem Derbande fidh eine neue 
Nufſichtsinſtanz groß ziehen wollte. Wir werden in der ſpäteren Darftellung [еђеп, wie 
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diefe Einftellung fih auch gegen jede Derbindung mit der Auffiditsbehörde wandte 
auch in Dingen, die [pater für ſelbſtverſtändlich gehalten wurden. 

Die fo 1891 grundſätzlich beſchloſſene Derbandsreviſion war eigentlich gar keine Tie- 
oifion durch den Derband, ſondern nur die Bereitſtellung von Reoiſtons möglichkeiten, 
deren іф jede Sparkaffe bedienen kannte, aber nicht mußte. Der Verband konnte auf 
Grund des Reoiſionsergebniſſes nur Ratſchläge geben und Derbeſſerungsvorſchläge an 
die Sparkaffenverwaltungen machen. Der abgelehnte Dorſchlag Brüning, eine Pflicht- 
reviſion zu ſchaffen, ſah aber doch den notwendigen Gang der Entwicklung beſſer vor- 
aus; ihm gehörte ſchon vor dem Eingreifen des Staates im Jahre 1925 die Jukunft. 
Die Mitgliederverfammlung 1892 nahm die vom Dorſtand ausgearbeitete Anweifung 
für die Abhaltung von Reviſionen im weſentlichen an. Danach wurde dem Reviſor 
unter bewußtem Derzicht auf ins einzelne gehende Anweifung „umfaffende Prüfung 
der Buch- und Rechnungsführung, überhaupt aller fiaſſeneinrichtungen,“ unter Be- 
zeichnung der Mängel und der notwendigen Abftellungsmaßnahmen zur Pflicht ge- 
macht. Reviſionen follten nur auf Wunfd; der affen ftattfinden; bei unvermuteten Tie- 
viſionen konnte fic) die Kaffe fogar unmittelbar an den Reviſor wenden unter nach- 
träglicher Anzeige an den Derband. Don dem Reoiſionsprotokoll follte der Verband 
Abſchrift erhalten, eine Deröffentlichung der Reoifionsergebniffe follte gegen den Willen 
der revidierten ба[/е nicht zuläſſig fein. Dagegen wurde alljährlich in der Mitglieder- 
derſammlung über das Ergebnis der Reoiſion berichtet. Die бойёп der Reoiſion, die in 
der Anmweifung feſtgeſetzt wurden, follte die revidierte Kaffe tragen. Als Tieviforen 
machte der Derbandsvorſtand im Laufe der nächſten Jahre namhaft: Bürgermeiſter 
Fritz, Gleiwitz; Rendant Dittrich, Breslau; Rechnungsrat Jonas, Görlitz; Reidjsbank- 
rendant а. D. Rechnungsrat Kopp, Breslau; Bürgermeiſter fleinert, Schmiedeberg; 
Hreisſparkaſſenrendant Steinkopf, Glogau; Stadthauptkaſſenrendant Güttih, frey- 
ftadt; Bürgermeifter a. D. Quehl, байр Rreisfparkaffentendant Fiſcher, Oels. 

Das Ergebnis der erſten Jahre der Reviſionstätigkeit befriedigte weder nach Jahl noch 
nach Inhalt der Reviſionen. Jm Jahre 1892 wurde nur eine, 1893 zwei Reoiſionen ver- 
langt, 1894 drei, 1895 eine. Unter den revidierten Raffen befand fith überdies noch eine 
Stadtſparkaſſe, die ſich dreimal revidieren ließ. Uber den wünſchenswerten Inhalt der 
Reviſionen gingen die Meinungen auseinander. Während 1894 der Berichterſtatter in 
der mitgliederverſammlung bemängelte, daß die Revifion nur das Buchwerk, aber nicht 
die materielle Seite der Verwaltung, Innehaltung der Satzung, Ordnungsmäßigheit der 
Urkunden uſw. geprüft habe, verwahrte ſich der Berichterſtatter von 1895 dagegen, 
daß der Reviſor gewiſſermaßen die Tätigkeit des Kuratoriums nachprüfe und Dor- 
ſchläge über Änderung der Kaffeneinrichtungen von ſich aus mache; er wünſchte, daß 
der Reviſor nur als techniſcher Beirat des Kuratoriums revidiere. Angefichts des dürfti⸗ 
gen Ergebniffes dieſer erſten Jahre lauch 1896 wurde nur eine Sparkaſſe revidiert) 
kamen auch den Befürwortern der völlig freiwilligen Reviſion doch Jweifel, ob nicht 
das биет der Pflichtreoiſion oorzuziehen fei, das der fjannooerſche und inzwiſchen 
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auch der Poſenſche Derband angenommen hatte. Junächſt verſuchte man aber der Re- 
vifion von anderer Seite her nachzuhelfen. Der fjauptgrund für die Abneigung der 
Sparkaffen war die Scheu vor den бойёп der Derbandsrevifion, und fie begnügten іф 
daher mit der für fie koftenlofen Reviſton durch die Auffichtsbehörde. Der Derbands- 
vorſtand ſchlug daher 1897 als letztes Mittel vor, verſuchsweiſe auf die Dauer von zwei 
Jahren ein Drittel der Revifionskoften auf den Verband zu übernehmen, andernfalls 
der Derfuch, die Rieviſion einzuführen, als fehlgeſchlagen ſchon jetzt aufgegeben werden 
müßte. Die Mitgliederoerfammlung ſchloß fich dieſem Antrage an. Tatſächlich ließen ſich 
daraufhin im Jahre 1897 zehn Sparkaffen revidieren, 1898 dreizehn, 1899 zehn. 


3. Anftellung eines hauptamtlichen Reviſors 


Da die Reviſion nebenamtlich von einer ganzen Reihe im Caufe der Jahre wech ſelnden 
aktiven und ehemaligen Sparkaffen- und anderen Raffenbeamten und Bürgermeiſtern 
ohne Fühlung miteinander und mit dem Derbandsvorſtand ſtattfand, wurde eine ein— 
heitliche Reviſionshandhabung immer notwendiger. 1898 regte daher der Landrat 
Schroeder, Pleß, an, durch Umfrage feſtzuſtellen, ob ein hinreichend großer Teil der 
Sparkaffen fic) bereitertzlären würde, fich etwa alle drei Jahre oder öfter revidieren zu 
laffen und, wenn dies bejaht würde, einen hauptamtlichen Derbandsreviſor anzuftellen. 
An der Freiwilligkeit der Reviſion ſollte jedoch unbedingt feſtgehalten werden. Die Um- 
frage ergab, daß 53 байїеп fich für regelmäßige Reviſionen ausſprachen, 42 dagegen. 
Stichhaltige Gründe für die Ablehnung wurden allerdings nicht vorgebracht. Die Sorge 
vor einer Beeinträchtigung der Selbftverwaltung ſcheint für das Nein maßgebend ge- 
weſen zu fein. Die Mitgliederoerfammlung beſchloß daher 1899, das im Jahre 1897 
befchloffene Proviforium noch um ein Jahr zu verlängern. krſt als eine zweite Umfrage 
ergeben hatte, daß ſo viel Sparkaſſen einer ſtändigen Reviſion zuſtimmten, daß die 
Revifion von 30 Raffen im Jahre geſichert war, beſchloß 1900 die Mitgliederverfamm- 
lung, einen ftändigen Reviſor anzuftellen. Es wurde ihm außer den bisherigen Reife- 
koften und Dergütungen eine Mindefteinnahme von 3000 Mh. jährlich gewährleiſtet. 
Soweit nicht genügend Sparkaſſen-Reviſionsaufträge vorlägen, ſollte der Reviſor auch 
andere Raffen revidieren. Jm März 1902 trat der Magiſtratsoberſeßretär und Büro- 
vorſteher а. D. Palasky das Amt als Derbandsrevifor an. Damit wurde die einheitliche 
fiandhabung der Derbandstevifion hergeftellt und der Weg für eine allgemeine Er- 
faſſung der Sparkaffen durch eine fachmänniſche Reviſion geöffnet. Da an dem Grund- 
[аб der Freiwilligkeit ſtreng feſtgehalten wurde, dauerte es allerdings noch zwei Jahr- 
zehnte, ehe fic) die letjte ſchleſiſche Sparkaſſe revidieren ließ. Seit 1903 wurde auf Be- 
ſchluß der Mitgliederverſammlung alljährlich ein umfaffender Reviſionshauptbericht 
vom Derbandsreviſor erftattet und, wie [don in früheren Jahren, in der Mitglieder- 
verſammlung darüber berichtet. 
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Ёв wurden revidiert: 


1900: 18 Sparkaffen von im ganzen 135, 


1901: 30 А T a 135, 
1902: 4 x “эвт „ 156, 
1903: 34 5 с „ 140, 
1904: 55 5 277, „ 144, 
1905: 38 2 5 ¢ a ҮЕ 
1906: 31 > oe „ 14g, 
1907: 19 ë „ a 2182: 


geit 1903 wurden daneben alljährlich auch einige Jahresrechnungen von Sparkaſſen ge- 
prüft. Der Rückgang im Jahre 1907 beruhte darauf, daß der Derbandsreviſor Palasky 
wegen hohen Alters im März 1907 ausſchied. Es hielt fee ſchwer, einen geeigneten Nach- 
folger zu gewinnen, obwohl die Anftellungsbedingungen weſentlich verbeſſert wurden. 
Erft in der dritten Rusſchreibung ging eine geeignete Bewerbung ein, und zwar des 
bisherigen fürftl. Reußiſchen Rechnungsrats Siemon aus Gera. Er wurde im Jahre 1908 
als Derbandsreviſor angeſtellt. Die Bedingungen der Anftellung, die im weſentlichen 
auch der Anftellung fpäterer Reviſoren zugrunde gelegt wurden, waren: 

Erhöhung der Tagegelder von 9 auf 15 Mk., Arbeitsvergiitung 15 Mk., Wegfall der 
bisherigen Gewähtleiftung einer Mindefteinnahme, Derpflichtung, bis zu 200 Reviſions- 
tage jährlich zu leiften, Gewährung von Ruhegehalt und ffünterbliebenenverſorgung 
nach ſtaatlichen Grundfäten. Зиг Sicherſtellung der Ruhegehaltsbezüge follte ein бариа! 
von 15 000 Mk. in jährlichen Raten von 500 Mk. durch den fjaushaltsplan des Der- 
bandes angefammelt werden. Die angeſammelten Beträge wurden in mündeſſicheren 
Wertpapieren angelegt und ſind ſpäter der Inflation zum Opfer gefallen bis auf den 
Aufwertungsbetrag. Neben der Reviſion von Sparkaſſen follte der Derbandstevifor 
auch andere kommunale Aaffen revidieren dürfen, wenn die Sparkaffentevifion dazu 
Zeit ließ. DerDerband trug von 1909 an bis zur Inflation für jede Reviſion einer Spar- 
kaffe, die fidh innerhalb von drei Jahren einmal revidieren ließ, ein Drittel der Reife- 
koften und der Arbeitsvergiitung und drei Fünftel der Tagegelder. 1908 beſchloß der 
Dorſtand, eine бог Поп zur Beratung der Reviſionsangelegenheiten einzuſetzen, be- 
ftehend aus drei Dorftandsmitgliedern, die weitere ſachverſtändige faſſen- und Rech- 
nungsbeamte hinzuziehen konnte; die Rommiffion hat aber keine beſondere Bedeutung 
für die Reviſion erlangt, und wurde ſeit 1911 nicht mehr einberufen. Die allgemeinen 
Fragen der Reviſion wurden im Dorftande, ſpäter auch in der Fachkommiſſion und in 
den Bezirksderſammlungen fowie in Beſprechungen der Derbandsleitung mit den 
Teviforen erörtert. 
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4. Die Derbandsrevifion bis zur ſtaatlichen Regelung 1925 


Rechnungsrat Siemon trat im Februar 1908 fein Amt an. Mit ihm war ein erft- 
klaffiger Fachmann gewonnen worden, der ſich durch feine überragende Sachkenntnis 
und feine Gerechtigkeit der Derbandsreviſion raſch die allgemeine Achtung der Sparkaſſen 
verſchaffte und nicht nur als Reviſor, ſondern auch als Berater und Förderer der Spar- 
kaffen Dertrauen und Anfehen bei den Sparkaſſenkuratorien und Sparkaffenleitern zu 
gewinnen verſtand. Die Reviſion wurde über die Prüfung der buchmäßigen Richtigkeit 
der Beſtände und des Juſtandes und der Jweckmäßigkeit der Aaffeneintichtungen 
hinaus ausgedehnt auf die Prüfung der Bilanzaufftellung und Rechnungslegung; 
namentlich in der Bilanzaufftellung herrſchte bei vielen Sparkaſſen noch erhebliche 
Unerfahrenheit. 


Die Jahl der Reviſionen wuchs. Es wurden revidiert: 
1908: 45 Sparkaſſen, 


1909: 48 2 3 Sparkaffentechnungen 
1910: 44 3 
1911: 55 3 
1912: 55 3 
1913: 69 3 
1914: 51 3 
1915: 55 3 
1916: 46 3 
1917: 57 Е К] 
1918: 64 Spar- und Gitokaffen, 3 
1919: 84 4 
1920: 93 4 
1921: 99 3 
1922: 108 6 
1923: 120 4 
1924: 133 3 
1925: 135 13 
1926: 95 19 


Dom 1. Juni 1918 ab wurde als zweiter Reviſor der bisherige Sparkaſſenbuchhalter 
Rokott angeftellt. Auch wurde in dieſem Jahre die Reviſion von anderen Rommunal- 
kaffen wieder aufgenommen. 

Im Jahre 1919 wurde als dritter Revifor der bisherige Stadtkämmerer Schelos ke 
und im Jahre 1922 als vierter Revifor der bisherige Sirokaſſenführer Sauer an- 
geftellt. Rechnungsrat Siemon trat ат 1. Oktober 1923 in den wohlverdienten Ruhe- 
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ftand. kin 1921 erörterter Plan, an die Girozentrale eine Treuhandabteilung zur 
Revifion von ommunalbanken und bankmäßig betriebenen Sparkaffen anzugiiedern, 
wurde aufgegeben, als die Rommunalbankenbewegung rückläufig wurde. 

An der Freiwilligkeit der Reviſion wurde in dem ganzen Jeitraum feſtgehalten; aller- 
dings wurde bei Kaffen, die nach gar nicht oder [don vor längerer Zeit zum leiten 
Male revidiert worden waren, ein fanfter Druck ausgeübt, ſich revidieren zu laffen. 
Noch 1912 mußte der Berichterſtatter feſtſtellen, daß ein Sechſtel aller Sparkaffen, dar- 
unter allerdings viele neu gegründete, noch nicht vom Derbande geprüft waren. Es 
dauerte bis 1922, ehe alle ſchleſiſchen Sparkaffen von der Derbandsreviſion durch- 
revidiert waren. Aus der Freiwilligkeit der Derbandsreviſion folgte an fic) der Grund- 
Тав, daß mit der Vornahme der Reviſion unter Mitteilung des Reviſionsberichts an 
das Sparkaſſenkuratorium der Derband feiner Pflicht genügt hatte. Wie oben erwähnt, 
beſtand auch viele Jahre die Auffaffung, daß es allein Sache der Auratorien fei, auf 
Grund der gezogenen Erinnerungen Maßnahmen zur Abftellung etwaiger Mängel zu 
treffen. Es ergab fih aber bei dieſer Randhabung, daß nicht alle Auratorien die nötigen 
Folgerungen aus den Reviſionsberichten zogen. So mußte ſchon 1914 gerügt werden, 
daß anſcheinend manche furatorien die Reviſion nur beantragten, um fih zu über- 
zeugen, ob Deruntreuungen vorgekommen feien, und, wenn die Reviſion darin nichts 
Ungünftiges ergab, den Bericht zu den Akten legten. Der Derband ging daher dazu 
über, die Auratorien nach der Reviſion anzufragen, was bezüglich der wichtigſten Be- 
mängelungen veranlaßt worden fei. Auf dieſe Weiſe verwandelte ſich die Derbands- 
reviſion allmählich in eine materielle Aufficht über die Abftellung der von der Reviſion 
gerügten Mängel. Wo es nötig erſchien, wurde eine Nadırevifion abgehalten. 

Auch in andern Fragen konnte der Derbandsvorſtand eine größere Derbandsdifziplin 
in der Revifion durchſetzen. In den erſten Jahrzehnten der Reviſion war es üblich, daß 
auch bei unvermuteten Reviſionen dem Dorfitienden des Auratoriums vertraulich die 
bevorſtehende Reviſion angezeigt wurde. Da aber wiederholt die Dertraulichkeit dieſer 
Doranzeigen nicht gewahrt worden war, beſchloß der Dorftand 1924 nicht ohne Wider- 
ſpruch, künftig von den Doranzeigen abzufehen. 

50 war etwa um das Jahr 1923 im Wege der erftarkten Autorität des Derbandes die 
Pflichtreviſion der ſchleſiſchen Sparkaffen Tatſache geworden. Die am 14. Juli 1923 
beſchloſſene neue Satzung des Derbandes fetite unter diefe Entwicklung den Schluß⸗ 
ſtrich. Sie beſtimmte, daß jedes Derbandsmitglied verpflichtet fei, ſich mindeſtens in 
zwiſchenräumen von drei Jahren durch die Derbandsreviſion revidieren zu laſſen. 


5. Das Derhältnis der Derbandsreviſion zur Auffichtsbehörde 


Da die Derbandsreviſion eine freiwillig übernommene und getragene kinrichtung der 
Selbftverwaltung war, blieb die Reviſion der Aufficitsbehörde nach wie vor in vollem 
Umfange als die eigentliche geſetzliche Reviſion der Sparkaffen beſtehen. Die Dertreter 
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der Auffichtsbehörde, die feit 1894 (ай immer an den Mitgliederverſammlungen teil- 
nahmen, fetten fih aber von Anfang an eifrig für die Ausbreitung der Derbands- 
tevifion ein, als einer notwendigen Ergänzung und einer gründlicheren Durchprüfung, 
als fie der aufſichtsbehördlichen Reviſion möglich fei. Die Dertreter des Minifteriums 
traten wiederholt dafür ein, die Pflichtrevifion des Derbandes einzuführen. Allerdings 
lehnte der Oberpräſident 1896 eine Anregung des Oberbürgermeifters Areidel ab, die 
dahin ging, der Oberpräſident möchte nach dem Dorgange des Oberpräſidenten von 
баппооег beftimmen, daß die Sparkaffen, die fih durch den Derband revidieren laffen, 
nur dann noch auffichtsbehördlich revidiert werden follen, wenn befondere Umftände 
es erwünſcht erfcheinen ließen. Der Dertreter des ſchleſiſchen Oberpräfidenten hielt dies 
für bedenklich, weil dann, wenn ſolche Sparkaffen nur geprüft wurden, falls fich ein 
verdächtiger Umſtand bemerkbar mache, der Sparer mißtrauiſch und die Sparkaſſe, 
ſelbſt wenn ſich herausftellte, daß kein Grund zum Mißtrauen vorliege, geſchädigt 
werden könnte. Das Tlebeneinanderbeftehen beider Reviſions formen führte allerdings 
gelegentlich zu der Unzuträglichkeit, daß beim Derbande beantragte Reviſionen ab- 
geſagt wurden, weil inzwiſchen die Regierung geprüft habe, oder daß, wenn dies nicht 
geſchah, der Derbandsrevifor kurze Zeit nach einer Rufſichtsreviſion ſeinerſeits zur 
Derbandstevifion erfdien. 

Mit dem zunehmenden Anfehen der Derbandsreviſion trat im Laufe der zeit der tat- 
ſächliche Juſtand ein, daß die Rufſichtsbehörde bei den vom Derbande geprüften Spar- 
kaffen von einer aufſichtsbehördlichen Prüfung abfah und nur bei Eintritt größerer 
Unftimmigkeiten felbft unter Juziehung des Derbandstevifors prüfte. Dagegen kam es 
auf einem anderen Gebiete zwiſchen der Auffichtsbehörde und den Sparkaffen zu 
Meinungsverfchiedenheiten. 1901 erklärte der Minifter des Innern in einem krlaß an 
die Oberpräfidenten, daß bei aller Anerkennung der erfreulichen Ergebniffe der Der- 
bandstevifion doch das Juſammenarbeiten mit der Auffichtsbehörde zu wünſchen übrig 
ließe, da nicht überall die Ergebniffe der Reviſion den Oberpräſidenten mitgeteilt 
würden. Er empfahl den Oberpräfidenten, ſich mit den Sparkaſſenverbänden hierüber 
ins Einvernehmen zu ſetjen. Dieſer uns heute ſelbſtverſtändlich erſcheinende Wunſch des 
Minifters erregte beim Derbande die ſchwerſten Bedenken, die ſich aus der Gefamt- 
haltung einer eiferſüchtig ihre Freiheit wahrenden Selbſtverwaltung ergaben. Es wurde 
befürchtet, daß die Derbandsrevifion ſchweren Schaden erleiden oder gar ganz auf- 
hören würde, wenn das, was bisher auf vertrauensvoller, freiwilliger Entſchließung 
beruhe, nun unter einem gewiſſen jwang vor fih gehen folle. Dergeblich bemühte [іф 
der Dertreter des Miniſteriums, Geheimrat von Anebel-Döberit;, die Bedenken zu zer- 
ſtreuen. Erft als auf Deranlaffung des Minifteriums der Ausfchuß des Deutſchen Spar- 
kaffenverbandes den Wünſchen des Staates entgegenkam, beſchloß die Mitglieder- 
verfammlung 1902 einen vermittelnden Dorſchlag, den die egierungen annahmen und 
der dahin ging: der Sparkaffentag erkenne an, daß den Auffichtsbehörden das Recht 
zuſtehe, von dem Dorftande der Sparkaffe den Reviſionsbericht einzufordern, fie würden 
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aber gebeten, von der Einreichung der Protokolle durch den Derband abzufehen 
und diefe auch von den Sparkaffen nur ausnahmsweiſe bei wichtigen Anläffen ein- 
Zufordern. 

Die gedruckten Berichte über die hauptſächlichſten Wahrnehmungen des Derbands- 
reviſors, über die bei den Mitgliederverſammlungen alljährlich berichtet wurde, ſollten 
auch der Rufſichtsbehörde überfandt werden. Auf Verlangen der Auffichtsbehörde 
follten dieſer die Namen der im vergangenen Jahre geprüften und im nächſten Jahre 
zu prüfenden Sparkaſſen angegeben werden. 

Seit 1924 wurden die Reviſionsberichte über die Sparkaſſenreviſion den Regierungs- 
präfidenten abfchriftlich mitgeteilt. 


6. Die aufſichtsbehördliche Neuregelung, Entwicklung bis zur Gegenwart 


Die vielfachen Untegelmafigkeiten in der Gefhäftsführung der Sparkaffen, die als 
Folge des Arieges und der Inflation eintraten, und die Derlufte, die manche Sparkaffen 
aus dem Areditgefchäft erlitten, veranlaßten die Rufſichtsbehörde, die bisherige 
Revifion der Sparkaffenverbände ſtraffer zu geftalten. Der WMinifterialerlaß vom 
30. Dezember 1925 verwandelte auf Grund eines Abkommens mit dem Deutſchen Spar- 
kaffen- und Giroverbande die bisherige Derbandsreviſion in eine Revifion kraft Ruf- 
trages der Auffichtsbehörde, der [іф die Sparkaſſen in den in der Satzung beſtimmten 
Jwiſchenräumen zu unterwerfen hatten. Die Derbandsrevifion wurde dadurch organiſch 
mit der ſtaatlichen Sparkaſſenaufſicht verbunden und in diefe eingegliedert. Der Der- 
bandsrevifor wurde zugleich Ailfsorgan des Regierungspräſidenten. Die Bericht- 
erftattung wurde nach vorgeſchriebenem Mufter neu geregelt und die Verfolgung der 
Erinnerungen ſichergeſtellt. 

Der Derband baute in der Folgezeit die Sparkaffentevifion erheblich aus. Am 1. Juli 
1928 führte er die Mitwirkung von Derbandsreviforen bei den unvermuteten Prü- 
fungen ein, die der Sparkaffenvorftand nach der Satzung vorzunehmen hat. Die Er- 
fahrung hatte gelehrt, daß dieſe unvermutete Prüfung nicht immer ſehr eingehend 
vorgenommen wurde. Dies war erklärlich, da die im Erwerbsleben ſtehenden Dor- 
ſtandsmitglieder dieſen Geſchäften nur kurze Jeit widmen konnten und ihre Sach- 
kenntnis dem heutigen Sparkaſſenbetriebe doch nur felten gewachſen war. Der Der- 
bands reviſor follte in kurzen, höchſtens eintägigen Reviſionen zuſammen mit den Dor- 
ſtandsmitgliedern diefe Reviſionen vornehmen. Dadurch follte auch den Dorftands- 
mitgliedern felbft eine Anleitung zu ſachverſtändiger und eingehender Reviſion gegeben 
werden. Die Einrichtung fand ſolchen Beifall, daß in der zweiten Hälfte des Jahres 1928 
66 Dorſtandsprüfungen ftattfanden, 1929 aber ſchon 150. In demſelben Jahre 1928 
machte der Verband den Derſuch, den kleineren Aommunaloerbänden, die ein eigenes 
Rechnungsamt für die laufende Prüfung der geſamten Verwaltung ſich nicht einrichten 
konnten, einen Erfat; dafür zu bieten durch Einführung der Bezirksreviſion. Es wurde 
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zunächſt probeweiſe ein Derbandsrevifor einem abgegrenzten Bezirk von ſieben Rom- 
munalverbänden im Regierungsbezirk Breslau zur Derfügung geſtellt, der die laufende 
Prüfung der Spar- und fommunalkaffen aller Art in dieſem Bezirke durchzuführen 
hatte. Wenn auch der Verſuch die Durchführbarkeit dieſes Planes ergab, fo verfolgte 
ihn der Verband doch nicht weiter, weil damals die Derhandlungen über Neuordnung 
des kommunalen Revifionswefens in ein entſcheidendes Stadium einzutreten ſchienen. 
Nach der vom Deutfchen Sparkaffen- und Siroverbande aufgeſtellten Ordnung für die 
Reviſion der Sparkaffen von 1929 follte jede Sparkaffe alljährlich geprüft werden. Der 
Miniſterialerlaß vom 13. Juni 1929 ordnete an, daß ab 1. Januar 1931 alljährlich die 
Sparkaffen außerordentlich zu prüfen feien. Dieſer Idealzuſtand konnte nicht erreicht 
werden, weil namentlich die Prüfung der Aufwertungsbilanzen die Reviſion ſehr ftark 
beſchäftigte, und es nicht anging, wegen dieſer zeitlich begrenzten Tlebenaufgabe den 
Apparat der Revifion für die Dauer zu verſtärzen. ffilfsreviſoren wurden eingeftellt, 
um möglichſt die Jahresreviſion durchzuführen. Zur Dereinheitlichung und Dertiefung 
der Reviſion wurden 1932 eine beſondere Reviſionsordnung, ein Arbeitsplan und Richt- 
linien für die Aufftellung der Reviſionsberichte ausgearbeitet, die den Gang und Inhalt 
der Prüfung regelten. Die Junahme der Reviſionsarbeit führte 1932 zur Bildung einer 
eigenen Reviſionsabteilung in der Gefchäftsftelle des Derbandes und zur Beftellung 
eines Reviſionsdirektors, der die Einheitlichkeit der Reviſionen ſicherſtellen ſollte. Als 
ſolcher wurde der bisherige Oberreviſor Sauer ernannt, der am 1. Januar 1933 ſein 
neues Amt antrat. Jur Weiterbildung der Reviſoren wurde neben den Beſuchen der 
vom Deutſchen Sparkaſſen- und Giroverbande feit 1925 abgehaltenen Reviforenkurfe 
feit 1932 mit anderen Sparkaſſenverbänden ein Austaufc von Verbandsreviſoren auf 
kürzere Feit vereinbart, wodurch die eigenen Reviforen die Reviſionstechniß anderer 
Derbände kennenlernten, der eigene Verband aber aus den Erfahrungen der ein- 
getaufchten fremden Reviſoren lernen konnte. 

Die als Folge der rife ооп 1931 von der Reichsregierung für nötig gehaltene Spar- 
kaffenteform wirkte fidh auch auf das Sparkaſſenreviſionsweſen aus. Die Dritte Not- 
verordnung vom 6. Oktober 1931 beſtimmte, daß der Jahresabſchluß der von den 
fförperſchaften des öffentlichen Rechts unterhaltenen Betriebe und der Betriebe mit 
eigener Perfönlichkeit des öffentlichen Rechts alljährlich von ſachverſtändigen Prüfern 
[Bilanzprüfern) zu revidieren fei. Den Bemühungen des Deutſchen Sparkaffen- und 
Giroverbandes gelang es, die Reviſion den Sparkaſſenverbänden zu erhalten, jedoch 
ſtellte der Erlaß des preußiſchen Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit vom 2. Oktober 
1933 die Bedingung, daß die Revifionsftellenleiter die Prüfung für öffentlich beſtellte 
Wirtſchaftsprüfer abzulegen hätten. Dieſe Prüfung hat der Revifionsdirektor Sauer 
abgelegt. 

Im Jahre 1934 wurde die Reviſion in Preußen grundlegend geändert. Der Erlaß vom 
17. Januar 1934 verlagerte den Schwerpunkt der Revifionstatigkeit von der bis- 
herigen unvermuteten fjauptreviſion auf die Prüfung des Jahresabſchluſſes. Die Ein- 
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führung des Bilanzbeſtätigungsvermerkes fteigerte die Einwirkungsmöglichkeiten, aber 
auch die Derantwortung der Derbandstevifion; diefelbe Wirkung hatte die Dorprüfung 
der Derwaltungskoftenvoranfcdläge der Sparkaffen, die nach dem krlaß vom 3. De- 
zember 1934 von der Auffichtsbehörde zu genehmigen find. Wie fic) diefe Neuregelung 
auf Umfang und Inhalt der unvermuteten Reviſionen auswirken wird, muß die prak- 
tiſche Erprobung lehren. Die in $ 35 des Reichsgeſetzes über das ßreditweſen vor- 
gefehene Prüfung des Depotgeſchäftes übertrug der Reichskommiſſar für das redit- 
weſen durch Bekanntmachung vom 1. Auguft 1935 der Wirtſchaftsgruppe Sparkaffen, 
die ihrerfeits die Sparkaffenverbände mit der Prüfung bei den Sparkaffen ihres Ge- 
ſchäftsbereiches beauftragte. 


In den Jahren 1927 bis 1935 führte der Riederſchleſiſche Sparkaffenverband folgende 
Prüfungen aus: 


1927 76 bei Sparkaſſen 19 Jahrestechnungen 
leinſchl. Girokaffen von Sparkaffen 
und kommunalen 
Banken) 

1928 95 С ferner 66 Dorftandsprüfungen 30 

nach $ 12 der Mufter- 
ſatjung 

1929 84 2 150 2 24 

1930 60 n 158 5 25 5 

1931 89 т 135 а 32 

1932 115 2 122 К 27 

1933 103 N 85 А 35 2 

1934 96 n 73 З 125 „ für 1933 

6 „ früh. Jahre 

1935 59 2 71 а 145 „ für 1934 

(1955 einſchließlich Oberſchleſien) 1 „ für 1933 


Daneben wurden 1928 13 Bezickstevifionen bei 7 Rommunalverbänden des Probe- 
bezicks ſſiehe oben 9. 137) vorgenommen. Ferner wurden 1930 88 und 1951 49 Ruf- 
wertungsbilanzen von Sparkaffen geprüft. Die Зай der Dorſtandsprüfungen ging feit 
1931 zurück, da manche Rommunalverbände aus krſparnisgründen von der Mit- 
wirkung eines Detbandsrevifors bei der Dorſtandsprüfung abfahen. 

Die Jahre 1934 und 1935 zeigen in ihren Ziffern die Derlagerung des Schwergewichts 
der Reviſion von der unvermuteten Prüfung auf die Prüfung der Jahresrechnung in- 
folge des Erlaffes vom 17. Januar 1934. 
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Der Oberſchleſiſche Sparkaffenverband prüfte: 


1927 20 Sparkaſſen 7 Jahresrechnungen 

о. 1. 4. ап 

1928 32 2 9 7 

1929 30 x 5 Dorftandsprüfungen nach 11 „ u. Bilanzen 
$ 12 der Muſterſatjung 

1930 30 A 17 8 u. Bilanzen 

1931 31 5 18 6 

1932 28 Е 15 И 5 

1933 24 2 2 5 10 


1834 29 3 55 Я für 1933 


Die jahlen für 1935 find in denen des Niederſchleſiſchen Sparkaffenverbandes mit ent- 
halten, da Anfang 1935 die nieder- und oberſchleſiſche Reviſionsſtelle zu einer einheit- 
lichen Revifionsftelle verſchmolzen wurden. Die Prüfungen von Tlebenftellen von 
Sparkaffen find, wie bei Niederfchlefien, nicht als beſondere Prüfungen gezählt. Außer- 
dem wurden 1930: 8 und 1931: 28, zuſammen 36 Aufwertungsbilanzen von Spar- 
kaffen geprüft. 

Als Roften der Reviſion wurde den revidierten Kaffen urſprünglich ein Betrag be- 
rechnet, der fidh zuſammenſetzte aus den Reiſekoſten und Tagegeldern des Reviſors und 
einer Arbeitsvergütung für jeden Tag der Reviſionsdauer. Seit 1918 wird für den 
Reviſionstag eine Pauſchgebühr erhoben, die jene Einzelbeträge in ſich ſchließt. Nach 
Einftellung von ffilfsreviſoren wurde die Pauſchgebühr geftaffelt für Reviſoren und 
niedriger für Ailfsteoiforen. Sie betrug zuletzt bei Sparkaſſenreviſionen 50 RM. für 
die Reviſion des Derbandsreviſors, 40 RM. für die des Ailfstevifors (bei боттила!- 
kaffentevifionen 52 und 37 R.), für Rechnungsprüfung in der Gefdäftsftelle des 
Derbandes 25 RM. je Arbeitstag. 


7. Revifion kommunaler faffen und Betriebe 


Паф den für die verſchiedenen Tiegierungsbezirke erlaſſenen Kaſſeninſtruktionen 
waren alle Bommunalkaſſen monatlich einmal angefagt und mindeſtens jährlich ein- 
mal unvermutet durch den ommunalverbandsleiter oder durch dazu eingefetite fiaſſen⸗ 
prüfungskommiffionen u. dgl. zu prüfen. Das Urteil über den Wert dieſer Reviſionen 
war einſtimmig. Bei der fürze der zur Verfügung ftehenden Зей war bei den an- 
gefagten monatlichen бай епсео опеп eine eingehende Prüfung des Buchwerkes über- 
haupt nicht möglich. Da die Prüfungen nach einem beſtimmten Schema ſtattfanden, 
wußte jeder faſſenbeamte, was geprüft und was nicht geprüft wurde. Aber auch den 
unvermuteten Prüfungen maßen die Kommunalverbandsleiter felbft nur geringen 
Wert bei, da weder Feit noch Sachkenntnis in den meiſten Fällen genügten, um wirk- 
lich in den Juſtand der faffe tiefer einzudringen. Der Sparkaffentag von 1891 hatte 
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an fic] nur die Einführung der Revifion für Sparkaffen beſchloſſen, und auch die erfte 
Dienftanweifung für den Derbandstevifor vom 25. Juni 1892 [рсаф nur von Spar- 
kaſſenreviſionen. Trotidem wurde es ſchon im erften Jahre und dann wiederholt nötig, 
wenn Sparkaſſe und Rommunalkaffe vereinigt waren, auch die Rommunalkaffe zu 
prüfen. Bald wurden auch felbftändige Rommunalkaffen auf Antrag geprüft (1908: 
7 баеп, 1909: 14, 1910: 18, 1911: 11, 1912: 18, 1913: 4). Seit 1914 mußte hiervon 
wieder abgefehen werden, weil die Prüfung der Sparkaffen den Derbandsrevifor voll 
in Anfprudh nahm. Der Niederfclefifche Städtetag im Regierungsbezirk Liegnit; (0141 
fich eine eigene Prüfungseinrichtung durch einen hauptamtlichen und durch nebenamt- 
liche Reviforen. 

Im Jahre 1918 beſchloß die Mitgliederverfammlung, auch die Prüfung von om- 
munalkaffen wieder als Derbandsaufgabe zu übernehmen und die nötigen Reviſoren 
anzuſtellen. Der neue Gefchäftszweig nahm alsbald einen großen Rufſchwung. Es 
wurden geprüft: 

1918: 28 fommunalkaſſen, 


1819: 73 

сэт 4) | einfchließlich befonderer Steuer- und Betriebswerks- 
1922: gg ү kaffen ſowie Betrieben der friegswirtſchaft 

1923: 79 в „darunter 9 Steuer-, Betriebswerks- und fonftige байеп 
1 924 5 78 яз 27 12 X 5 ” ” ” 
1925: 134 is 2 44 y 2 = 20 л 
1926: 103 2 А 3 2 5 а > 
1927:*) 87 2 В 28 А 2 2 ” 
1928: 99 5 8 24 2 ? 2; ” 


Dazu traten 1928 noch 13 Bezirksreviſionen in den 7 Rommunalverbinden des Probe- 
bezirks (fiehe oben 5. 137). Im Jahre 1928 übernahm der Niederſchleſiſche Derband 
auch bei den Rommunalkaffen (wie bei den Sparkaffen) die Mitwirkung bei den 
den Aommunalverbandsleitern obliegenden unvermuteten Prüfungen von kommunal- 
kaffen. Es wurden in demſelben Jahre (chon 55 derartige Prüfungen von der Derbands- 
tevifion durchgeführt. Puh wurde in fteigendem Maße die Prüfung von Jahres- 
rechnungen kommunaler Aaffen übernommen (1927: 17 Rechnungsprüfungen, 1928 
ſchon 27). In den nächſten Jahren trat die Reviſion der Rommunal-, Steuer- und 
Betriebswerkskaffen, aber auch der Betriebsverwaltungen allmählich nach Umfang 
und Inhalt gleichwertig neben die Sparkaſſenreviſion des Verbandes. Außerhalb 
der eigentlichen Reviſionsarbeit wurde die Derbandsrevifion auch die Betreuerin 
der Aaffen durch gutachtliche Tätigkeit in Fragen der Organifation, zweckmäßiger 
`] In dem durch das Rusſcheiden der oberſchleſiſchen Kommunaloerbände feit 31. März 1927 ver- 


kleinerten Derbandsbezicke. In Oberſchleſien wurden 1927 31 und 1928 65 kommunale und 
ſonſtige Raffen geprüft. 
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Gefdhäftseinrichtungen, Umgeftaltung der Buchführung und in Perfonalfragen. — 
Ende 1929 trat die Reichsregierung mit der Abficht hervor, die Reviſion der Kommunal- 
kaffen, Betriebe und Derwaltungen einer eventuell neu zu ſchaffenden, unter Reichs- 
aufficht ſtehenden Einrichtung zu übertragen. Damit war die von der Selbſtverwaltung 
geſchaffene Reviſionseintichtung in ihrem Weſen und in ihrem Beſtande gefährdet. Die 
Stellung der Selbſtverwaltungsteviſion in Deutſchland war dadurch ohnehin erſchwert, 
daß nicht überall die Selbftverwaltungen ſolche kinrichtungen geſchaffen hatten. Ins- 
befondere in Weſtdeutſchland hatten die Sparkaffenverbände fidh bisher abgeneigt ge- 
zeigt, die kommunale Revifion in ihren Aufgabenkreis einzubeziehen, und andere Selbft- 
verwaltungseintichtungen, um diefe Lücke zu füllen, waren nicht geſchaffen worden. 
Um fo mehr bemühten fic) die preußiſchen Sparkaffenverbände, die diefe kommunale 
Reviſion ausgebaut hatten, befonders Brandenburg, Sadıfen-Thüringen-Anhalt und 
Schlefien, fih das Arbeitsfeld zu erhalten und mit den kommunalen Spitzenverbänden 
zufammenzugehen. In Schleſien führten die Berhandlungen zwiſchen den beiden Spar- 
kaffenverbänden, dem Schleſiſchen Städtetag, den Candkreisverbänden und den Land- 
gemeindeverbänden 1930 zur Bildung eines gemeinſchaftlichen Reviſionsausſchuſſes, 
der die Oberleitung des kommunalen Reoifionswefens übernehmen follte. Der fjaupt- 
teil der kommunalen Reviſion follte nach wie vor ооп den Sparkaſſenverbänden 
ausgeübt werden, daneben aber, namentlich für die größeren Städte, auch andere 
Reviſionseintichtungen ſowie Wirtfhaftsprüfer herangezogen werden. Die drei Re- 
gierungspräfidenten ſtimmten dieſer Regelung zu. Seit dem 1. Januar 1931 galten die 
vom Sparkaffenoerbande vorgenommenen Revifionen als ſolche des gemeinſchaftlichen 
Reviſionsausſchuſſes. 

Als die 3. Notverordnung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1931 die Prüfung der 
Jahtesabſchlũſſe der öffentlich- rechtlichen Betriebe durch ſachverſtändige Prüfer [Bilanz- 
prüfer) vorſchrieb, ſuchte natürlich die Selbſtverwaltung ihre bisherigen eingeführten 
und erprobten Reviſionseintichtungen zu erhalten und ihre Anerkennung als Bilanz- 
prüfer zu erreichen. Dieſe Beſtrebungen wurden nicht dadurch gefördert, daß im Jahre 
1932 die vom Deutſchen Städtetag gegründete „Wirtſchaſtsberatung deutſcher Städte 
H.-G.“, deren groß aufgezogener Apparat nicht voll beſchäftigt war, fih bemühte, eine 
Art Monopol für die kommunale Revifion zu erhalten. Dieſe Seſellſchaft, die bisher 
hauptſächlich große und größere Städte mit Sachkunde und Erfolg geprüft hatte, plante, 
fih als Einheitsorganifation für Deutſchland oder wenigftens für Preußen aus- 
zugeftalten derart, daß in den Provinzen die beftehenden Reviſionseinrichtungen als 
Filialen der Seſellſchaft unter ihrer Leitung angegliedert werden follten. Diefe Be- 
ſtrebungen wurden jedoch nicht nur von den betroffenen Sparkaffenverbänden, fondern 
— bei aller Anerkennung des Wertes einer namentlich die befonderen Derhältniffe der 
Großftädte prüfenden Seſellſchaft — von derMehrzahl der mittleren und kleineren Rom- 
munalverbände abgelehnt, da diefe an den bisherigen bewährten Reviſionseinrichtun- 
gen fefthalten wollten. 
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Die [pätere Entwicklung warf alle diefe Pläne über den haufen. Die Gemeindefinanz- 
ordnung vom 2. November 1932 verpflichtete die Gemeinden, einem überörtlichen 
Prüfungsverbande anzugehören, der an den Deutſchen Gemeindetag und deſſen Unter- 
verbände, alfo in Schleſien an den Schleſiſchen Gemeindetag, angegliedert wurde und 
das fjaushalts-, Kaffen- und Rechnungsweſen der Gemeindeverbände regelmäßig zu 
prüfen hatte. Damit war für die Reviſion des Sparkaffenverbandes nur der beſchränkte 
Rreis der nicht zu den Pflichtreviſionen gehörenden, freiwillig vom Gemeindeverbande 
beantragten Reviſionen zugänglich. Durch Derhandlung mit dem überörtlichen Prüfungs- 
verbande wurde aber wenigftens erreicht, daß die Reviſion des Sparkaſſenoerbandes 
in [асвет Maße zu den Pflichtprüfungen herangezogen wurde. Ruch diefe Regelung 
hatte nicht lange Beftand. Das Gemeindefinanzgefeti vom 15. Dezember 1933 hob die 
eben geſchaffenen überörtlichen Prüfungsverbände wieder auf und ſetzte an ihre Stelle 
Gemeindeprüfungsämter, die bei den Regierungen und Landratsämtern zu bilden 
waren. Ainfichtlich der Prüfung der öffentlich- rechtlichen Betriebe, die nach der oben 
erwähnten Derordnung vom 6. Oktober 1931 durch Bilanzprüfer erfolgen follte, be- 
ſtimmte die Durchführungsverordnung vom 30. März 1933, daß als Bilanzprüfer 
die öffentlich beſtellten Ши ай өрг ес gelten ſollten. Die vom Gemeindefinanzgefet 
getroffene Regelung wurde wiederum aufgehoben durch die Deutſche Gemeindever- 
ordnung vom 30. Januar 1935, die in § 103 vorſieht, daß für die überörtliche Prüfung 
eine Hnſtalt des öffentlichen Rechts errichtet wird; bis zu ihrer Errichtung feren die 
Gemeindeprüfungsämter ihre Tätigkeit fort. 

In den Jahren 1929 bis 1933 nahm der Niederfchlefifche Sparkaffenverband Prüfun- 
gen vor bei 


1929: 122 fommunal- darunter 40 Betriebswerks- 137 Dorſtands- 25 Rechnungs- 


kaffen u. andere Ќа[еп prüfungen prüfungen 
1930: 67 „ S5 wl 2 138 5 25 
1951: 86 „ „ 24 2 127 2 19 
1932: 103 „ iy 25 z 101 7, 25 
1933: 81 19 2 78 А 40 


Der Oberſchleſiſche Derband prüfte 
1929: 90 kommunale und andere Raffen 


1930: 62 2 7 
1931: 47 
1932: 36 
1933: 43 


einſchließlich der Dorftandsprüfungen und Rechnungsprüfungen. 

Im Jahre 1934 erreichte die Prüfungstätigkeit der Sparkaffenverbände mit der Prü- 
fung von nur noch 15 kommunalen Raffen in Niederſchleſien und 5 in Oberſchleſien ihr 
Ende infolge der oben dargeſtellten Neuregelung des kommunalen Prüfungsweſens. 
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Abſchnitt V: 


Unterricht. Fortbildung. Beamtenfürſorge 


1. Ausbildung der Sparkaffenbeamten und -angeftellten 


In den erften Jahrzehnten feines Beftehens hat der Derband fih mit der Ausbildung 
der Sparkaffenbeamten nicht befaßt. Erft als die fortſchreitende Entwicklung der Kaffen 
eine beffere Ausbildung der Beamten notwendig machte, und als die Berichte der Re- 
vifion auf die Mängel hinwiefen, die infolge des Fehlens von Fortbildungsmöglich- 
keiten entftanden waren, wurden 1912 zuerſt бие für Sparkaffenbeamte über Ge- 
[häftsbetrieb, Buch- und Rechnungs führung, einfache und kaufmänniſche Buchführung, 
Technik des Scheck-, Giro- und Wechſelverkehrs abgehalten, die ſofort von 62 Teil- 
nehmern beſucht waren. Dieſe ſeitdem regelmäßig (mit Unterbrechung im Weltkriege 
1916 bis 1918) abgehaltenen бие wurden ergänzt durch Sonderkurfe, 5. B. 1916 in 
der Handhabung des Giro- und Scheckverzehrs mit 161 Teilnehmern und feit 1921 
getrennt in бие für Anfänger und für Fortgeſchrittene. 1925 befchloß der Derband 
auf Grund einer Dereinbarung zwiſchen dem Deutfchen Sparkaffen- und Giroverbande 
und den kommunalen Spitzenverbänden, die Ausbildung der Sparkaffenbeamten um- 
zugeſtalten. Danach follte die erfte Unterrichtung, die mit der erſten Prüfung abſchloß, 
gemeinſam mit den Derwaltungsbeamten ſtattfinden, und die Prüfung ſollte vor den 
Prũfungs ausſchüſlen abgelegt werden, die von den Verbänden der Städte, reife und 
Landgemeinden und der Beamten für die erſte Derwaltungsprüfung eingefeyt waren. 
Für die Sparkaffenbeamten ſollte lediglich neben dem vorbereitenden furſus ein Er- 
gänzungslehrgang in den Sparkaffenfächern hinzutreten. Für die weitere Ausbildung 
der Sparkaffenbeamten ſollte, unabhängig von der Ausbildung det Derwaltungs- 
beamten, ein eigener Ausbildungslehrgang von drei bis vier Wochen Dauer vom Der- 
bande eingerichtet werden, der mit der mündlichen und ſchriftlichen zweiten Sparkaffen- 
beamten-Prüfung abſchloß. Der Prüfungsausſchuß follte aus drei vom Sparkaffen- 
verbande und je einem von den nieder- und oberſchleſtſchen Beamtenverbänden zu 
ſtellenden Mitgliede beftehen. 4 

1928 ſchloſſen fih der Oberſchleſiſche und der Niederſchleſiſche Sparkaffenverband 
als Mitträger der von den kommunalen Spitzenverbänden Schlefiens neu errichteten 
Deamtenfachſchule in Breslau an, die am 1. Oktober 1927 ins Leben getreten war. Die 
Fachſchule follte von 1928 an auch die Ausbildung und Prüfung der Sparkaſſenbeamten 
übernehmen. Dies gelang aber zunächſt nur für die Vorbereitung zur 1. Prüfung, 
wobei für die Sparkaſſenbeamten der Sparkaffenverband regelmäßig einen kurzen 
krgänzungslehrgang mit beſonderer Prüfung veranſtaltete. Seit 1934 wurde der 
krgänzungslehrgang in den Lehrplan der Fachſchule für Derwaltungsbeamte eingebaut. 
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Die Dorbereitung zur zweiten Prüfung auf die Schleſiſche Beamtenfachſchule zu über- 
nehmen, gelang zunächſt noch nicht. Es meldeten fih zu wenig Teilnehmer, weil die 
vorbereitenden Lehrgänge vier Monate dauern follten, und die meiſten Sparkaffen ſich 
ſcheuten, Beamte fo lange zu beurlauben und ihnen durch Fortzahlung des Gehalts die 
Teilnahme an dem Unterricht zu erleichtern. Der Sparkaffenverband hielt daher 1928 
noch einmal feinen Lehrgang für die zweite Prüfung und dieſe ſelbſt in der bisherigen 
Weife ab. Erft 1930 kam der erſte „Rufbaulehrgang“ für die zweite Sparkaffen- 
beamtenprüfung an der Beamtenfachſchule mit anſchließender Prüfung zuſtande, der 
ſeitdem regelmäßig wiederholt wurde. 

Die krgebniſſe der Prüfungen waren folgende: 


Ergänzungslehrgang Aufbaulehrgang 
1. Prüfung 2. Prüfung 

Teilnehmer | Prüfung beftanden Teilnehmer | Prüfung beftanden 
1925/26 41 31 24 24 
1927/28 = — 28 24 
1928/29 39 35 14 13 
1929/30 40 39 - - 
1930/31 31 27 23 23 
1931/32 40 38 20 20 
1932/33 19 19 -- — 
1933/34 8 8 27 27 
1934/35 12 12 31 31 
1935/36 17 17 39 38 


Neben diefen vorzugsweife für jüngere Beamte und zur Dorbereitung für die Prüfung 
beftimmten Rusbildungsmöglichkeiten ſchuf der Derband feit 1926 neue Fortbildungs- 
und Rusſprachemöglichkeiten für Sparkaffenleiter; fo 1926 einen ſechstägigen Leht- 
gang für kaufmänniſche Buchführung mit 50 Teilnehmern und feit 1930 alljährlich 
einen vier- bis ſechstägigen Fortbildungs- und Rusſprachelehrgang, dem jedesmal 
60 und mehr Teilnehmer folgten. 

1927 bis 1929 wurden ferner auch für Rommunalverbandsleiter fechstägige Leht- 
gänge in kaufmänniſcher Buchführung und Reviſionstechniß abgehalten, die von 
102 Teilnehmern beſucht waren. Diel Anklang fanden beſonders auch die feit 1929 
abgehaltenen drei- bis viertägigen Fortbildungs- und fusſprachelehrgänge für zweite 
und nachgeordnete Sparkaffenbeamte. Dagegen fand ein Dorſchlag des Derbandes 
1930, daß Sparkaffen geeignete jüngere Beamte auf kurze Jeit miteinander aus- 
tauſchen, um den Beamten Einblick in andere Berhältniffe zu geben und ſie dadurch 
vielſeitiger zu machen, leider nur ſehr wenig Entgegenkommen bei den Sparkaffen. 
1935 veranftaltete der Derband in Juſammenarbeit mit dem Arbeitsamt Breslau einen 
Umſchulungslehrgang für ſtellungsloſe Angeftellte in Sparkaffenredit und Betriebs- 
lehre mit 22 Teilnehmern. 
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2. Fortbildung der Rommunalkaffen- und Rechnungsbeamten 


Nachdem der Verband fidh der Buchhaltung der fſommunalkaſſen durch Ausarbeitung 
der kinheitsbuchhaltung (ſiehe oben Seite 99) angenommen hatte, brachte er durch 
Unterrichtskurſe die Buchführung den Beamten der Kommunalkaffen näher. Im Jahre 
1928 mußten drei furſe mit 172 Teilnehmern abgehalten und 1930 und 1931 mit 
24 und 18 Teilnehmern wiederholt werden. Ferner wurde auch für die Rechnungs- 
beamten und andere Reamten der Rommunen die ihnen noch fehlende Fortbildungs- 
möglichkeit geſchaffen durch drei- bis ſechstägige бис[е in der Handhabung der Re- 
vifionstechnik und in der kaufmännifchen Buchführung, die [ehr viel Anklang fanden. 
Nachdem die Revifion der ommunalkaſſen den Sparkaſſenverbänden durch die Neu- 
regelung aus den Händen genommen worden wat [fiehe oben Seite 143), mußten leider 
diefe Fortbildungsmöglichkeiten für die Aommunalkaffen- und Rechnungsbeamten 
wegfallen. 


J. Beamtenfürforge 


Die Dienftverhältniffe der Sparkaffenbeamten und befonders ihre Beſoldung hat der 
Derband in den erften Jahrzehnten nicht zum Gegenftand befonderer Maßnahmen ge- 
macht. In den Berichten der Reviſoren und in der Berichterſtattung über fie in der Mit- 
gliederverſammlung wurde allerdings häufig geklagt über unzureichende Befetung 
der Sparkaffen mit Beamten, über die Schädigung der Sparkaffe durch den Austaufc 
in der Derwaltung nicht mehr geeigneter fräfte in die Kaffen, auch über die zu ſtarze 
fjeranziehung von ffilfskräften ftatt ausgebildeter Beamter. Dieſe Mißſtände ab- 
zuſtellen, wurde aber als Aufgabe des Gewährverbandes betrachtet. Der Derband 
lehnte 1904 fogar Ermittlungen über die Beſoldung der Sparkaffenbeamten ab als 
außerhalb feiner Aufgaben ftehend. Dies änderte fic) erft, als namentlich der биед 
und die Nachkriegszeit die Stellung beſonders der Sparkaſſenleiter weſentlich ver- 
ändert hatte. 

Als Sparkaffenleiter konnte fih der Rendant auch einer größeren Sparkaſſe vorher 
nicht anfehen. Die geiftige Leitung, in vielen Fällen auch die verwaltungstechnifche 
Leitung bis in kleine Einzelheiten, lag beim Aommunalverbandsleiter oder [einem 
Dezernenten. So wunderte fidh niemand, wenn 1899 ein Landrat fidh als „Direktor“ 
feiner Kreisfparkaffe bezeichnete und auch noch viel [pater die Rommunalverbands- 
leiter von fic) als den Leitern der Sparkaſſe ſprachen. Der Rendant hatte nur die Be- 
ſorgung der kaffentechnifchen Gefchäfte, wurde auch zu den Sitzungen des Derwaltungs- 
rats oder Kuratoriums der Sparkaſſe meiſtens nicht hinzugezogen. Sogar bei der 
großen Stadtſparkaſſe Breslau wurde der fjauptrendant erſt 1910 mit beratender 
Stimme zu den Sitzungen des Kuratoriums hinzugezogen. Erft als im Ariege auf der 
einen Seite die Gefhäfte der Sparkaffe (іф nach Umfang und Inhalt vervielfältigten 
(Ariegsanleihe, Derwahrung von Wertpapieren, Scheck-, Gito-, fontokorrentverkeht) 
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und techniſch verwickelten, auf der anderen Seite die Rommunalverbandsleiter durch 
die Gefchäfte der Kriegswirtfchaft voll in Яп(ргий) genommen wurden, entwickelte fidh 
die Stellung des Rendanten allmählich zu der eines mit eigener Derantwortung das 
Gefchäft der Sparkaffe leitenden Beamten. Die äußere und auch die innere fjebung der 
Stellung des Leiters trat in dem heiß umftrittenen Satzungsnachtrag von 1921 lliehe 
oben Seite 52) nach außen in krſcheinung, der als Jweck des Derbandes auch vorfah, 
die Ausbildung und Aebung der Stellung der Sparkaffenbeamten und öffentlichen 
Bankbeamten zu fördern und ferner vorfah, mindeſtens ein Drittel der Dorftands- 
fife aus ihren Reihen zu beſeſſen. An den Mitgliederverfammlungen des Derbandes 
hatten ſchon feit 1885 zahlreiche Sparkaffentendanten teils neben den Gewährverbands- 
leitern, teils allein für ihre Sparkaffe teilgenommen. Allerdings mußte noch 1927 feft- 
geſtellt werden, daß der Leiter einer Sparkaſſe auch nicht mit beratender Stimme ап 
den Sitzungen des Derwaltungsrats feiner Sparkaffe teilnehmen durfte; dies war je- 
doch eine bedauerliche Ausnahme. 

Die Mufterfatiung von 1927, $ 8, regelte die Stellung des Leiters [Rendanten, Direktors) 
der Sparkaffe dahin, daß er verantwortlich die laufenden Gefcäfte führt. Er nimmt 
an den Sitzungen des Derwaltungsrats mit beratender Stimme teil und kann durch 
beſondere Gefhäftsanweifung die Befugnis zur Gewährung kleinerer Fredite erhalten. 
Die Sparkaſſenreform von 1932 und die Muſterſatzung vom 26. Auguft 1932 hat die 
Derantwortung des Sparkaffenleiters bei der Gewährung von Krediten befonders 
herausgeftellt und ihm auch fonft eine Stellung eingeräumt, wie fie leitende Der- 
waltungsbeamte der gehobenen mittleren Laufbahn bisher auch nicht annähernd er- 
teichen konnten. 

Um die Befoldung der Sparkaffenbeamten fih zu kümmern, hatte der Derband nicht 
zu feinen Aufgaben gerechnet, da die Rommunalverbände diefe Frage als ausſchließ- 
liche Angelegenheit des Gewährverbandes betrachteten, in die fie fich nicht vom Spar- 
kaffenverbande hineinreden laffen wollten. Nur die Derbandstevifion mußte in ihren 
Berichten gelegentlich auf unzureichende Beſoldung von Beamten bei einzelnen Spar- 
kaffen hinweifen, wenn die Derwaltung der Sparkaffe offenſichtlich darunter litt. Fälle, 
wie der einer Gemeindefparkaffe in einer Gemeinde über 3000 Seelen, die 1917 ihren 
Rendanten mit 650 Mark und den Gegenbuchführer mit 540 Mark jährlich befoldete, 
waren glücklicherweiſe eine Abnormität. Als in der Inflationszeit die Gehälter mit der 
Geldentwertung nicht Schritt hielten, beſchloß der Derbandsvorftand 1920, von feinem 
früheren Standpunkt abzugehen und auf die Garantieverbände einzuwirken, daß dem 
Sparkaſſenbeamten eine angemeſſene Beſoldung gewährt werde. Erft im Jahre 1928 
ftellte der Verband gemeinfam mit den kommunalen Spitzenverbänden Richtlinien für 
die Befoldung von Sparkaffenleitern und zweiten Beamten auf, die jedoch bei den An- 
ftellungsbehörden und bei den Regierungsprafidenten nicht immer die gewünſchte Be- 
achtung fanden, obwohl die Beſoldungen namentlich in Niederſchleſten hinter denen in 
anderen Provinzen zurückſtanden. Die бейа 5 ен) des Jahres 1933 und die 
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Befoldungstidhtlinien des Preußiſchen Innenminifteriums vom 18. Januar 1934 haben 
entgegen den Dorſchlägen des Deutſchen Sparkaffen- und Giroverbandes die Be- 
foldung der Sparkaffenleiter und -beamten weiter ſo verſchlechtert, daß fie eine Gefahr 
für die gefunde Entwicklung des gefamten Sparkaffenwefens bilden, wie der Bericht 
des Deutfchen Sparkaſſen- und Giroverbandes hervorhebt. 


Teil IV: 
Statiftik 


Die nachfolgenden ſtatiſtiſchen Überfichten follen nur die vorangegangene Darftellung 
zahlenmäßig illuſtrieren; fie find, um den Lefer nicht durch ein umfangreiches Tabellen- 
werk zu verwirren, abſichtlich in einem engeren Rahmen gehalten. 

Die erſte Überſicht über die Entwicklung der ſchleſiſchen Sparkaffen 
1884—1935 läßt in den Jahlen der Einlagenbewegung erkennen, daß in Schleſien 
ebenſo wie in anderen Teilen Deutſchlands die бие der Spareinlagenbewegung 
nicht mit der allgemeinen Wirtſchaftskurve übereinſtimmt. Die Wirtſchaſtsſtockungen 
Anfang der neunziger Jahre und der Jahre 1907 und 1908 fpiegeln ſich allerdings 
auch in der Spareinlagenftatiftik, weniger durch vermehrte Abhebungsunruhe als 
durch eine gewiſſe Stagnation des Jugangs an neuen Einlagen; bei der Wirtfchafts- 
ſtockung 1901—1903 überſchneiden fidh jedoch die бисоеп. Für die Jahre der Geld- 
entwertung feit 1918 find zum Dergleich die Goldmarkbeträge, umgerechnet nach dem 
Dollarkurſe, beigefügt. Wenn auch die Kaufkraft der Mark nicht genau entsprechend 
dem Steigen des Dollarkurſes abgefunken ift, fo verdeutlichen doch die Dergleichs- 
zahlen, mit welcher Schnelligkeit Sparkapital und Sparmöglichkeit ſich verflüchtigten; 
die ſpäter eingetretene Aufwertungsmöglichkeit konnte hierbei natürlich nicht berück- 
ſichtigt werden. Die Jahlen feit 1931 zeigen die tiefe Wirkung der Bankenkrife von 
1931 und die raſche Erholung von dieſem ſchweren Schlage; bei den Beträgen des 
Beſamtſpareinlagenbeſtandes feit 1933 ift zu beachten, daß nunmehr die Aufwertungs- 
ſpareinlagen im Gefamtbetrage enthalten find. Der Gefamteinlagenbeftand Ende 1935 
entſpricht ziffernmäßig etwa dem von 1910 (nach fusſcheidung der Einlagen der 
infolge des Arieges verlorenen oberſchleſiſchen Sparkaſſen], bei Berückfichtigung der 
größeren fiaufkraft der Friedensmark etwa dem Beftande von 1905/06. 

Das Derhältnis der Einlagen auf Depofiten- und Girokonto zu den Spareinlagen hat 
Па) mit dem Wiederaufbau der Spareinlagen ſtändig zugunſten der letiteren ver- 
(hoben. Die Spareinlagen find aber heute erheblich beweglicher als früher. 1885 war 
der Prozentſaß der Abhebungen gegenüber dem Beftande des Dorjahrs zuzüglich 
Neueinlagen und Jinsgutſchriften etwa 18 Prozent, 1913 etwa 19,4 Prozent, 1935 da- 
gegen 29 Prozent. 

Bezüglich der Anlagen find, um das Bild zu vereinfachen, nur die vier wichtigſten, 
Realkredit, Perſonalkredit, Börperſchaſtskredit, Inhaberpapiere ohne Auffpaltung in 
Einzelheiten, aufgeführt. Das Derhältnis des Realkredits zur Wertpapieranlage ver- 
ſchiebt fic) von 1885 bis 1913 ftark zugunſten des Realkredits. Der Aörperfcafts- 
kredit fteigt von 6,6 Prozent der gefamten Einlagen im Jahre 1885 auf 15 Prozent 
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im Jahre 1913. In den Ariegsjahren tritt die Wertpapieranlage an erſte Stelle durch 
die friegsanleihezeichnung. Der Perſonalkredit ſpielt bis zur Inflation zahlenmäßig 
eine geringe Rolle; in der Inflation drängt er ſtark vor, da die Sparkaſſen mit ihm 
der Geldentwertung auszuweichen ſuchen, und ift auch in den erſten Deflationsjahren 
die beherrſchende Anlageform. Berückſichtigt man aber die Aufwertungsmöglichkeit 
der Realkredit- und Wertpapieranlage, fo verſchiebt fic) das Bild erheblich. Mit dem 
fortſchreitenden Wiederaufbau des Sparkapitals tritt in ſteigendem Maße der Real- 
kredit wieder in feine beherrſchende Stellung, die Anlage im Perſonalkredit geht ver- 
hältnismäßig und feit 1931 auch abfolut zurück, die Wertpapieranlage aber fteigt, 
beſonders im letzten Jahre durch die Mitwirkung der Sparkaffen bei der Unter- 
bringung der Reichsanleihen. Der Börperſchaftskredit, der 1930 noch 17,6 Prozent 
der Gefamteinlagen erfordert, geht unter dem Einfluß des Derbots, Rommunalkredit 
zu gewähren, bis 1935 auf 13,7 Prozent juriich. 

In den folgenden Überfichten ift der Stand der (hlefifhen Sparkaffen 
Ende 1935 dargeſtellt unter befonderer Berückſichtigung der Weſensmerkmale der 
Sparkaffen, die Kleinfparbeträge zu ſammeln und die Areditbedürfniffe der Rlein- 
und Mittelftandwirtfchaft zu betreuen. 

Die Überſicht über die Gliederung der Spareinlagen nach ihrer fjöhe 
ergibt, daß 75,81 Prozent der Sparkonten auf Einlagen bis zu 300 NM., 90,17 Prozent 
der Sparkonten auf Einlagen bis zu 1000 Rm. lauten. Die Durchſchnitts einlage (ein- 
ſchließlich der Aufwertungskonten) beträgt 333 AM. Die Sparkaffen find alfo ihrer 
Rufgabe, die kleinen Sparbeträge zu fammeln, treu geblieben und dienen damit der 
Gefamtwirtfcaft ohne Rückſicht auf die vermehrten Unkoften, die das Aleinfpar- 
geſchäft bedingt. 

Das gleiche Bild zeigen bei den Anlagen die Überfichten über die freditgewährung 
nach Areditnehmern und nach der Hohe der eingeräumten Aredite, Der Schwerpunkt 
liegt durchaus in der Gewährung von flein- und Mittelftandskredit. Der Durch- 
ſchnittsbetrag des einzelnen Aredits an die Privatwirtſchaft ift 2860 AM. Die Über- 
ſicht über die Sicherung der Privatkredite läßt nach alter Sparkaffengewohnheit die 
Realſicherheit beherrſchend hervortreten; Fauſtpfand, Bürgſchaft und Wechſel ſpielen 
als Sicherungsmittel eine verhältnismäßig geringe Rolle. 

Schon aus dieſen beſcheidenen ſtatiſtiſchen Zufammenftellungen ergibt fih, daß die 
ſchleſiſchen Sparkaſſen auch heute fich ihrer geſchichtlichen Aufgabe bewußt find, der 
heimiſchen Wirtſchaft ihres begrenzten Bezirks, damit aber in ihrer Gefamtheit der 
Wirtſchaft und dem Wohle des Dolkes und des Reiches zu dienen. 
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1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 


102 
105 
105 
107 
111 
118 
120 
124 
127 
127 
150 
151 
155 
154 
154 
156 
158 
158 
159 
145 
148 
149 
155 
162 
167 
115 
180 
184 
187 
189 
192 
195 
194 
194 
194 


Zugang 


Neue 


Einlagen 


45 381 
47 837 
52 982 
56 397 
64 507 
69 621 
69 005 
66 595 
68 544 
71 985 
82 279 
92 827 
94 939 
101 526 
109 174 
112 468 
109 658 
129 771 
156 628 
142 558 
151 996 
155 856 
168 632 
170 712 
171 357 
201 166 
210 822 
224 492 
237 220 
268 647 
211 944 
550 027 
519 415 
529 426 
158 590 


im Geſchäftsjahr 


Zinsgut⸗ 
ſchriften 


4 495 
4 848 
5 600 
5 449 
6071 
6 821 
7018 
1 550 
7 518 
8 126 
8 578 
9 348 
10 342 
10 490 
11 367 
12 321 
15 093 
14 072 
15 210 
16 224 
17 488 
18 520 
19 680 
20 843 
22 844 
25 205 
24 158 
26 465 
21 152 
29 514 
51 965 
51748 
51417 
54 791 
45 273 


ab- 


hebungen 


im 
Geſchäfts⸗ 


jahr 


57 525 
39 687 
42 419 
45 962 
48 025 
53 199 
59 859 
64 556 
67 922 
65 744 
67 243 
70 889 
11 141 
82 409 
88 817 
95 151 
101 396 
105 913 
115 225 
116 466 
125 218 
140 224 
143 251 
156 941 
168 014 
175 592 
185 211 
206 254 
254 254 
241 491 
211 955 
419 962 
382 925 
405 525 
481 292 


Tauſend Goldmark 


Beſtand 
am Ende 
des 
Geſchäfts⸗ 
jahres 


168 810 
181 808 
197 971 
213 855 
236 208 
259 451 
215 615 
284 802 
293 002 
507 367 
550 981 
562 267 
589 807 
419 414 
451 158 
482 796 
504 151 
542 021 
518 654 
620 950 
665 156 
699 288 
144 549 
118 965 
805 150 
854 107 
904 476 
949 177 
919 915 
1050 645 
1062 621 
1004 454 
1052 599 
1 191 291 
1511 862 
755 931 


Sonſtige 
Einlagen auf 
Depoſiten⸗ 


und 


Girokonten 


659 
650 
708 
972 
1494 
3 001 
7 526 
9 801 
25 337 
41 466 
20 733 


Die Entwicklung der ſchleſiſchen 


Spareinlagen 


Geſamt⸗ 


Einlagen⸗ 


beſtand 


Die Beträge ſind in Tauſend Mark 


168 810 
181 808 
197 971 
213 855 
236 208 
259 451 
215 615 
284 802 
295 002 
501 367 
550 981 
562 267 
589 807 
419 414 
451 158 
482 796 
504 151 
542 021 
518 654 
620 950 
665 156 
699 288 
144 549 
118 965 
805 150 
854 166 
905 106 
949 885 
980 887 
1 032 159 
1065 622 
1011 960 
1 042 200 
1216 628 
1555 528 
776 664 


Sparkaffen in den Jahren 1884—1935 


Die weſentlichſten Anlagen der Sparkaſſen: 
a : Í Zahl Zahl der 


Rüdlagen der Depoſiten⸗ u. 
Sparkonten | Girokonten 


Reale perſonal⸗ Körper- Inhaber⸗ 


Kredit Kredit plea papiere 


bzw. Tauſend Reichsmark angegeben 


84 509 8 494 11 080 19 021 15 559 511 748 = 

92 018 1 228 13 254 84 552 16 779 544 412 = 
100 109 1 159 17 056 88 460 19 452 514 982 = 
107 216 7 087 15 560 101 180 20 844 606 674 == 
112 488 1412 17 561 117 128 22 152 645 577 = 
121 898 1 590 18 116 150 410 25 577 688 840 = 
154 019 7 351 19 621 152 488 25 841 145 218 = 
143 842 7507 20 720 131 080 24 868 115 627 == 
155 757 7 179 22 220 150 655 26 998 797 426 = 
161 913 8 079 25 265 154 564 28 654 830 595 = 
170 082 9 260 27 112 147 316 30 975 873 879 = 
175 721 11 057 33 821 163 806 32 674 920 771 == 
187 300 10 271 41 451 176 202 55 863 965 092 = 
199 492 10 540 45 598 190 654 35 946 1 007 641 = 
217 750 12 487 49 810 198 629 36 428 1 055 574 — 
237 321 13 358 54 955 200 002 35 530 1 105 962 = 
254 665 15 305 60 243 201 445 37 556 1 155 195 = 
271 435 18 603 68 749 216 054 45 018 1 174 885 = 
291 158 14 512 74 590 254 016 48 882 1 213 518 = 
311 958 17 953 82 519 247 554 52 791 1 258 588 = 
335 923 16 554 90 741 264 058 55 666 1305 751 = 
559 280 17 995 96 256 269 116 58 625 1 345 540 == 
580 037 15 802 107 402 282 598 56 985 1 395 195 = 
402 924 16 759 114 670 280 462 52 544 1 442 812 = 
418 307 16 523 123 111 293 803 61 125 1 475 433 = 
438 567 18 207 127 903 515 990 62 999 1523 171 = 
469 293 18 839 132 013 555 703 65 307 1 576 265 = 
500 640 20 709 133 471 338 340 65 479 1 620 640 = 
526 193 20 622 145 387 532 641 61 683 1 646 206 — 
549 970 24 164 154 448 345 112 61591 1 705 055 = 
568 533 19 101 162 100 585 086 67 560 1749 104 = 
573 877 16 205 175 180 451 271 71 961 1 800 128 = 
572 238 15 184 171 614 523 918 70 952 1 874 394 — 
567 006 18 052 180 832 682 914 72 192 2 097 268 = 
553 604 213 359 901 192 11914 2 268 707 — 
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Zahl — аШЄн | Sonſtige 


Zugang аЬ: Beftand | Einlagen auf Geſamt⸗ 


Jahr ed im Geſchäftsjahr 2: Бий Depoſiten⸗ Einlagen: 
Neue Zinsgut- | Gefchafts- Geſchäfts⸗ Е und beſtand 
kaſſen Einlagen ſchriften far йг Girokonten Í 


Die Beträge find in Tauſend Mark 


19191) 1 115 392 53 182 | 831 827 | 1 845 680 65 321 1911 001 
Taujend Goldmart 191951 6793 198 744 

1920 1599675 | 58198 | 1 274 395 | 2229 158 154 695 | 2383 853 
Taujend Goldmart 138 208 9 591 147 799 

19213) 1915 288 68 700 | 1 623 061 | 2 492 301 315 779 2 808 080 
Taujend Goldmart 63 554 8 052 71 606 

1922 26 155 074 | 970 389 |15 911 726 |14 295 310 | 10 704 576 | 24 999 686 
Tauſend Goldmark 9 063 6736 15 849 

19237) 514 159 - 423576 | 150583 2392 594 | 2543 177 

Goldjparmk. | Rentenmart | Goldjparmarf 

12 819 | 2889 304 12 819 
Rentenmt. Rentenmark 

259 787 3 149 091 

19249) 176 60 752 938 37 923 24 396 42 387 66 783 
1925 178 136 563 3 819 84 091 80 687 45 758 126 445 
1926 179 194 439 6 625 123 088 158 663 63 943 222 606 
1927 178 249 226 9 619 175 990 241 518 69 343 310 861 
1928 176 323 701 16 475 222 580 359 114 76 426 435 540 
1929 177 355 311 23 077 286 351 451 151 73 999 525 150 
1930 175 371 631 25 532 322 642 525 672 89 586 615 258 
1931 174 335 435 29 075 384 473 505 709 71 900 577 609 
1932 173 303 136 19 838 308 622 520 061 68 580 588 641 
1933 157 399 669 18 473 295 503 | 642 7005) 74 160 716 860 
1934 146 367 691 22 526 544 158 | 688 7799) 74 670 763 449 
1935 141 340 499 21 309 303 545 141 0427) 85 151 850 195 


1) Ab 1919 Gberſchleſien ohne hultſchiner Ländchen (durch Sriedensvertrag von 
Derjailles auf die Tſchechoſlowakei übergegangen). 

2) Ab 1921 Oberjdlefien auch ohne Oſtoberſchleſien (nach der Abjtimmung 
an Polen gefallen). 

) Beträge in Billionen Papiermark. 

) 1924 Kreis- und Stadtſparkaſſe Srauftadt hinzugekommen (bisher Grenzmark 
Poſen-Weſtpreußen). 

5) einſchließlich rund TRM. 68 200 Aufwertungsipareinlagen, 

9) einſchließlich rund TRM. 59 800 Kufwertungsſpareinlagen. 

) einſchließlich rund TRM. 49 820 Aufwertungsſpareinlagen. 


Die weſentlichſten Anlagen der Sparkaſſen: 


Zahl Jahl der 
Rücklagen der Depoſiten⸗ u. 
Sparkonten | Girokonten 


Real⸗ Perſonal⸗ Körper- Inhaber⸗ 
in зөв | ale i 
te Kredit papiere 


bz w. Taufend Reichsmark angegeben 
i lU 2 —— 


529 498 80 852 342 046 792 551 75 007 2 556 951 = 
529 909 147 352 650 772 798 994 65 745 2 369 954 = 
535 713 190 059 809 922 844 286 69 508 2 246 485 = 


501 786 | 3 662 731 | 5 230 037 | 9 332 571 536 419 2 215 155 - 


15 600 | 1077 464 223 823 116 137 678 143 2 192 032 - 
Goldmark⸗Konten 2 120 


| 
Rentenmark⸗Konten 9 529 


568 56 571 1727 434 3 474 108 830 60 005 
4951 86 765 12 910 5 004 5 774 249 697 71 174 
24 452 95 754 20 801 34 844 12 063 410 463 81 355 
63 545 119 446 33 039 54 466 14 196 575 234 91 506 
102 902 150 161 62 652 69 495 17 154 113 559 91 773 
144 457 154 452 98 588 80 461 21 106 917 625 105 503 
174 763 137 182 108 441 105 726 19 806 1022 581 108 986 
192 176 119 148 118 505 115 760 23 228 1069 803 113 528 
193 224 108 721 122 118 107 594 26 905 1 127 150 117 887 
245 921 100 605 154 737 128 395 36 158 2 174 778%) 122 373 
282 705 98 751 115 233 166 911 46 157 1914 215°) 128 178 
298 232 97 194 115 911 214 661 56 400 1 944 82619) 142 992 


8) einſchließlich rund 959 000 Aufwertungsiparfonten 
9) einſchließlich rund 612 000 Aufwertungsiparfonten. 
10) einſchließlich rund 519 000 Aufwertungsfparfonten. 
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Sorderungen Jufammenftellung der Bilanzen der ſchleſiſchen 
RM. 
1. Kaffe, fremde Geldſorten und fällige Zins- und Dividendenſch eine 6 414 548 
2. Guthaben bei der Reichsbank, bei Noten- u. Abredn.-Banfen ſowie auf Poſtſcheckkto. 2 725 068 
3. Wechſel, Schecke und unverzinsliche Schatzanweiſungen 
a) Wechſel (darunter Einzugswechſel 389 360) . . . . ) 6 495 188 
b) Schatzwechſel u. unverzinsl. Schatzanweiſg. des Reichs u. der Länder] 32 562 783 
( en m 241 688 39 299 659 
4. Guthaben bei anderen innerhalb darüb. hinaus bis] nach mehr als Summe 
deutſchen Geldanſtalten 7 Tagen fällig | zu 3 Mon. fällig | 8 Monaten fällig 
a) eigene Girozentrale .| 63140391 | 19291558 | 19699074 | 102 131 023 
Li-Konto .. 49 109 744 
b) Sparkaſſeen 337 155 185 000 2 982 260 3 504 415 
с) Kommunalbanfen. . . . 757 500 80 000 — 837 500 
d) and. ö 4 850 708 1 950 000 6 552 079 13 332 787 
thonto . . 2936 043 
e) Privatbanken 142 166 162 685 304 849 
Summe 69 227 920 | 21 486 558 29 396 096 - 120 110 574 
5. Eigene Wertpapiere (davon aus der Aufwertung 23 937 242) 
" e 54 ae a ay ee 99 668 041 
b) Anleihen des eigenen Landes. ................ 13 277 609 
c) Anleihen der fonftigen Länddee e 2 901 282 
4 Schuldverſchreibungen des Umfchuldungsverbds. deutſcher Gemeinden] 30 314 661 
e jona iommunale Wertpapiere <. o a a a a noer n e ee 39 380 055 
топе Wertpapieren ао аә 29 119 205 | 214 660 853 
6. Langfriſtige Darlehen gegen Hypothet (dav. a. d. Aufwertg. 62840944) 
a) = landwirtfchaftlihe Grund ſtückk eke 64 126 785 
Drant dc Grunde. mm 255 089 263 
c) zinsloſe Zuſatzforderungen gemäß D. Ф. vom 27. 9. 1952. 602 669 297 818 717 
т. Darlehen (unt. Ausſchluß von 6, 8, 9 u. За) ыг ий Darlehen Summe 
(davon aus der Aufwertung 210 916) 
x. gegen börſengängige Wertpapiere 1 291 249 357 984 1 649 233 
b) gegen ſonſtige ſatzungsmäß. Sicherheit. 61070 648 | 22 996 540 | 84 067 188 
3 Бин: (ohne weit. Sicherheit) (ohne 4) 3 455 707 996 029 4 431 736 
d) an Genoſſenſchaften ($ 30 M. S.) 275 525 328 666 602 189 
Summe 66 071 127 | 24 679 219 90 750 346 
5 = an fonftige 
8. Darlehen an Sffentl-redjtl. | an ben аавын In ent Genen dg nn 
(dav. a. d. Aufwtg. 5023 187) 
rr 112 208 225 200 112 633 
b) Sonſtige kurzfr. Kredite. 3 041 908 477 745 468 068 3 987 721 
e) Cangfriſtige Darlehen 69 624 196 | 26 967 831 9 954 095 | 106 546 122 
Summe | 72778312 | 21445801 | 10422 363 = 110 646 476 
e 2.2 Ss sb ЦОЛ Се 5 235 059 
10esallıgesSinsforderungen . . . . a soe m Е 5 831 534 
M/ ee ТЭЭ. 2 674 539 
12. flufwertungsrechnung 
RN IEE уот от . ⁊ 938 458 
b) Härtefonds Forderung gegen den Ausgleichs ſtoce nn. 160 692 1099 150 
15. Gebäude, Grundſtücke und Einrichtungsgegenſtände 
5 Eigene Verwaltungs gebäude der Sparkaſ uu 6 236 532 
b) Sonſtige Gebäude und Grundftüde .............. 6 895 286 
fe 880 759 14 012 577 
TAL JECT CHOU ae / E T 1 844 265 
15. Beteiligung bei der eigenen Girozentrale und beim zuſtändigen Sparfaffenverband 2 913 030 
16. Poften der Rehnungsabgrenzung ...................-.-- 5 563 104 


Summe der Sorderungen | 921 659 499 


Sparkaffen für den 31. dejember 1935 verbindlichteiten 
: RM. 
1, Spareinlagen (davon aus der Aufwertung 47 856 202) 
a) mit Nee een Kun 8 
b) mit beſonders vereinbarter Kündigung 747 042 059 
. Depofiten, Giro- und Kontoforrenteinlagen 


a) innerhalb 7 Tagen fällig 
b) darüber hinaus bis zu 3 Monaten fällig 
°) nach mehr als 3 Monaten fällig 83 151 444 


„ Anleihen (für die Leihzins gezahlt wird) ſowie Verrechnungskonten 
gegenüber deutſchen Kreditinftituten: 


Gläubiger i 16 barüh. hinaus bis 13 
Í ? one Тв | au 8 ‘eon fallin ee at | Summe 
a) Reidsbantlombard . . . 55 500 100 55 700 
b) eigene Girozentrale 931 885 687 705 | 1639 588 
с) Sparfaffen 279 098 3 481 149 | 3760 247 
4) Kommunalbanten . . .| 1315987 — 1315 987 


69 569 82 417 151 986 
160 187 4 901 176 088 


a) bis f) Geldanftalten zuf.|__2 812 226 31100 | 4256270 | 7099596 


g) eigener Gewahrverband . — 1 676 214 1676 214 | 
h) andere öffentlich⸗ rechtliche 
Rörperſchaften 5 367 189 532 194 899 
g) und h) zuſammen 1865 746 [ 1871115 
i) ſonſtige Gläubiger. 55 859 21 125 | 159 469 | 216 455 


a) bis i) Gläubiger zuf.. .| 2 868 085 6 261 485 9 187 162 
432 108 


Durchlaufende Kredite 5 558 903 


. Aufwertungsrednung 
a) Ausgleidsitod 
b) Härtefonds 9 314 878 


. Riidjtellungen 12 711 765 


» Sicherheits- und ſonſtige Rücklagen 
8) geſetzliche Sicherheitsrücklage 
) sli Kursrüdlage 
onſtige Rücklagen 43 688 868 
» Poften der Rechnungsabgrenzung 2 484 563 
8 307 769 
921 659 499 


c 


Bürgſchafts(aval)verpflichtungen 5 550 802 
Verpflichtungen aus weitergegebenen Wechſeln 608 182 


Derfchiedene Statiftiken für Ende 1935 


Gliederung der Spareinlagen nach ihrer Hohe 


Konten der 
Geſamtzahl 

Einlagenbeſtand bis 20 Rmmʒaa—-ꝛ . 725 443 37,30 
über 20 RIK — 100 3888, 2727-72-12: 427 548 21,98 
„n eee. ЕСС 321 451 16,53 
И P 10105: С 279 296 14,36 
„ 1000 RM- 2 50000 N 202. 171 037 8,80 
„ 5000 RM. „ 20000RM.......... 18 632 0,96 
2 20000 RU. ЕСЕ 1419 0,07 


Summe: | 1 944 826 100,00 


Gliederung der Aredite nach Kreditnehmern 


Kredite : 
in laufender Sonftige 
Kredite Summe 
Schuldner Rechnung und (Darlehen) 
Wechſeldiskonten 
Poſten RM. Poſten RM. Poſten | RM. 
I. Privatwirtſchaft: 
a) Handwerker, 
Kleingewerbe . . . 9 652 14 748 000 | 16 648; 57 046 000 | 26 300) 71 794 000 
b) Kaufleute, händler, 
Gaſtwirte, verkehr. . 12 10724 386 000 | 12 383 72 740 000 24 490) 97 126 000 
с) Bauern u. Landwirte | 7 38612 766 000 | 29 957 61 214 000 | 37 343) 75 980 000 
d) Induſtrielle 
Unternehmungen .. 2306110 139 000 878| 10 452 000 3 184) 20 591 000 
e) Beamte, Angeftellte . | 7976| 2 871 000 | 11 710| 31594 000 | 19 686 34 465 000 
f) Arbeiter, Geſellen, 
Hausangeſtellte und 
ſonſt. Lohnempfänger | 1415 843000 | 9513| 17 859 000] 10928) 18 702 000 
g) Freie Berufe, Rentner] 1954| 5 447 000 | 5 185 23 826000] 7 159 27 273 000 
h) Genoffenfdjaften . . 225| 692 000 115| 16 485 000 936| 17 177 000 
i) Dereine, Stiftungen . 192| 573 000 489| 4 872 000 681| 5 445 000 
nige 1395| 3 648 000 | 6 144| 25 225 000 7539| 28 815 000 
Zwiſchenſumme . . | 44 606/74 113 000 | 93 620/321 313 000 | 138 226/395 426 000 
II. Offentliche Wirtſchaft: 
a) Garantieverband 
aa) Allgemeine Der- 
waltungszwecke 101| 2 747 000 978| 58 908 000 1079| 61 655 000 
bb) Gemeindebetriebe 
und 
Unternehmungen 35 822 000 372| 11 299 000 407| 12 121 000 
b) Andere Gemeinden u. 
Gemeindeverbände u. 
ſonſtige öffentliche 
Rörperſchaften 1944 762000 | 2458| 39 373 000| 2652| 40 135 000 
Geſamtſumme | 44 Ан 444 000 | 97 428/430 895 000 | 142 3641509 337 000 
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Gliederung der fredite 
an die Privatwirtſchaft nach ihrer Höhe 


Betrag 
RM. 


Kredite bis zu 6 048 000 
von 301 RM. bis 1000 RM 18 680 000 

„ 1001 Rm. 120 768 000 

„ 5001 Rm. 79 785 000 

„ 10001 RM. 64 564 000 

„ 20001 RM. 28 922 000 

über 76 661 000 


158 226 | 395 426 000 


Gliederung der Aredite 
an die Privatwirtſchaft nach ihrer Sicherung 


Betrag 
t 
Poften Rm. 


a) Cangfriftige Hupothekendarlehen 65 809 297 664 000 
b) 3inslofe Zuſatzforderungen gemäß Verordnung vom 

27. September 1932 3 004 568 000 
c) Sonſtige Kredite gegen Realdedung (Beſtellung von 

Sicherungshypothelen und Grundſchulden bzw. 

Verpfändung oder Abtretung von folden). . . . 65 156 000 
d) gegen Sauftpfand und Sicherungsübereignung . . 1 556 000 
e) gegen Bürgſchaft einſchl. Solawechſel mit Bürgſchaft 16 445 000 
f) Wechſeldiskontkredite gemäß $ 27 Hbſatz 4 Muſter⸗ 

6 519 000 
g) Ungedeckte Kredite an Genoſſenſchaften 

($ 30 Muſterſatzung) 298 000 
h) Ungedeckte Kredite gemäß $ 27 Hbſatz 2 der Muſter⸗ 

3 440 000 


3 138 226 395 426 000 


o se 


Mitgliedſparkaſſen 


Depoſiten⸗ 
Spar⸗ und 


einlagen Giro⸗ 


Name der Sparkaſſe { 
einlagen 


. Städtifche Sparkaſſe Bad Landeck. 
. Stadtſparkaſſe Bad Reinerz 

. Stadtſparkaſſe Bad Warmbrunn. . . . 
„ Stadtfpartaffe Bauerwitz 

. Stadtſparkaſſe Bernſtadt 

. Kreisſparkaſſe Beuthen (Oberſchleſ. . . 
„ Stadtſparkaſſe Beuthen а. d. . . . . 
„ Stadtſparkaſſe Beuthen (Oberſchleſ. ) 
„ Stadtſparkaſſe Bolkenhain 

. Kreisſparkaſſe des Landfreijes Breslau 
. Städtiſche Sparkaſſe Breslau 

. Kreisſparkaſſe Brieg 

. Städtifche Sparkaſſe Brieg 

. Spartaffe der Gemeinde Brodau : 
. Stadt- und Kreisſparkaſſe Bunzlau . . . 
. Kreisfpartaffe Coſel (Oberfhlef.). . . - 
. Stadtſparkaſſe Cofel (Oberſchleſ. . . . 
. Kreisſparkaſſe Falkenberg (Oberſchleſ.) 
Städtiſche Sparkaſſe Seftenberg . . . . 
. Kreis- und 5100 раа е 


Frankenſtein (54161). ...... 


. Kreis- und Stadtſparkaſſe Frauſtadt 2 
. Städtiſche Sparkaſſe Freiburg (Schlef.). . 
. Kreisſparkaſſe Freuſtadt (Riederſchleſ.). 
. Städt. Sparkaſſe Sreyftadt (Niederſchleſ.) 
. Stadtſparkaſſe Sriedeberg (Iſergeb.) 

. Kreisſparkaſſe Glatz 

„ Städtiſche Sparkaſſe Glatz 

. Kreisſparkaſſe Gleiwitz 

„ Stadtſparkaſſe Gleiwitz 

. Spartaffe des Landkreiſes Glogau 
. Stadtſparkaſſe Glogau 

. Kreisfpartaffe Goldberg (Schleſ. ). 
„Stadtſparkaſſe Goldberg (Schleſ.) 

. Stadtſparkaſſe Görlitz 

. Oberlaufiger Provinzialſparkaſſe Görlitz. 
. Stadtſparkaſſe Gottesberg 


Geſamt⸗ 
einlagen⸗ 


beſtand p 
31. 12. 3 


er 
5 


Name der Sparkaſſe 


. Städtiſche Sparkaſſe Greiffenberg 

. Kreis- und Stadtſparkaſſe Groß Strehlitz. 
. Kreis- u. Stadtſparkaſſe Groß Wartenberg 
. Kreisſparkaſſe Grottkau 

. Stadtſparkaſſe Grottkau 

. Kreisſparkaſſe Grünberg 

. Stadtſparkaſſe Grünberg 

. Kreisſparkaſſe Guhrau 

. Kreisſparkaſſe Guttentag 

. Kreis- und Stadtſparkaſſe Habelichwerdt. 
. Städtiſche Sparkaſſe Haynau 

. Stadtſparkaſſe Herrnſtadt 

. Stadtſparkaſſe Hindenburg (Gberſchleſ.) . 
„ Kreisſparkaſſe hirſchberg (Riefengeb.). . 
. Stadtſparkaſſe Hirſchberg (Riefengeb.). . 
. Kreis- und Stadtſparkaſſe Hoyerswerda . 
. Kreisſparkaſſe Jauer 

. Städtiſche Sparkaſſe Jauer 

. Stadtſparkaſſe Kanth 

. Stadtſparkaſſe Koßenau 

. Stadtſparkaſſe Krappitz (Oberſchleſ.) 

. Kreisſparkaſſe Kreuzburg (Oberſchleſ.) 

. Stadtſparkaſſe Kreuzburg (Oberſchleſ.) . 
. Städtiſche Sparkaſſe Lahn (Schleſ. ). 
. Kreisſparkaſſe Candeshut (Schleſ.))) 
. Stadtſparkaſſe Landeshut (54161) . . . 
. Stadtſparkaſſe Cangenbielau 

. Stadtſparkaſſe Cauban 

. Kreis- und Stadtſparkaſſe Leobſchütz . 
. Stadtſparkaſſe Cie bau 

. Stadtſparkaſſe Liebenthal 

. Kreisſparkaſſe Liegnitz 

. Städtiſche Sparkaſſe Ciegnitz 

. Stadtſparkaſſe Löwen 

. Städtiſche Sparkaſſe öwenberg 
. Kreisſparkaſſe Lüben 

. Städtiſche Sparkaſſe Lüben 

. Stadtſparkaſſe Markliſſa 

. Kreisſparkaſſe Militſch 

. Stadtſparkaſſe Militſch 


Spar⸗ 
einlagen 


TRM. 


2 278 
4 225 
2 047 
2 970 
1603 
3 445 
5 462 
4 188 
1679 
5 291 
5 558 
1415 
9 842 
6 588 
9512 
5 652 
5 669 
5 529 
1270 

974 
2 068 
7 368 
1193 

842 
3 271 
2 063 
2515 
6 070 


Depoſiten⸗ 
und 
Giro⸗ 
einlagen 


TRM. 


398 
1569 
268 
316 
200 
740 
116 
1 155 
459 
989 
564 
220 
1976 
432 
895 
618 
604 
819 
149 
129 
224 
1224 
272 
63 
418 
153 
598 
1 243 
121 
12 
1133 
142 
89 
408 
155 
365 
216 
438 
428 


Geſamt⸗ 
einlagen⸗ 
beſtand per 
31. 12. 35 


TRM. 


2676 
5 792 
2315 
3 286 
1803 
4 185 
6 258 
5 545 
2 158 
6 280 
6 102 
1693 
11818 
1 020 
10 407 
6 250 
6 273 
6 348 
1419 
1103 
2 292 
8592 . 
1465 
905 
5 689 
2 216 
2515 
6 668 
16 771 
848 
1196 
12 915 
12 647 
908 
5117 
2 555 
5 169 
1 158 
2 255 
5 429 


Depoſiten⸗ 
Spar⸗ und 
Name der Sparkaſſe einlagen Giro⸗ 
einlagen 


TRM. TRM. 


. Städtifhe Sparkaſſe Münſterberg 
„Stadtſparkaſſe Muskau 

. Kreisſparkaſſe Namslau 

. Stadtſparkaſſe Namslau 

. Stadtſparkaſſe Naumburg а. Queis. . . 
. Kreisſparkaſſe Neiſſe (Oberſchleſ.) : 
. Städtiihe Sparkaſſe Neiſſe (Oberſchleſ.). 
. Kreis- u. Stadtſparkaſſe Neumarkt (Schleſ.) 
. Stadtſparkaſſe Neurode 

„ Stadtſparkaſſe Neuſalz 

„Kreisſparkaſſe Neuftadt (Oberſchleſ. . . 
„Stadtſparkaſſe Neuſtadt (Oberſchleſ. . . 
„ Stadtſparkaſſe Neuftädtel (Schleſ.) 

„ Stadtſparkaſſe Niesky (Oberlauſitz ) 
. Städtifhe Sparkaſſe Nimptſch 

. Stadtſparkaſſe Oberglogau 

. Kreisſparkaſſe Oels 

. Stadtſparkaſſe Oels 

. Kreis- und Stadtſparkaſſe Ohlau 
. Kreisſparkaſſe Oppeln 

. Stadtſparkaſſe Oppeln 

„ 508 фе. Sparkaſſe Ottmahau . . . 

„ Städtiſche Sparkaſſe Parchwitz (5411) . 

. Sparkaſſe der Stadt Ра ф ан 

. Stadtſparkaſſe Peiskretſcham 
Gemeindeſparkaſſe Penzig (Oberlaufis) . 
. Sparkaſſe der Gemeinde Peterswaldau 
(Eulengeb.ü ) 
. Städtifhe Sparkaſſe pitſchen 
„Städtiſche Sparkaſſe Polkwitz 

. Stadtſparkaſſe Prausnitz 

. Kreisſparkaſſe Ratibor 

. Stadtſparkaſſe Ratibor 

. Gemeindeſparkaſſe Rauſcha (Oberlauſitz) 
. Kreisſparkaſſe Reichenbach (Eulengeb.) 
(einſchl. Kreisſparkaſſe Nimptſch 
in Liquidation) 

„Städtiſche Sparkaſſe Reichenbach (Eulen- 
gebirge) 

„Stadtſparkaſſe Reichenbach (Oberlauſitz) 


Geſamt⸗ 
einlagen⸗ 
beſtand per 
31. 12. 55 


TRM. 


Depofiten- | Geſamt⸗ 

Spar⸗ und einlagen⸗ 
Name der Sparkaſſe einlagen Giro⸗ beſtand per 
einlagen | 31. 12. 35 


TRM. TRM. 


. Kreisſparkaſſe Rojenberg (Oberſchleſ.) 
. Stadtſparkaſſe Roſenberg (Oberſchleſ.) 
. Kreis: und Stadtſparkaſſe 

Rothenburg (Laujib) 
. Stadtſparkaſſe Rothenburg (Oder 
. Stadtſparkaſſe Ruhland 
. Kreisſparkaſſe Sagan 
. Sparkaſſe der Stadt Sagan 
. Sparkaſſe der Stadt Schlawa (Schleſ.) 
Stadtſparkaſſe Schmiedeberg (Rfgb.) 
. Stadtſparkaſſe Schönau (Katzbach) 
„Kreisſparkaſſe Schweidnitz 
. Städtiſche Sparkaſſe Schweidnit . . . 
. Stadtſparkaſſe Seidenberg (Oberlaujiz) . 
. Stadtſparkaſſe Sprottau 
. Kreis- und Stadtſparkaſſe Strehlen (Schl.) 
Städtiſche Sparkaſſe Striegau 
Städtiſche Sparkaſſe Trachenberg 
. Kreisſparkaſſe Trebnitz 
. Stadtſparkaſſe Trebnitz 
. Kreisiparfafje Waldenburg 
„Städtiſche Sparkaſſe Waldenburg. 
. Städtiſche Sparkaſſe Wanſen 
„ Stadtſparkaſſe Weißwaſſer (Oberlauſitz). 
. Stadtſparkaſſe Winzig (Schleſ. ). 
. Kreisſparkaſſe Wohlau 
. Städtiſche Sparkaſſe Wohlau 
. Städtiihe Sparkaſſe Wünjchelburg . . . 
. 51098 фе. Sparkaſſe Ziegenhals . . . . 
„Stadtſparkaſſe Zobten am Berge 


Anhang 


Statut 


des Schleſiſchen Sparkaffen-Derbandes 
nach den Befclüffen des Sparkaffentages vam 21. februar 1885 


51 
Unter dem Namen „ZSchleſiſcher Sparkaffen-Derband” wird eine Dereinigung der 
öffentlichen Sparkaſſen Schleſiens, deren Statuten auf Grund des Sparkaffen- 
Reglements vom 12, Dezember 1838 genehmigt find, gebildet. 
Der Beitritt ift jederzeit geftattet. 

$2 
zweck des Derbandes ift, gemeinſame Maßnahmen zur Förderung des Sparkaffen- 
weſens anzuregen, zu beraten und in Ausführung zu bringen. 


$3 
Der Sitz des Verbandes ift Breslau. 

54 
Alljährlich findet eine Derfammlung der dem Derbande beigetretenen Sparkaffen zu 
Breslau nach vorangegangener ſchriftlicher Einladung feitens des Dorftandes unter 
Angabe der Tages-Ordnung ftatt. 

55 
Der Dorftand befteht aus fieben Mitgliedern, welche der Sparkaffen-Derwaltung an- 
zugehören haben, und wird in den alljährlich abzuhaltenden Derfammlungen auf je 
ein Jahr gewählt. 
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel oder durch Akklamation, wenn gegen letztere ein 
Widerſpruch nicht erhoben wird. 

$6 
Der Dorftand wählt aus feiner Mitte einen Dorſitzenden, einen Stellvertreter desſelben 
und einen Schriftführer. Derfelbe leitet die Gefchäfte nach einer von ihm ſelbſt feft- 
zuſetſenden Gefchäfts-Ordnung. 
Der Dorfitiende, deffen Stellvertreter und der Schriftführer müffen ihren Wohnſitz in 
Breslau haben. Ü 

$? 
Jede dem Derbande beigetretene Sparkaffe führt in den Derfammlungen eine Stimme. 


$8 
Die entftehenden бойёп werden auf die einzelnen Sparkaſſen nach Maßgabe der bei 
denfelben befindlichen Spar-Einlagen verteilt. 
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des Schlefifchen Sparkaffen- und Giraverbandes 


vom 29. April 1936 


$1 
Пате, Sitz, Rechtsnatur 


(1) Die öffentlichen Sparkaſſen in den Provinzen Niederfclefien und Oberſchleſien und 
im fireife Frauſtadt und ihre Gewährträger (Gemeinden und Gemeindeverbände) 
werden zu einem Derbande mit dem Namen 


vereinigt. „Schlefifher Sparkaffen- und Giroverband 


(2) Der Derband hat feinen Sit; in Breslau. Er befitit Rechtsfähigkeit durch ſtaatliche 
Verleihung und ift eine förperſchaft des öffentlichen Rechts. 


52 
Derbandsgebiet 


Die Tätigkeit des Verbandes erſtreckt fih auf die Provinzen Miederſchleſien und Ober- 
ſchleſien und den ßreis Frauſtadt. 


53 
Eintritt und Ausfceiden von Mitgliedern 


11) Eine im Derbandsgebiete neu entſtehende Sparkaſſe wird ebenſo wie ihr Gewähr- 
träger mit dem jeitpunkte der krrichtung der Sparkaffe Mitglied des Derbandes. Die 
Sparkaffe hat den für fie feftgefetiten Einzelanteil und einen Beitrag zu dem fonftigen 
Dermögen des Derbandes einzuzahlen. 


(2) Die Mitgliedſchaft erlifcht für die Sparkaſſe und ihren Gewährträger mit dem Feit- 
punkte der Auflöfung der Sparkaffe. An dem Überſchuſſe des laufenden Jahres 
nehmen die ausgeſchiedenen Sparkaſſen nicht teil. Die Anfprüdje und Derbindlich- 
keiten aus der bisherigen Mitgliedfcaft beſtimmen fih nach $ 6 Abf. 4 und $ 17 НЬ, 3. 
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54 
Aufgaben des Derbandes 
Der Derband hat im Rahmen diefer Satzung folgende Rufgaben zu erfüllen: 
1. Wahrnehmung allgemeinwirtfchaftlicher Gefichtspunkte im ſchleſiſchen Sparkaffen- 
wefen; 
Förderung der Mitgliedfparkaffen und Überwachung ihrer Entwicklung; 
. Unterrichtung und Beratung (einer Mitglieder in allen Sparkaffenangelegenheiten; 
. Rusbildung und Fortbildung von Sparkaffenbeamten und Sparkaffenangeftellten; 
„Schaffung einer Einrichtung zur Prüfung der Mitgliedfparkaffen; 


. Durchführung befonderer Maßnahmen, mit denen die Ruffichtsbehörde den Der- 
band betraut. 


m uw Se WwW N 


§5 
Beteiligungen des Verbandes 


(1) Der Verband ift berechtigt, fih im Intereſſe der Förderung feiner Mitglied- 
[parkaffen mit Juſtimmung der fufſichtsbehörde an Förperſchaften des öffentlichen 
Rechts zu beteiligen. 


(2) Gibt der Derband eine Beteiligung ganz oder teilweiſe auf, ſo kann er mit Ju- 
ſtimmung der Auffichtsbehörde die freiwerdenden Mittel an die Mitgliedſparkaſſen 
nach dem Perhältnis ihrer Einzelanteile zurückzahlen. 


56 
Stammkapital 


(1) Der Derband wird von feinen Mitgliedfparkaffen mit einem Stammkapital aus- 
geftattet, das aus dem bisherigen Stammkapital des Kommunalen Giroverbandes 
Niederfchlefien und dem nach Maßgabe des Abf. 2 aufzubringenden Anteile der ober- 
ſchleſiſchen Sparkaffen beſteht. 

(2) Die Einzelanteile am Stammkapital werden nach dem Derhältnis des in der ein- 
zelnen Sparkaffe bei Inkrafttreten diefer Satzung vorhandenen Gefamteinlagen- 
beftandes erſtmalig durch die Auffichtsbehörde feftgefett. Bei Erhöhungen des Stamm- 
kapitals ift der Tleufeftfehung der Einzelanteile jeweils der zum vorangegangenen 
Jahresende ausgewieſene Gefamteinlagenbeftand der einzelnen Sparkaſſen zugrunde 
zu legen. 

(3) Die fjöge der kinzelanteile kann entſprechend den Deränderungen der Einlagen- 
beftände in Abftänden von mindeſtens fünf Jahren für alle oder einzelne Sparkaffen 
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neu feſtgeſetzt werden. In dieſem Falle haben Sparkaſſen, deren Einzelanteil herauf- 
gefetit wird, die Verpflichtung zur Nachzahlung, Sparkaſſen, deren Einzelanteil herab- 
gefetit wird, Anfpruch auf Auszahlung des Unterſchiedbetrages zuzüglich des diefem 
Betrage entſprechenden Anteils am fonftigen Dermögen des Derbandes. 


(4) Rusfcheidende Sparkaffen können ihren Einzelanteil erft nach fünf Jahren zurück- 
fordern. Der Derband hat den Einzelanteil bis zur Auszahlung mit 4 v. fj. zu ver- 
jinfen; er kann ihn jederzeit zurückzahlen. Wird eine Mitgliedfparkaffe auf eine 
andere Mitgliedfparkaffe überführt, fo erhöht fic) deren Einzelanteil um den Einzel- 
anteil der übernommenen Sparkaffe. 


57 
Aufbringung der Mittel 


(1) Die dem Derbande aus feinen Beteiligungen zufließenden Erträge find zur Bildung 
der Sicherheitsrücklage und Derzinfung der Einzelanteile gemäß $ 16 beftimmt. Ift der 
Derband zur Deckung feiner Ausgaben aus den fonftigen Einnahmen nicht in der Lage, 
fo erhebt er von feinen Mitgliedfparkaffen nach dem Derhältnis ihrer Einzelanteile 
eine Umlage. 


(2) Für außerordentliche Jwecke kann mit Juſtimmung der Auffichtsbehörde der Ertrag 
der Rapitalbeteiligungen und das ſonſtige Dermögen des Derbandes herangezogen 
oder ein Darlehn aufgenommen werden. 


58 
Juſammenſetzung des Derbandsoorftandes 


(1) Dorfitiender des Verbands vorſtandes ift der Derbandsvorfteher. Als Mitglieder 
beftellt die Auffichtsbehörde elf ordentliche Mitglieder und deren Stellvertreter auf die 
Dauer von vier Jahren. Die Mitglieder verfehen ihr Amt ehrenamtlich. 


12) Sechs Mitglieder im Derbandsvorſtande müffen Dorſitzende, ſtellvertretende Vor- 
fitiende oder Mitglieder des Dorftandes von Mitgliedfparkaffen, fünf Mitglieder und 
deren Stellvertreter müſſen im Amte befindliche Leiter von Mitgliedfparkaffen fein. 
Mindeftens drei Mitglieder und deren Stellvertreter müffen ihren Wohnfit in Ober- 
ſchleſien haben. 


(3) Nach Ablauf der Amtszeit dauert die Mitgliedfhaft bis zum Eintritt der neu- 
beftellten Mitglieder fort. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, [o kann für den Reſt 
feiner Amtszeit eine Neubeftellung erfolgen. 

(4) Derliert ein Mitglied feine hauptamtliche Stellung oder ſcheidet die бёгрег| ай, 
bei der es tätig ift, aus dem Derbande aus, [о erlifcht die Mitgliedfchaft im Derbands- 
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vorſtande. In Zweifelsfällen entſcheidet endgültig die Rufſichtsbehörde. Dieſe kann 
Dorftandsmitglieder vorzeitig abberufen, wenn bei ihnen Umſtände eintreten, die nach 
$ 23 Abf.2 oder $ 24 der Deutſchen Gemeindeordnung die Derhängung einer Buße 
oder die Aberkennung des Bürgerrechts rechtfertigen würden. 
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Sitzungen des Verbands vorſtandes 


(1) Der Derbandsvorftand iſt vom Derbandsvorfteher einzuberufen, wenn er felbft, 
die Rufſichtsbehörde oder drei ordentliche Dorftandsmitglieder die Beſchlußfaſſung 
über einen beſtimmten Derhandlungsgegenftand für notwendig erachten. 
(2) Die Einberufung hat unter Mitteilung der Tagesordnung ZU erfolgen; fie foll fo 
rechtzeitig ergehen, daß fie den Mitgliedern [päteftens eine Woche vor der Sitzung zu- 
gegangen iſt. Wird dem Derbandsvorfteher die Behinderung eines ordentlichen Mit- 
gliedes bekannt, ſo hat er deſſen Stellvertreter einzuberufen. 
(3) Der Derbandsvorftand ift beſchlußfähig, wenn der Derbandsvorfteher oder deſſen 
Stellvertreter und mindeftens ſieben Dorftandsmitglieder anweſend find. Die Beſchlüſſe 
werden — vorbehaltlich der bei ſchriſtlicher Abftimmung erforderlichen Juſtimmung 
aller Mitglieder — mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Beſchlüſſe nach $ 10 Ziffer 1 
und s bedürfen einer Mehrheit von acht Stimmen. Die Dorftandsmitglieder haben ihre 
Stimme in eigener Derantwortung abzugeben; an Weiſungen find fie nicht gebunden. 
(4| Der Derbandsvorftand kann den Leiter der Revifionsftelle zu den Beratungen hin- 
zuziehen und den Direktoren der unter Beteiligung des Derbandes betriebenen öffent- 
lichen Bankanftalten ſowie — nach Maßgabe [einer Gefhäftsordnung — auch anderen 
Perfonen die Teilnahme an den Beratungen geftatten. 
(5) zugleich mit der Beſchlußfaſſung ift gegebenenfalls das Dorftandsmitglied zu be- 
ſtimmen, das die von dem Derbandsvorfteher abzugebenden Erklärungen gemäß $ 13 
Abl. 1 mitzeichnen foll. 
5 10 

Juſtändigkeit des Derbandsvorftandes 
Der Befchlußfaffung des Derbandsvorftandes find folgende Angelegenheiten vor- 
behalten: 


1. die Eingehung und Aufgabe einer Beteiligung пай $ 5 und die Berufung von Mit- 
gliedern in die Organe von förperſchaften, an denen der Verband beteiligt ift; 


2. die Seftfehung der Einzelanteile am Stammkapital, der zum fonftigen Derbands- 
vermögen zu leitenden Beiträge und der Anteile hieran nach $ 3 Abf. 1 und $ б 
Abf. 2 und 3; 
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. die Beftellung des ſtellvertretenden Derbandsvorſtehers gemäß $ 12 Abf. 3 und die 
Regelung der Jeichnungsbefugnis gemäß $ 13 Abf. 2; 

4. die Anftellung der Beamten und der nach Gruppe VII des PRT. oder höher befolde- 
ten Angeftellten im Rahmen des von der Rufſichtsbehörde genehmigten Stellenplans 
und nach den van ihr genehmigten Bedingungen; 

5. der Erlaß einer Ordnung über die Jahlung von Tagegeldern und Reifekoften; Be- 
ſchlüſſe dieſer Art bedürfen der Genehmigung der Auffichtsbehörde; 

5. der Erwerb, die Veräußerung und die Belaſtung von Grundftücen, die Übernahme 
van Bürgſchaften und die Aufnahme van Darlehen, ſoweit es fih nicht um ба[[еп- 
vorſchüſſe handelt; 

7. die Beratung des fjaushaltsplanes, Stellungnahme zu der Umlagenberechnung, die 
Dorprüfung der fjaushaltsrechnung, Beſtimmung über die Derwendung eines Über- 
ſchuſles, über eine Auszahlung nach 5 5 Abf. 2, die Deckung einer Ausgabe nach $ 7 
Abf. 2 oder die Wiedereinbringung eines Derluftes; 

8. die Änderung der Sakung, Auflöfung des Derbandes und Derteilung des nach be- 
endeter Liquidation verbleibenden Dermögens; 

9. alle fonftigen Angelegenheiten, die die Auffiditsbehörde dem Derbandsvorſtande 

zur Behandlung vorlegt. 


511 
Unterausfchüffe 

(1) Der Derbandsvorftand kann zur Dorbereitung oder Erledigung einmaliger oder 
laufender Angelegenheiten widerruflich Unterausfchüffe einſetzen, ihnen beftimmte Ruf- 
gaben übertragen und ihr Derfahren durch eine Geſchäſtsordnung regeln. 
(2) Der Derbandsvorſteher ift jederzeit berechtigt, den Dorfit; in den Unterausfchüffen 
ſelbſt zu übernehmen. 

512 


Derbandsvorfteher 


(1) Die führung des Derbandes, die Leitung des Gefhäftsbetriebs und die kntſcheidung 
in allen nicht ausdrücklich dem Derbandsvorſtande vorbehaltenen Angelegenheiten hot 
ein hauptamtlicher Derbands vorſteher. 

(2) Der Derbandsvorfteher wird von dem Reichs- und Preußiſchen Wirtſchaſtsminiſter 
auf die Dauer von lechs Jahren beſtellt. Er ift Dienſtvorgeletzter aller Beamten und An- 
geſtellten des Verbandes. 

(3) Der Derbandsoorftand kann aus feiner Mitte für die Dauer feiner Amtszeit einen 
ftellvertretenden Derbandsvorſteher beftellen, der bei Behinderung des ordentlichen 
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Derbandsvorftehers tätig zu werden hat. Auf ihn finden die Beftimmungen über den 
Derbandsvorfteher in gleicher Weife Anwendung. 


§ 13 
Jeichnungsbefugnis 


(1) Der Derbandsvorfteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich, in 
den durch $ 10 der Beſchlußfaſſung des Derbandsoorftandes vorbehaltenen Angelegen- 
heiten jedoch nur unter Juſtimmung eines Dorſtandsmitgliedes. 


(2) zur Dertretung des Derbandes in laufenden Angelegenheiten kann der Verbands- 
vorftand das Jeichnungsrecht anderweitig regeln. 
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Gefchäftsftelle 
Die laufenden Gefchäfte erledigt in Unterftühung des Derbandsvorftehers die Ge- 
ſchäftsſtelle. Der Leiter der Gefchäftsftelle nimmt als Schriftführer an den Dorftands- 
ſitzungen teil. 
$ 15 


Alaushaltsplan und Rechnungslegung 


(1) Der Derband ift zu [parfamer und wirtſchaftlicher баш 6 führung verpflichtet. 
er hat die Ceiſtungs fähigkeit feiner Mitglieder pfleglich zu behandeln und ſich auf 
ſolche Ausgaben zu beſchränken, die nach gewiffenhafter Prüfung zur kr füllung feiner 
gefetjlichen oder fatungsmäßigen Aufgaben erforderlich find. 


(2) Späteftens ſechs Wochen vor Beginn eines jeden Gefchaftsjahres legt der Derbands- 
vorſteher dem Derbandsvorftand einen den beftehenden Vorſchriften entſprechenden 
fjaushaltsplan und eine Berechnung für die in dem kommenden Gefchaftsjahre zu er- 
hebende Umlage vor. Nach der Beratung des Derbandsvorſtandes reicht der Verbands- 
vorſteher den fjaushaltsplan und die Umlageberechnung mit der Stellungnahme des 
Derbandsvorſtandes der Auffichtsbehörde zur Genehmigung ein. 


(3) Späteſtens ſechs Monate nach Beginn des Seſchäftsjahres beauftragt der Der- 
bandsvorfteher mit Zuftimmung der Auffichtsbehörde einen Bilanzprüfer mit der Prü- 
fung der kommenden fjaushaltsrechnung. Nach Abſchluß des Gefhäftsjahres läßt der 
Derbandsvorſteher unverzüglich eine den geſetlichen Dorſchriften entſprechende Haus- 
haltsrechnung und einen Jahresbericht über die Tätigkeit und Entwicklung des Der- 
bandes aufſtellen und dieſe nach Maßgabe der Derordnung vom 30. März 1933 
[RG Bl. I 5. 180) und der dazu ergangenen Ausführungsbeftimmungen prüfen. Den 
Prüfungsbericht und den Jahresbericht legt er dem Derbandsvorftande zur Dorprüfung 
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vor und reicht ihn alsdann mit deffen Stellungnahme der Rufſichtsbehörde zur Ge- 
nehmigung und Erteilung der Entlaftung ein. 

(4) Die fjaushaltsrechnung und der Jahresbericht find nach Genehmigung der Auffichts- 
behörde zu veröffentlichen. In alle Deröffentlichungen und Dervielfältigungen ift das 
abſchließende Prüfungsergebnis aufzunehmen. 


$ 16 


Derwendung des Überſchuſſes 

(1) Aus dem bei Abfchluß des Gefchäftsjahtes fih ergebenden Überfchuffe wird eine 
Sicherheitsrücklage gebildet. Bis fie die höhe von 10 v. б. des Stammkapitals erreicht 
hat, ift iht mindeftens ein Jehntel des jeweiligen Jahresüberſchuſſes zuzuführen. 

(2) Rus dem verbleibenden Betrage werden die von den Mitgliedern gemäß $ 17 
Abf. 2 aufgebrachten Beträge zurückerſtattet, alsdann die Einzelanteile der Mitglied- 
[parkaffen verzinft. 
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fjaftung 
(1) Für die Derbindlichkeiten des Verbandes haftet den Gläubigern allein der Der- 
band. 
(2) Der Derband kann einen auf andere Weiſe nicht zu deckenden Fehlbetrag nach dem 
Derhältnis der Einzelanteile der Mitgliedfparkaffen bis zur fjöhe des Stammkapitals 
von diefen, im übrigen von ihren Gewährträgern einfordern. Für uneinbringliche Be- 
träge haften die übrigen Mitglieder in der gleichen Weife. Die Inanſpruchnahme von 
Mitgliedfparkaffen darf auch bei wiederholter fjeranziehung die höhe ihres Einzel- 
anteils nicht überſteigen. 
(3) Rusſcheidende Mitglieder können für die vor ihrem fusſcheiden oder im Laufe des 
betreffenden Jahres entftandenen Derlufte bis zum Ablaufe des fünften Kalender- 
jahres nach ihrem Rusſcheiden in Anfprud; genommen werden. 


518 
Auflöfung des Verbandes 


(1) Die Auflöfung des Derbandes bedarf der Juſtimmung der Rufſichtsbehörde. Diefe 
ordnet die Liquidation des Derbandes an, falls nicht die oberſte Landesbehörde eine 
andere Derwertung des Dermögens im Intereffe des Sparkaffenwefens beſchließt. 


(2) Im Falle der Liquidation wird das verbleibende Dermögen nach Rücherſtattung 
etwaiger nach § 17 Abf. 2 aufgebrachter Beträge nach dem Derhältnis der Einzelanteile 
an die Mitgliedfparkaffen ausgeſchüttet. 
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5 19 
Staatsaufſicht 
(1) Die ſtaatliche Aufficht über den Derband führt der Oberpräfident in Breslau. 
(2) Der Auffichtsbehörde ftehen dem Derbande gegenüber die in $ 34 des Reichsgeſetzes 


über das Kreditwefen aufgeführten Befugniffe zu; fie kann diefe Befugniſſe ganz oder 
zum Teil auf einen Staatskommiſſar übertragen. 
(3) Die durch Maßnahmen der Auffichtsbehörde entftehenden befonderen Aoften trägt 


der Derband. 
520 


Inkrafttreten und finderung der Satzung 


(1) Die vorftehende Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1936 in Araft. Gleich- 
zeitig tritt die bisherige байилд des kommunalen Giroverbandes Nlieder[clefien, jett 
Schlefifchen Sparkaffen- und Giroverbandes, außer Araft. 


(2) Änderungen der Satzung bedürfen der Juſtimmung der Auffichtsbehörde. Sie find 
in dem Amtsblatte der Regierung in Breslau bekanntzumachen. 


(3) Die Auffihtsbehörde kann in befonderen Fällen Abweichungen von einzelnen Dor- 
ſchriften der Satzung geftatten. Jur Behebung offenbarer Mißſtände und zur Anpaffung 
an veränderte Umftände kann fie die Satzung in dem gebotenen Umfange ändern. 


§ 21 
Übergangsbeftimmungen 


(1) Für die Feſtſetzung des Einzelanteils der Städtifchen Sparkaffe zu Breslau пай $ 6 
Abl. 2 werden diefer die Einlagen der Städtifchen Bank zu Breslau hinzugerechnet. 


(2) Die bisher dem Derbande angehörenden Gemeinden und Gemeindeverbände, die 
nicht Gewährträger einer Sparkaffe find, ſcheiden mit Wirkung vom 31. Dezember 1955 
aus dem Derbande aus. Ihre An(pritche aus der bisherigen Mitgliedfchaft beſtimmen 
fich nach der bisherigen Satung. 
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